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210. Sitzung

Berlin, Donnerstag, den 30. Januar 2025

Beginn: 9.00 Uhr

Präsidentin Bärbel Bas:
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich wünsche Ihnen einen guten Morgen! 
Die Sitzung ist eröffnet. – Bitte nehmen Sie Platz.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir trauern um 
Stephanie Aeffner. Mit nur 48 Jahren ist unsere Kollegin 
plötzlich verstorben. In Gedanken sind wir bei ihren An-
gehörigen und Hinterbliebenen. 

„Behindertenpolitik ist Menschenrechtspolitik“, so 
lautete ihr Credo. Sie trat als Abgeordnete unablässig 
für eine inklusive und barrierefreie Gesellschaft ein, 
hier im Parlament, im Ausschuss für Arbeit und Soziales 
und in ihrem Wahlkreis Pforzheim. Für sie war – ich 
zitiere – nicht die Behinderung „das Problem, sondern 
die Welt mit Barrieren“.

Stephanie Aeffner wusste, wovon sie sprach. Sie war 
auf einen Rollstuhl angewiesen, als sie 2021 erstmals in 
den Deutschen Bundestag einzog. Davor kämpfte sie von 
2016 bis 2021 als Landesbehindertenbeauftragte in Ba-
den-Württemberg für die gleichberechtigte Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen. Sie wollte aber nicht auf 
diese eine Rolle reduziert werden. Ich zitiere: „… in ers-
ter Rolle bin ich Politikerin und nicht Frau mit Behin-
derung.“

Als studierte Sozialarbeiterin kannte sie die Nöte vieler 
Menschen. Ihr Herz schlug für die Menschen, die Solida-
rität besonders brauchten. Im Bundestag arbeitete sie an 
politischen Lösungen, um Armut in unserem Land zu 
bekämpfen. Sie engagierte sich für eine Gesellschaft, 
die die Würde aller Menschen achtet und die allen Men-
schen gleiche Rechte und Chancen gibt – manchmal un-
bequem, immer engagiert, couragiert und geradlinig.

Stephanie Aeffner wird uns fehlen.
Ich bitte Sie nun, sich von Ihren Plätzen zu erheben, 

um der verstorbenen Kollegin zu gedenken.

(Die Anwesenden erheben sich)

– Vielen Dank.
Die Sitzung ist für wenige Minuten unterbrochen.

(Unterbrechung von 9.03 bis 9.05 Uhr)

Präsidentin Bärbel Bas:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die unterbrochene 

Sitzung ist wieder eröffnet.

Bevor ich zur Tagesordnung komme, begrüße ich zwei 
neue Abgeordnete in unserer Mitte. Für den ausgeschie-
denen Kollegen Takis Mehmet Ali hat die Kollegin Lucia 
Schanbacher die Mitgliedschaft im Deutschen Bundes-
tag erlangt. 

(Beifall)

Für die verstorbene Kollegin Stephanie Aeffner hat der 
Kollege Johannes F. Kretschmann die Mitgliedschaft 
im Deutschen Bundestag erworben.

(Beifall)

Ihnen beiden: Willkommen und auf gute Zusammen-
arbeit!

Ich komme zur Tagesordnung. Interfraktionell ist 
vereinbart worden, als weiteren Zusatzpunkt die Sam-
melübersichten zu Petitionen auf den Drucksachen 20/ 
14745 bis 20/14762 bei den Ohne-Debatte-Punkten auf-
zusetzen. 

Bei den Ohne-Debatte-Punkten soll zudem ein Antrag 
der Fraktion der AfD zur Erfassung von Angriffen auf 
Gedenkstätten auf Drucksache 20/14738 aufgesetzt wer-
den.

Die zweite und dritte Beratung des Gesetzes für ein 
verlässliches Hilfesystem bei geschlechtsspezifischer 
und häuslicher Gewalt auf Drucksache 20/14025 sowie 
die Beschlussempfehlung zu einem Antrag der FDP- 
Fraktion auf Drucksache 20/14029 sollen in verbundener 
Beratung mit Zusatzpunkt 38 aufgesetzt werden.

Ich sehe dazu keinen Widerspruch. Dann verfahren wir 
so.
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Auf Verlangen der Fraktionen SPD und Bündnis 90/ 
Die Grünen findet heute nach den Wahlen eine Aktuelle 
Stunde mit dem Titel „Die Bundestagswahl effektiv vor 
ausländischer Einflussnahme schützen“ statt.

Außerdem werden folgende Tagesordnungspunkte 
abgesetzt: Tagesordnungspunkt 9 a, d und e; Tagesord-
nungspunkte 22 c bis einschließlich nnn; Tagesordnungs-
punkte 22 qqq bis einschließlich cccc; Tagesordnungs-
punkte 22 eeee bis einschließlich pppp; 
Zusatzpunkt 10 f; Zusatzpunkt 11 g bis einschließlich n; 
Zusatzpunkte 16 bis 18. 

Schließlich weise ich darauf hin, dass zu Tagesord-
nungspunkt 22 a kein Abschluss in den Ausschüssen 
erfolgt ist. Die Rechtsverordnung auf Drucksache 20/ 
13950 wird deshalb gemäß § 92 Satz 4 der Geschäfts-
ordnung anstelle der Beschlussempfehlung aufgerufen.

Ich rufe nun auf den Tagesordnungspunkt 6 sowie 
Zusatzpunkte 4 und 5: 

Abgabe einer Regierungserklärung durch den 
Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz 
Für eine neue wirtschaftliche Dynamik – Jah-
reswirtschaftsbericht 2025

ZP 4 Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Jahreswirtschaftsbericht 2025 der Bundes-
regierung

Drucksache 20/14740
Überweisungsvorschlag:  
Wirtschaftsausschuss (f) 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
Ausschuss für Tourismus 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Digitales 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Haushaltsausschuss

ZP 5 Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU 

Deutschland wieder nach vorne bringen – Für 
eine starke wirtschaftspolitische Agenda

Drucksache 20/14732
Überweisungsvorschlag:  
Wirtschaftsausschuss (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Rechtsausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Verkehrsausschuss 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen 
Haushaltsausschuss

Zu der Regierungserklärung liegt ein Entschließungs-
antrag der Fraktion der FDP vor.

Für die Aussprache im Anschluss an die Regierungs-
erklärung wurde eine Dauer von 68 Minuten beschlossen.

Das Wort zur Abgabe einer Regierungserklärung hat 
der Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz, Herr 
Dr. Robert Habeck.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Robert Habeck, Bundesminister für Wirtschaft 
und Klimaschutz:

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Guten Morgen! Der Jahreswirtschaftsbericht enthält ei-
nige Lichtblicke: Die Anlageinvestitionen stabilisieren 
sich, das Volumen der Baukredite steigt, die Zahl der 
Baugenehmigungen steigt auch, und – vielleicht das 
wichtigste Thema, das wir in den letzten drei Jahren 
immer wieder beredet haben – die Inflation ist gesunken. 
Sie liegt in diesem Jahr bei 2,2 Prozent – so ist es prog-
nostiziert –, und im nächsten Jahr wird dann die 2-Pro-
zent-Zielmarke mit 1,9 Prozent – in der Prognose – unter-
schritten. Das heißt, etwa zur Jahresmitte werden wir das 
EU-Ziel erreichen bzw. die 2-Prozent-Marke unterschrei-
ten. Das sagen auch die Prognosen der Bundesbank.

Allerdings dürfen diese Aufhellungen – so will ich sie 
nennen – oder Lichttupfer nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass Deutschland sich in einer schwierigen strukturellen 
Lage befindet. Die Lage ist nicht befriedigend, und das ist 
keine zyklische Konjunkturproblematik, sondern wir be-
finden uns in einer strukturellen Krise. Ich würde mit 
Blick auf die letzten Jahre – und damit meine ich nicht 
die letzten drei Jahre, sondern vielleicht die letzten zehn 
Jahre – sagen: Wir befinden uns in einer tiefen struktu-
rellen Krise.

Wir werden die Wachstumsprognose für dieses Jahr 
auf 0,3 Prozent absenken müssen; für das Jahr 2026 prog-
nostizieren wir dann 1,1 Prozent Wachstum. Vielleicht 
wichtiger als diese Zahlen – ich gehe gleich auf sie ein – 
ist, dass das Potenzialwachstum in den nächsten Jahren 
auf 0,4 Prozent fallen wird, und damit setzt sich eine 
Tendenz fort, die seit 10, 15 Jahren zu beobachten ist: 
dass die Wettbewerbsfähigkeit des Landes strukturell – 
strukturell! – abnimmt.

(Albrecht Glaser [AfD]: Das liegt am Euro! 
Weiß jeder! Schwach!)

Das heißt also, dass, selbst wenn die Menschen Vertrauen 
fassen würden, wenn die Verbraucherinnen und Verbrau-
cher wieder mehr Geld ausgeben würden, wenn eine Re-
gierung streitfrei agieren würde, wenn also alles so weit 
okay sein würde, die deutsche Wirtschaft nur noch ein 
Wachstumspotenzial von ungefähr einem halben Prozent-
punkt hätte.

Das liegt daran, dass die Standortbedingungen in den 
letzten Jahren, in den letzten zehn Jahren etwa,

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: … schlechter 
wurden! – Albrecht Glaser [AfD]: … ver-
schlechtert wurden!)

permanent schlechter geworden sind. Das hat viel mit 
einer optischen Täuschung zu tun, und wenn ich „opti-
sche Täuschung“ sage, dann meine ich das nicht verharm-
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losend. Das hat damit zu tun, dass wir geglaubt haben – 
und das „wir“ lasse ich jetzt erst mal neutral stehen –, 
dass wir unsere wirtschaftliche Kraft aus eigener Stärke 
generieren. Aber in Wahrheit war es das günstige Gas aus 
Russland

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Ach, das ist doch 
Unsinn!)

und die Annahme, dass China als Werkbank des Landes 
immer funktioniert und auch der gutwillige Markt ist, auf 
dem wir unsere Produkte verkaufen können.

Dabei ist übersehen worden, dass China eine aggres-
sive Politik betreibt, die dafür sorgt, dass China inzwi-
schen sehr erfolgreich nicht nur den eigenen Markt do-
miniert – E-Mobile in China –, sondern leistungsfähige, 
günstige Produkte auch auf die Weltmärkte bringt.

Schaut man jetzt zurück, sieht man, dass sowohl die 
öffentliche Seite wie auch die unternehmerische Seite in 
den letzten 10 bis 15 Jahren zu wenig innovativ gewesen 
ist. Das heißt, dass wir unseren Standort tatsächlich noch 
mal booten müssen, uns noch einmal neu erfinden müs-
sen.

Wenn wir über die konjunkturellen Krisen gesprochen 
haben, etwa nach Corona, haben wir immer den Auf-
schwung nach dem Abschwung gesehen, so auch in den 
letzten zwei Jahren. Und die politischen Debatten, auch 
in diesem Haus, haben sich im Kern darum gedreht, dass 
wir beispielsweise eine Energiepreisbremse einführen 
oder verlängern sollen oder einen Industriestrompreis 
einführen sollen.

Wir haben in den vielen wie Hagelschläge kommenden 
zyklischen Krisen, den Einbrüchen in der Konjunktur, 
nicht intensiv genug darüber diskutiert, wie wir unseren 
Standort insgesamt aufstellen. Da sind wir jetzt aber an-
gekommen. Und man muss es so klar sagen: Mit der 
Baukastenmethode, mit den Methoden der letzten 10, 
15 Jahre werden wir diese strukturelle Krise nicht lösen 
können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Denn sie sind ja die Ursache dafür, dass wir in diese 
strukturelle Krise hineingeraten sind.

Lassen Sie mich das an drei Beispielen deutlich ma-
chen, und ich wähle sie mit Absicht so, dass das nicht die 
üblichen Debattenpunkte sind.

Inzwischen sind in der Alterskohorte zwischen 20 und 
unter 35 Jahren fast 3 Millionen, rund 2,9 Millionen, 
junge Menschen ohne berufsqualifizierenden Abschluss. 
Die Problematik thematisieren wir auch im Jahreswirt-
schaftsbericht

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wer hat die denn 
reingelassen?)

Sie stehen praktisch dem Arbeitsmarkt nicht zur Ver-
fügung.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Nennt sich „Bür-
gergeld“!)

Das hat natürlich auch etwas mit dem hohen Anteil der 
Menschen, die nicht die deutsche Sprache als Mutterspra-
che sprechen, in den Schulen zu tun,

(Bernd Schattner [AfD]: Ich denke, das sind 
alles Fachkräfte!)

aber nicht nur, nein; denn auch in Deutschland Geborene 
verlieren systematisch an Qualifikation in der Bildung.

Und es ist nicht so, dass wir das Problem gelöst hätten – 
im Gegenteil: Im Moment ist es so, dass 13,1 Prozent der 
jungen Menschen zwischen 18 und 24 Jahren weder über 
einen beruflichen Abschluss nach der Hochschulreife 
verfügen und sich nicht in Aus- oder Weiterbildung be-
finden, also dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung ste-
hen. Das heißt, die Gruppe wächst auf. Mit 13,1 Prozent 
sind wir weit über dem europäischen Durchschnitt, der 
ungefähr bei 9,5 Prozent liegt. Und das – das muss man so 
sagen – hat möglicherweise dann doch etwas mit dem 
Bildungssystem zu tun und der Frage, ob unsere Schulen 
systematisch auf den Arbeitsmarkt, also auf die Berufs-
bildung hin qualifizieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

An der Stelle darf man fragen – und das meine ich mit den 
„Methoden der Vergangenheit“ –, ob es wirklich der 
Weisheit letzter Schluss ist, dass der Bund angesichts 
dieser Problematik, bei dem Arbeitsmarktpotenzial, das 
wir dort nicht erreichen – und ich rede jetzt nur von der 
ökonomische Seite; von den individuellen Schicksalen 
der Menschen, die ja dann aus der Schule quasi in den 
Niedriglohnsektor, in die Hilfsarbeit oder in die Arbeits-
losigkeit entlassen werden, mal ganz zu schweigen –, 
nicht direkt in die Bildungspolitik hineinfinanzieren darf. 
Das scheint mir nicht richtig zu sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Dorothee 
Bär [CDU/CSU]: Wer plakatiert denn, dass wir 
neue Kindergärten brauchen? Also, Ihre Pla-
kate stimmen ja hinten und vorne nicht!)

Wir machen natürlich viel. Wir haben mit dem Start-
chancen-Programm und dem KiTa-Qualitätsgesetz große 
Volumina geschnürt, um den frühkindlichen wie den 
schulischen Bildungsbereich zu unterstützen. Aber wir 
sind immer gezwungen, die Umwege zu gehen: Wir dür-
fen die Infrastruktur finanzieren, wir können die sozial-
pädagogische Arbeit finanzieren, aber nicht den wirk-
lichen Bildungsbereich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das will ich jetzt nur als ein Beispiel dafür aufrufen, dass 
die Antworten, die wir uns in der Vergangenheit gegeben 
haben, ein Problem jedenfalls nicht gelöst haben. Denn 
man wird ja wohl nicht bestreiten können – egal wie man 
auf den Föderalismus schaut –, dass da jetzt ein massives 
Problem ist, das nicht bearbeitet und nicht gelöst, sondern 
immer größer wird. Und wenn man das ignoriert, dann 
ignoriert man auch die Wirklichkeit dieser jungen Men-
schen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Zweites Beispiel, und das ist unabhängig von der Fra-
ge, ob irgendjemand glaubt, wir brauchen eine Halbleiter-
produktion in Europa, oder nicht: Wenn wir in Europa, 
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nicht nur in Deutschland, Unternehmen unterstützen – 
das gilt auch für mittelständische Unternehmen, bei-
spielsweise beim ZIM-Programm –, dann müssen wir 
das immer in Brüssel notifizieren lassen.

Die Logik in Europa ist, dass staatliche Gelder nicht im 
Wettbewerb mit staatlichen Geldern der Nachbarländer 
obsiegen dürfen. Das muss immer ein Level Playing 
Field sein, mit der Konsequenz, dass wir ungefähr drei 
Jahre, manchmal dann sogar vier Jahre brauchen, um eine 
politische Entscheidung umzusetzen. Erst muss ein Pro-
gramm in Brüssel notifiziert werden, dann muss das Pro-
gramm in nationales Recht umgesetzt werden, dann muss 
es noch mal in Brüssel notifiziert werden, dann wird mit 
dem Programm eine Ausschreibung durchgeführt, dann 
bewerben sich die Unternehmen, und dann wird verhan-
delt, ob die Leistungen, die die Unternehmen bekommen, 
richtig sind.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ja, ist vielleicht 
kein gutes System, oder?)

Das dauert dann drei, dreieinhalb Jahre. Sehr geehrte 
Damen und Herren, das ist nicht wettbewerbsfähig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Thorsten 
Frei [CDU/CSU]: Nee!)

Es ist europäische Hybris, so nach innen zu schauen.
Die Antwort darauf wäre meiner Ansicht nach ein 

schlankes, effizientes, bürokratiearmes Verfahren. Tax 
Credits, das die Amerikaner mit dem IRA eingeführt 
haben, kann uns als Methode hier Vorbild sein: Man 
investiert, man kriegt eine steuerliche Gutschrift, die 
man gegen die Steuer rechnen kann. Und wenn man ein 
junges Unternehmen ist, das noch keine Steuern zahlt, 
dann kriegt man das Geld zurück.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Damit bin ich bei dem dritten Punkt. Alleine das kön-
nen wir in Europa und in Deutschland nicht umsetzen, 
weil die fiskalpolitischen Regeln es uns nicht erlauben. 
Ein sehr erfolgreiches Investitionsprogramm durch Steu-
ergutschriften würde die Annahme, dass wir am Ende des 
Jahres einen ausgeglichenen Haushalt haben, zunichte-
machen. Das wissen Sie alle aus den Debatten, die wir 
haben.

Wir haben ja solche Versuche mit homöopathischen 
Maßnahmen unternommen, beispielsweise bei der For-
schungsförderung oder jetzt bei der Filmförderung, und 
wir haben auch über die Gamesförderung gesprochen. 
Aber das sind natürlich, wenn es gut läuft, dreistellige 
Millionenbeträge, und mehr kann der Finanzminister 
auch nicht abbilden. Stellen Sie sich vor, das wären drei-
stellige oder zweistellige Milliardenbeträge. Das würde 
den Haushalt sprengen.

Deswegen ist der dritte Punkt – den muss ich anspre-
chen –, den wir strukturell hinterfragen müssen,

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Klar, es kommt 
immer das Gleiche!)

die Rigidität der deutschen Schuldenbremse, die fiskal-
politischen Regeln der Vergangenheit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir haben in dem Jahreswirtschaftsbericht die Ana-
lysen der OECD, des IWF und auch der Bundesbank 
zugrunde gelegt. Deutschland hat in einer Phase, in der 
die Wirtschaft und die Bevölkerung, die Verbraucher-
innen und Verbraucher hart unter Druck standen, die Co-
rona-Kredite schneller als alle anderen vergleichbaren 
Länder – die G-7-Länder – getilgt und zurückgeführt.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Das ist die Verfas-
sung!)

Das heißt, dass wir in den letzten drei Jahren, über die 
man ja sagen muss, dass sie für die deutsche Volkswirt-
schaft und für die Bevölkerung eine besondere Zeit wa-
ren, fiskalpolitisch keine Wachstumsimpulse gesetzt ha-
ben – anders als andere Länder.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich rede nicht davon, 
dass wir die Schuldenbremse abschaffen. Ich rede nicht 
davon, dass wir grenzenlos Schulden machen. Der Ver-
weis auf Italien, Frankreich, meinetwegen auch die USA 
und Japan ist ja richtig. Deutschland ist ein Stabilitäts-
anker im Euroraum. Inzwischen sagen aber alle ökonomi-
schen Institute, die internationalen Institutionen – ich 
habe sie gerade aufgezählt – und selbst die Bundesbank: 
Wir müssen uns mehr Flexibilität, mehr Möglichkeiten 
geben und können nicht mit der strengen Regel einer 
Schuldenbremse, die noch aus den Nullerjahren stammt – 
aus einer anderen Zeit, als die Globalisierung wuchs,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

als wir uns keine Sorgen machen mussten, als es keinen 
Krieg in Europa gab –, die Zukunft gestalten.

Da hier immer auf die Bonität Deutschlands verwiesen 
wird, empfehle ich eine Studie von Moody’s – also einer 
Ratingagentur, sicherlich kein linker, grüner oder sozial-
demokratischer Thinktank –, worin ausgeführt wurde, 
dass die Bonität Deutschlands steigen könnte, wenn wir 
eine Flexibilität der Schuldenstandsquote zwischen 63 
und 69 Prozent, bezogen aufs BIP, erreichen und gleich-
zeitig die ökonomische Stärke durch begleitende Struk-
turreformen verbessern. Es ist also nicht richtig, sich auf 
die Argumente der Vergangenheit zu beziehen; die Öko-
nomie und die Wissenschaft stehen inzwischen völlig 
woanders.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Deswegen sage ich: Sowohl was den Föderalismus an-
geht – wir könnten auch noch über den Datenschutz re-
den – als auch was die europäischen Regeln und die 
fiskalpolitischen Regeln angeht, müssen wir die Regeln 
neu aufsetzen.

Das heißt auch, dass uns die Debattengegensätze aus 
der Vergangenheit, also aus den 90er-Jahren, eher nicht 
helfen. Dort wurde die ökonomische Debatte so auf-
gegleist, dass man sagte: Entweder die Angebotsseite 
muss besser werden, oder die Nachfrageseite muss besser 
werden.

(Zuruf des Abg. Jens Spahn [CDU/CSU])
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Das ist in Spurenelementen noch immer in der heutigen 
Debatte zu finden, aber es hilft nicht weiter. Wir müssen 
natürlich beides tun; das ist ja kein Gegensatz. Natürlich 
muss der Standort bürokratieärmer werden, und es muss 
schneller entschieden werden. Die Infrastruktur muss 
verbessert werden. Wir müssen sehen, dass Deutschland 
ein attraktives Investitionsumfeld hat. Aber wenn dem 
dann so ist, dann muss auch investiert werden, und 
zwar von der öffentlichen Seite: in die Infrastruktur, in 
die Brücken, in die Bahn, in die Digitalisierung, in die AI- 
Forschung, in die Forschung insgesamt, in die jungen 
Unternehmen.

(Zuruf von der AfD)

So, wie es unsinnig ist, zu sagen, dass alleine eine flexib-
lere, dynamischere Fiskalpolitik die Probleme löst, so 
unsinnig ist es, zu sagen, dass wir alleine angebotsseitig 
die Probleme lösen könnten. Das ist entspricht nicht der 
Wirklichkeit um uns herum.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Lassen Sie mich das in Maßnahmen übersetzen, die 
wir durchführen müssen:

Erstens. Ich sprach schon über Tax Credits. Das wäre 
aus steuerlicher Sicht wahrscheinlich der stärkste Anreiz, 
das Land sofort nach vorne zu bringen, indem wir den 
Unternehmen ein Incentive geben. Es ist ja so, dass wir 
die Absenkung der Wachstumszahlen vornehmen muss-
ten wegen der politischen Unsicherheit, die wir im Mo-
ment in Deutschland haben. Davor haben wir, habe ich 
immer gewarnt. Die Neuwahlphase führt dazu, dass die 
Unternehmen nicht wissen, was jetzt kommt und wie sich 
die Steuerpolitik, die Angebots- und die Nachfrageseite 
in Zukunft entwickeln werden.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Wir haben den Fi-
nanzminister nicht entlassen! Das war jemand 
anders!)

Aufgrund der Neuwahlen haben wir es auch nicht mehr 
geschafft, die Wachstumsinitiative vollständig umzuset-
zen. Die ist immerhin mit einem halben Prozentpunkt 
Wachstum prognostiziert gewesen. Zudem hat die US- 
Wahl ebenfalls Verunsicherung ausgelöst. Wenn wir ei-
nen entsprechenden Haushalt hätten, könnten wir diese 
Unsicherheit schnell überwinden, indem wir einen 
starken Wachstums- und Innovationsimpuls setzen, bei-
spielsweise durch steuerliche Abschreibungen, also Tax 
Credits.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Zweitens. Dieser Punkt hat viel mit der Unsicherheit 
zu tun: Wir müssen in jeder Rede und mit Blick auf den 
gestrigen Tag auch in jeder Abstimmung deutlich ma-
chen, dass wir eine Handelsnation sind, ein weltoffenes 
Land in einem geeinten Europa.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir werden das Potenzialwachstum nicht nur mit der 
Mobilisierung der hier in Deutschland lebenden, gar 
hier in Deutschland geborenen Menschen heben können, 
sondern wir sind auf Zuwanderung angewiesen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Sehr geehrte Damen und Herren, ich habe gestern er-
lebt – und Sie werden es wahrscheinlich selbst auch 
schon erlebt haben –, dass mir die Menschen aus den 
Unternehmen Nachrichten schicken und sagen: Wegen 
der – aus meiner Sicht fatalen – Entscheidung gestern, 
wegen des Signals, dass FDP, Union und AfD jetzt ge-
meinsam abstimmen, überlegen Menschen, die nicht 
Meier, Müller oder Habeck heißen, das Land zu verlas-
sen. Diese Entscheidung von gestern wird auch öko-
nomisch eine schlimme Schleifspur durch Deutschland 
ziehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Sie war auch ökonomisch ein Drama, weil – –

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Machen Sie doch 
Ihre Arbeit! – Zuruf der Abg. Dorothee Bär 
[CDU/CSU])

– Herr Frei, reden Sie mal mit den Leuten, die nicht 
„Frei“ heißen. Die Leute waren schon verunsichert, als 
Frau Klöckner twitterte: Man muss nicht die AfD wählen, 
um AfD-Politik zu bekommen. Das kriegt man auch von 
der Union.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Sie reden 
von Verunsicherung? Sie sind doch der Ver-
unsicherer!)

Sie sind erst recht verunsichert, wenn solche rhetorischen 
Signale gegeben werden wie von Friedrich Merz gestern, 
eine Abstimmung werde ja nicht falsch, wenn man mit 
den Falschen abstimmt. Das öffnet doch Tür und Tor für 
die AfD-Politik hier im Hause, und das registrieren die 
Leute.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Dr. Malte Kaufmann [AfD]: 
Sie sind doch ein Angstmacher!)

Sie wissen ganz genau, dass in den ostdeutschen Bundes-
ländern – wo Sie ja schon Einfluss auf die Politik haben 
und so stark sind – die Unternehmen große Schwierig-
keiten haben, Menschen aus anderen Ländern, aus Eu-
ropa zu bekommen. Sie schaden mit Ihrer Politik dem 
Wirtschaftsstandort Deutschland!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Zuruf von der AfD: Das 
ist Unsinn!)

Sie sollten sich gut überlegen, ob Sie mit den Kollegen 
dort gemeinsame Sache machen, jenseits von demokrati-
schen Fragen und Wortbrüchen. Das ist der Sargnagel für 
die deutsche Wirtschaft.

(Zuruf von der AfD: Die Rezession kommt 
doch von Ihnen!)
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– Ja, ja, glauben Sie mal weiter, dass es reicht, mit deut-
schen Arbeitskräften deutsche Produkte für den Markt in 
Deutschland herstellen zu können. Was Sie hier predigen, 
ist der Abstieg des Landes!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Zuruf der Abg. Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Drittens: Die Lohnnebenkosten steigen. Dort sind drin-
gend Lösungen gefordert; denn wir müssen die Arbeits-
produktivität hochhalten. Indem die Lohnnebenkosten 
immer weiter steigen, wird ein kontraintuitives Signal 
gesetzt. Die Infrastruktur muss auf Vordermann gebracht 
werden; sie ist nicht mehr wettbewerbsfähig. Ich wieder-
hole, was ich an verschiedenen Stellen bereits gesagt 
habe: Dass der Haushalt in den Jahren der Großen Koa-
lition ausgeglichen war, heißt nicht, dass keine Schulden 
gemacht wurden. Sie stehen nicht im Haushalt, aber sie 
sind überall im Land zu besichtigen: bei den verspäteten 
Bahnen, bei den bröselnden Brücken, bei den nicht sa-
nierten Schulen. Da sind die Schulden inzwischen auf-
gelaufen, und das rächt sich jetzt bitterlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen eine Bildungsoffensive, wir brauchen 
schnellere Entscheidungen. Ja, es ist auch richtig, dass 
die Prozesse der Genehmigung – ich sprach vorhin bei 
den Notifizierungen für die Tax Credits darüber; aber das 
gilt natürlich auch für alle anderen Sachen – zu kompli-
ziert geworden sind. Was man entscheiden kann, kann 
man schneller entscheiden. Dass das kein Hexenwerk 
ist, haben wir in dieser Regierung bewiesen; denn es 
gibt einen positiven Lichtblick: Uns hätte wahrscheinlich 
am Anfang der Legislaturperiode niemand zugetraut, 
dass wir den Ausbau der erneuerbaren Energien und des 
Stromnetzes – letzteres um den Faktor 5 – beschleunigen 
konnten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das haben wir getan, indem wir im Kern Bürokratie 
abgebaut und Genehmigungsverfahren schneller gemacht 
haben. Wir haben den schon vorhandenen beschleunigten 
Genehmigungsverfahren weitere hinzugefügt, zum Bei-
spiel bei Repowering oder beim Bau von Stromnetzen in 
genehmigten Trassen. So kam es dazu, dass bei den 
Stromnetzen die Geschwindigkeit erhöht wurde und die 
Zahl der genehmigten Trassenkilometer von 300 auf 
knapp 2 000 gestiegen ist und dass wir bei der Windkraft 
an Land für dieses Jahr über 15 Gigawatt Neugenehmi-
gungen erwarten, was etwa einer Verfünffachung der Alt-
maier-Zahlen entspricht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die erneuerbaren Energien sind umkämpft. Es ist ja 
nicht so, dass ganz Deutschland Stromnetze haben will. 
Alle würden sich wahrscheinlich freuen, wenn Bau-
genehmigungen schneller erstellt würden oder wenn Un-
ternehmensgründungen schneller und weniger bürokra-
tisch möglich wären. Das sind Dinge, bei denen 
niemand im Land etwas dagegen hat. Stromnetze da-
gegen sind umkämpft. Windkraftanlagen wollen jetzt 

alle gerne haben, weil wir unter anderem den Kommunen 
eine Möglichkeit gegeben haben, dadurch auch noch 
kommunale Gewinne für sich zu erzielen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich wurden über Windkraftanlagen schwierige De-
batten geführt. Wenn es aber gelingt, bei Stromnetzen, bei 
Windkraft, bei Wasserstoffnetzen, bei Gasnetzen usw. 
schnell nach vorne zu kommen, dann ist das natürlich 
auch bei allen anderen Sachen möglich.

Was wir brauchen, ist die Erkenntnis, dass wir uns neu 
erfinden müssen und dass wir das jetzt tun müssen. Sonst 
wird die Verführungskraft der autoritären Regime und der 
autoritären Akteure immer größer werden. Das, was 
China vormacht, und das, was Elon Musk verkörpert, 
ist, ökonomisch erfolgreich zu sein – aber nicht auf der 
Basis der Werte, die wir uns hier als Land gegeben haben. 
Das ist nicht the European Way of Life, das ist nicht die 
soziale Marktwirtschaft, sondern das ist die Entgrenzung, 
die Entfesselung von Macht. Das entspricht nicht den 
Spielregeln der Demokratie, die wir uns gegeben haben, 
wo wir Macht kontrollieren. Wenn wir das zurückweisen 
und dagegen nicht verlieren wollen, dann müssen wir in 
den nächsten vier Jahren zeigen, dass wir auf Basis un-
serer Werte – Klimaschutz, soziale Gerechtigkeit und 
Wahrung der persönlichen Rechte – genauso erfolgreich 
sind. Es gibt viel zu tun, aber: Geht nicht gibtʼs nicht!

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich eröffne die Aussprache. Zuerst hat das Wort für die 

CDU/CSU-Fraktion Jens Spahn.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jens Spahn (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Minister, dieser Jahreswirtschaftsbericht ist nach 
drei Jahren Ihre Abschlussbilanz. Also schauen wir mal 
genau hin: Die deutsche Industrie geht in die Krise, die 
Industrieproduktion ist massiv eingebrochen. Hundert-
tausende Arbeitsplätze in der Industrie sind verloren 
oder wackeln. Die Arbeitslosigkeit steigt beständig: Sie 
liegt bei fast 3 Millionen. So hoch war sie seit 15 Jahren, 
seit 2010 nicht mehr. Die Angst vor Arbeitslosigkeit 
kriecht in die deutschen Küchen und Wohnzimmer.

Sie fahren mit dem halben Kabinett nach Alzey, wenn 
ein Pharmaunternehmen dort 2 Milliarden Euro inves-
tiert, und feiern sich. Alles okay. Nur: Seit über zwei 
Jahren fließen jede Woche 2 Milliarden Euro an Investi-
tionen aus Deutschland ab. Wer kann, investiert im Aus-
land. Nie gab es weniger Vertrauen in den Standort 
Deutschland. Es wäre gut gewesen, wenn Sie hier zu 
diesem Thema etwas gesagt hätten

(Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hat er doch!)

und nicht nur zum Ausbau der Windenergie, Herr Wirt-
schaftsminister. Das wäre wichtig gewesen.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und des Abg. Dr. Malte Kauf-
mann [AfD] – Katharina Dröge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Immer wieder Fake 
News verbreiten! – Britta Haßelmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wenn man sich Gre-
nell zum Vorbild nimmt, dann wird man so wie 
Jens Spahn! Diese Entwicklung ist wirklich 
schlimm!)

Die deutsche Wirtschaft ist zwei Jahre in Folge ge-
schrumpft. Ich höre dann immer „Minuswachstum“. 
Nein, sie ist geschrumpft. Der Kuchen wird kleiner. Das 
ist keine statistische Zahl, Frau Haßelmann, das ist sehr 
konkret. Steuereinnahmen brechen weg. Es gibt Milliar-
dendefizite in der Sozialversicherung.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Am besten das Land düsterreden!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Wachstum ist die 
Voraussetzung für gute Löhne und bessere Renten. 
Wachstum ist die Voraussetzung für gute Schulen und 
neue Straßen.

(Zuruf der Abg. Katharina Dröge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wachstum ist die Voraussetzung für eine starke Polizei 
und eine bessere Luftabwehr. Und deswegen ist das 
Schrumpfen so fatal.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben die Grenzschließungen ver-
gessen!)

Sie haben, Herr Habeck, Deutschland und die Deutschen 
in Ihrer dreijährigen Amtszeit ärmer gemacht als jemals 
ein Wirtschaftsminister zuvor. Das ist Ihre Bilanz nach 
drei Jahren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP und der AfD)

Sie verweisen dann immer auf externe Faktoren: 
Krieg, Russland, China. Ja, klar haben diese Faktoren 
auch einen Einfluss. Aber wir sind das einzige Industrie-
land auf der Welt, dessen Wirtschaft schrumpft.

(Zuruf des Abg. Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Wir sind die einzige Volkswirtschaft in Europa, die 
schrumpft.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was ist denn Ihr Vorschlag?)

Unter den 30 größten Volkswirtschaften auf der Welt sind 
wir auf dem letzten Platz. Sie, Herr Minister, hätten es 
vielleicht eleganter ausgedrückt: Wir sind nicht die Letz-
ten, hinter uns kommt nur keiner mehr.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU – Anke Hennig [SPD]: Was für 
eine Arroganz!)

Aber das alles macht doch sehr deutlich: Unsere Pro-
bleme sind hausgemacht. Seit Sie regieren, wächst die 
Bürokratie mit jedem Gesetz.

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Zuruf von der AfD: Das war 
schon vorher so!)

Heizungsgesetz, Energieeffizienzgesetz: Berichtspflich-
ten überall.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Mach ruhig so weiter, Jens Spahn!)

Seit Sie regieren, steigen Abgaben und Steuern auf Re-
kordniveau. Ich weiß, Sie mögen das nicht gerne hören; 
aber das ist ja nun mal der Befund:

(Zuruf der Abg. Anke Hennig [SPD] – Weitere 
Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Seit Sie regieren, steigen Abgaben und Steuern auf Re-
kordniveau, wird Energie immer teurer, lohnt sich Leis-
tung immer weniger.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Malte Kaufmann [AfD])

Seit Sie regieren: Chaos, Streit, Verunsicherung. Der 
Wirtschafts- und der Finanzminister der drittgrößten 
Volkswirtschaft der Welt haben sich jeden Tag widerspro-
chen und damit dem Standort Deutschland geschadet.

Und was ist Ihre Antwort darauf? Alle sind schuld. Die 
Schuldenbremse ist schuld.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Die AfD ist 
schuld!)

Nur der Minister, der hat damit nichts zu tun. Nein, Herr 
Habeck, so einfach geht das nicht.

(Dr. Martin Rosemann [SPD]: Maskendeal! – 
Weiterer Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Masken!)

Sie schreiben mitten in der größten Wirtschaftskrise Bü-
cher; Herr Klingbeil hat darauf hingewiesen. Eines trägt 
den schönen Titel: „Den Bach rauf“. Herr Minister, das 
Buch mag gut sein – ich habe es noch nicht gelesen –; 
aber in der wirklichen Wirklichkeit ist es für die deutsche 
Wirtschaft, für Millionen Beschäftigte in Deutschland 
mit Ihnen nur in eine Richtung gegangen: dramatisch 
den Bach runter. Das ist die Bilanz nach drei Jahren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und des Abg. Dr. Malte Kauf-
mann [AfD])

Keine Bundesregierung hat jemals so viel Vertrauen 
verloren, so viel Frust erzeugt,

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie schaffen das in der Opposition deut-
lich besser!)

Populisten und Extreme links und rechts so stark werden 
lassen. Und ja, Herr Minister Habeck, Sie haben daran 
einen Anteil. Wer die Wirtschaft schwächt, stärkt die 
AfD.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wer mit der AfD abstimmt, stärkt die 
AfD!)

Wer Industriearbeiter um ihre Jobs fürchten lässt, stärkt 
die extreme Rechte.
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(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wer dem Gerechtigkeitsempfinden im Land mit dem so-
genannten Bürgergeld einen schweren Schlag versetzt, 
der macht die extreme Rechte stark.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Schauen Sie doch mal ins Ruhrgebiet, liebe Genossinnen 
und Genossen, wo Sie in den Arbeitervierteln verlieren. 
Ihre Politik, Ihr Bürgergeld, Ihre Politik der unkontrol-
lierten Migration führt dazu, dass im Ruhrgebiet die 
Wahlkreise von der SPD an die AfD gehen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Bettina Hagedorn [SPD])

Fragen Sie sich manchmal, warum das so ist?

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Scharfmacher in der CDU! – Britta 
Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wo ist denn Ihr Vorschlag?)

Und ich will noch hinzufügen: Es entbehrt nicht eines 
gewissen Zynismus, dass die beiden Parteien, die mit 
ihrer Politik in den letzten drei Jahren die AfD in den 
Umfragen verdoppelt haben,

(Zuruf der Abg. Anke Hennig [SPD])

dass die beiden Parteien, die mit ihrer Politik zu so viel 
Vertrauensverlust geführt haben wie noch nie eine Bun-
desregierung zuvor,

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo ist Ihr Vorschlag zur Wirtschafts-
politik?)

sich hier so empören. Das Entscheidende, Herr 
Mützenich, ist: Wenn Sie die „Lebensader der Demokra-
tie“, wie Sie heute Morgen sagten, erhalten wollen, dann 
muss die demokratische Mitte die Probleme im Land 
lösen. Das ist der einzige Weg, das zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Katharina Dröge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Die CDU hat die 
Mitte längst aufgegeben!)

Wenn man Olaf Scholz und Robert Habeck genau zu-
hört, fällt auf, dass ein Wort nie auftaucht: Das ist die 
Wettbewerbsfähigkeit.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Was Sie scheinbar nicht verstehen: Man kann Wachstum 
nicht herbeisubventionieren. All die Hunderte Milliarden 
Euro Schulden – –

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jens Spahn hat die Mitte längst verlas-
sen! – Gegenruf der Abg. Katharina Dröge 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: So ist das! – 
Weitere Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

– Der Befund tut weh, ich weiß. – Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, Sie können sich hier noch so viel aufregen, 
aber klar ist: In drei Jahren rot-grüner Ampel ist die 
extreme Rechte in Deutschland doppelt so stark gewor-
den.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Ja, genau!)

Fragen Sie sich manchmal, warum? Fragen Sie sich das?

(Beifall bei der CDU/CSU – Dorothee Bär 
[CDU/CSU]: Das fragen sie sich natürlich 
nicht! – Zurufe von der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie schaffen keine Politik des Wachstums. Sie wollen 
die Wettbewerbsfähigkeit nicht stärken. Sie glauben, man 
könne Wachstum herbeisubventionieren. Aber all die 
Schulden bringen nichts, wenn die Rahmenbedingungen 
nicht stimmen. Deswegen wollen wir Bürokratie abbau-
en, Berichtspflichten streichen, Arbeitszeit flexibilisie-
ren. Wir wollen Energiekosten senken – dauerhaft und 
strukturell. Wir wollen weniger Northvolt-Subventions-
löcher – es wäre übrigens gut, Herr Minister, wenn Sie 
den PwC-Bericht öffentlich machen würden, damit alle 
nachvollziehen können, was da passiert ist –

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und des Abg. Dr. Rainer Kraft 
[AfD])

und dafür günstigen Strom für alle. Das wird die neue 
Devise.

Nun hat ja der Herr Bundeskanzler letzte Woche eine 
besondere Volte hingelegt. Herr Scholz sagt plötzlich: 
Für die Erzeugung von klimaneutralem Wasserstoff sollte 
auch französischer Atomstrom genutzt werden.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Kein einziges Wort zur Wirtschaftspoli-
tik!)

Überlegen wir mal einen Moment: Rot-Grün schaltet 
mitten in der größten Energiekrise die Kernkraftwerke 
ab.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Acht Minuten Redezeit und kein Wort 
zur Wirtschaftspolitik!)

Als Ersatz sollen Gaskraftwerke gebaut und mit Wasser-
stoff betrieben werden. Und nun will der Kanzler Wasser-
stoff aus französischem Atomstrom teuer kaufen, den wir 
dann nutzen, um neu gebaute Gaskraftwerke zu befeuern, 
die wir ohne die Abschaltung der Kernkraftwerke gar 
nicht gebraucht hätten.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das ist die verrückteste Energiepolitik aller Zeiten, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Das versteht doch kein 
Mensch mehr.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP und der AfD)

Herr Minister, liebe Kolleginnen und Kollegen, Frau 
Präsidentin, wie heißt es in dem Jahreswirtschaftsbericht 
so schön: Es gebe Licht am Ende des Tunnels.
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(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wer hat die Gasspeicher verkauft? – 
Gegenruf von der FDP: Das war Gabriel!)

Ja, das Licht gibt es tatsächlich, und dieses Licht hat 
sogar einen Namen: Regierungswechsel. Dieses Licht 
hat ein Datum: den 23. Februar. Wir wollen und wir 
werden Deutschland wieder starkmachen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die SPD-Fraktion Lars 

Klingbeil.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Lars Klingbeil (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Lieber Kollege Spahn, was hätte ich mir gewünscht? 
Ein Wort der Selbstreflexion über viele Jahre der Regie-
rungsbeteiligung der Union,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – La-
chen bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Christian Dürr [FDP]: Für ein paar Monate 
war die SPD immerhin auch in der Bundes-
regierung!)

über die Verantwortung eines Gesundheitsministers 
Spahn, über andere, die in Verantwortung waren. All 
das spielt keine Rolle. Man merkt: Die Union ist im 
Wahlkampf

(Zuruf von der CDU/CSU: Und die SPD 
nicht?)

und versucht, hier Stimmung zu machen.
Ich wünsche mir, dass wir realistisch auf die Heraus-

forderungen blicken, vor denen wir stehen. Wir müssen 
nicht darum herumreden – der Minister hat es gesagt –: 
Wir befinden uns in wirtschaftlich schwierigen Zeiten.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wegen euch!)
Ich bin fest davon überzeugt: Die künftige Regierung 
muss die Frage der Wettbewerbsfähigkeit, des wirtschaft-
lichen Wachstums und der Sicherung von Arbeitsplätzen 
zur obersten Priorität der nächsten Legislatur machen. 
Das ist meine feste Überzeugung, und das kann ich für 
meine Fraktion, für meine Partei sagen: Das ist das Top-
thema, das wir angehen wollen.

(Beifall bei der SPD)
Das gilt übrigens erst recht in Zeiten, in denen Donald 

Trump zurück ist im Weißen Haus, in denen klar ist: Es 
wird abgezielt auf die europäische Wettbewerbsfähigkeit, 
auf die Industrie in Deutschland. Ich bin der festen Über-
zeugung: „Made in Germany“ wieder starkzumachen, ist 
die wichtigste Antwort auf Donald Trump. Und wir als 
Politik sollten uns darauf verabreden, dass wir das hinbe-
kommen und dass wir dafür wichtige Schritte gehen.

(Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])

Ich will hier aber auch sagen: Wichtig als Antwort auf 
Donald Trump ist auch ein starkes, handlungsfähiges Eu-
ropa.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Wir brauchen endlich die Vertiefung des Binnenmarktes. 
Wir brauchen die Kapitalmarktunion.

(Christian Dürr [FDP]: Die will Herr Habeck 
doch gerade aufgeben!)

Aber das Zeichen, das hier gestern in diesem Parlament 
gesetzt wurde, ist verheerend für die Geschlossenheit in 
Europa. Es waren große konservative Bundeskanzler wie 
Adenauer, Kohl, Merkel, die die europäische Einigung 
immer vorangetrieben haben, die dafür gesorgt haben, 
dass wir ein starkes Europa haben. Gerade in diesen Zei-
ten bräuchten wir das Signal eines starken Europas.

(Zuruf des Abg. Jens Spahn [CDU/CSU])

Aber das, was Sie hier gestern gemacht haben, ist ein 
Abriss für die europäische Einigung. Das verunsichert 
unsere Partner.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Das glauben Sie 
doch selbst nicht, was Sie da sagen, Herr 
Klingbeil!)

Das wird Europa spalten, und das schwächt uns gegen-
über den Amerikanern. Das haben Sie zu verantworten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Thorsten Frei [CDU/CSU]: 
Verkaufen Sie die Leute doch nicht für dumm!)

Wenn Sie sich aufregen, muss ich sagen: Ich hätte mir 
gewünscht, dass der Kollege Spahn hier mal erklärt, was 
denn das wirtschaftspolitische Konzept der Union ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Jens Spahn [CDU/CSU]: Bü-
rokratieabbau! Energiekosten runter! Steuern 
senken! – Weiterer Zuruf von der CDU/CSU)

Worin besteht das denn? Wenn man die Äußerungen mal 
zusammenlegt, dann nehme ich wahr, dass Herr Merz die 
Automobilindustrie zusammenbrechen lassen will, in-
dem er nicht mehr auf Elektromobilität setzt;

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Reden Sie doch 
nicht so einen Unsinn, Herr Klingbeil! – 
Thorsten Frei [CDU/CSU]: Sie haben die Prä-
mie doch abgeschafft! Sie waren das! Diese 
Regierung!)

dann nehme ich wahr, dass Herr Merz Windräder hässlich 
findet. Das ist doch keine Wirtschaftspolitik.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Thorsten Frei [CDU/CSU]: 
Lügen über Lügen! Unglaublich!)

Übrigens die nächste Möglichkeit zur Einigung mit der 
AfD: Frau Weidel hat ja gesagt, sie will die Windräder 
niederringen.

Und dann setzt sich Herr Merz hin und sagt den Kol-
leginnen und Kollegen in den Industriebetrieben: Ich 
glaube nicht an grünen Stahl.
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(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Herr Klingbeil, 
das ist gelogen, was Sie da erzählen! Das wis-
sen Sie auch!)

Die Frage ist doch nicht, woran man glaubt. Die Frage ist, 
woran man hart arbeitet.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Und ich wünsche mir, dass wir in der Politik alles tun, 
dass Energiepreise runtergehen, dass Bürokratie abge-
baut wird, dass wir Fachkräfte haben, dass investiert 
wird; aber wir in Deutschland müssen doch den Anspruch 
haben, dass der grüne Stahl aus Deutschland kommt, dass 
er hier produziert wird, dass wir nicht von China abhän-
gig sind. Das haben wir doch gelernt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Herr Merz, ich wünsche mir mehr Kraft von Ihnen, aber 
nicht, dass Sie den Industriearbeitern sagen: Ich glaube 
nicht an eure Zukunft hier in Deutschland.

(Andreas Mattfeldt [CDU/CSU]: So wenig 
Sachverstand, viel Meinung! Junge, Junge, 
Junge! Jetzt wird’s ja gefährlich!)

Ich will Ihnen den letzten Punkt nennen, um den es 
auch bei dieser Bundestagswahl geht: Wir brauchen 
mehr Investitionen. 500 Milliarden Dollar nehmen die 
Amerikaner in den nächsten vier Jahren in die Hand, 
um KI dort voranzubringen.

(Enrico Komning [AfD]: Ja, aber nicht aus 
Steuern!)

Und wir reden hier über die Schuldenbremse. Wie klein 
wollen wir uns eigentlich machen? Ich möchte, dass 
künstliche Intelligenz in Europa, in Deutschland ent-
wickelt wird.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ja, dafür brauchen 
Sie mehr Energie! – Christian Dürr [FDP]: Sie 
kennen nicht mal den Unterschied zwischen 
Staat und Privatwirtschaft!)

Ich möchte, dass wir dafür ein Umfeld schaffen. Ich 
möchte nicht, dass diese Tech-Milliardäre in den USA 
entscheiden, wie es mit der Digitalisierung weitergeht.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ja, wir haben doch 
keine!)

Es muss doch unser Anspruch sein, stark zu sein.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)
Und dafür muss investiert werden. Wir schlagen den 
Deutschlandfonds vor, wir schlagen einen „made in Ger-
many“-Bonus vor,

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Toll! Super euro-
päisch!)

um die deutsche Wirtschaft hier starkzumachen und dafür 
zu sorgen, dass investiert wird.

Und ich würde mich freuen, wenn die nachfolgenden 
Rednerinnen und Redner der Union mir einmal Folgen-
des erklären: Sie reißen mit Ihrem Programm eine Lücke 
von 100 Milliarden Euro jährlich in diesen Haushalt.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Stimmt doch gar 
nicht! Rechnen Sie halt selber nach!)

100 Milliarden Euro jährlich! Wo soll dieses Geld eigent-
lich weggenommen werden?

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Zuruf der Abg. Dorothee Bär 
[CDU/CSU])

Diese Frage müssen Sie den Wählerinnen und Wählern 
beantworten. Und Sie haben heute hier im Parlament eine 
Chance.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion 

Dr. Marco Buschmann.
(Beifall bei der FDP)

Dr. Marco Buschmann (FDP):
Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-

legen! Sehr geehrter Herr Minister für Wirtschaft und 
Klimaschutz! Die deutsche Wirtschaft ist im Jahr 2023 
nicht gewachsen, sondern geschrumpft. Die deutsche 
Wirtschaft ist im Jahr 2024 nicht gewachsen, sondern 
geschrumpft. Die Prognosen für das Jahr 2025 senken 
Sie auf ein formales Plus. Expertinnen und Experten 
aus der Wirtschaft und der Wissenschaft sagen: Wenn 
es am 23. Februar 2025 keinen klaren Richtungswechsel 
in der Wirtschaftspolitik dieses Landes gibt, dann wird 
auch die Bilanz des Jahres 2025 lauten, dass die deutsche 
Wirtschaft nicht gewachsen, sondern geschrumpft ist. 
Das wäre dann die längste Rezession in der Geschichte 
unseres Landes. Und das muss unbedingt verhindert wer-
den.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU – Zu-
ruf des Abg. Sebastian Roloff [SPD])

Wenn wir hier über Wirtschaftswachstum reden, dann 
wird viel über Zahlen gesprochen, und das klingt alles 
sehr technisch. Ich will einmal auf den Punkt bringen, 
dass die Sache viel größer ist als eine Frage von Technik 
oder nur von Zahlen. In einer Gesellschaft, in der die 
Wirtschaft nicht wächst, sondern schrumpft, müssen wir 
uns eine Frage stellen: Wie soll es eigentlich möglich 
sein, dass das Wirklichkeit wird, was sich 80, 90 Prozent 
der Menschen in diesem Land wünschen? Dass sie durch 
eigene Arbeit, durch eigenen Fleiß ihre eigene Lebens-
situation, die Lebenssituation ihrer Familie ein kleines 
Stückchen besser machen können, dass sie ihren kleinen 
„German Dream“ verwirklichen können, dass sie sich die 
Urlaubsreise, von der sie träumen, leisten können, viel-
leicht eines Tages eine Eigentumswohnung, um „My 
home is my castle.“ sagen zu können – wie wird das 
möglich in einer Gesellschaft, in der die Wirtschaft nicht 
wächst, sondern schrumpft?

Ich sage es Ihnen: In einer Gesellschaft, in der die 
Wirtschaft nicht wächst, kann der Einzelne sein kleines 
Stückchen vom Kuchen nur größer machen, wenn ein 
anderer Mensch etwas verliert.
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(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Warum haben Sie 
dann das Heizungsgesetz mit beschlossen?)

Und wenn die Wirtschaft schrumpft, dann ist es noch 
schlimmer, dann kann der einzelne Mensch seinen Traum 
für sich und seine Familie nicht nur nicht verwirklichen, 
sondern um den eigenen Lebensstandard nur zu halten, 
muss ein anderer Mensch etwas verlieren. Eine Gesell-
schaft, in der die Wirtschaft nicht wächst, sondern 
schrumpft, ist ein dunkler, kalter, unsozialer Ort. Da fängt 
man an, sich gegenseitig anzugiften, sich zu bezichtigen, 
nicht mehr miteinander zu argumentieren, sondern nur 
noch sich anzuschreien. Kurz: Es passiert all das, was 
wir gestern hier erlebt haben.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ja, zum Klima in unserer Gesellschaft tragen vielleicht 

auch die sozialen Medien etwas bei, vielleicht auch die 
Propaganda aus anderen Ländern; aber es trägt auch die 
Perspektivlosigkeit dazu bei, dass die Menschen sich fra-
gen: Wie kann ich endlich meinen Traum für mich und 
meine Kinder verwirklichen? Deshalb ist die Entschei-
dung für eine Politik, die dafür sorgt, dass die Wirtschaft 
aufhört zu schrumpfen, sondern endlich wieder wächst, 
nicht nur ökonomisch richtig. Eine Politik, die dafür 
sorgt, dass die Wirtschaft wieder wächst und nicht 
schrumpft, ist die beste Gesellschafts- und Sozialpolitik, 
die man für dieses Land machen kann, meine sehr geehr-
ten Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Buschmann, gestatten Sie eine Zwischenfrage 

oder Zwischenbemerkung aus der AfD-Fraktion?

Dr. Marco Buschmann (FDP):
Nein. – Wenn man jetzt die Frage stellt, wie man dafür 

sorgt, dass unsere Wirtschaft endlich aufhört zu schrump-
fen, sondern wieder anfängt zu wachsen, dann gibt es in 
Wahrheit nur zwei Konzepte.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das eine Konzept lautet: linke Wirtschaftspolitik. Die 
erkennt man seit vielen Jahrzehnten an den immer glei-
chen Zutaten: mehr Staatsausgaben, mehr Subventionen, 
finanziert durch höhere Steuern und mehr Schulden.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was sagen Sie der Bundesbank? Was 
sagen Sie allen Wirtschaftsforschungsinstitu-
ten? – Zuruf von der SPD: Reiche besteuern! 
Leute wie Sie!)

Was Robert Habeck hier gerade vorgetragen hat, war: 
mehr Staatsausgaben, mehr Subventionen. Was er hier 
nicht gesagt hat – das sagt er in Interviews –: im Zweifels-
fall durch höhere Steuern, durch – das hat er gesagt – 
höhere Schulden und, wie wir wissen, auch noch durch 
höhere Sozialversicherungsabgaben, im Zweifelsfall auf 
die Ersparnisse von kleinen Sparern. Das hat noch nie 
funktioniert.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Dass wir ein Strukturdefizit in Deutschland haben, ist 
ja eine neue Erkenntnis bei Ihnen. Im letzten Jahr, als wir 
noch Teil der Regierung waren und eine Analyse dazu 
vorgelegt haben, da wurde es noch als Provokation be-
zeichnet, diese Tatsache klar auszusprechen und ein Pro-
gramm zu formulieren, womit diese Strukturschwäche 
überwunden werden kann. Späte Einsicht ist besser als 
keine Einsicht; aber die Konsequenz ist einfach nur die 
alten abgestandenen Rezepte linker Wirtschaftspolitik. 
Die Antwort, die Sie formuliert haben, lautet tatsächlich: 
Wir geben den Bundesländern mehr Geld für ihre Auf-
gaben, wir verteilen mehr Subventionen und dann wird 
die Wirtschaft wachsen. – Das hat noch nie funktioniert, 
und es wird auch in Zukunft nicht funktionieren.

(Beifall bei der FDP – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Bis auf die 
FDP glaubt das niemand! – Zuruf des Abg. 
Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Was funktioniert, kann ich Ihnen sagen. Es hat nach 
dem Zweiten Weltkrieg funktioniert. Es hat nach der 
Wende 1982 funktioniert.

(Katharina Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich schätze dich ja als Jurist, aber öko-
nomisch ist das falsch, was du sagst!)

Es hat sogar mit der Agenda 2010, die eine rot-grüne 
Bundesregierung gemacht hat, funktioniert. Es hat selbst 
in Griechenland funktioniert nach den Strukturreformen, 
die dem Land – das muss man sagen – aufgedrängt wor-
den sind. Und es hat auch im Deutschland der 90er-Jahre 
funktioniert. Daran möchte ich erinnern.

Wir hatten schon einmal die Situation, dass wir glaub-
ten, unsere Autoindustrie sei am Ende – wegen der Kon-
kurrenz aus Asien, wegen der hohen Produktivitätsvor-
teile japanischer Produktion. Die Antwort damals war 
nicht: Wir als Politik schreiben mit immer mehr Büro-
kratie, Subventionsprogrammen und Staatsausgaben den 
Unternehmen vor, wie sie diesen Wettbewerb aufnehmen. 
Die Antwort war: weniger Steuern, weniger Bürokratie, 
mehr Vertrauen in das unternehmerische Know-how in 
den Betrieben.

Und wenn wir es in den 90er-Jahren geschafft haben, 
wenn wir es nach dem Zweiten Weltkrieg geschafft ha-
ben, wenn wir es nach 1982 geschafft haben

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Warum haben Sie 
es in den letzten drei Jahren nicht geschafft, ist 
doch die Frage! Ist doch unglaubwürdig!)

und wenn wir es mit der Agenda 2010 geschafft haben, 
dann ist klar: Dies ist der Weg, mit dem dieses großartige 
Land mit seinem Know-how, mit seinen gut ausgebilde-
ten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, mit seinen 
innovativen Betrieben es auch wieder schaffen kann. Ent-
fesseln wir die Kraft in diesem Land durch niedrigere 
Steuern, weniger Bürokratie und mehr Vertrauen in die 
Unternehmen! Dann werden wir sehen, dass Wirtschafts-
wachstum wieder zustande kommt.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Ingrid 
Pahlmann [CDU/CSU] – Stefan Schmidt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was für ein 
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Armutszeugnis! – Zuruf der Abg. Susanne 
Menge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Sven-Christian Kindler.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Sven-Christian Kindler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Es ist unbestritten, dass wir vor strukturellen 
Herausforderungen stehen. Aber, lieber Herr Spahn, ich 
hätte mir schon gewünscht, dass nach 16 Jahren CDU- 
geführter Regierung

(Zurufe von der CDU/CSU: Oah!)

Sie die Fragen von Bürokratie, maroden Brücken, der 
Abhängigkeit von russischem Gas und unserer Energie-
politik nicht allein bei dieser neuen Regierung verorten.

(Zurufe der Abg. Gunther Krichbaum [CDU/ 
CSU] und Jens Spahn [CDU/CSU])

Das ist wirklich unredlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Gunther 
Krichbaum [CDU/CSU]: Drei Jahre Ampel, 
drei Jahre Rezession!)

Herr Spahn, Herr Buschmann, unsere Volkswirtschaft 
ist exportorientiert. Wir leben vom weltweiten, vom euro-
päischen Handel. Und die größte Gefahr für unsere Wirt-
schaft ist das Schließen von Grenzen, ist die Spaltung in 
Europa, ist die Zerstörung des europäischen Binnen-
markts.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Sie haben gestern so ein Programm vorgelegt und be-
schlossen zusammen mit der AfD. Genau davor haben 
viele Menschen in Deutschland und Europa jetzt Angst.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Was ist denn Ihre 
Antwort? – Gegenruf der Abg. Katharina 
Dröge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nicht 
die Wirtschaft zu zerstören!)

Wenn ich mit Unternehmen rede, dann sagen sie, wel-
che Probleme sie haben und vor welchen Herausforde-
rungen sie stehen. Sie zählen viele Punkte auf, aber als 
Erstes sagen sie: Fachkräfte. Als Zweites sagen sie: Fach-
kräfte. Als Drittes sagen sie: Fachkräfte.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Thorsten 
Frei [CDU/CSU]: Da waren Sie aber schon 
lange nicht mehr in den Unternehmen!)

Die Nachricht, dass hier gestern CDU/CSU, AfD und 
FDP zusammen abgestimmt haben, ist um die ganze 
Welt gegangen – die ganze Welt! Viele Menschen aus 
dem Ausland, die sich überlegen, ob sie in Kanada, in 

Spanien oder in Deutschland arbeiten wollen, werden 
sich zwei- oder dreimal überlegen, ob sie das hier noch 
machen werden.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Die sind auch 
bisher nicht gekommen!)

Das ist Ihre Verantwortung, Herr Merz.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)
Was Sie von der CDU/CSU, der FDP und der AfD an 

Scheinlösungen in der Wirtschaftspolitik jetzt vorlegen,
(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Angstmacherei!)

sind vor allen Dingen massivste Steuersenkungen, allein 
100 Milliarden Euro bei der CDU/CSU – nicht gegen-
finanziert. Die Frage ist: Wie soll das gegenfinanziert 
werden? Wo soll dafür gekürzt werden? Und wer profi-
tiert davon? Die obersten 10 Prozent bzw. das oberste 
1 Prozent zu sehr großen Teilen. Ich sage Ihnen: Die 
Milliardäre in diesem Land noch reicher zu machen, das 
schafft keinen einzigen neuen Arbeitsplatz. Das ist ein-
fach unfair. Das ist unseriös.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Dorothee 
Bär [CDU/CSU]: Sich an den Reichen zu ver-
greifen, ist natürlich sinnvoll!)

Was Unternehmen in diesem Land brauchen, das sind 
Investitionen in eine funktionierende Infrastruktur. Was 
Unternehmen brauchen, das sind Investitionen in güns-
tigen sauberen Strom. Wir brauchen Investitionen in un-
sere Menschen, in Köpfe, in Bildung und Forschung, und 
wir brauchen Investitionen in eine Wirtschaft, die die 
Grenzen unseres Planeten achtet.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das alles – das ist völlig klar angesichts der riesigen 
Dimension – können wir nicht aus der Portokasse bezah-
len. Für mehr Investitionen brauchen wir eine Reform der 
Schuldenbremse.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist nach über 
15 Jahren im Deutschen Bundestag meine 150. Rede, 
und es ist meine letzte Rede – ohne Konfetti, ohne Kra-
watte, dafür mit sehr vielen Gefühlen. Mein Weg in den 
Bundestag war nicht vorgezeichnet. Ich bin der Erste in 
meiner Familie, der Abitur gemacht und studiert hat. Seit 
2009 bin ich Mitglied im Haushaltsausschuss, seit 2014 
Sprecher meiner Fraktion für Haushaltspolitik.

In der Opposition war es für mich eine große Freude, 
das parlamentarische Fragerecht sehr intensiv zu nutzen, 
auch zur Freude mancher Minister, wie ich weiß.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Wir haben mit meiner Fraktion in der Eurokrise die Bun-
desregierung in Karlsruhe verklagt, und das Bundesver-
fassungsgericht hat uns vollständig recht gegeben. Damit 
haben wir dauerhaft die Parlamentsrechte in diesem Ho-
hen Hause gestärkt.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Thomas Heilmann [CDU/ 
CSU])

Und in der Koalition habe ich mit meinen Kollegen 
von FDP und SPD in der schweren Energiekrise im Rah-
men der Strom- und Gaspreisbremse ein Boni- und Divi-
dendenverbot für Großunternehmen durchgesetzt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich war sehr, sehr gern Mitglied des Haushaltsaus-
schusses. Ich habe den Haushaltsausschuss als selbst-
bewusst und kritisch erlebt wie auch ein Parlament, das 
seine Aufgabe ernst nimmt, das die Aufgabe als Herz-
kammer dieser Demokratie ernst nimmt. Dafür wollte 
ich mich eigentlich heute bei den Kolleginnen und Kol-
legen aus den demokratischen Fraktionen bedanken. Ich 
sage „eigentlich“. Ich sage es ganz offen: Das fällt mir 
nach dieser historischen Entscheidung gestern sehr, sehr 
schwer. Erstmals seit 1949 gab es in diesem Hohen Hause 
eine eigenständige Mehrheit mit einer rechtsextremen 
Partei. Das hat mein Vertrauen erschüttert. Da ist etwas 
in mir zerbrochen. Da ist auch etwas in diesem Hohen 
Hause zerbrochen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Dr. Malte Kaufmann [AfD]: 
Überhaupt gar kein Verständnis von Demokra-
tie!)

Ich bin wütend, ich bin entsetzt, und ich bin traurig.
(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Trotzdem möchte ich mich für die Zusammenarbeit im 
Haushaltsausschuss bei den demokratischen Fraktionen 
bedanken

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Hören Sie doch 
auf mit dem Gerede von demokratischen Frak-
tionen!)

stellvertretend für die Fraktionen bei Dennis Rohde, bei 
Otto Fricke, bei Gesine Lötzsch und bei Helge Braun. Für 
die kollegiale Zusammenarbeit,

(Tino Chrupalla [AfD]: Ja, danke! Tschüs!)
für intensive Debatten, für legendäre Bereinigungssitzun-
gen vielen Dank!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Ein unwür-
diger Abgang!)

Ich habe zwei Kinder. Auch wenn ich versucht habe, 
viel für sie da zu sein: Den Großteil der Carearbeit hat 
meine Frau übernommen. Das ist nicht gerecht, und das 
will ich in Zukunft anders machen. Es schmerzt mich, so 
viel weg zu sein, so oft getrennt zu sein von der Familie. 
Das will ich nicht mehr. Ich will ein besserer Vater und 
ein besserer Partner sein. Davor habe ich Respekt, aber 
darauf freue ich mich auch sehr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und des Abg. Thomas Heilmann [CDU/ 
CSU])

Lassen Sie mich zum Abschluss noch etwas Persönli-
ches teilen. Ich habe in den letzten Tagen oft daran ge-
dacht, wann und wie ich eigentlich anfing, politisch zu 
denken. Ganz wichtig war dabei mein Opa.

(Bernd Schattner [AfD]: Die Frage ist: Wo sind 
Sie falsch abgebogen? – Gegenruf der Abg. 
Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Oh, meine Güte!)

– Hören Sie doch einfach mal zu!

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Hören Sie doch einfach mal zu bei einer wichtigen Rede 
hier!

Präsidentin Bärbel Bas:
Ein bisschen Anstand wäre auch sehr hilfreich.

(Beifall bei der SPD, beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Sven-Christian Kindler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Es geht nämlich jetzt um die deutsche Geschichte. 
Mein Opa war oder ist – er lebt zum Glück noch – zeit 
seines Lebens treuer CDU-Wähler gewesen, und wir hat-
ten sehr hitzige Debatten. Das hat mich auch geprägt. Er 
wird diesen Sommer 90 Jahre alt. Mit jedem seiner sieben 
Enkel hat er die KZ-Gedenkstätte in Bergen-Belsen be-
sucht. Das war ihm persönlich sehr wichtig, und dafür bin 
ich ihm sehr, sehr dankbar.

Für mich ist der Einsatz für diese Demokratie und 
dafür, dass sich die Shoah nie wiederholt, dass nichts 
Ähnliches passiert, Antrieb und Überzeugung. Darum 
bin ich hier. Und ich weiß, viele, viele Kolleginnen und 
Kollegen sind deswegen hier. Eine Antwort auf diesen 
Zivilisationsbruch ist das Grundgesetz mit dem Grund-
recht auf Asyl, ist ein vereintes demokratisches Europa 
und ist unsere wehrhafte Demokratie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Thomas 
Heilmann [CDU/CSU])

Präsidentin Bärbel Bas:
Sie müssen jetzt zum Schluss kommen, Herr Kindler.

Sven-Christian Kindler (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Ich möchte zum Abschied den Menschen Danke sagen, 
ohne die hier gar nichts läuft: unseren Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern. Danke den Saaldienern, den Protokol-
lantinnen und Protokollanten, den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern in den Fraktionen, in den Ministerien! 
Danke auch an mein Team: Stefan, Susann, Andie, 
Sabrina, Inga, Liam, Peer Lars, Ulrike, Jan, Henrika. 
Ohne unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter würde 
hier gar nichts laufen. Sie sind die Arbeiterinnen und 
Arbeiter im Maschinenraum der Demokratie. Dafür ge-
bührt ihnen großer, großer Dank.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, es war mir eine Ehre.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Die Abgeordneten des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN erheben 
sich)

Präsidentin Bärbel Bas:
Herr Kindler, auch ich möchte noch ein paar Worte 

sagen,
(Die Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN nehmen wieder Platz)
weil wir in den letzten Jahren auch bei Haushaltsberatun-
gen sehr intensiv zusammengearbeitet haben. Auch ich 
möchte mich für die immer faire, kollegiale Arbeit, die 
wir miteinander hatten, sehr bedanken. Ich wünsche 
Ihnen wirklich alles, alles Gute, auch für Ihre Familie 
und für all das, was Sie noch vorhaben. Im Namen des 
ganzen Hauses vielen Dank für Ihre Arbeit hier!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und des Abg. Thorsten Frei [CDU/CSU])

Jetzt hat das Wort für die AfD-Fraktion Leif-Erik 
Holm.

(Beifall bei der AfD)

Leif-Erik Holm (AfD):
Liebe Bürger! Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Wir reden heute über drei Jahre grüne Wirt-
schaftspolitik, drei lange quälende Jahre. Der neue Jah-
reswirtschaftsbericht gießt Ihre Bilanz, Herr Habeck, in 
Zahlen. Erneut mussten Sie die Wirtschaftserwartungen 
herunterschrauben. In der Herbstprognose lagen wir für 
2025 noch bei 1,1 Prozent. Jetzt erwarten Sie noch 
0,3 Prozent. Der BDI sieht sogar wieder ein Minus. Uns 
droht das dritte Rezessionsjahr in Folge. Das gab es noch 
nie im Nachkriegsdeutschland, und das liegt zuallererst 
an Ihrer wirtschaftsfeindlichen Politik, Herr Habeck.

(Beifall bei der AfD)
Vielleicht sollten Sie darüber nachdenken, den Wahlslo-
gan der Grünen noch zu ändern. „Zusammen wachsen“ 
passt nicht sehr gut; besser wäre „Zusammen schrump-
fen“.

Die Unternehmer schlagen Alarm und gehen auf die 
Straße – so gestern am Brandenburger Tor –, weil sie 
angesichts der immer größeren Lasten, die ihnen 
aufgebürdet werden, nicht mehr können, weil sie mitt-
lerweile Existenzangst haben. Sie sehen, dass es in der 
Weltwirtschaft läuft, aber nicht bei uns. 300 000 Industrie-
arbeitsplätze sind in den letzten drei Jahren verloren ge-
gangen. Unternehmen gehen ins Ausland oder pleite. Die 
Arbeitslosenzahlen steigen. Kapital wandert ab. Wir ver-
lieren den Anschluss. Während andere produzieren und 

wachsen, müssen unsere Betriebe Berichte für die Büro-
kratie schreiben. In Ihrem Wirtschaftsbericht aber lesen 
wir, es sei Licht am Ende des Tunnels. Nein, Herr 
Habeck, was da leuchtet, ist die Stopplampe auf dem 
Abstellgleis. Es wird nicht besser werden, es kann nicht 
besser werden, weil Sie mit Ihrer realitätsfernen Politik 
jeden Unternehmergeist ersticken. Sie zerstören unseren 
Wohlstand mit dem ideologischen Vorschlaghammer.

(Beifall bei der AfD)

Immer mehr Planwirtschaft für ein Transformations-
gespinst, das vorne und hinten nicht funktioniert, immer 
mehr Gängelung und Verbote -Heizungshammer, Ver-
brennerverbot – und jedes Jahr eine massive Teuerung 
durch immer höhere CO2-Abgaben. Öl, Gas, Sprit, alles 
wird ständig teurer. Die nächste Erhöhung für 2026 ist 
auch schon geplant. Wie lange soll das noch so gehen? 
Unser Land braucht endlich wieder Freiheit, die Freiheit, 
etwas anpacken zu können und dann auch etwas davon zu 
haben,

(Beifall bei der AfD)

nicht immer mehr Belastung, sondern endlich Entlastung: 
Runter mit den viel zu hohen Energiekosten, runter mit 
den Steuern, runter mit den Abgaben! Unsere Bürger und 
Unternehmen brauchen endlich wieder Luft zum Atmen.

(Beifall bei der AfD)

Aber worüber denkt Minister Habeck nach? Er denkt 
darüber nach, dass wir jetzt noch auf die private Alters-
vorsorge Krankenkassenbeiträge zahlen sollen. Hieß es 
denn nicht immer: „Legt selbst etwas Geld am Kapital-
markt an, weil die Rente immer knapper wird!“? Und 
dann kommt Herr Habeck um die Ecke und will da 
auch noch ran. Das ist doch alles nur noch Wahnsinn. 
Dabei sind die Kapitaleinkommen doch schon mit fast 
50 Prozent besteuert. Wir sind doch nicht Ihre Melkkühe. 
Jetzt muss mal Schluss sein mit dem Auspressen. 
Deutschland braucht keinen Raubritter Robert, sondern 
endlich wieder vernünftige Politik, eine vernünftige Re-
gierung, die die Menschen leben lässt. Genau dafür stel-
len wir uns am 23. Februar zur Wahl.

(Beifall bei der AfD)

Nein, die Grünen mit Robert Habeck dürfen nie wieder 
in die Regierung kommen. Bei der Bilanz müsste das 
eigentlich Konsens sein. Allerdings sehe ich da doch 
Zweifel, vor allen Dingen bei der Union, wenn Herr 
Merz sich Robert Habeck als Minister vorstellen kann.

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Wo haben Sie 
das denn her?)

Aber gut, die Aussage war wenigstens ehrlich, und jeder 
weiß: Wer im Februar von Merz träumt, für den heißt es 
dann „April, April!“. Wer Schwarz wählt, bekommt 
Grün, und das darf nicht sein.

(Beifall bei der AfD)

Wohin grüne Wirtschaftspolitik führt, haben wir in den 
vergangenen drei Jahren leidvoll erfahren müssen. Grün 
bedeutet Abstieg und Wohlstandsverlust. Deshalb ist 
klar: Die beste Garantie für Aufschwung und Wachstum 
ist eine starke AfD. Wir freuen uns, dass das auch der 
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bekannteste Unternehmer Elon Musk so sieht. Er hat 
wörtlich gesagt: Die AfD ist der letzte Funke Hoffnung 
für dieses Land. – Genau so ist es.

(Beifall bei der AfD – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist doch 
ein Witz! Sie sind der Sargnagel der Wirt-
schaft!“)

Deshalb, liebe Bürger: Machen Sie uns stark, damit 
Deutschland wieder stark wird!

Danke schön.
(Beifall bei der AfD – Britta Haßelmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie wollen 
doch aus der EU austreten! Erzählen Sie das 
den Bürgern mal!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Julia Klöckner.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Julia Klöckner (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Herr Minister! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Im vergangenen Jahr gab es 22 400 Unter-
nehmensinsolvenzen. Stündlich sind es drei Unterneh-
men, die insolvent gehen, und im Monat rund 7 000 Ar-
beitsplätze, die verloren gehen. Herr Habeck zieht durchs 
Land wie ein politischer Wanderprediger, aber Insolvenz-
zahlen, Arbeitslosenzahlen und Industrieabwanderung 
spielen für ihn keine Rolle; das ist ihm zu banal. Bei 
Ihnen geht es immer nur darum, die Demokratie zu retten; 
darunter geht es gar nicht. Sie sind kein Wirtschaftsminis-
ter. Sie sind jemand, der moralisierend durch dieses Land 
läuft, während andere Menschen ihre Arbeitsplätze ver-
lieren. Und das ist dramatisch für unser Land.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Zum Stichwort „Zahlen“. Herr Klingbeil – er ist schon 
wieder weg, weil er Wahlkampf machen muss; deshalb 
war das gerade auch ein Wahlkampfauftritt von ihm –

(Katja Mast [SPD]: Er ist noch da!)
warf uns vor, wir würden uns mit Zahlen nicht ausken-
nen. Das müssen wir uns von einer Fraktion, deren Haus-
halt verfassungswidrig war und vorm Bundesverfas-
sungsgericht gescheitert ist, nicht sagen lassen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir reden heute im Deutschen Bundestag über den 

Jahreswirtschaftsbericht.
(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir erwarten von Ihnen Vorschläge, 
was Sie bei der Wirtschaft machen wollen!)

Auf der Tagesordnung steht: Jahreswirtschaftsbericht. 
Der Jahreswirtschaftsbericht ist eine Bilanz, ein Zeugnis 
für die Wirtschaftspolitik eines Wirtschaftsministers und 
einer gesamten Bundesregierung.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Total schwach!)

– Darüber wollen Sie nicht reden; das ist mir klar, Frau 
Haßelmann.

(Britta Haßelmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie wollen ja auch nicht über Ihre Vor-
schläge reden!)

Sie wollen nicht darüber reden, weil Zahlen nicht mora-
lisch sind. Zwei und zwei sind vier.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: Zahlen lügen 
nicht!)

Egal ob Sie das fühlen oder nicht fühlen; es bleibt einfach 
so.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Jetzt kommen wir mal zu den Zahlen. Die Restampel 
musste mal wieder ihre Wachstumsprognose nach unten 
korrigieren. Dieses Nach-unten-Korrigieren ist ja ein 
Dauerzustand geworden. Wenn man hoch fliegt und ein 
grünes Wirtschaftswunder verspricht, wenn man brachial 
und radikal in kürzester Zeit eine feststehende Wirtschaft 
umbauen will und dann so krachend scheitert wie Herr 
Habeck, dann will man über Zahlen nicht reden; das ist 
mir klar. 2025 erwarten Sie nur noch ein Miniwachstum 
von 0,3 Prozent, prognostiziert haben Sie jüngst noch 
1,1 Prozent. Der Bericht ignoriert dabei im Übrigen die 
neuen Entwicklungen – die hätte man einbauen können –, 
Stichwort „USA“. Und da geht es ja nicht nur um die 
Zölle der Trump-Regierung, sondern auch darum, dass 
die Unternehmensteuer – Trump hat es angekündigt – 
von 21 auf 15 Prozent gesenkt werden soll. Stattdessen 
hören wir von den Grünen immer wieder die alte Leier, 
wir wollten Milliardäre und Millionäre entlasten, wenn 
wir Steuern senken wollen.

(Sven-Christian Kindler [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist ja die Wahrheit!)

Reden wir doch mal über den Mittelstand! Reden wir 
doch mal über die kleinen und mittleren Unternehmen, 
die ganz vielen Personen Arbeit und Ausbildung anbie-
ten! Sie halten nicht nur durch, sondern geben ihr privates 
Vermögen mit rein. Die Unternehmensteuer in Deutsch-
land liegt heute bei rund 29 Prozent; das EU-Mittel be-
trägt 21 Prozent. Wenn Herr Trump mit der Unterneh-
mensteuer auf 15 Prozent runtergeht, ist das die Hälfte 
der Unternehmensteuer, die in Deutschland gezahlt wird. 
Jetzt können Sie sagen: Das betrifft alles nur Reiche. – 
Nein, die stimmen mit den Füßen ab. Es geht bei jedem 
Arbeitsplatz, der verloren geht, um eine gesamte Familie, 
die vielleicht nicht so eine Versorgung wie wir hat. Da-
rum sollten Sie sich neben Ihren bewegenden Worten 
auch mal kümmern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Dr. Malte Kaufmann [AfD])

Schauen wir uns das weiter an: Rezession, und es ist 
die dritte in Folge. Das ist historisch. Herr Habeck, als Sie 
Ihr Amt angetreten haben, haben Sie von einer histori-
schen Aufgabe gesprochen. Ich glaube, die Bemerkungen 
in den Geschichtsbüchern zu Ihrer Wirtschaftspolitik 
werden sehr klar sein. Es ist historisch nämlich noch 
nie so gewesen, dass wir drei Jahre hintereinander eine 
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schrumpfende Wirtschaft hatten. Sie sprachen von 16 Jah-
ren Union. Wir hatten zehn Jahre hintereinander Wirt-
schaftswachstum.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vielleicht ist das auch mal interessant wahrzunehmen.
Gehen wir abseits der Prosa in Ihrem Bericht wieder zu 

den Zahlen.

(Dr. Sandra Detzer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Strukturreformen!)

– Zahlen tun weh, Frau Detzer, ich weiß. Von moralisch 
Aufgeladenem kann sich keiner ein Stück Brot kaufen. 
Ich will es Ihnen sagen: Wir brauchen schon noch Ar-
beitsplätze in diesem Land. – Die Unternehmensinvesti-
tionen sinken um 6,5 Prozent, die Kapitalabflüsse sind 
auf dem Höchststand – das steht in dem Bericht, über 
den Sie ja nicht reden wollen –, die Bauinvestitionen 
erleben ein Minus von 0,6 Prozent. Das Ziel waren ja 
400 000 Wohnungen mehr; das haben Sie weit verfehlt. 
Die Exporte verzeichnen ein Minus von 0,3 Prozent. Wei-
teres Ungemach droht aus den USA. Das Produktivitäts-
wachstum ist niedriger als in der EU. Wir haben die 
zweithöchste Belastung der Arbeitseinkommen: Der 
OECD-Durchschnitt beträgt 34,8 Prozent, bei uns sind 
es 47,9 Prozent. Wer da nicht handeln will, der ist unver-
antwortlich, der kümmert sich nicht um sein eigenes 
Land, der kümmert sich nicht um sein eigenes Volk.

Damit komme ich zur AfD. Das war ja echt witzig, was 
Sie jetzt hier losgelassen haben. Sie sind die Partei, die 
aus der EU raus will.

(Enrico Komning [AfD]: Das stimmt doch gar 
nicht, Frau Klöckner! Das ist doch gar nicht 
wahr!)

Sie sind die Partei, die aus dem Euro raus will.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Fake News! 
Stimmt alles gar nicht, Frau Klöckner! Alles 
unwahr!)

Sie sind die Partei, die aus dem NATO-Schutzbündnis 
raus will. Man merkt: Wer die AfD wählt, der schadet 
ja der eigenen, der deutschen Wirtschaft; denn jeder 
vierte Arbeitsplatz hängt vom Export ab, und Sie wollen 
den Export abwürgen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Dr. Malte Kaufmann [AfD]: 
Alles Lügen! Alles unwahr! Stimmt gar nicht! 
Lesen Sie mal unser Parteiprogramm! – Ge-
genruf der Abg. Dorothee Bär [CDU/CSU]: 
Kann man alles nachlesen!)

Mit Ihnen ist überhaupt kein Staat, kein Land, nichts zu 
machen.

Ich sage sehr klar, was wir brauchen: Runter mit den 
Unternehmensteuern, damit der Wettbewerb hier wieder 
agil und stabil ist! Runter mit der hohen Belastung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern! Runter mit 
Bürokratiefetischismus und auch mit der Regulierungs-
dichte! Wir sagen sehr klar: Flexibilisierung bei den Ar-
beitszeiten! Wir wollen den Leuten Spaß am Arbeiten 

machen. Fleiß gehört dazu. Aber das Arbeiten muss 
sich auch lohnen und nicht Nichtstun wie durch das Bür-
gergeld, das Mantra der SPD.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die Bundesregierung der 

Bundesminister für Arbeit und Soziales, Hubertus Heil.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Hubertus Heil, Bundesminister für Arbeit und Sozia-
les:

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir leben in stürmischen Zeiten. Das trifft uns als offene 
Volkswirtschaft, als exportstarkes Land besonders. Des-
halb ist das Wichtigste, wenn wir die wirtschaftliche Dy-
namik in diesem Land starkmachen wollen, wenn wir sie 
wiederbeleben wollen, dass wir für offene Märkte kämp-
fen – auch weltweit – und, Kolleginnen und Kollegen der 
Union, in der Europäischen Union keine Grenzen hoch-
ziehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Gun-
ther Krichbaum [CDU/CSU]: Wir ziehen auch 
keine Grenzen hoch! Wir kontrollieren diejeni-
gen, die hier rein wollen! Ist doch Quatsch, 
was Sie sagen!)

Wir konkurrieren auf der Welt nicht mit den niedrigsten 
Löhnen, sondern nur mit den besten Produkten, Verfah-
ren und Dienstleistungen; das ist unser Geschäftsmodell.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb müssen wir dafür sorgen, dass die Märkte offen 
sind.

Wir erleben, dass wir herausgefordert sind, wenn an-
dere auf der Welt mit einer aktiven, um nicht zu sagen, 
robusten oder aggressiven Form von Industrie- und Wirt-
schaftspolitik versuchen, Marktanteile zu gewinnen – in-
dem sie Märkte abschotten, indem sie Subventionen zah-
len, indem sie Zölle erhöhen. Deshalb ist ganz klar: Wenn 
wir tatenlos zugucken, dann machen wir einen Fehler. 
Wir brauchen auch in Deutschland und in Europa eine 
aktive Wirtschafts- und Industriepolitik, und um die wer-
den wir kämpfen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Frau Klöckner, Sie haben gerade dafür plädiert – das ist 
vielleicht ein Unterschied –, wie in den USA allgemeine 
Steuersenkungen für große Konzerne und sehr wohl-
habende Menschen vorzunehmen. Da kann man nicht 
davon ausgehen, dass das auch in Deutschland investiert 
wird. Wir wollen gezielt dafür sorgen, dass Investitionen, 
privatwirtschaftliche Investitionen in kleine, in mittlere, 
in Großunternehmen in Deutschland gefördert werden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Das kann man vom Inflation Reduction Act der USA 
lernen: Investitionen in Deutschland. Wir wollen einen 
„Made in Germany“-Bonus, damit in Deutschland in Ar-
beitsplätze investiert wird, aber nicht, dass wohlhabende 
Menschen Steuersenkungen bekommen. Herr Merz und 
ich, wir brauchen keine Steuersenkungen. Aber die Un-
ternehmen brauchen für neue Anlagen, Maschinen, für 
Digitalisierung gezielte Investitionsanreize. Deshalb, 
meine Damen und Herren, setzen wir auf den „Made in 
Germany“-Bonus.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen auch wettbewerbsfähige Energiepreise. 
Dafür hat diese Bundesregierung eine ganze Menge ge-
macht.

(Zuruf von der CDU/CSU: Was denn?)
Wir haben den Verbrauchern und den Unternehmen die 
EEG-Umlage von den Schultern genommen. Aber wir 
müssen auch dafür sorgen, dass wir mit dem Ausbau 
der erneuerbaren Energien und der Netze eine Energie-
versorgung mit bezahlbaren Industriestrompreisen be-
kommen.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Ich dachte, die 
Sonne schickt keine Rechnung!)

Da sage ich: Anstatt mit der AfD hier Mehrheiten zu 
bilden, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU/ 
CSU,

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Ei, ei, ei!)
hätten Sie in dieser Woche der Senkung der Netzentgelte 
zustimmen müssen, um die Wettbewerbsfähigkeit in die-
sem Land zu steigern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das haben Sie nicht getan. Stattdessen stellen Sie die 
Innovationen, die unsere energieintensiven Unternehmen 
brauchen – in der chemischen Industrie, in der Stahl-
industrie –, infrage.

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat denn drei 
Jahre regiert?)

Herr Merz, Sie glauben nicht an grünen Wasserstoff.
(Zuruf von der AfD: Der ist Blödsinn!)

Aber das ist keine religiöse Frage. Es ist eine Notwendig-
keit, dass wir den Wasserstoffhochlauf in Deutschland 
hinbekommen für die Chemieparks in diesem Land, für 
die großen Industrien.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Jens Spahn [CDU/CSU]: 
Dann macht doch mal!)

Fahren Sie mal zur Salzgitter AG und zu thyssenkrupp! 
Die haben den Weg eingeschlagen,

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Wegen der Sub-
ventionen natürlich!)

den Sie jetzt infrage stellen. Das ist unverantwortlich. Mit 
solchen Äußerungen sind Sie ein Standortrisiko für die 
deutsche Industrie.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Christian Dürr [FDP]: Wer hat denn am meis-
ten verhindert? Das war doch der Arbeits-
minister!)

Und wir brauchen in diesem Land ausreichend Ar-
beits- und Fachkräfte. Dafür haben wir viele Weichen in 
dieser Koalition gestellt, mit dem Aus- und Weiterbil-
dungsgesetz, mit dem Qualifizierungschancengesetz, 
mit dem Fachkräfteeinwanderungsgesetz.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: 3 Millionen Arbeits-
lose, das ist die Bilanz, Herr Arbeitsminister!)

Ich sage Ihnen an dieser Stelle: Wir müssen die Demo-
grafie ernst nehmen in diesem Land.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Regulierung und 
Bürokratie!)

In den nächsten Jahren gehen – wohlverdient – geburten-
starke Jahrgänge in den Ruhestand. Deshalb müssen wir 
alle Register ziehen. Herr Habeck hat angesprochen, was 
zu tun ist. Vor allen Dingen müssen möglichst viele junge 
Menschen in Ausbildung und damit in Arbeit kommen. 
Es gehen uns zu viele verloren. Deswegen brauchen wir 
konsequente Berufsorientierung an allen Schulen in 
Deutschland, übrigens auch an Gymnasien.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir brauchen eine Stärkung der beruflichen Bildung und 
bessere Übergänge, um jungen Menschen eine Chance zu 
geben, damit wir Arbeits- und Fachkräfte im Inland ha-
ben. Wir müssen die Erwerbsbeteiligung von Frauen in 
diesem Land stärken – nur 10 Prozent mehr, das wären 
400 000 qualifizierte Fachkräfte mehr in diesem Land –, 
weil viele Frauen ungewollt in Teilzeit sind. Deshalb ist 
es wichtig, in Kinderbetreuung, in die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie zu investieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber dafür brauchen Kommunen auch die Mittel.
Ich will zum Schluss sagen: Es gibt zwei Dinge, die 

uns von CDU und CSU unterscheiden. Wenn es um Wirt-
schafts- und Arbeitsmarktpolitik geht, reden Sie niemals 
über die Kaufkraft der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer.

(Beifall bei der SPD)
Deshalb sage ich: Wir brauchen nicht nur eine wett-
bewerbsfähige Wirtschaft, wir brauchen auch Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, die genug Geld in der 
Tasche haben, um den Konsum in diesem Land anzukur-
beln. Deshalb war es richtig, den Mindestlohn zu er-
höhen, und er wird weiter steigen müssen in diesem Land.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Wir müssen die Tarifbindung stärken.
In der Steuerpolitik gibt es einen entscheidenden Un-

terschied: Wir wollen Menschen mit normalen und unte-
ren Einkommen entlasten, damit sich Arbeit stärker 
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lohnt. Sie wollen Spitzenverdiener an dieser Stelle ent-
lasten, sagen aber nicht, wo das Geld herkommen soll, 
das wir in Deutschland brauchen, um in Infrastruktur, 
Schulen und Brücken zu investieren. Nachdem ich vorhin 
Herrn Dobrindt und Herrn Spahn hier gesehen habe, kann 
ich Ihnen nur sagen: Angesichts Ihrer eigenen Regie-
rungsbilanz, den bröckelnden Brücken, die Sie hinterlas-
sen haben – mit denen Volker Wissing jetzt aufräumt –, 
sollten Sie mal ganz still sein!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
Linken)

Das Mautdebakel der Vergangenheit ist kein Ausfluss 
von Infrastrukturkompetenz.

Sie haben zu viel Zeit auf den Parteitagen der Republi-
kaner verbracht, Herr Spahn. Diese Sprüche haben Sie 
heute Morgen schon im Deutschlandfunk abgelassen, 
hier auch. Aber Sprüche ersetzen in der Politik kein gutes 
Handwerk.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Jens Spahn [CDU/CSU]: Das 
stimmt!)

Und Sie haben bewiesen, dass Sie es nicht können. Des-
halb sollten Sie keine Verantwortung in diesem Land 
tragen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Jens Spahn [CDU/CSU]: 
Sagt jemand, der drei Jahre lang die Verant-
wortung hatte! – Alexander Hoffmann [CDU/ 
CSU]: Jobturbo, sage ich nur, Herr Heil, Job-
turbo!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die FDP-Fraktion 

Christian Dürr.

(Beifall bei der FDP)

Christian Dürr (FDP):
Vielen Dank. – Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Die Rede des Bundesarbeitsministers 
klang gerade so, als ob jemand frisch aus der Opposition 
gerade Arbeitsminister geworden wäre. Meine Damen 
und Herren, ich will einmal in aller Deutlichkeit sagen: 
Es wird hier versucht, den Eindruck zu erwecken, die 
strukturellen Probleme in Deutschland hätten mit dem 
Regierungshandeln der letzten anderthalb Jahrzehnte – 
ja, vieler Beteiligter – nichts zu tun. Das muss doch ein-
mal ausgesprochen werden.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Aber Sie waren dabei, Herr Heil.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Initiator!)

Herr Habeck, Sie haben am Beginn Ihrer Rede einen, 
wie ich finde, bemerkenswerten Satz gesagt. Sie haben 
gesagt: Wir werden das Wachstum absenken müssen. – 

Ich glaube nicht, dass das eine Feststellung in der Sache 
war, sondern eine Drohung gegen die deutsche Volkswirt-
schaft, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Es ist in Wahrheit Ihr Konzept, kein Wachstum mehr zu 
haben, durch das, was Sie tun.

Wir haben über den Warntag gesprochen; das waren 
140 Verbände. Die Haltung der Wirtschaft zu Ihren Vor-
schlägen in der Wirtschaftspolitik, Herr Minister, ist doch 
eindeutig: Alle sagen dazu Nein. Es gibt niemanden in 
der deutschen Privatwirtschaft, der das unterstützt. Der 
Bundeskanzler geht so weit, davon zu sprechen, die 
Klage sei des Kaufmanns Lied. Es ist nicht nur ein Er-
kenntnisdefizit bei Ihnen, sondern es ist die Handlungs-
verweigerung dieser Restregierung, meine Damen und 
Herren, irgendetwas an der wirtschaftlichen Situation in 
Deutschland zu verbessern; das ist das Problem.

(Beifall bei der FDP)
Herr Habeck, Sie sprachen davon, dass Deutschland 

nicht nur konjunkturelle, sondern auch strukturelle Pro-
bleme hat. Ich teile diese Analyse ausdrücklich. Dann 
frage ich mich aber, wo in Ihrer Rede oder in Ihrem 
Jahreswirtschaftsbericht auch nur ansatzweise Antworten 
auf die strukturellen Probleme gefunden werden. Sie sind 
mal auf einem Wirtschaftstag durch die Gegend gelaufen 
und haben wörtlich gesagt, das deutsche Lieferkettenge-
setz müsse man mit der „Kettensäge … wegbolzen“. Ich 
will Ihnen zurufen: Mir würde Abschaffen vollkommen 
ausreichen. Aber wo ist Ihre Initiative, die Nachhaltig-
keitsberichterstattung, die die deutsche Wirtschaft 4 Mil-
liarden Euro kosten wird, abzuschaffen, die Taxonomie, 
die Investitionen in Deutschland verhindert und damit 
Wachstum, abzuschaffen? Es sind Sonntagsreden, Herr 
Habeck, aber kein Handeln von Ihnen, nichts davon.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
Das zu der strukturellen Frage.

Und jetzt kommen wir zu der Frage, was Ihre Ant-
worten in Wahrheit sind. Es sind ausschließlich konjunk-
turelle Strohfeuer. Es ist vorhin von Ihnen, glaube ich, 
angeführt worden, dass in den Vereinigten Staaten von 
Amerika 500 Milliarden US-Dollar an Subventionen in 
KI geplant sind. Das ist privates Geld, das ist in den Ver-
einigten Staaten von Amerika ausschließlich privates 
Geld. Und die Antwort der Grünen, meine Damen und 
Herren, ist, in Deutschland müsse die Schuldenbremse 
ausgesetzt werden, um staatliches Geld zu investieren. 
Das sind konjunkturelle Strohfeuer auf Kosten der zu-
künftigen Generation,

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Genau!)
die keine strukturellen Veränderungen in Deutschland 
bringen. Das ist das, was mich ärgert.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der AfD)

Der echte Bürokratieabbau, wo ist er geblieben? Zum 
Schluss Ihre Bilanz, Herr Habeck, Ihre ganz persönliche 
Bilanz. Ja, es hat in der Ampelkoalition ein großes Büro-
kratieabbaupaket von immerhin 3,5 Milliarden Euro jähr-
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lich gegeben, ein kostenloses Konjunkturprogramm. Al-
lein, es reicht nicht aus. 3,5 Milliarden Euro jährliche 
Bürokratieentlastung: Wissen Sie, woher die kamen? 
90 Prozent dieser Summe kamen aus dem Bundesfinanz-
ministerium und aus dem Bundesjustizministerium. Und 
wissen Sie, wie hoch der Beitrag des deutschen Bundes-
wirtschaftsministers an diesen 3,5 Milliarden Euro war?

Präsidentin Bärbel Bas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Christian Dürr (FDP):
0,5 Prozent. Das ist Ihre Bilanz, Herr Habeck. Sie ist 

beschämend.
Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Fraktion Bündnis 90/ 

Die Grünen Dr. Sandra Detzer.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Sandra Detzer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Herr Minister! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie mich zunächst ein 
herzliches Dankeschön an den Kollegen Sven-Christian 
Kindler sagen für seine Klugheit, aber auch für seine 
Empathie. Sven-Christian, du wirst hier in diesem Haus 
fehlen, und ich bin stolz, deine Kollegin gewesen sein zu 
dürfen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt zurück zur Sache, zum Jahreswirtschaftsbericht. 
An der Stelle kann ich mir nicht verkneifen, eine große 
deutsche Tageszeitung zu zitieren, die in diesen Tagen 
schön titelte: China mag vielleicht eine Gefahr sein für 
die deutsche Wirtschaft, die CDU, die ist es ganz sicher. – 
Genau so, Herr Spahn, haben Sie auch heute argumen-
tiert. Genau so haben wir wieder Ihre Reden gehört.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir hatten heute ein sehr, sehr gutes parlamentarisches 
Frühstück mit dem Verband der Elektro- und Digitalin-
dustrie. Ich darf beispielsweise zitieren, dass die Unter-
nehmen dieses Verbandes völlig klar sind in der Analyse, 
dass 25, 30 Jahre gelebter Wohlstand, regelbasierte Welt-
handelsordnung zu Ende gegangen sind und dass sich 
Deutschland als Exportnation, als starker Industriestand-
ort mit energieintensiver Industrie neu erfinden muss. 
Wir sind da mit den Unternehmen völlig einig. Aber Sie 
von der CDU/CSU tun so, als habe alles an der Ampel 
gehangen. An der Stelle fehlt schon die richtige Analyse. 
Da fehlt der Blick auf die Fakten. Und das ist Ihr Pro-
blem. Deswegen kommen Sie auch nicht zu den richtigen 
Lösungen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Hannes Walter [SPD])

In diesem Gespräch heute Morgen wurde auch ein Lob 
für das Krisenmanagement der Bundesregierung er-
wähnt. Die aktuelle wirtschaftliche Lage ist nicht zu er-
klären ohne die hohe Abhängigkeit von russischem Gas

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
und ohne die wirklich phänomenale Krisenmanagement-
arbeit der Bundesregierung, federführend auch von Mi-
nister Habeck. Die LNG-Terminals, das Bekämpfen der 
Inflation, die Gas- und Strompreisbremsen, das alles hat 
dieses Land stabilisiert und eben nicht dazu geführt, dass 
das BIP um minus 10 Prozent eingebrochen ist. Das ist 
die Grundlage der Zahlen, die wir jetzt auch im Jahres-
wirtschaftsbericht lesen und keine andere Analyse trägt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Sind wir nun zufrieden mit der Situation? Nein, das 

sind wir natürlich nicht. Ich habe es gesagt: Deutschland 
muss sich neu erfinden. Alle Unternehmerinnen und Un-
ternehmer sind dabei; die können Wandel gestalten. Was 
ist das Wichtigste, egal welche Bundesregierung nach 
dem 23. Februar regieren wird? Aus unserer grünen Sicht 
sagen wir: selbstverständlich Investitionen – Sven- 
Christian hat es angesprochen –, Investitionen in diesen 
Standort Deutschland; denn Deutschland fährt seit Jahr-
zehnten auf Verschleiß. Es kann doch nicht sein, dass wir 
als erfolgreiches Industrieland 400 Brücken sperren müs-
sen, die nicht zu benutzen sind. Das bricht jede Logistik. 
Das ist ein Armutszeugnis. Und genau da müssen Inves-
titionen aufgrund der Reform der Schuldenbremse erfol-
gen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das sagen alle Wirtschaftsinstitute. Das ist wunderbar 
dargelegt im Jahreswirtschaftsbericht.

Die Vorschläge sind gemacht: Energiepreise senken, 
Netzentgelte absenken und damit die Elektrifizierung er-
leichtern. Und ein zentraler Punkt: Wir dürfen jetzt nicht 
die Grenzen zumachen aus innenpolitischem Kalkül, kein 
„Germany first“, sondern „Europe United“, wie es unsere 
Außenministerin sagt. Die Stärkung des Binnenmarktes 
ist die Überlebensgarantie dieses Standortes und deswe-
gen so wichtig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir haben in Deutschland viel zu tun. Gemeinsam 
können wir das schaffen, wenn wir uns nicht auseinander-
dividieren lassen. Ich bin sehr stolz auf die Unternehmen, 
die sich schon auf den Weg gemacht haben. Ich glaube, 
sie verdienen alle Unterstützung. Und ich hoffe sehr, dass 
die nächste Bundesregierung ihnen Planungssicherheit 
und Verlässlichkeit liefert und kein Rollback.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Die letzten zehn Sekunden will ich dazu nutzen, den 

Kollegen Reinhard Houben und Bernd Westphal zu dan-
ken, die in den letzten drei Jahren als wirtschaftspoliti-
sche Sprecher von FPD und SDP wichtige Ansprechpart-
ner waren. Ich habe viel von euch gelernt. Herzlichen 
Dank für die exzellente Zusammenarbeit und alles Gute 
für euch, die ihr nicht mehr kandidiert!

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 210. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 30. Januar 2025                                                                                                                                                                                             27223 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Christian Dürr 



(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die AfD-Fraktion Enrico 

Komning.

(Beifall bei der AfD)

Enrico Komning (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren Kollegen! 

Sehr geehrte Minister! Frau Klöckner, ich bin enttäuscht. 
Ich kann ja verstehen, dass Sie seit ungefähr einem Jahr 
wirtschaftspolitische Kernforderungen von der AfD ab-
schreiben; das kann ich durchaus verstehen. Aber dass 
Sie hier Fake News verbreiten, wir wollten aus der EU 
austreten, das ist wirklich Blödsinn. Das will ich mal 
richtigstellen.

(Beifall bei der AfD)

Schauen Sie einfach einmal in unser EU- und unser Bun-
destagswahlprogramm hinein. Wir wollen eine Wirt-
schafts- und Interessengemeinschaft. Ja, wir verurteilen 
die Übergriffigkeit der EU auf die souveränen nationalen 
Staaten. Wir wollen eine Rückkehr zu einem Europa der 
Vaterländer. Wir wollen keinen Bundesstaat, sondern ei-
nen Staatenbund, um das hier mal richtigzustellen.

(Beifall bei der AfD)

Sehr geehrter Herr Wirtschaftsminister, Ihr Jahreswirt-
schaftsbericht war unterirdisch. Die wirtschaftliche Lage 
in Deutschland ist nicht nur Ausdruck Ihres Versagens, 
sondern darüber hinaus Ergebnis Ihrer vorsätzlichen Ab-
wrackpolitik. Herr Minister, Sie haben dieses Land – zu-
mindest mit Eventualvorsatz und aus niederen Beweg-
gründen – an die Wand gefahren. Sie haben 
Infrastrukturen zerstört und die Arbeit von Generationen 
fleißiger Arbeitnehmer, Unternehmer und Handwerker in 
den Wind geschossen. Und warum das alles? Nicht we-
gen Ihrer absoluten Ahnungslosigkeit in Sachen Wirt-
schaftspolitik, nicht einmal wegen Ihrer abstrusen Klima-
religion. Nein, es ging und geht Ihnen immer um Ihren 
autoritären Machtanspruch, der sich gerade im Übrigen 
überdeutlich an Ihrer Beförderungsorgie festmachen 
lässt.

Die Unternehmen verdienen jetzt entschlossenes Han-
deln, niedrige Energiepreise durch die Wiederinbetrieb-
nahme möglichst vieler Kernkraftwerke, Kahlschlag bei 
der ideologisch verbrämten Klimabürokratie, Investitio-
nen in unsere Infrastrukturen statt für Radwege in Peru, 
Stopp der Vollversorgung der halben Welt und beschei-
deneren Umgang mit dem Steuergeld der hart arbeitenden 
Bevölkerung. So, meine Damen und Herren, schafft man 
wieder Wirtschaftswachstum und Wohlstand.

(Beifall bei der AfD)

Zum Glück kommt die Bundestagswahl, bevor Sie Ihr 
Werk vollenden können. Die Wähler werden Sie aus dem 
Amt jagen, wenn nicht die Union Sie wieder ins Amt 
hebt. Wir wissen es nicht. Und dann ist Schluss mit Ihrer 
korrupten Vetternwirtschaft in Ihrem Ministerium. Dann 

ist Schluss mit den Geldströmen aus Steuergeldern zur 
Versorgung unzähliger Ihrer Parteigänger in Ihren Nicht-
regierungsvorfeldorganisationen.

(Beifall bei der AfD)
Wir, Herr Minister, werden Deutschland aus Ihrer Geisel-
haft befreien, werden dafür sorgen, dass die deutschen 
Bürger wieder das werden, was sie sein sollten: der Sou-
verän und nicht das Fußvolk eines vom Münchener Sie-
gestor huldvoll herunterlächelnden Möchtegern-Mär-
chenkönigs Habeck.

(Beifall bei der AfD)
Die Frage ist, ob die Union endlich die löchrige Brand-

mauer einreißt oder weiter ein williger Höfling einer wirt-
schaftspolitischen Habeck-Autokratie bleiben will. Wir 
haben diese Woche einen Schritt auf Sie zu getan, weil 
Ihr Migrationsantrag richtig war. Die Frage ist, ob Sie, 
meine Damen und Herren der Union, auch dazu bereit 
sind,

(Zuruf von der CDU/CSU: Nein!)
um für Deutschlands Wirtschaft das Richtige zu tun. Be-
kennen Sie sich hier!

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die CDU/CSU-Fraktion 

Alexander Hoffmann.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Hoffmann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrter Herr Minister, Sie haben ziem-
lich auf den Tag genau vor drei Jahren hier Ihre erste 
Regierungserklärung abgegeben. Da haben Sie folgenden 
Satz gesagt – ich darf zitieren –:

„Wir stehen also, wenn wir es richtig angehen, vor 
einer großen Phase des industriellen Aufschwungs 
in Deutschland …“

Sie haben einen grünen Aufschwung versprochen. Das, 
was Sie geliefert haben, ist ein grüner Abschwung.

Wir sind Spitzenreiter bei den Energiepreisen, wir sind 
Spitzenreiter bei den Unternehmensbelastungen, wir sind 
Schlusslicht beim Wachstum und Schlusslicht bei inter-
nationalen Wettbewerbsrankings.

(Dr. Sandra Detzer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dass der russische Angriffskrieg statt-
gefunden hat, haben Sie schon zur Kenntnis 
genommen?)

Die Wahrheit ist: Die Bilanz nach drei Jahren Robert 
Habeck im Bundeswirtschaftsministerium ist: ein Grüner 
im Wirtschaftsministerium und eine rote Laterne bei den 
Wirtschaftsrankings.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf der Abg. 
Dr. Sandra Detzer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])
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Und der Grund, Herr Minister, liegt doch auf der Hand. 
Denn Sie haben in dieser ganzen Zeit immer genau das 
Gegenteil von dem gemacht, was man objektiv hätte ma-
chen müssen.

In der Energiekrise: Statt die drei AKWs am Netz zu 
lassen, haben Sie sie abgeschaltet, wie wir heute wissen: 
wider besseres Wissen.

In der Zeit, in der Sie Vertrauen in staatliches Handeln 
hätten schaffen müssen, haben Sie mit der Gaspreis-
bremse rumhantiert. Sie haben das Heizungsgesetz auf 
den Weg gebracht. Über Nacht haben Sie die KfW-För-
derung und die Elektroautoförderung eingestampft; die 
Reaktion auf den Märkten war auch entsprechend.

Und statt den Mittelstand in der Breite zu entlasten, 
gab es von Ihnen nur Subventionen für einige wenige.

Herr Minister, Sie werben in diesen Tagen für Zuver-
sicht. Ich sage Ihnen: Sie bringen nicht Zuversicht für den 
Wirtschaftsstandort Deutschland, Sie sind eine Zumu-
tung für den Wirtschaftsstandort Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ihre Subventionspolitik ist krachend gescheitert. Ich 
will Ihnen mal die Zahlen darstellen. Thyssenkrupp: 
2 Milliarden Euro, 11 000 Stellen gestrichen. Intel in 
Magdeburg: 10 Milliarden Euro, das Projekt liegt auf 
Eis. Wolfspeed im Saarland: 500 Millionen Euro, das 
Projekt wurde gestoppt. Northvolt in Schleswig-Holstein: 
600 Millionen Euro, die Firma ist insolvent. Die Wahrheit 
ist, Herr Minister: Diese Rezession ist Ihre Rezession.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Sandra Detzer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was für ein 
Mist!)

Hinzu kommt – auch das will ich Ihnen sagen –: In 
Bayern entsteht zunehmend das Gefühl, dass Sie eine 
Wirtschaftspolitik konkret gegen den Süden machen. Da-
für gibt es auch Beispiele. Der Bund investiert 4,6 Milli-
arden Euro in wichtige Wasserstoffprojekte; davon flie-
ßen gerade mal 75 Millionen Euro nach Bayern. Das sind 
1,6 Prozent.

(Verena Hubertz [SPD]: Es ist zu langsam in 
Bayern!)

Sie investieren 600 Millionen Euro in Northvolt – jetzt in 
der Insolvenzmasse –, und für ein hochmodernes Batte-
riewerk von BMW in Niederbayern haben Sie nicht einen 
einzigen Cent. Und dann reden Sie immer wieder von 
unterschiedlichen Strompreiszonen. Auch das verunsi-
chert den Süden. Ich sage Ihnen was – Sie haben es 
offensichtlich immer noch nicht verstanden –: Sie werden 
den Wirtschaftsstandort Deutschland nicht stärken, in-
dem Sie die Starken schwächen.

(Lachen der Abg. Dr. Sandra Detzer [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Am Ende noch eine persönliche Anmerkung. Das Land 
befindet sich in einer historischen Rezession. In dieser 
historischen Rezession hat der Wirtschaftsminister Zeit, 
ein Buch zu schreiben.

(Dr. Sandra Detzer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Bayerischer Wahlkampf!)

Er inszeniert sich mit Bildern, über die man trefflich 
streiten könnte; auch darüber kann man wieder schmun-
zeln. Aber während die Wirtschaft den Bach runtergeht, 
schreiben Sie das Buch und geben ihm den Titel „Den 
Bach rauf“. Ich sage Ihnen, Herr Minister: Sie haben 
jegliches Fingerspitzengefühl dafür verloren, was der 
Wirtschaftsstandort Deutschland braucht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dorothee Bär 
[CDU/CSU]: Der hatte es nie!)

Deswegen muss es einen Politikwechsel geben: ohne Sie!
Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Dorothee Bär 
[CDU/CSU]: Sehr gute Rede!)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die SPD-Fraktion Verena 

Hubertz.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Verena Hubertz (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrter Herr Mi-

nister! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Dieser Jahres-
wirtschaftsbericht ist schon in einer gewissen Weise ein 
Déjà-vu. Die deutsche Wirtschaft stagniert, Krieg und 
Krise fordern ihren Tribut, und wir stehen weiterhin vor 
großen strukturellen Herausforderungen. Das, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, ist doch, wenn man ehrlich ist, 
die Botschaft der vergangenen Jahre gewesen. Ich bin es 
auch leid. Denn wir haben kein Erkenntnisproblem, wir 
haben ein Umsetzungsproblem und vor allen Dingen 
auch einen zu großen Reformstau aus den GroKo-Jahren. 
Es ist also nicht die Frage, ob wir das Rad drehen, son-
dern wie wir es in Zukunft drehen und ob wir uns auch 
wirklich mal alle miteinander trauen, die großen Räder zu 
drehen; denn das braucht die Wirtschaft ganz dringend.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Vieles haben wir in dieser Legislatur auf den Weg 
gebracht. Wir sind ein Go-to-Markt für erneuerbare Ener-
gien geworden; die ganze Welt investiert hier.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Die ganze Welt greift 
Subventionen ab!)

Im Bereich „künstliche Intelligenz“ haben wir eine starke 
Forschungslandschaft, die auch den internationalen Dis-
kurs trägt. Und wir haben ein innovatives Einwan-
derungsgesetz, lieber Hubertus Heil, nach kanadischem 
Vorbild geschaffen. Das sind wichtige Bausteine; aber es 
reicht eben noch nicht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, bei 
allem Respekt: Ich frage mich schon auch, wo Ihre Stra-
tegie denn eigentlich ist. Wir wissen jetzt: Friedrich Merz 
glaubt nicht an Windräder. Er glaubt nicht an den grünen 
Stahl. Aber Sie glauben an Verbrennermotoren und an ein 
Revival der Atomkraft. Aber glauben Sie wirklich, dass 
ein paar niedrigere Steuern mit der Gießkanne für alle 
und ein Rückschritt in der Energiepolitik uns wieder 
nach vorne bringen können? Das glaube ich nicht.
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(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es ist doch wichtig, dass die nächste Regierung, egal 
wer sie in welcher Konstellation stellt, die großen Räder 
mit einer mutigen Vision dreht und sich nicht im Klein- 
Klein verheddert. Denn wir brauchen jetzt ein kraftvolles 
Wachstumspaket, wie es im Sommer auf dem Tisch lag – 
das ist jetzt umso wichtiger –, und noch ein paar Schippen 
drauf.

Ich glaube an die gestaltende Kraft von Politik in einer 
sozialen Marktwirtschaft. Als Gründerin und Unterneh-
merin glaube ich an die Kraft von Innovation, von Mut 
und Tech. Ich glaube an Biotech, an Climate Tech, an 
Deep Tech.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich weiß auch, dass uns das wieder nach vorne bringen 
kann, liebe Kolleginnen und Kollegen. Warum? Ich ma-
che es mal konkret. Wir haben mit der Pharmastrategie 
die Weichen gestellt, weltweit führend im Bereich von 
Forschung und Entwicklung zu werden. An der Gesund-
heitswirtschaft hängen jetzt schon mehr als 1 Million 
Arbeitsplätze. Das ist schon mehr als in der so wichtigen 
Automobilindustrie. Das müssen wir doch ausbauen und 
unsere Stärken stärken.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der Bereich „Climate Tech“ ist bereits der Motor der 
Energiewende und damit auch ein Jobmotor. Und der 
Bereich boomt.

(Zuruf von der AfD: Wo denn?)

Letztes Jahr gab es Finanzierungsrunden in dem Bereich 
von über 360 Millionen Euro; das hat sich mehr als ver-
doppelt im Vergleich zu 2023. Der Bereich Deep Tech – 
das sind Worte, über die wir alle immer reden: KI, Quan-
ten-Computing – ist für mich die Grundlage für Trans-
formation, Produktivität und Innovation.

(Zuruf von der AfD)

Hier müssen wir aber vor allen Dingen von der Forschung 
in die Anwendung kommen. Dafür braucht es Grün-
dungsgeist, es braucht Mut, und es braucht Geld,

(Zuruf von der AfD: Niedrigere Strompreise!)

um die bestehenden Industriezweige zu transformieren 
und neue zu skalieren. Es geht also in den nächsten Jahren 
nicht darum, zu kleckern, sondern zu klotzen.

Wir als SPD haben eine starke Antwort mit unserem 
Deutschlandfonds. Wir wollen über 100 Milliarden Euro 
investieren. Wir wollen privates Kapital mobilisieren für 
unsere Infrastruktur von morgen und die Industrienation 
von übermorgen. Um den Dampfer Deutschland mit 
neuer Dynamik in Fahrt zu bringen – damit komme ich 
zum Schluss –, brauchen wir zwei Dinge: Wir brauchen 
gute strukturelle Rahmenbedingungen, weniger Bürokra-
tie, bessere Energiepreise, mehr Schnelligkeit, mehr 
Deutschlandtempo.

(Albrecht Glaser [AfD]: Mehr Schulden!)

Und dafür brauchen wir auch die Speedboote der Inno-
vation, die uns wieder schneller nach vorne bringen. Da-
für bitte ich Sie in diesem Haus gemeinsam zu kämpfen: 
für eine zukunftsfähige Wirtschaft, für starke Arbeits-
plätze in diesem Land. Dafür braucht es Mut, Entschlos-
senheit und Kraft.

Weil ich noch 20 Sekunden habe, möchte auch ich dem 
Kollegen Sven-Christian Kindler noch mal danken. Wir 
durften in der letzten Woche drei Wirtschafts- und fünf 
Energiegesetze miteinander verhandeln. Ich bedaure es 
sehr, dass du nicht mehr dem nächsten Deutschen Bun-
destag angehören wirst, und danke dir auch noch mal für 
deine starken Worte zum Abschluss. Dir alles Gute!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die Gruppe Die Linke 

Christian Görke.
(Beifall bei der Linken)

Christian Görke (Die Linke):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die deutsche Wirtschaft ist das zweite Jahr in Folge ge-
schrumpft, die Lebensmittelpreise explodieren, Insolven-
zen steigen stark, Energie: so teuer wie noch nie, Infra-
struktur: halbe Bruchbude, Mieten: teilweise 
unbezahlbar, der versprochene CO2-Preisausgleich: Fehl-
anzeige! Und gleichzeitig wurden 100 Milliarden Euro in 
eine gigantische Aufrüstung investiert. Herr Minister, ich 
kann Ihnen das nicht ersparen: Ihre Regierungsbilanz ist 
aus unserer Sicht nur mit der Note „ungenügend“ zu ver-
sehen.

(Beifall bei der Linken)
Als verantwortlicher Minister fällt Ihnen ja jetzt nichts 

Besseres ein, als überall im Land „Zuversicht“ zu plaka-
tieren. Ich frage Sie, Herr Habeck: Wie sollen denn die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Solarbranche und 
in den Glasmanufakturen in der Lausitz in meinem Wahl-
kreis zuversichtlich sein? Denn da steht jetzt Schließung 
an, weil bis heute – das gehört eben zur Wahrheit – kein 
Resilienzbonus oder gar der Industriestrompreis hierfür 
beschlossen werden konnte. Deshalb fühlen sich die 
Menschen in vielen Regionen Deutschlands zu Recht ver-
schaukelt – genauso wie die Beschäftigten in der PCK in 
Schwedt in Brandenburg, wo die Eigentümerstruktur im-
mer noch unklar ist und damit die Zukunft Tausender 
Arbeitsplätze ungewisser ist denn je. Die versprochene 
Pipeline – Herr Minister, vielleicht hören Sie auch mal 
zu! – von Rostock nach Schwedt ist nach wie vor nicht 
aufs Gleis geschoben, nicht mal mit den Planungen dafür 
wurde begonnen. Insofern, meine Damen und Herren, 
kann ich zu dieser Ankündigungspolitik nur noch sagen: 
Das geht überhaupt nicht, Herr Minister!

(Beifall bei der Linken)
Und dann Ihr Selbstlob eben, dass Sie dafür gesorgt 

haben, dass die Gaspreise wieder heruntergebracht wor-
den sind! Sie wissen schon, Herr Minister, dass die Ver-
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braucher im Schnitt nach wie vor 11 Cent die Kilowatt-
stunde zahlen, also doppelt so viel wie 2020? Das ist 
knapp unter der Schwelle Ihrer Gaspreisbremse, die Sie 
viel zu schnell beerdigt haben, weil Ihnen die Schulden-
bremse wahrscheinlich doch wichtiger war, als Sie es 
vorhin hier gesagt haben.

Was wir jetzt brauchen, meine Damen und Herren, um 
unsere Wirtschaft zu stabilisieren, ist ein sofortiger In-
dustriestrompreis,

(Beifall bei der Linken)
zweitens eine temporäre Absenkung der Mehrwertsteuer 
für Gas und Strom,

(Beifall bei der Linken)
ein massives Investitionsprogramm für die Wirtschaft 
und die Infrastruktur – wir schlagen 200 Milliarden 
Euro in der nächsten Legislaturperiode vor –

(Beifall bei der Linken)
und eine unverzügliche Reform der Schuldenbremse, um 
auch den Ländern zusätzliche Impulse zu geben, Zu-
kunftsinvestitionen zu finanzieren.

(Beifall bei der Linken)
Sehr geehrter Herr Minister Habeck, Sie haben sich mit 

Ihren Grünen schon recht bettfein gemacht für Schwarz- 
Grün. Aber nach dem gestrigen Dammbruch erwarten 
wir – und ich warne Sie! –, sich mit dieser Merz-CDU/ 
CSU, die gestern die antifaschistische Brandmauer ein-
gerissen hat, ins Koalitionsbett zu legen. Denn „Nie wie-
der!“ ist jetzt, Herr Minister.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-

neten der SPD)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächste hat das Wort für die Gruppe BSW 

Dr. Sahra Wagenknecht.
(Beifall beim BSW)

Dr. Sahra Wagenknecht (BSW):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Habeck, Ihre Wahlplakate sind ein Hohn für die 
Menschen hier im Land. Nach drei Jahren Habeckono-
mics dürfte der Letzte den letzten Funken an Zuversicht 
verloren haben. Unsere Wirtschaft steckt in der tiefsten 
Krise der bundesdeutschen Geschichte. Wir verlieren un-
sere Industrie. Unternehmen wandern ab oder taumeln in 
die Pleite. Sogar die Bauwirtschaft liegt inzwischen am 
Boden, obwohl im Land 800 000 Wohnungen fehlen und 
Brücken und Straßen marode sind. Millionen Menschen 
haben Angst um ihren Arbeitsplatz. Und Rekordpreise 
für Energie und Lebensmittel fressen ihnen die Kaufkraft 
weg.

Sie, Herr Wirtschaftsminister, sind garantiert nicht das 
Sinnbild für Zuversicht, sondern für Schönfärberei und 
Realitätsverweigerung.

(Beifall beim BSW sowie der Abg. Matthias 
W. Birkwald [Die Linke] und Dr. Malte Kauf-
mann [AfD])

Gab es eigentlich jemals eine Konjunkturprognose, die 
Sie nicht nach unten korrigieren mussten? Ich kann 
mich nicht erinnern!

Wenn ein exportstarkes Industrieland in einer wach-
senden Weltwirtschaft zwei Jahre hintereinander 
schrumpft und auch im dritten nicht auf die Beine kommt, 
dann liegt das nicht an fremden Mächten, sondern dann 
muss dieses Land eine überdurchschnittlich unfähige Re-
gierung und einen besonders ahnungslosen Wirtschafts-
minister haben.

(Beifall beim BSW sowie der Abg. Matthias 
W. Birkwald [Die Linke] und Dr. Malte Kauf-
mann [AfD])

Aber nicht nur die Grünen, auch SPD, FDP und CDU 
haben kein Konzept, den Niedergang zu stoppen. Wer 
unsere Industrie retten will, der muss vor allem die Ener-
giepreise senken. Dafür brauchen wir eine durchdachte 
Energiepolitik und keinen blinden Ausbau der Erneuer-
baren. Wir brauchen aber vor allem auch den Abschied 
von Wirtschaftssanktionen, die schlicht ein Konjunktur-
programm für die US-Wirtschaft und ein Killerprogramm 
für deutsche Unternehmen sind. Wir müssen unsere In-
frastruktur modernisieren und Zukunftstechnologien 
made in Germany fördern, statt Steuergeld in Pleiteunter-
nehmen und unrealistischen Hobbyprojekten zu verbren-
nen.

(Beifall beim BSW)
Wir brauchen bessere Bildung, statt eines Überbietungs-
wettlaufs in Sachen Aufrüstung.

Zumindest eine Prognose ist sicher: Wer die alten Par-
teien wählt, bekommt eine Fortsetzung der Politik, die 
Deutschland in den Niedergang geführt hat. Im Wind-
schatten dessen wird die AfD sich dann vielleicht das 
nächste Mal verdoppeln. Und statt hier ein Theater auf-
zuführen über gemeinsame Abstimmungen, sollten Sie 
alle gemeinsam über Ihre Verantwortung dafür nachden-
ken und, ob Sie das wirklich vier Jahre noch so weiter-
machen wollen.

(Beifall beim BSW)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die SPD-Fraktion Esra 

Limbacher.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Esra Limbacher (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Eines kann vorab, glaube ich, nicht unerwähnt 
bleiben: Wir alle haben gerade gelesen und vernommen, 
dass unsere ehemalige Bundeskanzlerin Angela Merkel 
sich ganz eindeutig dazu geäußert hat, wie das Abstim-
mungsverhalten der CDU/CSU-Fraktion gestern vonstat-
tengegangen ist.

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!)
Sie hat sich davon distanziert.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)
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Ich finde das bemerkenswert, weil sie den Anstand und 
die Courage aufbringt, die Sie offensichtlich gestern nicht 
aufgebracht haben. Deswegen will ich heute auch hier 
den Appell noch mal vorbringen. Am Freitag wollen 
Sie wieder genau das Gleiche machen, was Sie gestern 
getan haben, nämlich mit Stimmen von rechts außen ein 
Gesetz verabschieden.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Wollen Sie nicht 
mal zum Thema sprechen?)

Ich rufe Ihnen zu: Stoppen Sie dieses Vorgehen! Hören 
Sie auf Dr. Angela Merkel! Es lohnt sich dieses Mal 
wirklich.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Anfang Januar hat 
der weltgrößte Vermögensverwalter BlackRock verkün-
det, dass er nunmehr aus klimafreundlichen und nach-
haltigen Investitionen aussteigen würde. Nur wenige 
Tage später – nur wenige Tage später! – sagt ausgerechnet 
Friedrich Merz, er glaube jetzt nicht mehr an grünen 
Stahl. Was Herr Merz offenbar vergisst: Bei der deut-
schen Stahlindustrie geht es nicht um Aktien oder Invest-
ments,

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Die Frage ist: Wo 
kommt der Stahl her!)

ums Zocken, bei dem die meiste Rendite für Hedgefonds 
oder Spekulanten rausspringt, sondern um Tausende 
Beschäftigte in unserem Land, Tausende Familien, 
Tausende Schicksale, die auf uns in der Politik setzen, 
damit sie eine Zukunft haben. Es geht nicht um das Ak-
tienportfolio von Friedrich Merz und nicht um die Emp-
fehlungen von BlackRock, sehr geehrter Herr Merz,

(Beifall der Abg. Jessica Rosenthal [SPD])

hier geht es um die Arbeitsplätze und die Schicksale von 
Menschen in unserem Land. Dieser Verantwortung muss 
jemand gerecht werden, der Bundeskanzler in dieser 
Bundesrepublik Deutschland werden will, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Herr Merz sagt, er glaubt nicht an grünen Stahl, 
dann kann ich nur entgegnen: Glauben tut man in der 
Kirche. Eine Milliardeninvestition wird nicht auf Basis 
von Glaubensbekenntnissen ausgelöst. Ist Herr Merz 
schlauer als die Unternehmen? Ist er schlauer als die 
Beschäftigten, als die Banken, die die Kredite bewilligt 
haben, oder schlauer als der Ministerpräsident von NRW? 
Mit Sicherheit nicht! Deswegen sollten wir auch hier 
noch mal Friedrich Merz daran erinnern, wo die Verant-
wortung in diesem Land liegt, nämlich bei den Beschäf-
tigten in der Stahlindustrie, die systemrelevant für uns 
alle ist.

Aber wenn ich hier heute als saarländischer Bundes-
tagsabgeordneter sprechen darf, dessen Bundesland an 
Frankreich und Luxemburg grenzt, dann will ich einen 
weiteren Punkt ansprechen, mit dem Herr Merz, auch 
wenn er nicht mehr da ist, unsere Wirtschaft derzeit ge-

rade bei uns zu Hause verunsichert: Ihre Pläne von 
Grenzschließungen an den Grenzen auch zu Frankreich 
und zu Luxemburg, also im Binnenmarkt der EU.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Ihre Regierung 
hat ab dem 16. September Grenzkontrollen ge-
macht! Darum geht es!)

Unsere Region lebt geradezu davon, dass jeden Tag 
Tausende Pendlerinnen und Pendler diese europäischen 
Grenzen überqueren, um einkaufen zu gehen oder um den 
Arbeitsplatz im jeweils anderen Land zu erreichen. Diese 
Menschen sind auf schnelle, reibungslose Übergänge an-
gewiesen. Sie brauchen keine zusätzlichen Schikanen.

(Thorsten Frei [CDU/CSU]: Sie verstehen es 
halt einfach nicht! Das ist das Problem! Sie 
bringen das eine mit dem anderen durcheinan-
der!)

Aber ich will es mal mit den Worten einer anderen 
Person sagen. Diese Person sagt zu den Plänen von Herrn 
Merz – ich zitiere sie –:

„Sie stehen nicht nur für eine Einschränkung der 
europäischen Freizügigkeit, sondern auch für ein 
mangelndes Vertrauen in die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit.“

Das sage nicht ich, sondern der Oberbürgermeister von 
Saarbrücken, Mitglied der CDU.

(Josephine Ortleb [SPD]: Eben! Mensch!)

Und ich finde, er hat recht. Sie sollten mal auf ihn hören.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Dr. Malte 
Kaufmann [AfD]: Darum geht es doch gar 
nicht!)

Um es zusammenzufassen: Friedrich Merz hat keine 
Ahnung von der Stahlindustrie und keine Ahnung von der 
grenzüberschreitenden Realität in der Großregion.

(Dr. Malte Kaufmann [AfD]: Sie haben keine 
Ahnung!)

Auch deshalb gilt: Er sollte nicht Bundeskanzler werden.
Herzlichen Dank und Glück auf!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Präsidentin Bärbel Bas:
Ich schließe die Aussprache.
Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf 

den Drucksachen 20/14740 und 20/14732 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. 
Der Entschließungsantrag auf Drucksache 20/14731 soll 
an den Wirtschaftsausschuss überwiesen werden. – Ich 
sehe keine anderen Überweisungsvorschläge. Dann ver-
fahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe nun auf den Zusatzpunkt 6: 

Beratung der Antwort der Bundesregierung auf 
die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
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Rückforderung der zu Unrecht erstatteten 
Steuern aus Cum-Ex-Geschäften von der 
M. M. Warburg & CO Bank unter Olaf Scholz 
und Befassung der Bundesregierung mit dem 
Vorgang

Drucksachen 20/14356, 20/14669

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache, und das Wort hat zuerst für 
die CDU/CSU-Fraktion Dr. Mathias Middelberg.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Mathias Middelberg (CDU/CSU):
Geschätzte Frau Präsidentin! Meine lieben Kollegin-

nen und Kollegen! Wir diskutieren heute über die Ant-
wort der Bundesregierung auf eine Große Anfrage unse-
rer Fraktion zum Steuerskandal „Scholz – Warburg“. 
Kurz vor Weihnachten wurde bekannt, dass drei E- 
Mail-Postfächer des ehemaligen Bundesfinanzministers 
Olaf Scholz, die man eigentlich verschollen glaubte, um 
das mal so zu sagen, tatsächlich noch existieren und dass 
man darauf Zugriff nehmen kann. Und es wäre natürlich 
sehr interessant, diese E-Mail-Postfächer jetzt zu che-
cken, um Aufklärung darüber zu erfahren, ob die Erinne-
rungslücken von Olaf Scholz in dieser Affäre tatsächlich 
bestehen oder ob er die nur vorgeschoben hat.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Bundesregierung argumentiert jetzt, sie habe 

rechtlich keine Verfügungsbefugnis über diese E-Mail- 
Postfächer, nur die Inhaber selbst dürften darüber dis-
ponieren. Olaf Scholz allerdings schweigt dazu. Experten 
kritisieren – aus unserer Sicht zu Recht –, dass es jetzt 
darauf hinausliefe, dass eigentlich amtliche E-Mail-Post-
fächer nun auf einmal privatisiert werden und dem Zu-
griff gemäß der Informationsfreiheit entzogen werden 
sollen. Fakt ist: In dienstlichen E-Mail-Postfächern vor-
handene Mails sind amtliche Informationen und müssen 
für einen Zugriff zur Verfügung gestellt werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Im Übrigen drückt sich die Bundesregierung in ihrer 

Antwort um konkrete Aussagen herum, antwortet falsch, 
nichtssagend oder gar nicht.

(Lachen des Abg. Michael Schrodi [SPD])
Es geht also weiter – das stellen wir fest – mit Verschlei-
ern, Verdunkeln und Vergessen

(Michael Schrodi [SPD]: Wenn nun mal die 
Wahrheit drinsteht!)

und einem Kanzler, der ja immer damit argumentiert, die 
bisherigen Ermittlungen hätten so ziemlich gar nichts 
ergeben.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: So sieht es aus! – 
Michael Schrodi [SPD]: Genau so ist es!)

Das Gegenteil ist der Fall. Der Tatort – und darauf haben 
wir hier schon verschiedentlich hingewiesen – ist übersät 
mit Spuren des heutigen Bundeskanzlers.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Hamburg war das einzige der 16 Bundesländer, das 
zum damaligen Zeitpunkt – 2016 – auf die Rückforde-
rung der Cum-ex-Gelder verzichtet hat. Das einzige der 
16 Bundesländer!

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Blödsinn! Das 
ist gelogen! – Dr. Jens Zimmermann [SPD]: 
Was ist denn mit NRW?)

Es gab in der hamburgischen Finanzbehörde zunächst 
auch die zutreffende Rechtsauffassung, dass man die Gel-
der zurückfordern wolle.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Müsste!)

Dann gab es auf einmal einen spontanen Meinungs-
umschwung. Und im unmittelbaren zeitlichen Vorfeld 
dazu gab es erstaunlicherweise lauter Treffen und Ge-
spräche der Warburg-Banker mit SPD-Politikern: mit 
Herrn Kahrs, Herrn Pawelczyk und eben auch mit Herrn 
Scholz. Dann gab es wenige Tage später diesen Mei-
nungsumschwung. Und wir erinnern uns auch noch an 
die private WhatsApp-Nachricht der zuständigen Finanz-
beamtin an dem Tage, als die Entscheidung in der Be-
hörde geändert wurde, in der sie einer Freundin schrieb: 
Heute ist ein teuflischer Plan in Erfüllung gegangen.

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Ja!)

Das spricht nicht für regulären Verwaltungsvollzug und 
reguläre Verwaltungsentscheidungen, sondern das spricht 
dafür, dass ganz andere Motive im Hintergrund dieser 
Entscheidung standen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

So. Wir haben den Hinweis vom Kollegen Scholz, er 
habe ja nie Einfluss nehmen wollen auf die Sache. 
Gleichzeitig wissen wir aber, dass es drei Gespräche 
und Treffen mit den Warburg-Bankern gab – drei! Ge-
spräche und Treffen –, in denen Olaf Scholz ihnen offen-
sichtlich stundenlang erzählt hat, dass er sich in dieser 
Sache nicht einmischen darf. Er hat dann bei Herrn Olea-
rius, dem Bankchef, angerufen und ihm gesagt: Ich kenne 
noch einen weiteren Kollegen, der sich auch nicht ein-
mischen darf, und das ist Herr Tschentscher, mein Fi-
nanzsenator; an den kannst du jetzt deine Unterlagen 
senden.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Ist ja unerhört!)

Das ist der wahre Sachverhalt, und das weckt viel mehr 
als einen Verdacht.

Wenn Olaf Scholz jetzt auch den Zugriff auf seine E- 
Mail-Postfächer verweigert, dann macht das umso mehr 
deutlich, dass er offensichtlich sehr, sehr viel zu verber-
gen und die Aufklärung des Sachverhalts sehr zu fürchten 
hat.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Klar ist deshalb: Entweder wir haben es hier mit einem 
Bundeskanzler zu tun, der maximal vergesslich ist, oder 
wir haben es mit einem Kanzler zu tun, der schlicht ein 
Lügner ist.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Ein bisschen 
vorsichtig!)
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So oder so steht fest: Entweder fehlt es diesem Kanzler an 
Tauglichkeit oder an Integrität. Klar ist: Schon als Person 
ist Olaf Scholz für eine Kanzlerschaft ungeeignet.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Johannes 

Fechner [SPD]: Aber Herr Merz, oder wie?)

Präsidentin Bärbel Bas:
Als Nächster hat das Wort für die SPD-Fraktion 

Michael Schrodi.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Michael Schrodi (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Ich bin der CDU/CSU-Fraktion 
dankbar, dass sie diesen Tagesordnungspunkt heute auf-
gesetzt hat. Ich bin Ihnen auch dankbar für die Große 
Anfrage. Ich empfehle übrigens dringend allen Bürgerin-
nen und Bürgern, den Journalistinnen und Journalisten, 
diese 18 Seiten zu lesen.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Und den Ver-
weis!)

Denn dort steht eindeutig schwarz auf weiß: All die Un-
terstellungen, all die Verleumdungen und Falschbehaup-
tungen sind längst widerlegt

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Nichts ist wider-
legt!)

und nichts anderes als der bewusste Versuch, den Bun-
deskanzler zu diskreditieren. Sie werfen mit Schmutz. 
Wir halten mit Fakten dagegen, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

(Beifall bei der SPD – Kay Gottschalk [AfD]: 
Nebelkerzen!)

Wohl kaum ein Steuerthema ist so gut ausgeleuchtet, 
über keines wurde so intensiv berichtet, keines wurde 
transparenter gemacht als das Thema „Cum-ex und War-
burg Bank“. Und mit wenigen Steuerthemen wurde auch 
mehr gehandelt. Um eines festzustellen: Cum-ex war 
Steuerbetrug, ein massiver Steuerbetrug. Das war er üb-
rigens immer. Olaf Scholz hat auch immer wieder betont, 
dass er das für illegal gehalten hat. Immer!

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Warum hat er 
dann die Gespräche geführt?)

Das haben Gerichte jetzt bestätigt. Die Betrugsfälle übri-
gens ereigneten sich zwischen 2004 und 2012. Olaf 
Scholz war damals übrigens weder Hamburger Bürger-
meister noch Finanzminister.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Geben 
Sie doch die E-Mail-Postfächer frei, Herr 
Schrodi! – Gegenruf des Abg. Dr. Jens 
Zimmermann [SPD])

2012 wurden diese Betrugspraktiken durch eine ent-
sprechende Gesetzgebung des Bundestages beendet. Ge-
rade unter Bundesfinanzminister Olaf Scholz und Bun-
deskanzler Olaf Scholz wurden weitere Maßnahmen 

ergriffen, zum Beispiel, um die Gelder rückwirkend län-
ger einziehen zu können. Die Verlängerung der Verjäh-
rungsfristen sei hier genannt.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Dazu mussten wir 
ihn treiben!)

Es galt auch, möglichst ähnliche Steuerbetrugsfälle 
auszuschließen. Das haben wir zuletzt mit dem Jahres-
steuergesetz 2024 gemacht, indem wir die Berichtspflich-
ten der Depotbanken europäisch ausgeweitet haben. Das 
hört sich so technisch an. Was bedeutet das? Es betrifft 
die Frage: Wer ist eigentlich der wirtschaftlich Berech-
tigte an einer Aktie? Es geht darum, auszuschließen, dass 
für ein- und dieselbe Aktie nicht mehrfach die Steuer-
rückerstattung beantragt werden kann. Das ist nämlich 
Cum-ex. All das hatten wir in den letzten Jahren vor allen 
Dingen unter einem Finanzminister und Bundeskanzler 
Olaf Scholz auf den Weg gebracht. All das sind Erfolge in 
dieser Zeit, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD)
Zum Steuerfall Warburg gibt es seit vier Jahren einen 

Untersuchungsausschuss, und zwar dort, wo er hingehört: 
in Hamburg.

(Kay Gottschalk [AfD]: Das ist falsch! – 
Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Nein, 
der gehört hierhin!)

Dort wurden alle relevanten Zeugen vernommen, alle 
Akten gesichtet,

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: So sieht es aus!)
alle Fragen gestellt,

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Aber keine Ant-
wort vom Kanzler!)

vor allem auch, ob es eine politische Einflussnahme auf 
ein Steuerverfahren gab. Diese Fragen wurden alle beant-
wortet.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Nein, eben 
nicht!)

Ich zitiere aus dem Zwischenbericht des Parlamentari-
schen Untersuchungsausschusses vom 28. Februar 2024:

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Ja! 
Geschrieben von den SPD-Leuten!)

„Im Wesentlichen ist dabei Folgendes festzuhal-
ten: …  
Laut Aussagen aller über 50 Zeuginnen und Zeugen 
aus verschiedenen Bereichen der Steuerverwaltung 
und der Behörden und gemäß der Aktenauswertung 
hat es keine politische Einflussnahme auf Entschei-
dungen der Steuerverwaltung gegeben.“

Es gab immer eine enge Abstimmung mit der zustän-
digen Kölner Staatsanwaltschaft. Der Oberstaatsanwalt 
war mit dem Vorgehen der Hamburger Finanzverwaltung 
absolut d’accord.

Fazit – noch einmal –: An all diesen Unterstellungen, 
Herr Middelberg, ist nichts dran.

(Zuruf der Abg. Mechthilde Wittmann [CDU/ 
CSU])
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Es gab keine Verfehlungen der zuständigen Hamburger 
Behörden. Es gab keine politische Einflussnahme. Es gab 
auch keinen finanziellen Schaden; denn die Steuergelder 
sind nicht verloren gegangen, die wurden zurückgeholt. 
Alles liegt transparent vor, und Sie wiederholen erneut 
diese falschen Behauptungen. Das ist schäbig; und das 
wissen Sie auch, Herr Middelberg.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – 
Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Es gibt 
nur die fetten Spenden an die SPD! Fette Spen-
den an die SPD, die gibt es!)

Sie haben genau das schon vor der letzten Bundestags-
wahl getan.

Übrigens: Sie kommen aus Osnabrück. Die Osnabrü-
cker Staatsanwaltschaft, vertreten durch einen CDU- 
Mann, hat dafür gesorgt, dass rechtswidrig das Bundes-
finanzministerium und das Bundesjustizministerium 
durchsucht wurden.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Das 
kann er gar nicht, weil es dazu eines richterli-
chen Beschlusses bedarf! Da spricht mit Ihnen 
ein Ahnungsloser, Herr Schrodi! Sie sind voll-
ständig ahnungslos!)

Das wissen Sie, Herr Middelberg. Ein CDU-Mann aus 
Osnabrück! Sie kommen aus Osnabrück.

Und jetzt wollen Sie vor dieser Bundestagswahl schon 
wieder den Bundeskanzler Olaf Scholz diskreditieren. 
Ich sage Ihnen: Es wird Ihnen wieder nicht gelingen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – 
Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Das hat 
er schon erledigt! Er ist schon längst diskredi-
tiert!)

Olaf Scholz steht seit Jahren in der Öffentlichkeit, wird 
von allen Seiten durchleuchtet. Seit Jahren wird vergeb-
lich versucht, ihm Sachen anzuhängen.

Aber an die CDU/CSU gerichtet: Wie sieht es eigent-
lich mit der Transparenz von Friedrich Merz aus? Was hat 
Friedrich Merz eigentlich in den letzten Jahrzehnten nach 
dem Ausscheiden aus dem Deutschen Bundestag 2005 
gemacht?

(Frauke Heiligenstadt [SPD], an die CDU/CSU 
gewandt: Das haben Sie nicht gefragt! Das 
wollen Sie lieber gar nicht wissen!)

Er wurde Lobbyist.
(Torsten Herbst [FDP]: Na, so was!)

Er hat seine Kontakte in die Politik vergoldet.
(Dr. Götz Frömming [AfD]: Quasi Verbre-

cher!)
Er war Türöffner in die Politik, aber nicht für die Interes-
sen der Bürgerinnen und Bürger, sondern unter anderem 
für saudische Ölmultis, Versicherungsunternehmen, die 
Finanzheuschrecke BlackRock mit millionenschweren 
Honoraren.

(Matthias W. Birkwald [Die Linke]: Das ist 
wie bei Gerhard Schröder! – Fritz Güntzler 

[CDU/CSU]: Für wen hat unser Bundesfinanz-
minister gearbeitet?)

In der vor wenigen Tagen veröffentlichten Recherche 
„Der Mann der Großkonzerne: Das Lobby-Netzwerk von 
Friedrich Merz“ wird beschrieben,

(Jörn König [AfD]: Das war jedenfalls nicht 
illegal! Im Gegensatz zu dem, was bei der 
SPD passiert ist! – Anke Hennig [SPD]: Sehr 
gefährlich!)

wie ganze Passagen des CDU-Programms aus Lobby-
feder stammen. Und ich darf zitieren: „Auch Merz’ Rolle 
im Cum-Ex-Skandal wirft bis heute Zweifel auf.“ Für 
Aufklärung haben Sie und hat Herr Merz hier nie gesorgt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Uwe Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Der Vorsitzende des Vereins Bürgerbewegung Finanz-
wende sagt deshalb zu Recht über Friedrich Merz: „Ein 
Kanzlerkandidat ohne Regierungserfahrung, aber mit viel 
Lobbyerfahrung – das ist wirklich neu.“

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Was sagt er 
denn zu Herrn Scholz?)

Zusammengefasst: Olaf Scholz’ Stand ist klar. Er stand 
auf der Seite derer, die gegen Steuervermeidung, die ge-
gen Steuerbetrug gekämpft haben; das ist dokumentiert.

(Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Wo 
denn?)

Aber wo stand Friedrich Merz? Da gäbe es für Sie von der 
CDU/CSU viel aufzuklären. Aber darüber decken Sie 
lieber den Mantel des Schweigens.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Kay 
Gottschalk [AfD]: Das habe ich schon besser 
erlebt, Herr Schrodi! – Zuruf des Abg. 
Matthias Hauer [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die FDP spricht Markus Herbrand.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Katharina 
Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Markus Herbrand (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Seit nunmehr sieben Jahren arbeiten wir uns am Erinne-
rungsvermögen von Olaf Scholz ab. Vor mittlerweile 
viereinhalb Jahren kam dabei die letzte Neuigkeit bezo-
gen auf den Bundeskanzler ans Tageslicht. So erinnerte 
sich Olaf Scholz plötzlich doch an mehrere Treffen mit 
Herrn Olearius, dem Chef der Warburg Bank. Konkrete 
Inhalte konnte er nicht benennen, weil – Sie ahnen es – 
sein Gedächtnis an dieser Stelle Lücken aufweisen wür-
de.

(Heiterkeit des Abg. Torsten Herbst [FDP])
Nun also der nächste Versuch, den möglichen Verfeh-

lungen des ehemaligen Ersten Hamburger Bürgermeis-
ters und Ex-Finanzministers und heutigen Bundeskanz-
lers auf die Spur zu kommen. Die vorliegende Große 
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Anfrage der CDU/CSU umfasst 36 Fragen und Unterfra-
gen. Inhaltlich werden vorrangig Sachverhalte abgefragt, 
die entweder bereits Bestandteil parlamentarischer An-
fragen waren und entsprechend wirklich keine Neuigkei-
ten erwarten lassen, oder es handelt sich um Fragen, die 
ganz erkennbar in die Zuständigkeit der Hamburger Se-
nats- und Finanzverwaltung fallen. Insgesamt kann sich 
die Unionsfraktion, zumindest aus meiner Sicht, nicht 
viel von ihrer eigenen Anfrage versprochen haben.

Das liegt zum einen an den genannten Unzulänglich-
keiten bei den Fragestellungen, zum anderen ist aber auch 
das Mitwirken der Bundesregierung und des für die Ant-
wort federführenden Bundesfinanzministeriums enttäu-
schend. So mag es zwar den parlamentarischen Gepflo-
genheiten entsprechen, bei 80 Prozent der Fragen 
entweder auf Drucksachennummern von Antworten auf 
vergangene Anfragen oder alternativ auf geheime Ver-
schlusssachen zu verweisen. Vertrauen in den Aufklä-
rungswillen der Bundesregierung wird damit allerdings 
wirklich nicht hergestellt.

Mir ist unbegreiflich, warum man sich durch die knap-
pen und zum Teil überhaupt nicht auf die konkrete Fra-
gestellung eingehenden Antworten erneut dem General-
verdacht von Mauschelei und Hinterzimmerabsprachen 
preisgibt. Olaf Scholz betreibt diese kontraproduktive 
Heimlichtuerei und die Salamitaktik bei der Informati-
onspolitik von Anfang an. Im Ergebnis profitiert offen-
kundig weder die SPD noch Bundeskanzler Scholz, der 
im Beliebtheitsranking so weit abgeschlagen ist, dass 
selbst Tino Chrupalla und Nancy Faeser von oben auf 
ihn herabschauen.

(Heiterkeit des Abg. Fritz Güntzler [CDU/ 
CSU] – Zuruf des Abg. Dr. Jens Zimmermann 
[SPD])

Ähnlich falsch ist aber auch das Vorgehen der Union. 
Sie erstellen einen Fragenkatalog, von dem Sie genau 
wissen, dass er keine neuen Erkenntnisse mit sich bringen 
wird.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Wo ist denn Ihr 
Fragenkatalog?)

Sie fordern darüber hinaus einen Untersuchungsaus-
schuss und wissen genau, dass Olaf Scholz seine berühm-
ten Gedächtnislücken bis dahin ganz sicher nicht ge-
schlossen haben wird. Das zeigen im Übrigen auch 
seine Aussagen im aktuell laufenden Untersuchungsaus-
schuss der Hamburger Bürgerschaft.

Und auch das stimmt: Zu allen anderen Fragen rund 
um Cum-ex gab es schon einen Untersuchungsausschuss 
hier im Bundestag. Dieser endete mit dem folgenden 
gemeinsamen Fazit von Union und SPD – ich zitiere –:

„Die zuständigen Behörden in Bund und Ländern 
und unter ihnen nicht zuletzt das BZSt“

– Bundeszentralamt für Steuern –

„haben in den letzten Jahren vorbildlich Cum/Ex- 
Fälle bearbeitet und bereits ausgezahlte Steuern zu-
rückgeholt beziehungsweise eine Auszahlung der 
Kapitalertragsteuer nicht vorgenommen. Mit dieser 
Arbeit hat das Amt maßgeblich dazu beigetragen, 

dass die tatsächliche Schadenshöhe nur einen 
Bruchteil der öffentlich immer wieder kolportierten 
12 Milliarden Euro ausmachen dürfte.“

Das ist ein interessantes Fazit, wenn man bedenkt, 
welche Legendenbildung mit der vorliegenden Großen 
Anfrage versucht wird. Außerdem heißt es – ich zitiere 
erneut –:

„Dieser Untersuchungsausschuss war nicht erfor-
derlich. Alle Vorwürfe sind widerlegt, mit denen 
seine Einsetzung begründet wurde. Der Ausschuss 
hat die Überzeugung gewonnen, dass in den Behör-
den, aus denen er Akten beigezogen und Zeuginnen 
und Zeugen gehört hat, sachgerecht und pflicht-
gemäß gearbeitet wurde.“

Während Sie also in den GroKo-Jahren von 2013 bis 
2021, verehrte Kollegen von der Union, und sogar im 
Abschlussbericht des Untersuchungsausschusses kein 
böses Wort über Fehler bei der Aufarbeitung von Cum- 
ex-Betrügereien oder über mögliche Verfehlungen von 
Olaf Scholz verloren haben, fällt Ihnen nun zufälliger-
weise drei Wochen vor der Bundestagswahl ein, dass 
man das Thema noch mal platzieren könnte.

Fakt ist: Die Anfrage löst kein einziges der drängenden 
Probleme in unserem Land.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Doch! 
Die Entsorgung des Bundeskanzlers! Die wird 
damit geklärt!)

Verstehen Sie mich bitte nicht falsch: Auch ich habe 
Fragen. Auch ich erwarte die Übernahme von Verantwor-
tung und harte Strafen. Ich bezweifle aber, dass wir diese 
Ziele mit der wiederholten Aufstellung von Fragenkata-
logen erreichen, und wir erreichen sie auch nicht mit der 
Wiederholung offenbar nicht belegbarer Vorwürfe. Denn 
diese zu belegen, haben schon seit vielen Jahren viele 
versucht, darunter zahlreiche und namhafte Journalisten.

Olaf Scholz – das dürfte unbestritten sein – würde auch 
bei einer erneuten Befragung genau das wiederholen, was 
er seit vielen Jahren dazu sagt. Ganz offensichtlich hat die 
Unionsfraktion diese Einschätzung zumindest in den 
GroKo-Jahren vollumfänglich geteilt. Anders kann ich 
mir nicht erklären, warum das Gespräch des Finanzaus-
schusses am 1. Juli 2020 mit Olaf Scholz zum Cum-ex- 
Komplex und seinen möglichen Handlungen vonseiten 
der CDU/CSU extrem antriebslos geführt worden ist.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Genau! Keine 
Frage!)

Das zeigt das Kurzprotokoll der Sitzung deutlich.
Hier kann man nachlesen, dass die Union genau zwei 

Fragen gestellt hat. Diese beziehen sich allerdings nicht 
auf die persönliche Verantwortung des damaligen Bun-
desfinanzministers, sondern auf die Höhe bisher geleis-
teter Rückzahlungen sowie auf den Status quo möglicher-
weise weiterhin bestehender Betrugsmaschen. Darüber 
hinaus wird vor allem die Bundesregierung gelobt. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen der Union, bitte nehmen Sie es 
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mir nicht übel, aber echter Aufklärungswille sieht wirk-
lich anders aus, und das wissen Sie auch. Der war damals 
schlicht nicht vorhanden.

Auch können wir beobachten, dass der unabhängige 
Rechtsstaat an dieser Stelle funktioniert. Die Mühlen 
der Justiz mögen langsam mahlen, an Gründlichkeit 
sind sie aber kaum zu überbieten. Inzwischen sind viele 
Urteile gesprochen, viele Milliarden Euro wurden zu-
rückgefordert und auch zurückgezahlt, persönlich Verant-
wortliche sind zu Haft- und Bewährungsstrafen verurteilt 
worden; und das ist gut so.

Der Dank hierfür gilt vor allem den Mitarbeitenden aus 
Justiz- und Ermittlerkreisen. Die für die Justiz zuständi-
gen Bundesländer müssen hier weiter investieren. Mehr 
Manpower, bessere technische Ausstattung, erweiterte 
Zugriffsrechte: Das sind die Schlüssel für weitere Strafen 
und Urteile.

Mit Anfragen und Antworten, wie wir sie hier heute 
vorliegen haben, erreichen wir nichts. Scheindebatten für 
den Wahlkampf sind angesichts der ernsten Lage, in der 
sich unser Land befindet, eher Wasser auf die Mühlen der 
Falschen. Weder Union noch SPD sollten dieses Geschäft 
betreiben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Katharina Beck hat das Wort für Bündnis 90/Die Grü-

nen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Katharina Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Bürgerinnen und Bürger! Ohne Zweifel sind die 
Fragen zu Cum-ex und Cum-cum – das hat nichts mit 
dem Thema Ex-Freundin oder so zu tun, sondern das ist 
eine riesige Steuerhinterziehung – ein riesiges Thema.

Ich möchte kurz aufgreifen, was der Antrag beinhaltet: 
Es geht allein darum, Olaf Scholz vorzuwerfen, dass er 
sich an nichts erinnern würde. Ich möchte aber als Ham-
burger Bundestagsabgeordnete sagen: Es geht da um 
Hamburg, und es gibt in Hamburg einen parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss, der diesen Themen sehr 
intensiv nachgeht. Dort ist dieses Thema sehr gut auf-
gehoben.

Es gab einmal einen Antrag der CDU/CSU hier im 
Bundestag mit exakt den gleichen Fragestellungen wie 
in Hamburg, und deswegen ist der Untersuchungsaus-
schuss auch nicht gekommen.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Was hat denn 
die Frau Paus dazu gesagt? Hat die Frau Paus 
nicht gesagt, Herr Scholz hätte gelogen?)

Wir wären sehr gerne bereit gewesen, das Ganze größer 
zu denken. Denn diese Verdachtsfälle und diese proble-
matischen kriminellen Aktivitäten der Steuerhinterzie-

hung gehören in einen Untersuchungsausschuss. Aber 
der muss größer und breiter sein und darf nicht nur allein 
Hamburg und die Warburg Bank betreffen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Michael Schrodi [SPD])

Das eigentliche Problem ist wirklich groß. Da geht es 
um Betrug. Ich versuche einmal, das zu erklären – das ist 
nämlich gar nicht so einfach zu verstehen –: Es ist orga-
nisierter Steuerbetrug. Es gibt Aktien- und Dividenden-
geschäfte mit und ohne Auszahlungsmöglichkeiten, mit 
und ohne Besteuerung. Dieses „mit“ und „ohne“ heißen 
auf Lateinisch „cum“ und „ex“. Daher kommt dieser Be-
griff „Cum-ex“. – So, einmal das.

Stellt euch vor – es sind auch einige Jüngere hier –, ihr 
habt ein elektronisches Ticket für einen Kinobesuch ge-
kauft, und ihr wollt es zurückgeben, weil ihr nicht hin-
gehen könnt. Ihr bekommt dann den Ticketpreis zurück. 
Aber der Betrug wäre: Ihr schickt das Ticket einfach noch 
an fünf andere Freunde oder sogar an noch mehr andere 
Freunde, und auch die kriegen dann den Preis zurück, 
obwohl sie für das Ticket gar nicht gezahlt haben. Das 
übertragen auf Aktiengeschäfte ist dieser organisierte 
Steuerbetrug. Da konnte man sich Steuern zurückerstat-
ten lassen. Das eine Mal ist es korrekt gewesen, aber die 
ganzen anderen Male – das ist wie eine Art Karussell – 
eben nicht. Dadurch sind Schäden von über 10 Milliarden 
Euro entstanden, und so etwas muss stärker bekämpft 
werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Es gibt international ähnliche Fälle – Cum-cum –;

(Kay Gottschalk [AfD]: Der große Bruder von 
Cum-ex!)

aber es wäre ein bisschen zu herausfordernd, das jetzt zu 
erklären. Es ist eben das Wesen von Organisierter Krimi-
nalität, dass das nur sehr spezialisierte Steuerberaterinnen 
und andere Experten verstehen können. Da geht es aber 
auch noch mal um Schäden von ungefähr 28 Milliarden 
Euro.

Ich bin sehr dafür, dass wir als Deutscher Bundestag 
und als Deutschland insgesamt wirklich aufrüsten, um 
diesen Betrug zu bekämpfen. Was könnte man mit diesen 
vielen Milliarden – das geht ja bis zu 40 Milliarden Euro – 
alles Schönes tun, ohne andere unsägliche Steuer- oder 
Finanzierungsdebatten führen zu müssen? Damit könnten 
wir zum Beispiel für mehr Sicherheit in Deutschland 
sorgen, weil wir mehr Polizistinnen und Polizisten aus-
statten könnten. Damit könnten wir Kitas mit mehr Er-
zieherinnen ausstatten. Damit könnten wir mehr Lehre-
rinnen einstellen. Damit könnten wir für ein besseres 
Land sorgen. Wir könnten vielleicht sogar dazu beitra-
gen, dass die Deutsche Bahn wieder pünktlicher fährt, 
weil mehr in sie investiert werden kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Momentan haben es aber in Deutschland Schwerstkri-
minelle und die Organisierte Kriminalität zu einfach. Sie 
sind einfallsreich. Das Thema ist komplex. Deutschland 
muss sich strukturell besser aufstellen. Die Bürgerbewe-
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gung Finanzwende wurde schon angesprochen. Da ist 
jetzt auch eine relativ prominente Anwältin hingewech-
selt.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Die unterstützt 
den Untersuchungsausschuss, den Sie verhin-
dert haben!)

Wenn man sich mit ihr unterhält, findet man heraus, was 
in der Justiz wirklich fehlt: Wir brauchen wirklich mehr 
spezialisierte Ermittlerinnen. Wir brauchen eine moder-
nere IT-Ausstattung. Es gibt auch Herausforderungen bei 
der Zusammenarbeit zwischen den 16 Bundesländern. 
Deswegen ist es auch so schade – das ist etwas aus der 
Ampelzeit, was ich kurz noch benennen möchte –, dass 
wir diese Woche das Gesetz zur Bekämpfung der Finanz-
kriminalität nicht mehr beschließen können. Das wäre 
unter uns eigentlich möglich gewesen.

(Kay Gottschalk [AfD]: Noch mehr Verwal-
tung! Na klar!)

Man muss jetzt ja keine neue Behörde gründen.
(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Parallelstruktu-
ren wollen Sie schaffen! Neue Behörden wol-
len Sie schaffen! Das können Sie!)

Aber wenn es um eine gute Bündelung von Kompetenzen 
geht, wenn es darum geht, Geldwäsche zu bekämpfen – 
das ist noch mal ein anderes Riesenproblem in Deutsch-
land –, dann hätten wir damit eigentlich etwas Gutes 
geschaffen, um effizienter und effektiver gegen wirklich 
schlimme organisierte Finanzkriminalität vorzugehen.

Wir als Grüne wollten immer, dass die großen Fische, 
also die, die wirklich um mehrere Milliarden betrügen, 
auch verfolgt werden können. Das ist ein Prinzip, das 
man „Follow the money“ nennt. Da werden oft die Ver-
mögenszustände verschachtelt, da gibt es Briefkastenfir-
men etc. Dafür hätte es ein Vermögensverschleierungs-
bekämpfungsgesetz gebraucht. Nach dem Ampel-Aus 
hätten wir dieses große Gesetz, das die FDP immer nicht 
wollte, verabschieden können. Letzte Woche wollte die 
FDP dem Finanzkriminalitätsbekämpfungsgesetz leider 
nicht mehr zustimmen. Das ist sehr schade. Wir werden 
uns in der nächsten Legislatur dafür einsetzen, dass wir 
hier wirklich vorankommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Bei dem Thema gibt es auch eine große Einigkeit – das 

finde ich gut – mit anderen demokratischen Fraktionen 
darin, die Finanzkriminalität zu bekämpfen, auch mit der 
CDU/CSU. Da ist im Wahlprogramm auch Gutes auf-
geschrieben. Ich glaube, bei der Geldwäsche gibt es einen 
technischen Unterschied: Zollpolizei versus „andere 
Kompetenzen bündeln“.

Aber bei der AfD, die sich ja so oft geriert, als ob sie 
was für die breite Bevölkerung täte, liest man nichts da-
von, dass sie diese, ja, sehr reichenorientierte Organi-
sierte Kriminalität bekämpfen will.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das werden Sie 
gleich hören!)

Überreiche sind ja Ihre Kernklientel.
(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ach, das ist doch 

Quatsch!)

In Ihrem Entwurf steht nichts zur Finanzkriminalität, 
nichts zur Geldwäsche, nichts zur Steuerhinterziehung; 
und das wundert mich auch nicht.

(Jörn König [AfD]: Das ist die Folge Ihrer 
Politik! Da sind 20 Prozent der Leute Über-
reiche!)

Aber die Menschen da draußen müssen schon auch wis-
sen, wes Geistes Kind Sie sind.

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die AfD hat Kay Gottschalk das Wort.

(Beifall bei der AfD – Jörn König [AfD]: 
Endlich!)

Kay Gottschalk (AfD):
Man muss die Reden ja immer umstellen: Sehr geehr-

ter Kollege Herbrand, Sie hätten jetzt die Möglichkeit 
gehabt, echte Oppositionspolitik zu machen. Ich sage 
nur: Frau Brorhilker ist, glaube ich, der beste Beweis 
dafür, dass hier was im Argen ist.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Das heißt „Frau 
Präsidentin!“, aber egal!)

Liebe Kollegen der CDU/CSU, ich bin Ihnen dankbar 
für die Anfrage, die Sie gestellt haben; denn, liebe Bür-
gerinnen und Bürger, der Sachverhalt, über den wir uns 
hier unterhalten, liegt neun Jahre zurück. Neun Jahre – 
wie bei Planung, kaputten Brücken, Autobahnen und an-
deren Dingen – braucht dieses Land, um diesen Vorgang 
überhaupt zu beurteilen. Und dass der Untersuchungs-
ausschuss nichts zutage brachte – nun ja, GroKo –, zeigt 
umso mehr, wie notwendig die AfD ist. Da wollte doch 
eine Krähe der anderen kein Auge aushacken.

(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, das ist doch das Problem in 
diesem Lande.

Kommen wir mal zum Sachverhalt: Was ist Cum-ex? 
Da bin ich auch von Ihnen enttäuscht. Es ist eine geniale 
Gestaltungsidee – denn in der Tat: auf so was muss man 
erst mal kommen –,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Blödsinn! Steu-
erbetrug! Geht’s noch?)

eine Idee, die die Unzulänglichkeit der Sicherungssys-
teme in der Finanzverwaltung deutlich gemacht hat. Da-
für, dass so etwas möglich ist, tragen Sie, meine Damen 
und Herren, die seit 20 Jahren regieren, auch unter Herrn 
Schäuble, die Verantwortung.

(Zuruf des Abg. Matthias Hauer [CDU/CSU])
Es ist eine Gestaltung, die an Chuzpe – das ist richtig – 

nicht zu überbieten ist; eine Gestaltung, die für Sie, liebe 
Bürgerinnen und Bürger, offensichtlich zu einem Scha-
den von mehr als 10 Milliarden Euro geführt hat.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Sie nicht bekämpfen wollen! Die 
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Sie gar nicht bekämpfen wollen! Das steht 
nicht in Ihrem Programm!)

Und nehmen wir den großen Bruder Cum-cum dazu, 
dann reden wir über 30 Milliarden Euro. Wie viele Kitas, 
wie viele andere tolle Dinge hätte man damit fördern 
können?

(Beifall bei der AfD – Katharina Beck 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie wollen 
das überhaupt nicht bekämpfen!)

Und es ist eine Gestaltung, deren Aufarbeitung trotz 
der enormen finanziellen Auswirkungen nur schleppend 
vorangeht. Die Staatsanwaltschaft Köln kümmert sich 
seit 2013 darum. Warum eigentlich die Staatsanwalt-
schaft Köln? Weil Dinge, die man begraben will, im 
Untersuchungsausschuss im Hamburg, der in der Tat 
eher ein Grab der Stille ist, sehr gut aufgehoben sind. 
Aber ich komme gleich dazu, was beim Amigo-Filz 
von Grünen und Roten in Hamburg möglich ist, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Blödsinn!)

Was wir heute diskutieren, ist eine Schmierenkomödie, 
die hier von allen Altparteien aufgeführt wird und an 
Arroganz gegenüber den Wählerinnen und Wählern und 
den Bürgern überhaupt nicht zu überbieten ist.

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Wie viel Hass ist 
denn in Ihrer Rede? Hass und Hetze: Nichts 
anderes können Sie!)

Aber um zum Kern der Geschichte zu kommen, muss 
man einfach mal erfahren, was dieser Kanzler, der jetzt 
nicht da ist, der aus meiner Sicht ein Lügner ist, der gute 
Olaf, so macht.

2011 begann also der Aufstieg des Olaf S. zum Ersten 
Bürgermeister.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: 48 Prozent! 
Nicht schlecht, oder?)

Man muss aber seine Historie kennen: als Gymnasiast zu 
den Jusos, in den 80er-Jahren neun Reisen in die DDR zu 
SED- und FDJ-Jugendlagern,

(Markus Herbrand [FDP]: Oah!)
Empfang bei Egon Krenz, dem schönen Egon. Das ist 
unser Kanzler. 1988 – hören Sie zu, liebe Kollegen, mit 
denen wollt ihr koalieren – sagte er, „die wahren Feinde 
des Friedens“ seien „Stahlhelme“ der Union, meine Da-
men und Herren. Dieser Mann ist Kanzler. Er ist Sozia-
list, und er ist von den Funktionären der DDR erzogen 
worden. Das ist der Kanzler, der hier sitzt, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD – Lachen bei Abgeord-
neten der SPD)

Dann war dieser Mann kurzzeitig Innensenator – eine 
Fehlbesetzung.

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Hetze! Hetze ist 
das, Herr Gottschalk! Hetze pur!)

– Ja, da können Sie ruhig schreien. Das sind Ihre Leute. 
Meine Damen und Herren, lassen Sie sich nichts vor-
machen! – Von 2011 bis 2018 war dieser Mann dann 

Erster Bürgermeister. Und auf meine Anfragen hin wurde 
geleugnet, dass es überhaupt noch E-Mail-Konten gibt. 
Später – da bedanke ich mich bei der „Welt“ – ist auf-
geflogen, dass Sie die Parlamentarier und mich als Op-
positionellen auch hier angelogen haben.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sagen Sie was zu den Faschisten in Ihren Rei-
hen!)

Sie haben überhaupt keinen Aufklärungswillen. Sie ver-
tuschen, Sie verschleiern. Das ist Ihre Masche.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Blödsinn! – Zuruf des Abg. Manfred 
Todtenhausen [FDP])

Und im Jahre 2009 – liebe Bürger, Sie hören richtig – 
griff nun diese Warburg Bank ganz entschlossen in den 
Steuersäckel und wollte 47 Millionen Euro aus illegalen 
Geschäften erstattet haben. Und das ist auch so passiert in 
Hamburg. Und warum ist es so passiert? Da kommt jetzt 
das System der Hamburger Finanzverwaltung und des 
Hamburger Filzes der roten Genossen aufs Tableau.

Tauchen wir also noch mal in die Story und in das 
Jahr 2016 in Hamburg ein. Das Finanzamt für Großunter-
nehmen fordert 47 Millionen Euro von der Warburg Bank 
zurück.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

In dieser Zeit traf sich Olaf S. mindestens zweimal mit 
dem Miteigentümer der Bank, einem Christian Olearius, 
im Folgenden nur Herr O. genannt. Auch ein bekannt-
gewordenes Telefonat zwischen beiden gehört dazu.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Weintreff!)
Auch hierüber hat uns Herr Scholz im Finanzausschuss 
offen angelogen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das stimmt 
doch gar nicht! Das ist falsch! Lesen Sie das 
Protokoll! – Frauke Heiligenstadt [SPD]: Le-
sen Sie das Protokoll! Manchmal hilft ja Le-
sen! Lesen bildet, Herr Gottschalk! Wo haben 
Sie denn Ihren Schulabschluss gemacht?)

Aus einem Treffen wurden drei. Und beim Unter-
suchungsausschuss zwei Monate später waren es null 
Treffen, meine Damen und Herren. Was ist das denn 
anderes, als das Volk und uns hier als Opposition zu 
belügen?

(Beifall bei der AfD)
Für alle, die nicht so in der Materie stehen,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Also Sie! Sie 
haben von der Materie keine Ahnung!)

ein kleiner Exkurs in die Hamburger Verwaltung und den 
Filz: O. war nicht nur Privatbanker, sondern auch ein 
bekannter Dealmaker der Hansestadt. Am 7. März 2011 
wird Herr S. Bürgermeister. Bereits fünf Tag später hat er 
von Alfons Pawelczyk – dem ist der Genosse sehr gut 
bekannt – Besuch; denn Herr O. möchte Mitglied im 
Aufsichtsrat von Hapag-Lloyd werden. Es geht hin und 
her. Auf jeden Fall kommt man dem Wunsch von Herrn 
Olearius nach.
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(Zuruf der Abg. Frauke Heiligenstadt [SPD])
Dann spendet er mit Freunden 70 Millionen Euro für die 
Elbphilharmonie. Ein Millionengrab! Auch verkalkuliert, 
meine Damen und Herren.

Und dann kommt noch ein Vermittler des Kontaktes 
hinzu, ein Mittler zwischen Herrn S., unserem Kanzler, 
und Herrn O. Das war Johannes Kahrs, auch bestens 
bekannt und gut vernetzt. Die Staatsanwaltschaft kommt 
auf einmal auf die Idee, sein Schließfach zu durchsuchen. 
Und was findet man? 200 000 Euro in bar. Herr K. sagt: 
Das ist alles Erspartes. – Meine Damen und Herren, so 
viel zu dem sozialen Gewissen der Genossen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Haha! Arbeiter-
partei!)

Kommen wir also noch mal zum Protokoll. Am 6. Ok-
tober 2016 trifft sich Olaf S. das erste Mal mit Herrn O. 
Am 13. Oktober wird der Finanzsenator von der Chefin 
der Finanzverwaltung informiert. Am 26. Oktober emp-
fängt Bürgermeister S. – Herr Scholz – den Vertreter der 
Warburg Bank. Es gibt weitere Gespräche. Und acht Tage 
nachdem Herr Olaf S. den Anruf bekommen hat, ent-
scheidet die Finanzbehörde in Hamburg: Wir wollen die 
47 Millionen Euro doch nicht haben.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Hört! Hört! – Filiz 
Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Mein 
Gott!)

Das sind die Genossen, die dort auf der linken Seite 
sitzen.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Das ist Unsinn! Alles zurückbezahlt! 
Es ist kein Schaden entstanden! – Michael 
Schrodi [SPD]: Alles zurückgeholt! Sie lügen 
wie gedruckt! Sie lügen!)

Die Menschen haben die Möglichkeit, am 23. Februar die 
einzige Oppositionspartei, die hier im Deutschen Bun-
destag für Aufklärung sorgen will, zu wählen.

Sie haben gut verschleiert, getarnt und getrickst. Und 
ich bleibe dabei: Dort sitzt ein Lügner, meine Damen und 
Herren.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Ist das par-
lamentarisch?)

Da die Verjährung jedoch droht, interveniert der Bund, 
und der rettet es an dieser Stelle. Finanzsenator Peter T. – 
heute Herr Tschentscher, der Bürgermeister – wird dann 
durch die Bundesregierung und das BMF quasi gezwun-
gen, die Gelder doch einzufordern.

Meine Damen und Herren, das unrühmliche Kapitel 
dieses Olaf S. ist hoffentlich am 23. Februar vorbei. 
Aber in der Frage, warum beim Untersuchungsausschuss 
in Hamburg der Aufklärungswille fehlt, warum Sie das 
erste Mal in der Geschichte der Bundesrepublik Deutsch-
land der Opposition den Untersuchungsausschuss zu 
Cum-ex – und wir hätten aufgeklärt – nicht zugebilligt 
haben, meine Damen und Herren, werden wir als Oppo-
sitionspartei hartnäckig bleiben.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Weil es verfas-
sungswidrige Fragen waren! Ganz einfach! – 
Michael Schrodi [SPD]: Sie müssen halt auch 

richtige Anträge schreiben können! – Dr. Jens 
Zimmermann [SPD]: Es wäre ja spannend, 
wenn Ihre Spitzenkandidatin mal in Deutsch-
land eine Steuererklärung machen würde!)

Eine Frage stellte mir ein namhafter Journalist aus 
England: Wie konnte so ein Mann in Deutschland über-
haupt Bundeskanzler werden?

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Gottschalk, Sie kommen zum Ende.

Kay Gottschalk (AfD):
Und auch da gebe ich Ihnen die Antwort: Machen Sie 

am 23. Februar Ihr Kreuz bei der AfD!
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Gottschalk, Ihre Redezeit ist um.

Kay Gottschalk (AfD):
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die SPD-Fraktion hat der Kollege Dr. Johannes 

Fechner das Wort.
(Beifall bei der SPD)

Dr. Johannes Fechner (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer! Nur zur Einord-
nung: 2016 wurde in der Tat vorerst vorläufig darauf ver-
zichtet, die Summen von der Warburg Bank einzufordern. 
Diesen Vorgang hat die Staatsanwaltschaft Köln in der 
damaligen Lage ausdrücklich – lesen Sie die Sitzungs-
protokolle, lesen Sie die Befragungen! – für in Ordnung 
befunden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Cum-ex war ein gro-
ßer Wirtschaftsskandal, einer der größten in Deutschland. 
Ich will an dieser Stelle ein großes Dankeschön an alle 
sagen, die in den Staatsanwaltschaften und in den Ge-
richten dafür gesorgt haben, dass glasklar entschieden 
ist – das war wichtig –: Das war ein übler Steuerbetrug. 
Alle, die sich daran beteiligt haben, gehören hinter 
Schloss und Riegel. Vielen Dank für Ihre Hartnäckigkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Die Anfrage der CDU/CSU – ich kann es nicht anders 
sagen – ist schlicht eine Frechheit, und sie strotzt vor 
Unwahrheiten. Sie wollen Wahlkampf machen nach 
dem Motto: Wir werfen mit so viel Dreck auf den Kanz-
ler, dass schon ein bisschen was hängen bleiben wird. – 
Man kann es nicht anders einschätzen.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Jaja, das 
sagt die SPD gerade!)
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Gleich im ersten Satz der Großen Anfrage behaupten 
Sie – auch heute wieder –, die SPD hätte verhindert, dass 
es einen Untersuchungsausschuss gibt. Das ist grober 
Unsinn, das ist Blödsinn.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Wir achten die Oppositionsrechte, dazu gehört der Unter-
suchungsausschuss.

(Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Minder-
heitenrecht!)

Und deswegen haben wir für einen Untersuchungsaus-
schuss gestimmt, nämlich in Hamburg, wo die Vorgänge 
stattgefunden haben.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Das haben aber 
nicht Sie zu entscheiden!)

Deswegen sind die Kolleginnen und Kollegen dort in der 
Bürgerschaft für die parlamentarische Aufarbeitung zu-
ständig.

Auch wir hier im Bundestag haben viele Gespräche mit 
Ihnen geführt. Wir hatten Ihnen ausdrücklich angeboten, 
die Fragen, die von den Expertinnen und Experten als 
verfassungsgemäß angesehen wurden, hier im Deutschen 
Bundestag selbstverständlich in einem Untersuchungs-
ausschuss zu behandeln.

(Michael Schrodi [SPD]: Sehr richtig! – 
Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Warten 
Sie mal das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts ab!)

Sie sind hart geblieben. Sie hatten Schaum vor dem 
Mund. Ihnen ging es nur um Wahlkampftaktik.

(Beifall bei der SPD)

Deswegen war es richtig, dass wir die Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses zu diesen Fragen abgelehnt 
haben.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Sie ha-
ben ja Erfahrung mit Verfassungsgerichtsurtei-
len! Warten Sie mal ab, Herr Fechner!)

– Sie sagen gerade: Verfassungsgerichtsurteil. Da will ich 
mal festhalten: Beim KTF haben Sie gewonnen.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Sie ha-
ben dreimal verloren!)

Abgesehen davon haben Sie alle wichtigen Verfassungs-
klagen verloren. Die Opposition hat geklagt, dass wir 
Ausschussvorsitzende abgewählt haben. Wir haben ge-
wonnen. Sie haben gegen das Wahlrecht, gegen die 
Nichtzuteilung der Direktmandate geklagt und übelst ge-
zetert. Wir haben gewonnen.

(Lachen des Abg. Fritz Güntzler [CDU/CSU] – 
Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Falsch! 
Falsch! Falsch! – Mechthilde Wittmann 
[CDU/CSU]: Unglaublich!)

Und Sie wollten, dass in Berlin überall gewählt wird. Wir 
haben gesagt: nur dort, wo tatsächlich Fehler passiert 
sind. – Auch da haben Sie verloren. Und jetzt stellen 
Sie sich hierhin und behaupten, wir hätten gegen die Ver-
fassung verstoßen oder Oppositionsrechte missachtet.

(Anke Hennig [SPD]: Das ist lächerlich!)
Das ist auf keinen Fall wahr, und das muss hier so klar-
gestellt werden, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD – Anke Hennig [SPD]: 
Genau!)

In der Sache geht es darum, dass einige wenige Fragen 
im Antrag der CDU/CSU auf Einrichtung des Unter-
suchungsausschusses darauf abzielten, Vorgänge, die in 
Hamburg stattgefunden haben, hier im Bundestag zu be-
urteilen. Wir haben dazu eine Sachverständigenanhörung 
durchgeführt. Die Sachverständigen – ich darf zwei zitie-
ren – haben glasklar gesagt, zuerst Professor 
Schönberger:

„Dazu müssen wir noch mal betonen, dass hier die 
Verfassungswidrigkeit sehr deutlich vorliegt … Der 
Bundestag darf keinen verfassungswidrigen Unter-
suchungsausschuss einsetzen.“

Und Frau Professorin von Achenbach hat gesagt:

„Die Länder sind gegenüber dem Bund eigenstän-
dige Rechts- und Verfassungsordnungen mit eige-
nen Hoheitsbereichen und dementsprechend wird 
auch das Untersuchungsrecht des Bundestages 
durch die Eigenstaatlichkeit und Verfassungshoheit 
der Bundesländer eingeschränkt.“

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Matthias 
Hauer [CDU/CSU]: Zitieren Sie doch mal die 
anderen!)

So klar muss man es auf den Punkt bringen. Dort, wo wir 
zuständig sind – in Hamburg –, hat die SPD sich dafür 
eingesetzt, dass ein Untersuchungsausschuss kommt.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie kommen zum Ende, bitte, Herr Kollege.

Dr. Johannes Fechner (SPD):
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Frauke Heiligenstadt [SPD]: Fakten! Fakten 
statt Lügen!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat Matthias Hauer für die CDU/CSU-Frak-

tion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Matthias Hauer (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Zwei Untersuchungsausschüsse diskutieren 
heute Nachmittag über ihre Abschlussberichte: der eine 
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zum Afghanistan-Abzug und der andere zum Ausstieg 
aus der Kernenergie. Doch einer fehlt, und wir alle wissen 
auch, warum: weil die Ampel ihn mit allen Mitteln ver-
hindert hat.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: So ist 
es!)

Wir als Union wollten diesen Steuerskandal umfassend 
aufklären; denn das Agieren von Olaf Scholz wirft nach 
wie vor schwerwiegende Fragen auf. Die Affäre ist ein 
Lehrstück über die SPD und auch über Olaf Scholz, über 
Filz, über die Arroganz der Macht und über einen skan-
dalösen Umgang mit der Wahrheit.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Warum sprechen wir also heute nicht über die Arbeit 

dieses Untersuchungsausschusses? Die Union hatte ihn 
mit den erforderlichen Stimmen beantragt. Aber SPD, 
Grüne und FDP haben den Untersuchungsausschuss mit 
fadenscheinigen Argumenten dennoch verhindert.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!)

Die Ampelparteien haben damit Minderheitenrechte in 
diesem Parlament mit Füßen getreten, nur um ihren 
Kanzler zu schützen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Fritz Güntzler 
[CDU/CSU]: So ist es! Und die FDP hat mit-
gemacht!)

Sie wollten Olaf Scholz unliebsame Fragen ersparen,
(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Blödsinn!)

zum Beispiel über die hunderttausenden E-Mails, die auf 
Laptops versteckt werden. Warum dürfen wir im Rahmen 
eines Untersuchungsausschusses darüber nicht mit dem 
Kanzler sprechen? Das haben Sie zu verantworten. Ein 
beispielloser Vorgang in der bundesrepublikanischen Par-
lamentsgeschichte!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Zur Wahrung unserer Rechte haben wir das Bundes-

verfassungsgericht angerufen. Karlsruhe hat der Ampel 
ja schon mehrfach in dieser Legislaturperiode die Leviten 
gelesen, und so wird es auch diesmal kommen.

(Markus Herbrand [FDP]: Ach! Das weißt du 
schon?)

Die Ampel hat nämlich jede Menge Erfahrung beim 
Thema Verfassungsbruch:

(Zuruf des Abg. Dr. Jens Zimmermann [SPD])
verfassungswidriges Verfahren beim Heizungsgesetz, 
weil Sie nach monatelangem Streit eine öffentliche De-
batte fürchteten; verfassungswidrige Aspekte beim Wahl-
recht, weil sich die Regierung aus parteitaktischen Grün-
den einen Vorteil gegenüber der Opposition verschaffen 
wollte,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das Urteil gibt’s 
doch noch gar nicht!)

und ein verfassungswidriger Nachtragshaushalt, weil Sie 
sich mit Buchhaltungstricks in Milliardenhöhe an der 
Schuldenbremse vorbeimogeln wollten.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und dann haben SPD, Grüne und FDP der größten Op-
positionsfraktion auch noch das schärfste Schwert der 
parlamentarischen Kontrolle aus der Hand genommen, 
den Untersuchungsausschuss, und das kann keinen Be-
stand in Karlsruhe haben.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das werden wir 
ja sehen! – Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Das 
wird erst nach der Wahl entschieden! – Markus 
Herbrand [FDP]: Du qualifizierst dich schon 
als Verfassungsrichter hier!)

In der Zwischenzeit haben wir mit einer Großen An-
frage versucht, mehr Licht ins Cum-ex-Dunkel um Olaf 
Scholz zu bringen. Die Antworten von Rot-Grün sind ein 
weiterer Beleg dafür, dass die Aufklärung mit allen Mit-
teln verhindert werden soll.

(Michael Schrodi [SPD]: Wir haben alles of-
fengelegt! Das gefällt Ihnen bloß nicht, Herr 
Hauer! Sie können ja nur mit Schmutz wer-
fen!)

Die „Antwort“ – in Anführungszeichen – der Bundes-
regierung auf unsere Große Anfrage ist in Wahrheit ein 
Offenbarungseid. Sie unterstreicht: Der Cum-ex-Steuer-
skandal um die Warburg Bank ist ein dunkler Schatten 
über der Kanzlerschaft von Olaf Scholz.

(Michael Schrodi [SPD]: Das Gegenteil ist der 
Fall! Das Gegenteil steht da!)

Cum-ex war ein Milliardenraub an der Allgemeinheit.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Kriminelle Banker und Investoren ließen sich Steuern 
erstatten, die sie nie gezahlt hatten – mittendrin die Ham-
burger Privatbank und ihr sie willkommen heißender 
Gastgeber im Rathaus, Olaf Scholz. Doch als es darum 
ging, die ergaunerten Millionen von der Bank zurück-
zuholen,

(Zuruf des Abg. Michael Schrodi [SPD])
wählte Hamburg unter Olaf Scholz einen zweifelhaften 
Sonderweg: Während andere Bundesländer hart durch-
griffen, rollte Olaf Scholz als Erster Bürgermeister den 
Verantwortlichen der Bank quasi den roten Teppich im 
Rathaus aus –

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: So ist 
es! Das ist die Wahrheit!)

mindestens drei geheime Treffen, stundenlang und per-
sönlich im Büro von Olaf Scholz im Rathaus, mit einem 
der Hauptakteure dieses Steuerskandals, danach sogar ein 
Telefonanruf –, und plötzlich wollte Hamburg auf die 
kriminell ergaunerten Millionen verzichten. Das Engage-
ment des Bankchefs hatte offenbar Wirkung gezeigt.

(Frauke Heiligenstadt [SPD]: Haben Sie nie 
Unternehmen nach einem Gespräch gefragt? – 
Gegenruf des Abg. Michael Schrodi [SPD]: 
Nein! Die müssen nicht anrufen! Die sitzen in 
der Fraktion!)

– Und wer hört, wie viel Sie schreien, weiß: Das ist der 
dunkle Schatten über der Kanzlerschaft von Olaf Scholz.
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(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
SPD: Oh!)

Wer glaubt da noch an Zufälle? Die politische Einfluss-
nahme liegt auf der Hand. Wer so mit Cum-ex-Tricksern 
umgeht, der sollte jedenfalls nicht Bundeskanzler der 
Bundesrepublik Deutschland sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Joachim Wundrak [AfD] – Dr. Jens 
Zimmermann [SPD]: Also Friedrich Merz bes-
ser nicht! – Michael Schrodi [SPD]: Also Herr 
Merz nicht! – Weitere Zurufe von der SPD)

Und was sagt der Kanzler? Nichts. Anstatt zur Aufklä-
rung beizutragen, gibt er sich weiter ahnungslos, schiebt 
Erinnerungslücken vor, wenn es eng wird.

Mit der Großen Anfrage haben wir ihm eine weitere 
Gelegenheit gegeben, reinen Tisch zu machen, sogar 
noch vor der Wahl. Wieder kam nur ausweichendes 
Schweigen. Was sagt die ehemalige Chefermittlerin 
Frau Brorhilker dazu: Das „Gegenteil von Glaubwürdig-
keit“ ist das.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das Gedächt-
nis des Kanzlers –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie kommen zum Ende, bitte.

Matthias Hauer (CDU/CSU):
– mag lückenhaft sein; aber die Wählerinnen und Wäh-

ler –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Matthias Hauer (CDU/CSU):
– werden das nicht vergessen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Mathias 
Middelberg [CDU/CSU]: Sehr richtig! – 
Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Genau so!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für Bündnis 90/Die Grünen spricht Sabine 

Grützmacher.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Sabine Grützmacher (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Erst mal: Wer Cum-ex für eine geniale Steu-
ergestaltungsidee hält, der hält wahrscheinlich auch die 
AfD für demokratisch. Aber das ist ein anderes Thema.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt, wo Sie das C in Ihrem Namen neu interpretieren 
müssen, fällt Ihnen pünktlich zum Wahlkampf Cum-ex 
ein – wie schön!

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Hauer, Sie wollten über Olaf Scholz sprechen, nicht 
über Cum-ex und Cum-cum, ausschließlich über Olaf 
Scholz. Das ist deutlich geworden.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Was hat denn 
Frau Paus zu Herrn Scholz gesagt?)

Vorweg: Cum-ex-Geschäfte waren nie legal. Kein Bür-
ger käme auf die Idee, einen Pfandbon zu kopieren, mehr-
fach einzulösen und das dann als Gesetzeslücke zu ver-
kaufen; denn was watschelt und quakt wie eine Ente, ist 
eine Ente, und ein Betrug bleibt ein Betrug.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Michael 
Schrodi [SPD]: Schön erklärt! Schönes Bild!)

Herr Merz sagte 2018 in der „Süddeutschen Zeitung“, 
dass solche Geschäfte unmoralisch seien. Zitat: „Dieser 
Meinung war ich schon immer und habe dies auch immer 
zum Ausdruck gebracht.“

(Michael Schrodi [SPD]: Richtig!)
Zur Aufklärung gehört ein vollständiges Bild. Wer 

Cum-Ex ernsthaft aufklären will, darf nicht nur auf War-
burg schauen – denn das sind 90 Millionen Euro –,

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Nein, das sind 
127 Millionen!)

sondern muss das gesamte Netzwerk beteiligter Akteure 
in den Blick nehmen.

Wir sollen auf Experten hören? Sehr gerne. Die NGO 
Finanzwende – schon vielfach zitiert – wollte von 
Friedrich Merz wissen, ob zum Beispiel Mayer Brown – 
das ist die Kanzlei, für die er bis Ende 2021 als Senior 
Counsel tätig war – Mandanten dabei geholfen hat, ihre 
Cum-ex-Gewinne juristisch durchzusetzen, oder ob sich 
er als Aufsichtsratsmitglied der HSBC Trinkhaus von 
2010 bis 2019 dafür eingesetzt hat, dass die Bank recht-
lich gegen Cum-ex-Akteure vorgeht,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Aha!)
oder ob er Hinweisen nachgegangen ist, dass BlackRock 
möglicherweise an Cum-cum-Geschäften beteiligt war.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Das hätte man 
alles im Untersuchungsausschuss klären kön-
nen, den ihr nicht wolltet! – Michael Schrodi 
[SPD]: Und was hat er gesagt? Nichts! Schwei-
gen! – Gegenruf des Abg. Fritz Güntzler 
[CDU/CSU]: Erinnerungslücke!)

Das ist nur eine Auswahl an Fragen. Ich vermisse die 
Antworten.

Aber was ich in Ihrer Anfrage und bei Ihrer gesamten 
Politik ebenfalls vermisse, ist das Thema Cum-cum; denn 
das ist der große Bruder von Cum-ex. Hier beläuft sich 
der finanzielle Schaden auf 28 Milliarden Euro, doppelt 
so hoch wie bei Cum-ex. Liegt es vielleicht daran, dass es 
ein CDU-Finanzminister war, der 2016 die Länder ange-
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wiesen hat, die illegalen Cum-cum-Milliarden nicht zu-
rückzuholen? Auch das kann man bei Finanzwende nach-
lesen.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Das stimmt ja 
nicht!)

Finanzwende ist wirklich ein Fundus. Also, liebe Zuhöre-
rinnen und Zuhörer, lesen Sie da gerne nach.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Was sagen Sie 
denn zum Untersuchungsausschuss?)

Wissen Sie, wer zuerst gehandelt hat? Tatsächlich Ihr 
heiß geliebter Olaf Scholz. Ein halbes Jahrzehnt ist genug 
Zeit, um illegale Milliarden in Sicherheit zu bringen. 
Herzlichen Dank und beste Grüße von der organisierten 
Finanzkriminalität!

Generell muss man fragen: Warum wurde Deutschland 
unter der Union zum Geldwäscheparadies?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Warum wurden offensichtliche Probleme nicht ambitio-
nierter angegangen? Warum hatte die Financial Intelli-
gence Unit nach dem von der Union veranlassten Umzug 
ins Finanzministerium massive Probleme?

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Weil Herr 
Scholz Finanzminister war!)

Und warum konnte man jahrelang Wohnungen, Häuser 
und ganze Straßenzüge mit Koffern voll Bargeld kaufen, 
während die Mieten dadurch explodierten?

(Zuruf des Abg. Matthias Hauer [CDU/CSU])
– Gerade eben haben Sie etwas zur SPD zum Thema 
Brüllen gesagt. Das gilt für Sie genauso.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben jahrelang trotz FATF-Prüfung keine dieser 
Milliarden zurückgeholt; dabei wäre das Sicherheits- und 
Finanzpolitik gewesen.

Auch wenn jetzt einige von „All-in“ sprechen: Wir 
sind hier nicht beim Poker, und wir wollten auch kein 
Monopoly spielen. Wir wollten in der damaligen Koali-
tion endlich aufräumen, und das haben wir auch zum Teil. 
Wir haben die FIU reformiert, wir haben ein Kontroll-
gremium eingerichtet, wir haben endlich den Kauf von 
Immobilien mit Bargeld verboten; diesen Wahnsinn 
konnte ich in meinem Wahlkreis wirklich niemandem 
erklären. Damit Deutschland nicht länger das zweite 
Wohnzimmer der italienischen Mafia und der „Place to 
be“ für Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung ist, hat 
die Ampelregierung auch das Finanzkriminalitäts-
bekämpfungsgesetz vorgelegt. Es ist bedauerlich, dass 
etwas, was für Finanzminister Christian Lindner noch 
Goldstandard und Gamechanger war, für die FDP jetzt 
ein links-grüner Kompromiss ist; denn wir haben in der 
Ampel hart, aber fair und unter den Fachpolitikern inhalt-
lich konstruktiv verhandelt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Trotzdem sind wir gestern vom ehemaligen Finanzminis-
ter „Steigbügelhalter der AfD“ genannt worden. Mich 
persönlich trifft das, und ich sage Ihnen, was ein wirk-

licher Steigbügel ist: In Zeiten der Krisen und knapper 
Kassen auf Milliarden zu verzichten, das ist ein Steigbü-
gel. Das ist nicht verantwortungsvoll; das ist Zündeln mit 
dem Haushalt und mit der Demokratie. Das Finanzkrimi-
nalitätsbekämpfungsgesetz, gemeinsam mit einer umfas-
senden Aufklärung zu Cum-ex, Cum-cum und Nachfol-
gemodellen, die es auch gibt, das kann Milliarden 
zurückbringen. Die Bekämpfung von Finanzkriminalität 
ist kein Punkt auf einer Wahlkampf-Bingo-Karte. Sie ist 
ein gesellschaftlicher Auftrag, und demokratische Par-
teien sollten ihn erfüllen.

(Markus Herbrand [FDP]: Sie hatten doch Zeit 
dafür!)

Zur Demokratie muss ich sagen: Was sagen Sie Men-
schen wie Albrecht Weinberg, der wegen des Abstim-
mungsverhaltens sein Bundesverdienstkreuz zurück-
gegeben hat? Und was sagen Sie Menschen, die keinen 
deutschen Namen haben, wie zum Beispiel einem Freund 
von mir – er ist Ingenieur –, der in Stuttgart bei Daimler 
aufhören möchte?

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Ich brau-
che von Ihnen keine Vorträge und Belehrun-
gen! Meine Frau ist Halbtürkin! Meine halbe 
Verwandtschaft hat Migrationshintergrund! 
Dieses ständige Moralisieren hier! Das ist 
übergriffig!)

Was sagen Sie den Unternehmen, die diese Leute ver-
lieren? Das sind die Fragen, die Sie sich stellen sollten!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frauke Heiligenstadt hat das Wort für die SPD-Frak-

tion.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN)

Frauke Heiligenstadt (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr verehrte Damen und Herren! Wenn man 
die gesamte Debatte hier verfolgt, hat man sofort den 
Eindruck, dass es der Union überhaupt nicht um die in-
haltlichen Fragen einer möglichen Steuergestaltung bei 
Dividendenauszahlungen oder einer Steuerrückerstattung 
geht. In Wahrheit geht es der Union nur darum, hinter 
jeder noch so ausführlich beantworteten Frage doch wie-
der einen neuen Skandal zu wittern und möglicherweise 
im Rahmen von weiteren investigativen Fragestellungen 
schnellstmöglich die Integrität des amtierenden Bundes-
kanzlers anzuzweifeln.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Das macht er 
schon selbst!)

Sie stellen auch gleich die Integrität mehrerer staatlicher 
Behörden infrage, wie zum Beispiel die der Staatsanwalt-
schaften in NRW und in Hamburg oder die der Hambur-
ger Finanzbehörde. Was für eine Farce, wenn man be-
denkt, dass die gleiche Union gerade gestern mit der 
rechtsextremistischen Partei hier in diesem Hause ge-
meinsame Sache gemacht hat in der Asylpolitik!
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(Zurufe von der FDP: Eijeijei! – Zuruf der 
Abg. Mechthilde Wittmann [CDU/CSU])

Was gibt es vor dem Hintergrund unserer deutschen Ge-
schichte, die wir alle gut genug kennen müssten, Schlim-
meres, als den Rechtsaußenparteien den Weg zur Macht 
zu ebnen?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Damit ich nicht falsch verstanden werde: Ja, Steuer-
gestaltungstricks der Superreichen sowie der Unterneh-
men und der Finanzberatungsbranche – zumindest der 
schwarzen Schafe in dieser Branche –, die hier gnadenlos 
Gesetzeslücken genutzt, aber auch illegale Praktiken ver-
folgt haben, gilt es zu verurteilen; die gilt es weiterhin zu 
verhindern, und die gilt es auch weiterhin strafrechtlich 
zu verfolgen. Das aber, was die Union beim Thema Cum- 
ex macht, ist nichts anderes als eine politische Schlamm-
schlacht.

(Beifall bei der SPD)
Ihnen geht es überhaupt nicht um die Fragestellung, wie 
man Steuergestaltungstricks verhindert oder wer das in 
der Vergangenheit gemacht hat. Ihnen geht es lediglich 
um solche Fragestellungen wie zum Beispiel die, wer 
welche E-Mails möglicherweise wann im Bundeskanz-
leramt oder im Bundesfinanzministerium gelöscht hat.

(Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Das nennt 
man „Beweise“!)

Und hat sich vielleicht nicht doch noch jemand in Fall-
stricke verheddert? Ihre Behauptungen können trotz 
mehrfacher intensiver Untersuchungen überhaupt nicht 
belegt werden.

(Beifall bei der SPD)
Liebe Union, im Cum-ex-Skandal wäre es doch mal 

wichtiger, sich die Täterseite anzuschauen, anstatt sich 
nur mit den Behörden zu beschäftigen.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Und die Mit-
täter!)

Welche Unternehmen waren denn an diesen Geschäften 
beteiligt?

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Olaf 
Scholz war auch ein Mittäter! Er war intensiv 
daran beteiligt, dass die Banken nicht zurück-
zahlen müssen! Das ist doch eine völlige Ver-
drehung! Ihr Bundeskanzler hat daran mitgear-
beitet! – Gegenruf des Abg. Michael Schrodi 
[SPD]: Das ist eine Frechheit!)

Wer war zum Beispiel im Unternehmen an verantwort-
licher Position, als die Staatsanwaltschaft 2018 die 
Räume von BlackRock in München durchsucht hat, 
sehr geehrter Herr Middelberg? Wer war denn da in ver-
antwortlicher Position?

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der CDU/ 
CSU: Das ist eine Unterstellung! – Gegenrufe 
von der SPD)

Da scheint Ihr Aufklärungsinteresse ja eher gering aus-
geprägt zu sein. Liebe Union, steigen Sie von dem Pferd 
ab, das Sie totgeritten haben!

(Beifall bei der SPD – Alexander Hoffmann 
[CDU/CSU]: Das ist eine Behauptung, für die 
wir tonnenweise Indizien haben! Tonnenweise 
Beweise!)

Der Untersuchungsausschuss in Hamburg hat nichts 
ergeben.

(Alexander Hoffmann [CDU/CSU]: Die Auf-
klärung haben Sie unterbunden, weil Sie den 
Untersuchungsausschuss torpediert haben!)

Die Klage gegen die Nichteinsetzung eines Unter-
suchungsausschusses auf Bundesebene ist noch beim 
Bundesverfassungsgericht anhängig; da ist noch nichts 
entschieden.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Aber es 
gibt zig Treffen! Warum hat es die denn gege-
ben?)

Im Hamburger Untersuchungsausschuss, Herr 
Middelberg, sind mehr als 50 Zeugen befragt worden, 
unzählige Akten wurden überprüft, und ein 1 000 Seiten 
umfassender Bericht wurde erstellt. Es gibt nicht einen 
einzigen Beleg für Ihre unwahren Behauptungen – da 
können Sie noch so laut schreien – und Unterstellungen. 
Im Gegenteil: Alle Behauptungen, die Sie aufgestellt ha-
ben, sind in der Antwort zur Großen Anfrage auch noch 
einmal vollständig aufgelistet und widerlegt worden.

(Beifall bei der SPD)

Ich nenne nur ein paar Ergebnisse: Sie behaupten, es 
habe Zinsversäumnisse gegeben. Es gab keine Zinsver-
säumnisse, wie Sie unterstellen.

(Zuruf von der AfD: Doch!)

Sie behaupten, es habe Verjährungen gegeben. Es gab 
keine Verjährung, weil die Fristen viel länger waren. 
Merken Sie sich das mal!

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Dann 
legen Sie doch die E-Mails offen!)

Sie behaupten, das betroffene Unternehmen habe noch 
offene Steuerzahlungen zu leisten. Tatsächlich hat das 
Unternehmen alle Steuerforderungen beglichen, aber 
Sie behaupten das Gegenteil.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Darum 
geht es doch gar nicht! – Gegenruf des Abg. 
Michael Schrodi [SPD]: Das behaupten Sie 
doch gerade!)

Es gibt nicht einen einzigen Beleg für eine politische 
Einflussnahme auf das Verfahren, wie Sie behaupten. 
Es hat keine politische Einflussnahme gegeben, das ist 
sogar schwarz auf weiß im Bericht niedergelegt. Sie be-
haupten, es habe irgendwelche E-Mail-Postfach-Lö-
schungen gegeben. Auch das stimmt nicht!

(Beifall bei der SPD)

Hören Sie auf, hier irgendwelche Fantasieunterstellungen 
in das Parlament zu tragen.

(Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Dann 
lassen Sie das Ganze doch untersuchen!)
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Liebe Union, wenn Sie noch einen Funken Anstand 
haben, dann kümmern Sie sich darum, den Scherbenhau-
fen, den Sie hier gestern verursacht haben, indem Sie 
gemeinsame Sache mit der AfD gemacht und einen An-
trag gemeinsam beschlossen haben, wieder aufzuräumen!

(Beifall bei der SPD – Alexander Hoffmann 
[CDU/CSU]: Sie sollten sich schämen! Nur 
moralisieren! Wo sind denn Ihre Antworten? 
Nichts! Nichts! Verdoppelt haben Sie die AfD 
in drei Jahren! Sie sollten sich schämen! Ver-
doppelt haben Sie den Laden! – Zuruf von der 
AfD: Wir haben aber auch was dazu beigetra-
gen! – Weiterer Zuruf von der AfD: Vielleicht 
stellt sich die CDU auch mal der Realität! 
Meine Güte! Wie blind kann man sein?)

Unter Kanzler Kohl und Ihrer Parteivorsitzenden Angela 
Merkel wäre das nicht passiert.

(Zurufe von der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank, Frau Kollegin.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU/ 
CSU und der AfD)

Fritz Güntzler hat jetzt das Wort für die CDU/CSU- 
Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Fritz Güntzler (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Wir haben hier die Beantwortung – 
oder die versuchte Beantwortung – einer Großen Anfrage 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zu den Umständen 
der Steuererstattung für die Warburg Bank in Hamburg 
vorliegen. Ich glaube, einig sind wir uns darin, dass die 
Warburg Bank umfangreich Cum-ex-Geschäfte gemacht 
hat. Man spricht von ungefähr 127 Millionen Euro, davon 
strafbewehrt ungefähr 100 Millionen Euro in den Jah-
ren 2009 und 2010. Cum-ex war – dazu hatten wir auch 
einen Untersuchungsausschuss hier im Deutschen Bun-
destag – einer der größten Finanzskandale in Deutsch-
land. Ich will hier nur erwähnen: Das Ergebnis dieses 
Untersuchungsausschusses war, dass es Bundesfinanz-
minister Schäuble war, der dieses Spiel beendet hat. 
Das gehört auch zur Wahrheit dazu.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Genauso gehört zur Wahrheit, dass viele Fragen, die 
hier aufgeworfen worden sind, in einem Untersuchungs-
ausschuss hätten geklärt werden können, wenn ihr dem 
denn zugestimmt und ihn nicht verhindert hättet.

(Zuruf von der SPD)

Dann wäre vielleicht das beendet worden, was nun mit 
der Beantwortung unserer Großen Anfrage weitergeht. 
Man kann es nur so sagen: Täuschen, tricksen, tarnen 
und vergessen, das ist die Methode der SPD, wenn es 
um die Warburg Bank und Olaf Scholz geht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Der „Stern“ titelt heute Morgen: „Wie sich Olaf Scholz 
durch 36 Fragen schummelt“. Der „Stern“, ein Hambur-
ger Druckerzeugnis, hat das hier meines Erachtens zutref-
fend auf den Punkt gebracht. Wenn der Herr Kollege 
Schrodi alle auffordert, die Antworten zu lesen, dann 
wünsche ich viel Spaß dabei. Man muss über 25 Verweise 
nachlesen. Und wenn man sich die Mühe macht, sich die 
Verweise anzuschauen, stellt man fest, dass sie teilweise 
ins Leere gehen und nicht die Beantwortung der Frage 
beinhalten. Auch da täuschen Sie etwas vor, was es nicht 
gibt.

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael Schrodi 
[SPD]: Alles offengelegt!)

Die entscheidende Frage, die sich doch immer wieder 
stellt, lautet: Gab es politische Einflussnahme des Ersten 
Bürgermeisters der Freien Hansestadt Hamburg? Da sind 
noch Fragen offen.

(Zuruf der Abg. Frauke Heiligenstadt [SPD])
Sie sagen zwar ständig, die Zahlung sei erfolgt. Das ist 
objektiv richtig. Aber damals, als die Entscheidung ge-
troffen wurde, war nicht sicher, dass die Zahlung noch 
erfolgen konnte. Lesen Sie den Zwischenbericht des 
Hamburger Untersuchungsausschuss. Damals ist die Fi-
nanzverwaltung davon ausgegangen, dass steuerrecht-
liche Verjährung droht, und das ist die Grundlage der 
Entscheidung gewesen. Warum war die Entscheidung 
falsch? Sie war auch zunächst anders getroffen worden.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und warum ist die Entscheidung dann so getroffen wor-
den? Die Frage muss man sich ja stellen. Warum hat die 
Finanzverwaltung das, was 15 andere Finanzverwaltun-
gen genauso gesehen haben, auf einmal geändert? Und da 
gab es diese Gespräche, die Olaf Scholz geführt hat.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: So ist 
es!)

Ich frage mich, wenn Olaf Scholz sagt, das sei Steuer-
betrug, das sei illegal gewesen, warum er sich dreimal mit 
dem Aufsichtsratsvorsitzenden Christian Olearius getrof-
fen hat.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Stundenlang!)
Hatte Herr Olearius das nicht verstanden, oder warum 
musste Herr Scholz sich mehrfach mit ihm treffen? Und 
dann – das ist das Entscheidende – greift Herr Scholz 
nach den drei Gesprächen zuvor zum Telefonhörer. Er 
ruft Herrn Olearius noch an und fordert ihn auf, die Un-
terlagen an den Finanzsenator Tschentscher zu schicken. 
Wenn das keine Einflussnahme ist, was denn dann?

(Beifall bei der CDU/CSU)
Damals im Ausschuss konnte sich der damalige Herr 

Bundesfinanzminister nicht an alles erinnern. Die jetzige 
Bundesfamilienministerin Paus hatte dazu in der „Berli-
ner Zeitung“ erklärt: „Es ist ganz klar: Olaf Scholz hat 
etwas zu verbergen.“ Und gegenüber dem RND hat sie 
nachgeschoben: „Olaf Scholz hat den Bundestag belo-
gen.“ Wenn das schon Frau Paus sagt, dann muss das 
doch wohl richtig sein, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lachen bei der 
SPD sowie bei Abgeordneten der FDP – 
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Markus Herbrand [FDP]: Da musst du selber 
lachen!)

Wir müssen weiter an diesem Thema arbeiten. Das 
sind wir den Menschen schuldig. Ich glaube, wir haben 
eine Vertrauenskrise in der Politik. Wir können jetzt da-
rüber diskutieren, wer daran schuld ist. Aber ein Schul-
diger ist Olaf Scholz mit seinen Gedächtnislücken. Wie 
titelte „Die Zeit“: der „Meister der Gedächtnislücken“. 
Dieser darf nicht weiter Kanzler bleiben.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Mathias 

Middelberg [CDU/CSU]: Bravo!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Die nächste Rede hält Christian Görke für Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Christian Görke (Die Linke):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Das Thema Cum-ex bzw. Cum-cum war und ist ein Trau-
erspiel. Zur Erinnerung: Es geht – es ist schon gesagt 
worden – um den größten Steuerraub in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland, um 31 Milliarden Euro 
Schaden. Beteiligt: Banken, Vermögensverwalter, Steu-
erkanzleien, willfährige Gutachter, Superreiche und auch 
Politiker. Gleichzeitig wird die Aufarbeitung in diesem 
Parlament weiterhin blockiert. Dafür ist die Antwort der 
Bundesregierung auf die Große Anfrage der Union das 
beste Beispiel: drei Seiten lang Vorbemerkungen, keine 
neuen Fakten,

(Zuruf der Abg. Frauke Heiligenstadt [SPD])
stattdessen nur Verweise auf unsere Fragen, die Sie schon 
damals als Regierung nur unzureichend beantwortet ha-
ben.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: So ist es!)
Deutlicher, meine Damen und Herren, kann man die Ar-
roganz der Macht und den Unwillen zur Aufklärung in 
diesem Parlament nicht dokumentieren.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Wir als Linke bedauern, dass es in dieser Legislaturpe-
riode nicht zu einem Untersuchungsausschuss im Deut-
schen Bundestag gekommen ist. Der Ausschuss hätte für 
Klarheit sorgen können. Er hätte vielleicht auch dafür 
sorgen können, dass der Kanzler sein Erinnerungsver-
mögen wiedererlangt.

(Beifall bei der Linken – Matthias Hauer 
[CDU/CSU]: Nee!)

Denn solch große Erinnerungslücken wünscht man wirk-
lich keinem.

(Heiterkeit des Abg. Dr. Mathias Middelberg 
[CDU/CSU])

In diesem Zusammenhang will ich noch mal betonen, 
wie enttäuscht ich von Ihnen als FDP und von Ihnen als 
Grüne bin. Soll ich Ihnen noch mal kurz die Reden von 
Florian Toncar oder von Lisa Paus vorstellen?

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Ja, bit-
te!)

Kaum waren sie an der Macht, kaum waren sie Staats-
sekretäre oder Minister, haben sie ihre kritische Haltung 
und ihren Aufklärungswillen an der politischen Gar-
derobe abgegeben. Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der AfD – Katharina 
Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nein, 
das stimmt nicht!)

Apropos Anstand. Meine lieben Sozialdemokraten, 
lassen Sie sich eines sagen: Sie sind auch Abgeordnete 
dieses Deutschen Bundestages und haben Rechte und 
Pflichten. Auch als Regierungsfraktion haben Sie vor 
allen Dingen für politische Transparenz zu sorgen. Sie 
sind nicht die politischen Bodyguards dieses Noch-Kanz-
lers der Bundesrepublik Deutschland.

(Beifall bei der Linken – Michael Schrodi 
[SPD]: Wir haben die Verfassung einzuhalten!)

Herr Schrodi, ich komme jetzt zu Ihnen. Nach Ihrem 
Redebeitrag eben muss ich annehmen, dass Sie die Tiefe 
des Skandals immer noch nicht erkannt haben; denn es ist 
nur ein Bruchteil der entgangenen Cum-ex-Gelder über-
haupt zurückgeholt worden, bei Cum-cum war es noch 
weniger.

(Zuruf von der Linken: Sauerei!)
Am schlimmsten ist, dass der Betrug noch weitergeht. 
Das bestätigte die ehemalige Cum-ex-Chefaufklärerin 
Anne Brorhilker kürzlich – ich zitiere, Frau Präsidentin –: 
Cum-ex läuft weiter. Die Deals sind technisch immer 
noch möglich.

Es ist Zeit, diesen Betrug am Steuerzahler endlich zu 
stoppen, meine Damen und Herren. Deshalb: Nach der 
Ampel links abbiegen.

Tschüs. 
(Beifall bei der Linken – Mike Moncsek 
[AfD]: Der grüne Pfeil zeigt immer nach 
rechts!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Dr. Jens Zimmermann hat jetzt das Wort für die SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD)

Dr. Jens Zimmermann (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Cum-ex und die Union, das ist irgendwie eine 
Hassliebe. Öffentlich müssen Sie vorgeben, empört zu 
sein; aber tatsächlich lieben Sie dieses Thema. Sie lieben 
es, weil Sie hartnäckig einen Mythos am Leben erhalten, 
den die zuständigen Behörden und auch der Unter-
suchungsausschuss in Hamburg schon lange widerlegt 
haben.

Dieses Schauspiel wird hier alle vier Jahre mit den 
gleichen Akteuren erneut aufgeführt. Ich kann mich er-
innern: Exakt vor der letzten Bundestagswahl kamen Sie 
auch damit um die Ecke, und Sie haben mit dieser De-
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batte damals genauso Schiffbruch erlitten wie jetzt. Denn 
eines ist klar: Da ist nichts, da war nichts, und es konnte – 
trotz der Vernehmung von 50 Zeuginnen und Zeugen in 
Hamburg – bis heute nichts nachgewiesen werden. Da 
können Sie so viel brüllen, wie Sie wollen. Es wird da-
durch nicht besser. Es ist ein schlechtes Schauspiel, das 
Sie hier aufführen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Katharina 
Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber es passt aus meiner Sicht in diese Tage. Das 
betrifft auch die Argumente, die hier angeführt werden. 
Eben kam erneut der Hinweis zum Untersuchungsaus-
schuss, der hier von Ihnen beantragt wurde: Es sei rechts-
widrig gewesen, dass er von der Mehrheit des Deutschen 
Bundestages abgelehnt wurde.

(Matthias Hauer [CDU/CSU]: Sie kennen sich 
mit Verfassungsbruch ja aus!)

Dies ist ein sehr gutes Beispiel, weil es zu dem passt, was 
wir gestern hier gesehen haben. Auch gestern haben Sie 
Anträge vorgelegt, über die führende Verfassungsrecht-
lerinnen und Verfassungsrechtler des Landes sagen: Das, 
was Sie darin vorschlagen, verstößt gegen deutsches und 
gegen europäisches Recht.

(Zuruf der Abg. Mechthilde Wittmann [CDU/ 
CSU])

Ich zitiere gerne noch einmal aus der Anhörung zur 
Einsetzung des Untersuchungsausschusses. Dort hat Pro-
fessor Dr. Christoph Schönberger gesagt: Wir müssen 
betonen, dass hier die Verfassungswidrigkeit sehr deut-
lich vorliegt. Der Bundestag darf keinen verfassungswid-
rigen Untersuchungsausschuss einsetzen.

(Beifall bei der SPD)

Das wurde in der Anhörung gesagt, und Sie stellen sich 
hierhin und behaupten das Gegenteil. Da muss man ganz 
schön Chuzpe haben.

(Zuruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD])

Zu dem, was hier von der AfD gerufen wird, kann ich 
nur sagen: Es ist sehr praktisch, zu versuchen, dieses 
Thema hier wieder aufzugreifen; denn es lenkt so wun-
derbar von den eigenen Problemen ab. 1 Million Euro hat 
die AfD als Spende bekommen. Niemand weiß, wo die-
ses Geld herkommt. Ein leerer Kasten an einer Wohnung 
für 200 Euro im Monat, da kommt dieses Geld her. Und 
Sie brüllen hier herum und fordern Aufklärung. Klären 
Sie doch mal als Erstes auf, wo dieses Geld herkommt! 
Moskau lässt grüßen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
des Abg. Kay Gottschalk [AfD])

Was mich schockiert hat, war, wie oft hier vonseiten 
der Union das Wort „Lügner“ in den Mund genommen 
wurde. Sie stellen sich hierhin und bezeichnen den Bun-
deskanzler der Bundesrepublik als Lügner.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Zitat von Lisa 
Paus!)

Ich will Ihnen mal erklären, was eine Lüge ist. Eine Lüge 
ist, zu sagen, dass man mit denen am rechten Rand nicht 
zusammenarbeitet und dann das Gegenteil zu tun, näm-
lich sich mit ihnen zusammen Mehrheiten zu holen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: So sieht es aus!)

Das ist eine Lüge, liebe Kolleginnen und Kollegen. Den-
ken Sie mal darüber nach!

Wenn Sie mir nicht zuhören wollen, dann hören Sie auf 
Ihre ehemalige Vorsitzende Angela Merkel. Ich hätte 
nicht gedacht, dass ich hier für Sie Ihre eigene ehemalige 
Kanzlerin zitieren muss.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie hat nämlich gesagt:

„Stattdessen ist es erforderlich, dass alle demokrati-
schen Parteien gemeinsam über parteipolitische 
Grenzen hinweg, nicht als taktische Manöver, son-
dern in der Sache redlich, im Ton maßvoll und auf 
der Grundlage geltenden europäischen Rechts, alles 
tun, um so schreckliche Attentate wie zuletzt kurz 
vor Weihnachten in Magdeburg und vor wenigen 
Tagen in Aschaffenburg in Zukunft verhindern zu 
können.“

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Katharina 
Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Kay 
Gottschalk [AfD]: Das nennen Sie dann „De-
mokratie“! Eine Einheitspartei! Dann darf ich 
das hier auch „Volkskammer“ nennen!)

Nehmen Sie sich ein Beispiel an Frau Merkel. So müssen 
wir hier zusammenarbeiten, gemeinsam und redlich im 
Ton.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank, Herr Kollege.

Dr. Jens Zimmermann (SPD):
Das wünsche ich mir.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Grüßen Sie Ihre 
Kanzlerin!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die Union hat jetzt Mechthilde Wittmann das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Ich kann Herrn Dr. Zimmermann 
nur zustimmen.

(Michael Schrodi [SPD]: Sehr gut!)
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Hätten Sie gestern als Demokraten einfach dem zu-
gestimmt,

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Das ist Ihr De-
mokratieverständnis!)

was die überragende Mehrheit der Bevölkerung will und 
braucht!

(Beifall bei der CDU/CSU – Michael Schrodi 
[SPD]: Unsäglich! – Bruno Hönel [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das können Sie 
doch nicht ernst meinen! Was ist denn los bei 
Ihnen? – Zuruf der Abg. Dr. Daniela De Ridder 
[SPD], an ihre Schläfe tippend)

– Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich lasse mir 
von Ihnen nicht den Vogel zeigen. Das ist eine Beleidi-
gung. Darüber müssen wir noch reden.

(Michael Schrodi [SPD]: Unsäglich! Die Be-
schreibung Ihres Zustands! – Nina Warken 
[CDU/CSU]: Die Präsidentin macht wieder 
nix! – Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: 
Da müsste eigentlich die Präsidentin eingrei-
fen!)

Der Umgang mit der Minderheit ist der Gradmesser für 
gelebte Demokratie. Daher ist das schärfste Minderhei-
tenrecht, das das Grundgesetz vorsieht, dass wir das 
Recht haben, einen Untersuchungsausschuss einzusetzen. 
Und weil Sie sich mit Recht und Gesetz so super aus-
kennen – wie wir schon ein paar Mal gemerkt haben; 
man merkt, dass keiner von Ihnen ein ordentlicher Jurist 
ist –, lese ich Ihnen das Grundgesetz vor, Artikel 44:

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das haben wir gestern gesehen bei Ih-
rem Antrag!)

„Der Bundestag hat das Recht und auf Antrag eines Vier-
tels seiner Mitglieder die Pflicht, einen Untersuchungs-
ausschuß einzusetzen …“ Warum haben Sie das mit aller 
Macht versucht zu verhindern, wenn es nichts zu ver-
bergen gibt?

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Weil wir die 
Sachverständigen angehört haben! – Zuruf 
der Abg. Frauke Heiligenstadt [SPD])

Es gibt so viel zu verbergen, dass Sie sich über jede 
Hürde hinwegtrauen, um Scholz und seinen Ausputzer 
Wolfgang Schmidt in irgendeiner Form davon abzuhal-
ten, die Wahrheit sagen zu müssen. Nur damit Sie wissen, 
wie man mit Minderheitsrechten umgeht: Die unions-
geführte Bundesregierung hat im Jahr 2018 das Quorum 
für einen Untersuchungsausschuss auf 19 Prozent herab-
gesetzt,

(Zuruf der Abg. Leni Breymaier [SPD])
damit die damals kleine Opposition immer dieses Recht 
hat und die Regierung dieser Pflicht immer nachkommen 
muss, und wir sind dem auch immer nachgekommen.

(Dr. Mathias Middelberg [CDU/CSU]: Sehr 
richtig! Sehr richtig!)

Jetzt fragt man sich, warum Sie das partout nicht woll-
ten. Das kann ich Ihnen sagen: Weil nämlich Olaf Scholz 
nach seinen Gesprächen mit dem SPD-Großspender 

Christian Olearius – unzweifelhaft sind über eine Toch-
tergesellschaft der Bank Hunderttausende Euro an Spen-
den

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Millionen be-
kommt die Union!)

von Olearius an die Hamburger SPD geflossen – die 
Zahlung der Steuern verjähren lassen wollte, weil der 
Bundeskanzler wusste: Die Spenden stehen damit in ei-
nem Zusammenhang.

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Deswegen versuchen Sie auch heute wieder mit dieser 
hysterischen Brüllerei, die verpflichtenden Anträge der 
Minderheit in diesem Parlament, der Opposition, nicht 
zur Geltung kommen zu lassen.

(Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wer brüllt denn hier hysterisch?)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich komme 
zur Großen Anfrage und zu den kleinen oder keinen Ant-
worten. Sie sind bei der Beantwortung dieser 36 Fragen – 
es wurde bereits ausgeführt – völlig herumgeeiert. Ich 
möchte Ihnen mal sagen, wie geschickt Sie das rechtlich 
machen. Ganz offenkundig haben Sie nicht nur Wolfgang 
Schmidt, sondern auch einen Juristen mitarbeiten lassen. 
Sie schreiben nämlich immer: nach hiesiger Aktenlage. 
Heißt: Da könnte noch viel mehr sein.

(Zuruf von der SPD)

Zum Beispiel: Nach hiesiger Aktenlage wusste 
Wolfgang Schmidt nicht, dass aus dem BMF – direkt 
aus dem SPD-Büro des Kanzlers und von Wolfgang 
Schmidt – extra der Leiter des Arbeitsstabes des Unter-
suchungsausschusses in Hamburg entsandt wurde. Davon 
wusste Wolfgang Schmidt angeblich nichts – nach hiesi-
ger Aktenlage. Dürfen Sie mit dem Mann nicht reden? 
Können Sie den gar nicht fragen? Merkwürdig.

(Zuruf des Abg. Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Also, es wurde nur nicht veraktet, dass Herr Schmidt 
daran beteiligt war; denn Sie können mir doch nicht weis-
machen, dass einer seiner leitenden Leute ohne sein Wis-
sen nach Hamburg geschickt wird.

Und wie war denn der Untersuchungsausschuss in 
Hamburg gestrickt? Sie haben dort den Arbeitsstab so 
besetzt, dass er ausschließlich durch SPD-Mitglieder 
und Ihre Kostgänger die Beweismittel für den Unter-
suchungsausschuss so aussortieren konnte, dass nichts 
darin zu finden war.

(Kay Gottschalk [AfD]: Da fehlte der Aufklä-
rungswille!)

Und jetzt zitiere ich Ihren Kanzler. Ich habe ihn in einer 
Kanzlerbefragung dazu befragt, und da hat er gesagt, 
juristisch völlig korrekt: Frau Kollegin, Sie können 
zwei Wochen mit den Akten verbringen und werden 
nichts finden. – Der Kanzler hatte recht; denn Sie haben 
die Akten so aussortiert, dass man nichts finden kann.
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(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Ah ja! Das ist 
wieder eine Unterstellung! Das ist unglaub-
lich!)

Aber es heißt eben nicht, dass nichts da ist, sonst hätten 
Sie dieses Aussortieren gar nicht gebraucht. Sie sind die-
jenigen, die mit der Demokratie nicht umgehen können. 
Sie können ja nicht mal einen Untersuchungsausschuss 
aushalten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Dr. Jens Zimmermann [SPD]: 
Wenn Akten nicht vorhanden sind, dann wer-
den sie erfunden!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Vielen Dank, Frau Kollegin.
Herr Schrodi, wir haben hier vorne nicht gesehen, dass 

Sie einen Vogel gezeigt haben.
(Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Nein, die 
Dame in blond! Jetzt ist sie gegangen! – Ge-
genruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

– Okay, es wurde Unterschiedliches behauptet. Vielleicht 
können Sie das untereinander klären. Diese Geste ent-
spricht – wenn wir das tun würden – nicht dem Umgang 
hier miteinander.

(Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Das ist 
eine Beleidigung nach Strafrecht! – Sebastian 
Brehm [CDU/CSU]: Sind wir ja gewohnt von 
der SPD!)

Ich empfehle Ihnen, das Gespräch zu suchen und sich für 
diese Art zu entschuldigen.

Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen jetzt zu Zusatzpunkt 7: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christoph Meyer, Markus Herbrand, Michael 
Georg Link (Heilbronn), weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der FDP 

Mehr Netto vom Brutto

Drucksache 20/14715
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss

68 Minuten Debatte sind hierfür vorgesehen.
Ich warte einen Moment, falls sich Kollegen umsortie-

ren müssen. Das scheint der Fall zu sein.
Für die FDP-Fraktion gebe ich Johannes Vogel das 

Wort.
(Beifall bei der FDP)

Johannes Vogel (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Das Handelsblatt Research Institute hat uns vor wenigen 
Tagen mitgeteilt, dass sie davon ausgehen, dass wir die-
ses Jahr das dritte Jahr in Folge eine Rezession haben 
könnten. Drei Jahre schrumpfende Wirtschaft in Folge, 

das wäre die längste Wirtschaftskrise in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland.

(Norbert Kleinwächter [AfD]: FDP-Regie-
rungspolitik!)

Wie immer ist die Zukunft offen. Wir haben in der Hand, 
ob wir das ändern, aber genau dafür braucht dieses Land 
eine Wirtschaftswende, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP – Katharina Beck 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nicht eure!)

Eine der Fragen, über die wir reden müssen, ist natür-
lich die Belastung der Bürgerinnen und Bürger und der 
Unternehmen in diesem Land. Traditionell hat Deutsch-
land leider schon die höchste Belastung von kleinen und 
mittleren Einkommen.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Mit der FDP hatten sie die Belastung!)

Noch vor 15 Jahren waren wir aber zum Beispiel bei der 
Belastung der Unternehmen in diesem Land im Mittel-
feld. Mittlerweile liegen wir da auch unter den Industrie-
nationen ganz vorne. Wir haben die höchste Steuerlast für 
Menschen und Unternehmen und das niedrigste Wachs-
tum aller Industrienationen. Möglicherweise ist das kein 
Zufall, sondern so was kommt von so was. Und das 
müssen wir endlich ändern, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der FDP – Kay Gottschalk [AfD]: 
Deswegen haben Sie dreieinhalb Jahre regiert, 
oder?)

Deswegen schlagen wir Freie Demokraten in unserem 
Antrag ganz konkrete Maßnahmen vor, zum Beispiel, die 
Bürgerinnen und Bürger durch eine Steuerreform zu ent-
lasten. Wir schlagen vor, dass wir 1 000 Euro Freibetrag, 
also 1 000 Euro mehr steuerfrei, für alle Menschen in 
diesem Land als ersten Schritt einführen. Und wir wollen 
die Unternehmensteuerlast auf ein international wett-
bewerbsfähiges Maß bringen und um 5 Prozent Belas-
tung senken. Und wir schlagen auch ganz konkrete Ge-
genfinanzierungsmaßnahmen vor.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Welche denn? Habe ich nicht gesehen!)

Das wäre der Impuls, den dieses Land für eine Wirt-
schaftswende als Erstes braucht. Der Deal muss lauten: 
Die Menschen, die leisten, müssen wir entlasten. Diese 
Politik brauchen wir in diesem Land, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der FDP – Dr. Martin Rosemann 
[SPD]: Was ist mit der Gegenfinanzierung? 
Kann ja jeder hier erzählen! Was ist mit der 
Gegenfinanzierung? – Zuruf der Abg. 
Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Die spannende Frage ist dann: Was ist, wenn die Kon-
junktur irgendwann durch diese und weitere Maßnahmen 
wieder anspringt?

(Dr. Martin Rosemann [SPD]: Die spannende 
Frage ist: Was ist mit der Gegenfinanzierung? – 
Lachen des Abg. Michael Schrodi [SPD])
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Und wir als Freie Demokraten schlagen vor, dass wir den 
Menschen in diesem Land dann ein Versprechen machen,

(Zuruf des Abg. Michael Schrodi [SPD])
nämlich dass, wenn die Steuereinnahmen wieder steigen, 
nicht das passiert, was in der Vergangenheit immer pas-
siert ist – dass Politikerinnen und Politiker neue Ideen, 
neue Projekte und neue Sozialleistungen erfunden ha-
ben –, sondern dass dann der zweite Entlastungsschritt, 
der dritte Entlastungsschritt und der vierte Entlastungs-
schritt kommen,

(Michael Schrodi [SPD]: Voodoo!)
bis wir nicht mehr ganz vorne sind bei der Belastung.

(Michael Schrodi [SPD]: Absurdes Voodoo! 
Schon längst widerlegt!)

Ich will ein Land, das den Ehrgeiz hat, wieder vorne zu 
sein bei der Wirtschaft und beim Sport.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, das will ich auch!)

Aber wir sollten nicht länger den Ehrgeiz haben, Welt-
meister im falschen Sport zu sein, nämlich bei der Belas-
tung der Bürgerinnen und Bürger. Deshalb müssen wir 
das ändern, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP)
Wenn man über Belastungen redet, dann können wir 

allerdings nicht nur über die Steuern reden. Die SPD 
wirbt ja in diesem Bundestagswahlkampf mit großen Pla-
katen mit dem Konterfei des aktuellen Bundeskanzlers, 
und darauf steht: „Mit Sicherheit mehr Netto“. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, das grenzt an Wählerver-
arschung.

(Zuruf von der FDP: So ist es! – Sebastian 
Brehm [CDU/CSU]: Das Netto bezieht sich 
auf den Kanzler selber!)

Denn obwohl die Freien Demokraten noch den Ausgleich 
der kalten Progression durchgesetzt haben, sind die Men-
schen in diesem Land dieser Tage, wenn sie die Gehalts-
abrechnung im Januar bekommen, damit konfrontiert, 
dass sie weniger Netto vom Brutto haben. Warum? Weil 
die Sozialbeiträge gestiegen sind in diesem Land.

(Zuruf der Abg. Katharina Beck [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das zeigt, wie wichtig die Abgabenlast ist.
(Dr. Martin Rosemann [SPD]: Ja, das haben sie 

der FDP zu verdanken!)
Und das liegt daran, dass in der Vergangenheit von Mi-
nistern wie Karl Lauterbach und Hubertus Heil bis zu – 
man muss es sagen – Jens Spahn die Verantwortlichen 
nicht bereit waren, Strukturreformen vorzunehmen: keine 
Reform in der Vergangenheit, steigende Beiträge heute. 
Wenn wir heute keine Reform der sozialen Sicherungs-
systeme vornehmen, werden wir auch morgen steigende 
Abgaben haben.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Christian 
Lindner haben Sie vergessen!)

Und das wollen wir nicht, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. Das ist der falsche Weg.

(Beifall bei der FDP)
Deshalb schlagen wir ganz konkrete Maßnahmen vor, 

wie wir durch die Einführung von Kapitaldeckung in der 
gesetzlichen Rente,

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

in der Pflegeversicherung dafür sorgen, dass die Beiträge 
in diesem Land nicht einfach immer weiter steigen und 
die Menschen dafür im Gegenteil zum Beispiel aus der 
gesetzlichen Rente mehr rausbekommen als heute.

Wenn wir die Pläne zum Beispiel in der Rentenver-
sicherung realisieren würden, die die SPD in diesem Bun-
destagswahlkampf vorschlägt, hätten wir die Situation, 
dass wir die Beiträge für die arbeitende Mitte und die 
Jüngeren einfach immer weiter hochschrauben auf ir-
gendwann 50 Prozent, sagt Martin Werding, der Wirt-
schaftsweise der Bundesregierung. Wie soll ein Land zu-
kunftsfähig sein mit 50 Prozent Sozialabgaben? Die 
Menschen, die am meisten darunter leiden würden, wären 
übrigens die Rentnerinnen und Rentner,

(Zuruf des Abg. Dr. Martin Rosemann [SPD])
weil junge Menschen sich dann in die Schwarzarbeit ab-
melden oder auswandern.

(Zuruf der Abg. Leni Breymaier [SPD])
Sie sichern nicht die Renten, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Vogel, vielen Dank.

Johannes Vogel (FDP):
– Sie sägen am Ast, auf dem die Rentnerinnen und 

Rentner sitzen. Das ist der falsche Weg, liebe Kollegin-
nen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Vogel, vielen Dank.

Johannes Vogel (FDP):
Schweden macht vor, wie es besser geht. Den Weg 

wollen wir gehen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das war –

Johannes Vogel (FDP):
Das Einzige, was einige hier dafür tun müssen,

(Josephine Ortleb [SPD]: Redezeit!)
ist, Ihre Aversion gegen Aktien abzulegen.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
– die Redezeit.

Johannes Vogel (FDP):
Und das schlagen wir Freien Demokraten vor.
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Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Das Wort hat jetzt Michael Schrodi für die SPD-Frak-

tion.
(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Katharina 

Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Michael Schrodi (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Vielen Dank für diesen Antrag! 
Das gibt allen Bürgerinnen und Bürgern die Gelegenheit, 
zu sehen, was die FDP und übrigens auch die CDU/CSU 
und AfD tatsächlich in der Steuer- und Finanzpolitik vor-
haben.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Entlastung!)
Die Zahlen, die ich jetzt vortrage, stammen nicht von 

mir, sondern basieren auf Berechnungen des Instituts der 
deutschen Wirtschaft und des Leibniz-Zentrums für 
Europäische Wirtschaftsforschung.

(Kay Gottschalk [AfD]: Genau! Die auch 
schön von der Regierung finanziert werden!)

Ganz kurz zusammengefasst drei Ergebnisse der Politik 
der FDP, der CDU/CSU und der AfD entsprechend ihrer 
Wahlprogramme:

Erstens: Umverteilung von der Mitte der Gesellschaft, 
von den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, hin zu 
den Reichsten in unserem Land.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Was ist das für ein 
Nonsens hier!)

Zweitens. Sie reißen ein riesiges Loch in die öffent-
lichen Kassen: die FDP 116 Milliarden Euro ohne Gegen-
finanzierung,

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Das ist Quatsch!)
die AfD 97 Milliarden Euro, die CDU/CSU 47 Milliarden 
Euro. Gleichzeitig wollen Sie an der Schuldenbremse 
festhalten. Wer kann hier nicht mit Geld umgehen?

Und drittens. Sie wollen dann massiv kürzen und eben 
umverteilen. Sie wollen sparen, an der Rente, am Kinder-
geld, an Gesundheit und Pflege, aber auch an dringend 
notwendigen Investitionen. Das sagen Sie aber nur ver-
druckst, um die Wählerinnen und Wähler nicht zu ver-
schrecken. Am Ende entziehen Sie den Menschen damit 
Kaufkraft. Sie legen damit die Axt an den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt und an die wirtschaftliche Wett-
bewerbsfähigkeit unseres Landes. Das werden wir 
niemals mitmachen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Zur Einkommensteuer. Herr Vogel, Sie haben nichts 
konkretisiert, weil Sie wissen, wie schlecht Ihre Zahlen 
sind, und haben sich bei jeder Nachfrage, wie das gegen-
finanziert ist, gewunden.

(Johannes Vogel [FDP]: Welche Nachfrage? – 
Dr. Lukas Köhler [FDP]: Es gab ja gar keine 
Nachfrage, Herr Schrodi! Sie hätten ja mal eine 
Nachfrage stellen können! Man kann sich ja 
melden!)

Wir Sozialdemokraten haben gesagt: 95 Prozent der 
Menschen wollen wir entlasten. Das reichste 1 Prozent 
soll einen Beitrag leisten zur Gegenfinanzierung. Das 
ZEW hat nachgerechnet und bestätigt:

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Klassen-
kampf!)

Mittlere Verdiener, Familien mit zwei Kindern profitieren 
davon, haben über 800 Euro mehr in der Tasche.

Wie sieht es da bei der FDP aus? Bei mittleren Ein-
kommen ein Minus: 1 500 Euro weniger im Geldbeutel,

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Das ist Quatsch! – 
Zuruf der Abg. Katharina Willkomm [FDP])

aber bei Einkommen von über 180 000 Euro brutto sind 
es 12 000 Euro mehr. Sie machen Politik für die Reichs-
ten in diesem Land.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Katharina 
Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Hört! 
Hört!)

Bei der AfD übrigens genauso: weniger Geld – das ist 
nachlesbar – bei denen mit kleinen und mittleren Ein-
kommen; die haben weniger in der Tasche. Dafür schen-
ken Sie denen mit den höchsten Einkommen 20 000 Euro 
mehr.

(Zuruf des Abg. Jörn König [AfD])

Bei der CDU/CSU sind es 6 000 Euro mehr für die ganz 
oben.

Herr Merz hat gestern etwas ganz Entscheidendes ge-
sagt, nämlich dass das, was aus seiner Sicht richtig sei, 
nicht falsch sein kann, wenn die AfD zustimmt.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Das sind 
Textbausteine!)

In Ihrer Logik, meine sehr geehrten Damen und Herren 
der CDU/CSU, heißt das: Sie werden nach der Wahl, wie 
es in Österreich auch gerade passiert,

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Oah! Der 
Textbaustein eins!)

gemeinsam mit der AfD das umsetzen, was in Ihren 
Wahlprogrammen steht:

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Textbaustein 
zwei!)

bei kleinen und mittleren Einkommen kürzen

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Textbaustein 
drei!)

und Steuergeschenke an die Reichsten verteilen. Das be-
reiten Sie gerade vor, und das sollten und können alle 
wissen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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Ich sage Ihnen: Wenn Ihnen die Falschen, die Rechts-
radikalen, zustimmen und Herr Orbán heute postet: „Ger-
many, welcome to the club“, dann sollte Ihnen das ein 
Signal sein, dass Sie völlig falsch abgebogen sind, meine 
sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

CDU/CSU und auch FDP verstecken ihre Umvertei-
lung von unten nach oben nachgewiesenermaßen unter 
dem Deckmantel der Wirtschaftswende, wie wir heute 
wieder gehört haben. Aber was braucht denn, wenn 
man mal genauer hinhört, die Wirtschaft wirklich? Es 
wird oft ein Ranking zitiert, um zu belegen, dass Deutsch-
lands Wettbewerbsfähigkeit zurückgeht.

(Zuruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD])
Aber Sie sagen nie dazu, in welchen Kategorien Deutsch-
land zurückgefallen ist. Am stärksten zurückgefallen sind 
wir in dem Bereich „Haltung und Werte“,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Davon kann 
niemand leben!)

bei dem unter anderem die niedrige Beschäftigungsquote 
von Frauen als negativer Faktor für die Standortattrakti-
vität eine Rolle spielt.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Spreewaldgurken 
schließt! Was sagen Sie den Arbeitnehmern?)

Wir sind zurückgefallen bei technologischer und all-
gemeiner Infrastruktur, nicht aber im Bereich der Steu-
ern. Herr Vogel, Sie werfen Nebelkerzen und wissen 
nicht, was die Experten sagen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Dr. Lukas 
Köhler [FDP]: Wenn da schon Ihre Leute so 
wenig klatschen, dann scheint da wenig dran 
zu sein!)

Ich darf aus der OECD-Wachstumsprognose für 
Deutschland zitieren:

„Ein … Grund für das relativ schwache Wachstum 
ist die im Vergleich zu anderen Ländern der Euro-
zone restriktivere Fiskalpolitik.“

(Kay Gottschalk [AfD]: Ah! Jetzt geht es an 
die Schuldenbremse!)

Das Sparen:

„Die Wiedereinsetzung der Schuldenbremse …

– und anderes –

führten 2024 zu einer starken Reduzierung der öf-
fentlichen Ausgaben.“

Und damit zu einer schwachen wirtschaftlichen Entwick-
lung. Und das wollen Sie fortsetzen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, in heraus-
fordernden Zeiten für die Gesellschaft und für die Wirt-
schaft wollen und müssen wir starke fiskalische Impulse 
zur Stützung und Stärkung unserer Wirtschaft setzen. 
Genau das wollen wir Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten tun. Wir wollen und müssen jetzt das tun, 

was IWF, OECD, der BDI, der DGB und die Wirtschafts-
weisen fordern. Wir brauchen massiv mehr private und 
öffentliche Investitionen. Wir brauchen gezielte steuer-
liche Anreize für die Modernisierung unserer Wirtschaft. 
Beim „made in Germany“-Bonus erhalten diejenigen, die 
hier investieren, eine steuerliche Erleichterung. Ab-
schreibungsmöglichkeiten sollen ausgebaut werden.

Und wir brauchen – das ist auch durch mehrere Gut-
achten belegt – insgesamt 600 Milliarden Euro in den 
nächsten zehn Jahren an öffentlichen Investitionen: in 
den Breitbandausbau, in Straßen und Brücken und vor 
allem in die Bahn, in bezahlbare Wohnungen und in 
Krankenhäuser, in Kitas und Schulen. Das alles dient 
der notwendigen Modernisierung unseres Landes, stärkt 
gleichzeitig die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft und sorgt für gut bezahlte und tarifgebundene 
Arbeitsplätze.

Es ist also eine Richtungsentscheidung, auch wie es in 
der Finanzpolitik weitergeht: Haben wir eine Umvertei-
lung von unten nach oben, wie die FDP, die CDU/CSU 
und die AfD es wollen, nicht gegenfinanziert, ein Sparen 
an der Rente, am Kindergeld, an notwendigen Investitio-
nen, oder haben wir eine solide Finanzierung der notwen-
digen Aufgaben, um den sozialen Zusammenhalt zu ga-
rantieren und die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft zu stärken? Das ist die Richtungsentschei-
dung. Und wir stehen da auf der richtigen Seite.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Für die Union hat jetzt Olav Gutting das Wort.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian Brehm 
[CDU/CSU]: Endlich Niveau!)

Olav Gutting (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! 

Die letzten drei Jahre waren keine guten Jahre für 
Deutschland. Mit einem grünen Wirtschaftsminister 
sind wir inzwischen im dritten Jahr in der Rezession. 
Die Wirtschaft schrumpft. Deutschland und die Men-
schen werden jeden Tag ärmer. Nicht nur die arbeitende 
Bevölkerung erlebt einen immer stärkeren Abfluss aus 
dem Portemonnaie. Vom hart erarbeiteten Einkommen 
bleibt immer weniger übrig, und dann kommen auch 
noch zusätzliche Ausgaben hinzu wie bei vielen aktuell 
die erhöhte Grundsteuer, höheres Porto, oftmals höhere 
Kfz-Versicherungsbeiträge, höhere CO2-Abgabe und vie-
les mehr. Gleichzeitig hat die Ampel mit Beteiligung der 
FDP die Sozialversicherungsbeiträge auf über 42 Prozent 
geschraubt.

(Zurufe der Abg. Johannes Vogel [FDP] und 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Wer zu Beginn dieses Jahres auf seinen Lohnzettel blickt, 
hat Tränen in den Augen und hegt Zweifel,

(Zuruf des Abg. Johannes Vogel [FDP])
ob sich Anstrengung in diesem Land überhaupt noch 
lohnt.
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Insofern haben Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von der FDP, recht, dass Sie das heute thematisieren, 
was den Bürgerinnen und Bürgern in Deutschland nicht 
nur unter den Nägeln brennt, sondern viele tatsächlich 
zutiefst belastet. Es ist nicht nur ein Gefühl; nein, vom 
hart erarbeiteten Einkommen bleibt in diesem Land tat-
sächlich zu wenig übrig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Wahrheit ist: Die FDP, die heute diesen Antrag ein-
gebracht hat, hat in den letzten drei Jahren mitregiert. 
Insofern haben auch Sie es mitzuverantworten, dass die 
Reallöhne in den letzten drei Jahren eben nicht spürbar 
gestiegen sind. Das ist auch der Unterschied zu Zeiten der 
Regierung der Union.

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Strengmann- 
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Mit wenigen Ausnahmen gab es unter einer unions-
geführten Bundesregierung jedes Jahr Reallohnsteigerun-
gen, und die von Ihnen immer wieder angeprangerte 
überbordende Bürokratie war lange nicht so ausgeprägt 
wie nach den letzten drei Jahren Ampel.

Aber heute will ich nicht zurückschauen, sondern wir 
wollen nach vorne blicken.

(Leni Breymaier [SPD]: Das ist doch Wahl-
kampf!)

Wir brauchen einen neuen Kompass für Deutschland. Wir 
wollen eine Agenda

(Michael Schrodi [SPD]: Das haben wir ges-
tern gesehen!)

für die Fleißigen – weg von bürokratischer Gängelung, 
immer wieder steigenden Abgaben.

Mit unserer Agenda 2030 setzen wir die wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen, um in diesem Land wieder 
Mut und Zuversicht zu erzeugen.

(Leni Breymaier [SPD]: Wahlplakat fünf!)

Wir haben dazu ein großes Steuerpaket, eine große 
Steuerreform vorbereitet. Damit entlasten wir Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, aber eben auch Unterneh-
men.

(Leni Breymaier [SPD]: Wahlplakat sechs!)

Damit sorgen wir für mehr Leistungsgerechtigkeit, für 
mehr Investitionen in Arbeitsplätze

(Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und für ein 100-Milliarden-Haushaltsloch!)

sowie für sichere Sozialsysteme, kurzum: für mehr Wohl-
stand in diesem Land.

(Leni Breymaier [SPD]: Wahlplakat sieben!)

Wir wollen eine Reduzierung der Einkommensteuer-
belastung mit einem flacheren Einkommensteuertarif. 
Der sogenannte Spitzensteuersatz soll erst bei 
80 000 Euro Jahreseinkommen greifen. Den Grundfrei-
betrag werden wir jährlich erhöhen. Das führt insgesamt 
zu einer niedrigeren Steuerbelastung für alle Steuerzah-
lerinnen und Steuerzahler

(Dr. Sebastian Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wie bezahlt ihr das?)

und insbesondere auch für die hart arbeitende Mittel-
schicht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Mit welcher Mehrheit? Nehmt ihr die AfD da-
zu?)

Wer mehr leistet, liebe Kolleginnen und Kollegen, soll 
sich am Ende auch mehr leisten können. Dazu stellen wir 
die Überstundenzuschläge steuerfrei. Für Rentner, die 
freiwillig länger im Job bleiben möchten, führen wir die 
Aktivrente ein mit steuerfreiem Zuverdienst in Höhe von 
2 000 Euro pro Monat.

(Dr. Sebastian Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wie bezahlt ihr das?)

Die Sozialversicherungsbeiträge müssen wieder runter 
auf die Grenze von 40 Prozent.

Dazu haben wir heute einen Antrag der FDP. Viele der 
Maßnahmen, die da drinstehen, sind sehr richtig. Vieles 
davon ist dringend notwendig. Und sehr vieles, was in 
diesem Antrag steht, haben auch wir in unserem Regie-
rungsprogramm berücksichtigt.

Aber die Menschen, die wieder mehr Netto von ihrem 
sauer verdienten Geld haben wollen, müssen Folgendes 
wissen: SPD und Grüne wollen hier nicht liefern. Die 
FDP will zwar liefern, kann es aber nicht; das haben die 
letzten drei Jahre eindrücklich gezeigt. Deshalb gilt: Die 
einzige Partei, die den Politikwechsel schaffen kann, die 
den Menschen tatsächlich mehr Netto vom Brutto lässt, 
ist die Union.

(Dr. Sebastian Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Politikwechsel? So wie gestern, 
ja?)

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Katharina Beck hat das Wort für Bündnis 90/Die Grü-

nen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Katharina Beck (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Bürgerinnen und Bürger! Ich will auch, dass 
Deutschland vorne dabei ist. Ich möchte, dass es diesem 
Land gut geht. Ich möchte, dass die Wirtschaft pulsiert. 
Das wollen wir Grünen. Ich glaube, das wollen wir alle,

(Olav Gutting [CDU/CSU]: Machen ist krasser 
als wollen!)

und hier einen Spaltpilz reinzutreiben, ist Unfug.
Wir haben gemeinsam mit der FDP – ich frage mich 

manchmal, warum Sie das nicht ein bisschen mehr fei-
ern – allein im letzten Jahr Steuersenkungen in einer 
Summe von 45 Milliarden Euro beschlossen, um Sie zu 
entlasten.
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Ich übersetze das mal. In den letzten Jahren haben Sie, 
die Bürgerinnen und Bürger und auch die Unternehmer 
und Unternehmerinnen, ja sehr unter gestiegenen Preisen 
gelitten. Aber wir haben zum Beispiel für eine Familie, 
die ungefähr 56 000 Euro im Jahr verdient, gemeinsam 
Steuersenkungen von ungefähr 1 500 Euro beschlossen.

(Christoph Meyer [FDP]: Gegen euren Wider-
stand!)

Auch wenn vielleicht noch mehr nötig ist, ist auch das 
wichtig. Es ist hier ein breiter Konsens gewesen, Sie zu 
entlasten.

Das haben wir auch mit anderen Dingen gemacht. Die 
EEG-Umlage, die Sie persönlich immer zahlen mussten, 
haben wir abgeschafft.

(Karsten Hilse [AfD]: Die habt ihr nicht abge-
schafft, sondern bloß woandershin geschoben!)

Das ist bei einem Vierpersonenhaushalt eine Ersparnis 
von bis zu 300 Euro im Jahr.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die FDP-Fraktion schlägt in ihrem Antrag vor, den 
Grundfreibetrag zu erhöhen. Das haben wir gerade erst 
gemacht. Jetzt kann man bis zu 1 000 Euro im Monat 
verdienen und muss darauf keine Steuern zahlen. Das 
ist dieser ominöse Grundfreibetrag, von dem alle spre-
chen. Es ist gut, dass man am Anfang keine Steuern 
bezahlen muss; das heizt die Arbeit an.

(Kay Gottschalk [AfD]: Das ist verfassungs-
rechtlich geboten, Frau Kollegin! Das ist das 
steuerliche Existenzminimum!)

Es ist auch toll, die steuerliche Absetzbarkeit von Be-
treuungskosten zu verbessern. Ehrlicherweise haben wir 
Grüne uns dafür total eingesetzt, um die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf zu verbessern, und das ist gut.

Nur, man muss sich bei der Summe der Vorschläge 
sowohl von der FDP, aber auch von der CDU/CSU wirk-
lich mal ernst in die Augen schauen. Hier wird Ihnen, den 
Bürgerinnen und Bürgern, etwas verkauft, was so nicht 
leistbar ist.

Ich ordne das mal ein. Wir haben einen Bundeshaus-
halt von ungefähr 480 Milliarden Euro, und die hier vor-
geschlagenen Steuersenkungen – ja, die betreffen teil-
weise auch die Länder- und Kommunalhaushalte – 
belaufen sich bei der FDP ungefähr auf bis zu 140 Milli-
arden Euro. Das ist ein sehr großer Batzen des Bundes-
haushalts. Bei der Union belaufen sie sich auf ungefähr 
100 Milliarden Euro. Das auf einmal irgendwoher neh-
men zu wollen, ist einfach absolut unseriös. Ein solches 
unseriöses Versprechen werden Sie von uns nicht bekom-
men,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

nur damit Sie glauben, man würde Sie nach der Wahl 
entlasten. Es ist aber technisch leider gar nicht möglich, 
so wie es FDP und CDU/CSU machen.

(Jörn König [AfD]: Wenn Sie wieder in der 
Opposition sind, werden Sie genau solche 
Sprüche machen!)

– Die AfD sowieso. Das ist das größte Reichenpro-
gramm, was Sie haben können. Da werden die Vielver-
dienenden am allermeisten entlastet, und die Wenigver-
diener müssen sogar noch draufzahlen.

(Zuruf von der AfD: Es wird jeder entlastet! 
Jeder! – Weiterer Zuruf von der AfD: Wir 
sind total sozial gerecht!)

Bei uns bekommen Sie zum Beispiel eine Entlastung in 
der Form, dass Sie Belege nicht mehr sammeln müssen. 
Wir werden den Werbungskostenpauschbetrag auf 
1 500 Euro anheben. Dann muss ungefähr die Hälfte der 
Bevölkerung das nervige Belegesammeln nicht mehr ma-
chen; das ist super. Sie können dann womöglich im Jahr 
sogar eine dreistellige Summe an Steuern einsparen.

Wir wollen Gerechtigkeitslücken im Steuersystem 
schließen. Das ist wichtig. Da kommt sogar Geld rein. 
Wussten Sie, dass man ab 300 Wohnungen, die man be-
sitzt, diese steuerfrei vererben kann, während jemand, der 
drei Wohnungen besitzt, seinen fairen Anteil für die Ge-
sellschaft zahlt?

(Kay Gottschalk [AfD]: Das ist jetzt voll der 
Regelfall, Frau Beck, oder? Jetzt reden Sie für 
die ganzen Menschen da oben! Unfassbar!)

Wenn man ein Eigenheim vererbt, ist das steuerfrei; das 
ist mir ganz wichtig. Am unteren Ende gibt es gute Frei-
beträge; das ist wichtig. Aber das ist Unrecht. So was 
gehört abgeschafft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dasselbe gilt für den Fall, dass man über 26 Millionen 
Euro vererbt. Mit vernünftigen Regelungen für Betriebs-
vermögen kann man die absurde Regelung, dass ein sol-
ches Erbe komplett steuerbefreit ist, abschaffen und die 
Betriebe trotzdem retten. Auch das haben wir vor.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Plus: Wir möchten den Sparzuschuss des Staates für 
Sie erhöhen. Das nennt man vermögenswirksame Leis-
tungen. Das ist sehr gut; denn die Hälfte der Bevölkerung 
hat gar keine Rücklagen.

(Kay Gottschalk [AfD]: Wie denn auch bei 
52 Prozent Steuern und Abgaben, Frau Beck? 
Wie denn? Und bei explodierenden Mieten?)

Das ist in diesen wirtschaftlich ein bisschen schwierigen 
Zeiten nicht hinnehmbar. Und da möchten wir Sie, die 
Bürgerinnen und Bürger, unterstützen.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Kay Gottschalk ist der nächste Redner für die AfD.

(Beifall bei der AfD)
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Kay Gottschalk (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Steuerzahler vor 

allen Dingen! Liebe Kollegen! Um Herrn Vogel eben zu 
zitieren: Was Sie hier gerade alle machen, ist eine Ver-
arsche der Wählerinnen und Wähler.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Wer hat eigentlich – haben Sie partielle Amnesie? – 

dreieinhalb Jahre in dieser Schuldenkoalition gesessen? 
Dass Sie überhaupt die Chuzpe haben, so einen Antrag 
hier einzubringen, ist eine Respektlosigkeit vor dem 
Wähler. Das ist überhaupt nicht zu überbieten.

Gestern haben Sie fünf Anträge, die wir hier seit 2020 
stellen – auch als die Union schon regiert hat –, einfach 
mal so demokratisch mit den anderen Parteien der Mitte 
von der Tagesordnung genommen. Meine Damen und 
Herren von der FDP, Sie sollten sich was schämen. 3 Pro-
zent für Sie sind noch viel zu viel.

(Beifall bei der AfD)
Und um Sie mal mit der Wahrheit zu konfrontieren:

(Der Redner hält ein Papier hoch)
Das ist der nette Kollege Pistorius auf dem Plakat. Er hat 
schon 2019 gefordert: „Mehr Netto vom Brutto.“ Sie 
fordern das seit 2009,

(Der Redner hält ein weiteres Papier hoch)
und der NDR sagte: Sie haben versprochen, aber nicht 
geliefert.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege.

Kay Gottschalk (AfD):
So war es auch in dieser Regierung, und so wird es 

immer sein, wenn Sie gewählt werden. Wir brauchen 
Sie hier nicht mehr im Plenum.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Kollege Gottschalk.

Kay Gottschalk (AfD):
Ja, das nehme ich jetzt gerne in Kauf, Frau Präsidentin.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Sie sollen gar nichts in Kauf nehmen. Ich möchte Sie 

darauf hinweisen, dass wir uns hier mit Worten – –

Kay Gottschalk (AfD):
Dann stoppen Sie auch bitte die Redezeit.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Also, jetzt hören Sie mir bitte mal zu!

Kay Gottschalk (AfD):
Dann stoppen Sie die Redezeit!

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Hören Sie mir zu?

Kay Gottschalk (AfD):
Ja, ich höre Ihnen zu.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Wir setzen uns hier mit Worten auseinander und nicht 

mit Plakaten. Ich bitte Sie jetzt, zum parlamentarischen 
Gebrauch, dass wir hier mit Worten und Argumenten 
miteinander sprechen, zurückzukehren. Vielen Dank.

(Beifall der Abg. Dr. Daniela De Ridder 
[SPD])

Kay Gottschalk (AfD):
Gerne. Aber die Redezeit schlagen Sie bitte drauf. 

Danke schön.
(Josephine Ortleb [SPD]: Respektloser geht es 

nicht! Das ist ja unglaublich!)
Gut. Machen wir also weiter. Um mit den Wählern zu 

sprechen: Die Präsidentin hat eben gesagt, die Redezeit, 
die mir durch ihre Intervention genommen wurde, wird 
mir nicht gegeben; auch das spricht für die demokratische 
Mitte hier im Hohen Hause.

(Katharina Beck [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Gottschalk, Sie sind nicht das Op-
fer!)

Aber kommen wir zu Einstein – mit der Erlaubnis der 
Präsidentin darf ich den hoffentlich noch zitieren – und 
zur FDP: Es ist Wahnsinn, immer wieder das Gleiche zu 
tun und andere Ergebnisse zu erwarten, meine Damen 
und Herren. Auf die Wähler und die Bundestagswahl 
übertragen, heißt das: Immer das Gleiche zu wählen – 
ob es nun Union heißt, SPD oder FDP – und eine andere 
Politik zu erwarten, die dann tatsächlich den Bürger in 
den Mittelpunkt des Handelns stellt, darf man dann wohl 
auch Wahnsinn nennen, liebe Damen und Herren.

Aber kommen wir zu den Fakten zurück. Sie, sehr 
geehrte Damen und Herren von der FDP, haben gestern 
den Antrag, den wir hier bereits 2020 gestellt hatten, 
endlich den Tarif auf Rädern einzuführen, von der Tages-
ordnung genommen. Das ist tatsächlich – Frau Beck hat 
hier mit Nebelkerzen gearbeitet – geboten. Denn wir, 
liebe Bürgerinnen und Bürger, sind verpflichtet, Ihr Exis-
tenzminimum steuerlich freizustellen – das ist verfas-
sungsrechtlich geboten;

(Zuruf der Abg. Katharina Beck [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

dazu gibt es ein Urteil –, Sie so zu entlasten, dass die 
Inflation Ihren Mehrlohn, Ihr Mehrgehalt nicht auffrisst. 
Das ist kein Almosen, das ist keine Großzügigkeit der 
Damen und Herren hier, das ist gesetzliche Verpflich-
tung – ein Wort, das wir alle vergessen haben.

(Beifall bei der AfD)
Kommen wir zum nächsten Punkt. Wir haben vor-

geschlagen, die Pendler – die Menschen, die über die 
kaputten Straßen und die zusammenbrechenden Brücken 
zur Arbeit fahren – durch eine Erhöhung der sogenannten 
Entfernungspauschale zu entlasten. Seit mehr als zehn 
Jahren sind die meisten Pendler – diejenigen, die unter 
21 Kilometer fahren – nicht entlastet worden. Die Grünen 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 210. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 30. Januar 2025                              27252 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



und die SPD zum Beispiel wollen das gar nicht – die 
Pendler sollen lieber mit dem Fahrrad zur Arbeit fahren, 
selbst dann, wenn Sie irgendwo auf dem Land wohnen. 
Auch diesen Antrag hat die große FDP, die sich hier 
gerade so rühmt, dass sie für die Arbeitnehmer da sei, 
gestern mal eben von der Platte gefegt.

Dann kommen wir zum nächsten Antrag, den Sie ein-
fach von der Tagesordnung genommen haben, nämlich 
den zur Erhöhung des Grundfreibetrags. Dagegen ist 
das, was Sie gerade gefordert haben, eigentlich lächer-
lich. Wir haben schon vor einem halben Jahr gefordert, 
dass der Grundfreibetrag für jede Bürgerin und jeden 
Bürger auf 15 000 Euro erhöht wird. Der Grundfrei-
betrag, das ist das Geld, das nicht über die Steuer von 
den Menschen mit den klebrigen Händen, genannt SPD, 
angefasst werden kann. 15 000 Euro Steuerfreibetrag für 
jeden! Und damit sind Sie schon Lügen gestraft, Herr 
Schrodi. Sie haben hier glattweg Märchen erzählt.

(Michael Schrodi [SPD]: Partei der Besser-
verdienenden!)

Natürlich, Ihre Blockflöten, das Leibniz-Institut – den 
Titel habe ich mir sogar aufgeschrieben – hat 2024 
600 Millionen Euro aus dem Haushalt bekommen. Wie 
finden es eigentlich die Bürger, wenn ein Institut von 
ihren Steuern 600 Millionen Euro bekommt? Glauben 
sie, dass die dann mit der einzigen Oppositionspartei 
hier im Deutschen Bundestag objektiv,

(Zuruf des Abg. Michael Schrodi [SPD])
redlich umgehen?

Fakt ist: 40 000 Euro, bei einem Grundfreibetrag von 
14 000 Euro, wie wir ihn vorschlagen, erhalten zwei 
Menschen, die mit zwei Kindern einen Haushalt bilden, 
1 452 Euro mehr. Meine Damen und Herren, das ist AfD.

Was auf besagtem Papier steht, ist schlichtweg gelo-
gen, das Papier ist wissenschaftlich und inhaltlich kom-
plett falsch.

(Beifall bei der AfD)
Das hat sogar die FDP gemerkt und ist da auch entspre-
chend in die Intervention gegangen.

(Zuruf des Abg. Michael Schrodi [SPD])
– Hören Sie auf! Das will keiner mehr hören.

(Michael Schrodi [SPD]: Umverteilung von 
unten nach oben!)

Gehen wir weiter. Seit 2019 fordert meine Fraktion – 
das steht übrigens auch im Wahlprogramm der CDU und 
auch im Wahlprogramm der FDP – die Befreiung, die 
endgültige Abschaffung des Solidaritätszuschlags. Und 
2019 haben Sie, meine Damen und Herren von der Union, 
auch noch regiert, und zwar mit den Schuldenkünstlern 
der Sozialdemokraten. Dann kommt eine FDP, die den 
Solidaritätszuschlag abschaffen wollte, zum ersten Mal 
seit 2013 wieder in die Regierung, „vergisst“ dies aber. 
Auch Sie haben große Gedächtnislücken, Herr Vogel. 
Deshalb werden die Wählerinnen und Wähler auf diese 
Tricks nicht wieder hereinfallen. Sie kommen nicht mehr 
in dieses Parlament, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Kommen wir zum nächsten Posten, den Sie einfach 
mal so abgewürgt haben. Sie meinen es angeblich alle 
so gut mit den Rentnern. Meine Kollegin Gerrit Huy 
und die Kollegen von Arbeit und Soziales haben einen 
Steuerfreibetrag von 12 000 Euro für Rentner gefordert – 
das wäre tatsächlich eine Aktivierung der sogenannten 
fehlenden Fachkräfte –, wenn Rentner einen Hinzuver-
dienst haben. Meine Damen und Herren auf den Tribü-
nen, ich darf Ihnen sagen: Die ach so demokratische 
Mitte aus Union, FDP, Grünen und SPD hat auch diesen 
Antrag – natürlich – abgelehnt. So stehen Sie da oben, die 
Wähler, bei der Nichtwahl im Mittelpunkt, nämlich gar 
nicht. Es geht hier um ganz andere Belange.

Herr Schrodi, ich gebe Ihnen gerne Beispiele, wie wir 
unsere Forderungen gegenfinanzieren können. Sie ver-
pulvern 31 Milliarden Euro – demnächst 38 Milliarden 
Euro – für eine dysfunktionale EU, die für den größten 
Bürokratiewahnsinn hier in Deutschland mitverantwort-
lich ist.

(Michael Schrodi [SPD]: Europa ist unsere 
Stärke! Sie zerstören Europa und damit unsere 
Wirtschaft!)

Sie subventionieren mit dem Geld der fleißigen Men-
schen in Deutschland die da oben. Sie zahlen 11 Milliar-
den Euro in den Entwicklungshaushalt ein. Fahrradwege 
in Peru waren da nur ein spitzes Beispiel. Sie haben nur 
Geld für andere, aber nicht für die Menschen, die hier hart 
arbeiten,

(Beifall bei der AfD)
Und das ändert die AfD. Davor, meine Damen und 

Herren, haben hier so viele Angst. Ihr linkes demokrati-
sches Deutschland, Ihre inszenierte Demonstration vor 
der CDU-Parteizentrale – Pro Asyl war da, wahrschein-
lich auch wieder ein paar Kollegen vom DGB – –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Ihre Redezeit ist um.

Kay Gottschalk (AfD):
Was wir hier haben, ist eine inszenierte Demokratie, 

meine Damen und Herren, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Gottschalk, Ihre Redezeit ist um.

Kay Gottschalk (AfD):
– schon lange nicht mehr die Demokratie, die wir hat-

ten, meine Damen und Herren.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Gottschalk, Ihre Redezeit ist jetzt überzogen.

Kay Gottschalk (AfD):
Sie haben mir eine Minute genommen –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Nein, ich habe Ihnen überhaupt nichts genommen, –
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Kay Gottschalk (AfD):
– das halte ich hier fürs Protokoll fest – durch Ihre 

Intervention, –

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
– ich habe Sie auf die Regeln im Haus hingewiesen, –

Kay Gottschalk (AfD):
– Frau Präsidentin.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
– und ich weise Sie jetzt darauf hin, dass Ihre Redezeit 

um ist.

Kay Gottschalk (AfD):
Ja; nachdem Sie mir erfolgreich eine Minute genom-

men haben. Vielen Dank an die demokratische Mitte.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Gottschalk, noch einmal: Wer sich hier an die 

Regeln hält, der muss von mir nicht unterbrochen wer-
den. Wer sich nicht an die Regeln hält, muss damit rech-
nen, dass ich hier für Ordnung sorge; das ist nämlich 
meine Aufgabe.

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!)
Jetzt gebe ich das Wort an Parsa Marvi für die SPD.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Parsa Marvi (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Antwort auf die Rede des Kollegen der 
AfD kann man in einem Satz zusammenfassen: Das 
Ende Europas ist das Ende der deutschen Wirtschaft. 
Punkt!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Kay 
Gottschalk [AfD]: Völliger Blödsinn!)

Jetzt zum Antrag der FDP. Die in Ihrem Wahlpro-
gramm versprochenen Entlastungen – wir finden sie im 
Kern in diesem Antrag wieder – werden für die öffent-
lichen Haushalte zusätzliche Ausgaben von 138 Milliar-
den Euro mit sich bringen. Fast die Hälfte der Minder-
einnahmen wird bei den Ländern und den ohnehin schon 
stark belasteten Kommunen anfallen.

Sie haben sich ja in den letzten Tagen sehr kritisch mit 
den für Sie sehr negativ ausgefallenen Berechnungen des 
ZEW beschäftigt, welche Einkommen Sie in Wahrheit 
mit Ihrem Programm im Blick haben. Ich kann Ihnen 
durchaus bestätigen, dass das bei den Bürgerinnen und 
Bürgern schon ein großes Thema für die Wahlentschei-
dung ist. Die 138 Milliarden Euro, die Ihre Wahlverspre-
chen kosten, diese Zahl stammt jedenfalls gar nicht vom 
ZEW, sondern vom Deutschen Institut für Wirtschafts-
forschung. Ich hoffe, Sie können wenigstens bei diesem 
Institut methodisch mitgehen. Der DIW-Forscher Stefan 
Bach bescheinigt Ihren Forderungen sogar noch höhere 

Kosten, Kosten in Höhe von 188 Milliarden Euro. Zitat – 
mit Erlaubnis der Präsidentin –: „Die @fdp lässt es … so 
richtig krachen.“ Ich glaube, das war nicht als Kompli-
ment gemeint.

Es gibt nur noch eine politische Kraft, die bei solchen 
Kosten der Wahlversprechen mithalten kann, und das ist 
die AfD, mit 149 Milliarden Euro. Es gibt da eine Ge-
meinsamkeit: Es fehlt jeweils eine seriöse Gegenfinan-
zierung. In Ihrem Parlamentsantrag finde ich keine ein-
zige Aussage zur Gegenfinanzierung. Und das DIW 
nennt Ihr Programm „fiskalisch utopisch“.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und wenn, zumindest in Ihrem Wahlprogramm, vage 
Priorisierungen im Kernhaushalt in Aussicht gestellt wer-
den, dann muss man immer gleich Angst haben, dass Sie 
damit eigentlich tiefe Einschnitte in das soziale Netz 
meinen. Wenn ich mir zum Beispiel das Statement der 
Präsidentin des Familienunternehmerverbandes gestern 
im „Morgenmagazin“ anschaue – und die steht Ihnen 
nahe; ich glaube, sie ist sogar Mitglied bei Ihnen –, 
dann sehe ich: Das läuft auf Forderungen nach weniger 
Beschäftigung im öffentlichen Dienst hinaus. Wenn ich 
mir Ihre „Privat vor Staat“-Fantasien bei den sozialen 
Sicherungssystemen so anschaue und allein schon an 
die private Krankenversicherung denke, bei der es für 
viele Betroffene hinten heraus brutal teuer wird, dann 
erkenne ich: Die Umsetzung Ihrer Ideologie und Ihres 
Programms bedeutet am Ende für viele in diesem Land 
viel weniger Netto vom Brutto.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Bei Ihnen ist es so: Bestverdiener sollen offensichtlich 
entlastet werden, zum Beispiel durch die Streichung des 
Soli. Aber andere sollen dafür die Zeche zahlen.

Da liegt ein ganz wesentlicher Unterschied zu uns. Wir 
wollen Millionen Normalverdiener/-innen mit kleinen 
und mittleren Einkommen entlasten. Aber wir machen 
zwei wesentliche Aussagen: Wir wollen unsere Entlas-
tungsvorschläge für 95 Prozent der Steuerzahler/-innen 
gegenfinanzieren durch eine höhere Belastung der wirk-
lich hohen Einkommen, zum Beispiel von Alleinstehen-
den mit Einkommen von mehr als 140 000, mehr als 
200 000 oder 300 000 Euro.

Ich habe in Olav Guttings Rede gehört, dass Deutsch-
land ärmer würde.

(Olav Gutting [CDU/CSU]: Jeden Tag!)

Dabei ist es doch so, dass das Geldvermögen in diesem 
Land auf ein Rekordniveau von 9,3 Billionen Euro an-
gestiegen ist. Aber es ist extrem ungleich konzentriert.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
des Abg. Olav Gutting [CDU/CSU])

1 Prozent der Bürger besitzt ein Drittel des Vermögens in 
diesem Land. Deswegen ist es richtig, zur Gegenfinan-
zierung an die wirklich hohen Erbschaften und Vermögen 
heranzutreten.
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Erstens. Unsere Entlastungen sind seriös durchgerech-
net, gegenfinanziert und gerecht in der Verteilungswir-
kung; denn sie kommen den allermeisten normalverdie-
nenden Menschen in diesem Land zugute.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Bruno 
Hönel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Zweitens. Uns ist ein handlungsfähiger Staat wichtig. 
Ja, da muss es in der Praxis viel mehr Vereinfachung 
geben, auch für die Steuerpflichtigen, zum Beispiel durch 
vorausgefüllte Steuererklärung. Dagegen haben wir gar 
nichts.

Wir sind aber entschieden gegen massive Entlastungen 
für Spitzenverdiener und Konzerne mit entweder einem 
Wachstumsversprechen auf Pump, das Herr Vogel hier 
vorgetragen hat – klassische Voodoo-Ökonomie –, oder 
einem Staat, der dann in seinen Kernleistungen, auf die 
viele Menschen in diesem Land angewiesen sind, weg-
konsolidiert wird. Und wir haben wenigstens eine Idee 
davon, dass für die Beschäftigten nicht immer „Mehr 
Netto vom Brutto“ das einzige Kriterium ist.

Wenn ich mir die Aussage in Ihrem Antrag anschaue, 
die stärkere steuerliche Absetzbarkeit von Betreuungs-
kosten würde insbesondere für Frauen die Ausweitung 
des Arbeitsangebots ermöglichen, dann entgegne ich: 
Vor allem die Ausweitung der Investitionen in die Kin-
derbetreuung, in Infrastruktur und Personal würde hier 
weiterhelfen.

(Beifall bei der SPD)

Aber stattdessen warten Sie mit wenig volkswirtschaftli-
chem Sachverstand in Ihrem Programm nur mit dem 
eisernen Festhalten an der Schuldenbremse und damit 
an einer Investitionsbremse auf. Insofern: Nein zu diesem 
wohlklingenden Antrag. Er ist völlig unseriös und unaus-
gegoren.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Claudia Raffelhüschen hat das Wort für die FDP-Frak-

tion.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Johannes 
Steiniger [CDU/CSU])

Claudia Raffelhüschen (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Gerechtigkeit für die Generationen der Zu-
kunft, das war das Thema meiner allerersten Rede hier 
im Deutschen Bundestag. Damals bin ich angetreten mit 
der Hoffnung, mit meiner Fraktion die Weichen für eine 
generationengerechte Politik stellen zu können.

Das Fazit nach drei Jahren Mitregieren ist ernüchternd. 
Wir konnten an vielen Stellen nur noch größere Unge-
rechtigkeiten für kommende Generationen verhindern, 
jedoch wurden unsere Vorschläge für eine fairere Ver-
teilung der Lasten abgelehnt.

Die beiden größten Gegner der Generationengerech-
tigkeit in dieser Bundesregierung – das habe ich in den 
letzten Jahren leider lernen müssen – sind Robert Habeck 
und Hubertus Heil.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
Das mag überraschen; denn beide sprechen gern den 
lieben langen Tag lang viel über Gerechtigkeit. Ihre Po-
litik aber will Bequemlichkeit statt Veränderung und ver-
weigert sich einem echten Wandel jetzt und hier zulasten 
all derjenigen Menschen, die erst in den nächsten Jahren 
und Jahrzehnten erwachsen werden.

Die SPD wirbt sogar mit Gerechtigkeit; doch nie war 
ein Arbeitsminister so ungerecht zu kommenden Genera-
tionen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)
Die Gesellschaft altert. Immer weniger junge Menschen 
müssen immer mehr für alte zahlen. Doch statt mutig zu 
reformieren, vertritt Hubertus Heil ein stoisches Weiter- 
so. Mehr Geld für mehr Rentner – im Zweifel auf Pump –, 
solide durchgerechnet ist das nicht. Aber um es passend 
zu machen, verrechnet sich Hubertus Heil alle paar Mo-
nate bei den Ausgaben für das Bürgergeld.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. 
Mechthilde Wittmann [CDU/CSU])

Aktuell addieren sich seine Rechenfehler auf knapp 
10 Milliarden Euro.

Auch die Grünen sind nicht gerechter zu jungen Men-
schen. Sie behaupten, es brauche überall mehr Geld. 
Doch das stimmt nicht. Der Sozialstaat war noch nie so 
groß, die Sozialabgaben noch nie so hoch. Trotzdem hat 
Habeck noch Milliarden, um sie in seiner insuffizienten 
Wirtschaftspolitik zu versenken.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Wie schlecht diese Wirtschaftspolitik ist, lässt sich mit 
Fakten belegen. Während andere Volkswirtschaften nach 
Corona wieder wachsen, treten wir seit 2019 auf der 
Stelle. Unsere Wirtschaftsleistung ist heute dieselbe wie 
vor sechs Jahren. Zwei Jahre Rezession haben wir schon 
hinter uns. Doch das hat Rot und Grün nicht dazu bewegt, 
die Wachstumsinitiative endlich ordentlich umzusetzen. 
Die Arbeitslosenzahlen sind schon wieder gestiegen, das 
dritte Jahr in Folge. Noch nie haben wir pro Arbeitslosen 
so viel Geld ausgegeben, und dennoch schaffen wir es 
nicht, Menschen in Arbeit zu vermitteln.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Kay Gottschalk 
[AfD])

Statt mehr Fachkräfte anzulocken, wandern so viele 
Hochqualifizierte ins Ausland ab wie noch nie.

(Kay Gottschalk [AfD]: 155 000 pro Jahr!)
Mehr Netto vom Brutto, das braucht es, damit junge 

Menschen sich ein Leben aufbauen können, damit sich 
Ausbildungen lohnen und damit das Beamtentum nicht 
der einzige Berufsweg ohne Nachwuchsschwierigkeiten 
bleibt.

(Beifall bei der FDP)
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Rente, Pflege, Schulden, fehlende Investitionen und 
fehlende Fachkräfte – all diese Probleme sind immer 
noch ungelöst. Generationengerechtigkeit sehe ich hier 
nicht. Rot-Grün scheint keine Antworten auf die wich-
tigsten Fragen zu haben. Und auch bei der Union habe ich 
bis dato noch keine sehen können.

Ich selber habe in drei Jahren hier immer wieder nach 
Antworten gesucht. Dabei bin ich dankbar, dass ich in 
meinem Einsatz für die Sache auf ein großartiges Team 
zählen konnte. Da es heute meine letzte Rede ist, möchte 
ich mich bedanken, liebe Anna, lieber Noah, lieber Till 
und liebe Linda. Auch wenn wir nicht so viel erreicht 
haben, wie ich gehofft hatte: Wir Liberale haben uns in 
den letzten Jahren immer wieder für Generationengerech-
tigkeit starkgemacht und einiges Ungerechte verhindert.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Nina 
Warken [CDU/CSU])

Ungerecht wäre es unter anderem gewesen, die Schul-
denbremse aufzuweichen und damit unsere Kinder zu in 
der Zukunft noch stärker belasteten Steuerzahlern zu ma-
chen. Und ungerecht wäre es auch gewesen, das Ruhe-
standsalter und das Rentenniveau für die Zukunft ein-
zufrieren. Damit wären die Sozialabgaben noch weiter 
angewachsen. Ich bin froh, dass ich diese falschen Wei-
chenstellungen nicht mittragen musste und meinen Kin-
dern weiterhin noch zuversichtlich und glaubwürdig be-
gegnen kann.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Frau Raffelhüschen, vielen Dank. – Sie haben es ge-

sagt: Das war Ihre letzte Rede. Ich will ausdrücklich 
sagen: Sie sind Volkswirtin, Sie haben in Unternehmen 
gearbeitet, auch in der Wissenschaft, und Sie haben einen 
Job gemacht, den Sie auch im Kürschner vermerken, 
nämlich sich um die Kinder gekümmert. Auch das ist 
eine wesentliche und wichtige Tätigkeit.

Sie haben hier nicht mit Argumenten und mit Klarheit 
gespart. Dafür danke ich Ihnen. Das gehört zur Demokra-
tie dazu.

Aber Sie haben auch noch was Besonderes gemacht – 
das wissen nicht alle, was das heißt –: Sie sind Schrift-
führerin. Der letzte Dienst, den Sie hier haben werden – 
das war eben Ihre letzte Rede –, wird mutmaßlich heute 
Nacht zwischen 1 und 3 Uhr sein. Es ist das Los der 
Schriftführerinnen und Schriftführer, dass sie wirklich 
bis zum Ende da sind, und das ist auch ein Verdienst 
gegenüber diesem Parlament. Deswegen danke ich Ihnen 
sehr herzlich für Ihre Arbeit.

(Beifall)
Das Wort hat Sascha Müller für Bündnis 90/Die Grü-

nen.

Sascha Müller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Als ich den Antrag zum ersten Mal gelesen habe, 
hatte ich eigentlich einen etwas süffisanten Umgang da-
mit vor, hätte natürlich das Trennende erwähnt und die 

Gemeinsamkeiten gesucht, manchmal lächelnd ange-
merkt, warum ihr eigentlich die Koalition verlassen habt, 
weil das eine oder andere hättet ihr mit uns wirklich gut 
besprechen können. Aber ehrlich gesagt, ich habe dann 
nach den Abstimmungen gestern meine Überlegungen zu 
der Rede abgebrochen und noch mal begonnen. Denn es 
erscheint mir nach den Ereignissen von gestern unpas-
send. Ich zweifle, ob es die FDP, an der man sich als 
sozial-liberal denkender Mensch, als den ich mich sehe, 
reiben konnte, die aber immer auch Überzeugungen hat-
te, die es zu beachten gilt, nach dem gestrigen Ereignis, 
nach den Beschlüssen, die sicher nicht liberal, sondern 
nationalistisch und autoritär sind, wirklich noch gibt.

(Beifall der Abg. Dr. Daniela De Ridder 
[SPD])

Also werde ich mich rein sachlich mit dem Antrag aus-
einandersetzen.

Wir alle wünschen uns, dass die Menschen mehr Geld 
übrig haben. Ich sage das, auch wenn ich große Zweifel 
habe, ob wir – wenn wir die aktuellen Berechnungen 
diverser Institute der Wahlprogramme der einzelnen Par-
teien betrachten – die gleichen Menschen im Blick haben. 
Aber gut, Sie wollen den Grundfreibetrag erhöhen – das 
wollen so ziemlich alle hier, meine Partei inklusive –; Sie 
wollen die Einkommensteuersätze insbesondere für mitt-
lere und niedrige Einkommen senken. Das klingt erst mal 
gut. Menschen mit kleinen Einkommen haben von Ihren 
Plänen allerdings kaum etwas; sie zahlen keine oder fast 
keine Einkommensteuer. Und „insbesondere für mittlere 
und niedrige Einkommen“ heißt natürlich auch, auch für 
hohe und sehr hohe Einkommen soll es Steuersenkungen 
geben. Spätestens da stellt sich die Frage der Gegenfinan-
zierung.

Sie fordern weiterhin eine negative Einkommensteuer. 
Ja, auch wir denken in unserem Wahlprogramm in eine 
ähnliche Richtung mit Steuergutschriften etwa für Allein-
erziehende oder Menschen mit geringem Einkommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das kann ein Baustein sein, um das Problem der so-
genannten Transferentzugsraten zu lösen, also das Pro-
blem, dass bei geringen Einkommen zusätzlich zuste-
hende Sozialleistungen durch höheres Einkommen, 
etwa durch mehr Wochenstunden, wegfallen und dass 
unter dem Strich kein zusätzliches verfügbares Einkom-
men übrig bleibt. Dass Sie aber Sozialleistungen zusam-
menfassen wollen, wirft dann schon Fragen auf, und es 
steht zu befürchten, dass es neue Ungerechtigkeiten gibt, 
wenn etwa spezifische Bedarfe nicht mehr berücksichtigt 
werden.

Steuerliche Absetzbarkeit von Betreuungskosten ver-
bessern: Ja, das haben wir – noch gemeinsam als ehema-
lige Dreierkoalition – bereits gemacht mit dem Jahres-
steuergesetz. Es ist gut, dass wir das gemacht haben. 
Klar ist aber auch: Steuererleichterungen allein reichen 
nicht. Wir brauchen auch ein flächendeckendes, bezahl-
bares und qualitativ hochwertiges Betreuungsangebot.

Zum Soli. Wir hatten erst kürzlich einen FDP-Antrag 
zu seiner schrittweisen Abschaffung. Jetzt wollen Sie ihn 
offenbar auf einen Schlag abbauen. Ja, was denn nun?
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Ich habe nur noch wenig Redezeit, deswegen mein 
letzter Punkt. Der Anstieg der Sozialleistungen soll be-
kämpft werden, und angesichts der Erhöhungen unserer 
Krankenkassenbeiträge zum Jahreswechsel ist das ein 
definitiv berechtigtes Anliegen. Und da liegen ja Vor-
schläge auf dem Tisch. Aber wehe, es sagt jemand, dass 
Menschen mit großem Vermögen in geeigneter Weise 
herangezogen werden sollten. Es entstehen dann ganz 
schnell Legenden auch aus Ihren Reihen. Plötzlich soll 
es genau um die anderen gehen. Deshalb hier ganz klar 
von meiner Seite: Wenn Sie zu Hause einen ETF-Spar-
plan haben, beispielsweise für Ihre Altersvorsorge, behal-
ten Sie ihn. Es ist gut, dass Sie ihn haben. Solange Sie 
damit nicht Millionär werden – was in wenigen Fällen der 
Fall sein wird –, werden Sie keine Sozialabgaben darauf 
zahlen.

Wir stehen für eine Politik, die gezielt diejenigen ent-
lastet, die es wirklich brauchen, und die sicherstellt, dass 
unser Staat handlungsfähig bleibt. Darum wird es in we-
nigen Wochen bei der Wahl gehen.

Im Übrigen gilt: „Nie wieder!“ ist genau jetzt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Johannes Steiniger hat das Wort für die CDU/CSU.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Johannes Steiniger (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Gottschalk – ich kann mich jetzt doch nicht zurückhal-
ten –, egal was Sie nehmen, nehmen Sie weniger davon!

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
Abg. Nina Warken [CDU/CSU] und 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] – Michael Schrodi 
[SPD]: Egal wie Sie abstimmen, stimmen Sie 
weniger mit der AfD ab!)

Wenn jemand so eine Rede abzieht, merkt man: Ganz klar 
kann der nicht sein.

(Zurufe der Abg. Michael Schrodi [SPD] und 
Dr. Götz Frömming [AfD])

Weil ich es hier eben als Zwischenruf gehört habe: 
Herr Schrodi, hören Sie auf, die Menschen in Deutsch-
land anzulügen!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Sie haben das im vergangenen Wahlkampf gemacht, als 
Sie den Menschen beispielsweise versprochen haben, 
dass es jedes Jahr 400 000 neue Wohnungen geben soll. 
Sie haben drei Jahre nichts geleistet, jeweils nur die Hälf-
te.

(Michael Schrodi [SPD]: Das ist so unver-
schämt und falsch! Nicht zu fassen!)

Und wenn man sich jetzt die Wahlplakate der SPD an-
schaut, sieht man, dass darauf steht: Mehr Netto, mehr 
Wachstum. Wenn wir uns jetzt die wirtschaftliche Bilanz 
dieser Ampel anschauen, sehen wir: Das ist doch eine 
Katastrophe – eine Katastrophe!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Robert Habeck und Olaf Scholz, die Grünen und die 
SPD haben dafür gesorgt, dass wir, Deutschland, in der 
größten wirtschaftlichen Krise in unserer Geschichte 
sind. Das Bruttoinlandsprodukt ist das zweite Jahr in 
Folge gesunken; es sinkt in diesem Jahr vermutlich auch. 
Wir waren allein im vergangenen vierten Quartal noch 
mal schlechter als sowieso schon prognostiziert. Die In-
solvenzzahlen steigen. Wir haben so viele arbeitslose 
Menschen in diesem Land wie seit zehn Jahren nicht 
mehr. Ein Unternehmen nach dem anderen kündigt Stel-
lenabbau an. Die Investitionen finden nicht in Deutsch-
land statt, sondern im Ausland. Die Energiekosten sind 
auf einem Höchststand. Meine sehr geehrten Damen und 
Herren, SPD und Grüne, Robert Habeck und Olaf Scholz 
haben Deutschland und die Deutschen ärmer gemacht.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Kay 
Gottschalk [AfD] – Sebastian Brehm [CDU/ 
CSU]: Jeden Tag!)

Wenn Sie in den letzten Monaten in Ihrem Wahlkreis 
unterwegs wären und mal mit den Unternehmen gespro-
chen hätten, dann hätten die Ihnen vermutlich die drei 
großen V genannt: Die großen Unternehmen verlagern, 
die mittleren Unternehmen verkaufen, und die kleinen 
Unternehmen verabschieden sich einfach. Meine sehr 
geehrten Damen und Herren, das ist die Bilanz der Am-
pelpolitik, und diese muss ab dem 23. Februar beendet 
werden.

(Beifall bei der CDU/CSU – Sebastian Brehm 
[CDU/CSU]: So schaut es aus!)

Wir diskutieren ja nicht erst seit gestern über die Frage: 
Wie können wir eigentlich unsere Demokratie erhalten?

(Josephine Ortleb [SPD]: Wow! Wie selbst-
reflektiert!)

Wie können wir auch die Zustimmung der Bevölkerung 
zu unserem gesellschaftlichen und politischen System 
erhalten? Da muss man doch eins mal feststellen: Diese 
Ampel hat die AfD in den letzten drei Jahren verdoppelt; 
Sie waren es, die die Zustimmung zur AfD verdoppelt 
haben.

(Beifall der Abg. Mechthilde Wittmann [CDU/ 
CSU] – Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Ich rufe Ihnen nur eins zu: Wackelt der Wohlstand, dann 
wackelt auch die Demokratie! Sie haben eine sehr große 
Verantwortung dafür, dass wir jetzt genau in dieser Situa-
tion sind. Wir müssen hier den Politikwechsel schaffen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Lachen bei Abgeordneten der 
SPD)
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Denn die Leute sind in den letzten Jahren ärmer gewor-
den. Viele haben einen Schrecken bekommen, als sie ihre 
Lohnabrechnung erhalten haben. Und dass Sie jetzt ge-
rade an dieser Stelle lachen, zeigt: Sie haben mit den 
Arbeitern in diesem Land nichts mehr zu tun.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Eine rote Hochburg nach der anderen wird am 23. Februar 
fallen. Wir würden uns wünschen, Sie würden sich mal 
wieder um Ihre Klientel kümmern, statt diese zu ver-
schrecken. Sie haben die Leute ärmer gemacht. Es wäre 
besser gewesen, wenn Sie sich mehr um diese Menschen 
gekümmert hätten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Michael Schrodi [SPD]: Gegen jede Fakten!)

Wir schlagen vor, dass die Menschen wieder mehr 
Geld in der eigenen Tasche haben. Und dann hört man 
von den Grünen – Herr Müller hat es eben wieder bestä-
tigt –, dass diejenigen, die das machen wollen, massiv 
erschüttert werden,

(Sascha Müller [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich habe das Gegenteil gesagt! – 
Michael Schrodi [SPD]: Was Fake News an-
geht, passen Sie mit der AfD sehr gut zusam-
men!)

wenn sie das machen, was wir ihnen als Politik seit 20, 
25 Jahren sagen. Wir sagen ihnen nämlich: Die Rente 
wird im Zweifel nicht halten. Sorgt bitte selbst vor! 
Nehmt eure eigene Verantwortung wahr! – Wie verrückt 
muss man eigentlich sein, in solch einer Phase im Wahl-
kampf den Vorschlag zu machen, Sozialversicherungs-
beiträge auf Kapitalerträge zu erheben? Das ist doch ver-
rückt. Sie zerstören den Kapitalmarkt. Sie zerstören auch 
das Vertrauen der Menschen, die selbst etwas machen 
wollen. Das ist einfach nur schlecht. Und bis heute kön-
nen Sie nicht sagen, wo genau die Grenzen sein sollen. 
Das ist die unseriöse Politik der Grünen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Katharina Beck 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Für nächstes 
Mal: nicht mehr Finanzausschuss, ne?)

Wir dagegen wollen die Unternehmensteuern senken, 
damit in den Unternehmen mehr Luft für Investitionen 
ist. Wir sagen: Der Soli muss endlich weg. Es kann nicht 
sein, dass ein Sonderbeitrag, für dessen Zweck es keinen 
Grund mehr gibt, immer noch besteht. Wir wollen ihn 
abschaffen, sodass gerade in den kleinen und mittleren 
Unternehmen mehr Luft ist. Wir sagen: Diejenigen, die 
fleißig sind, sollen mehr haben. Deswegen wollen wir die 
Überstundenzuschläge freistellen, den Einkommensteu-
ertarif abflachen und vor allen Dingen eines korrigieren, 
nämlich dieses ungerechte Bürgergeld.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Möchten Sie eine Zwischenfrage zulassen?

Johannes Steiniger (CDU/CSU):
Auf die letzten 29 Sekunden noch eine Zwischenfrage.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Bitte schön.

Bruno Hönel (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank, Herr Steiniger, dass Sie die Zwischen-

frage zulassen. – Sie beschreiben – wie auch Ihr Vor-
redner aus der Unionsfraktion – die Steuersenkungen, 
die Sie gern durchsetzen würden. Es ist tatsächlich so, 
dass auch Grüne und SPD in ihren Wahlprogrammen 
weiträumige Steuersenkungen stehen haben. Der große 
Unterschied zu Ihnen ist, dass die bei uns solide gegen-
finanziert sind.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Eine vage 
Behauptung!)

Es wurde hier auch schon angesprochen: Durch Ihre 
Steuerpläne würde in den öffentlichen Haushalten jedes 
Jahr ein Defizit von rund 100 Milliarden Euro entstehen.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: Sie finanzie-
ren es ja mit der Schuldenbremse!)

Ich glaube, wenn man solche Wohltaten, wie Sie sie be-
schreiben, vorschlägt, dann muss man sich ehrlich ma-
chen, auch der Bevölkerung gegenüber, und muss hier 
darstellen können, wie man diese 100 Milliarden Euro, 
die wir dann jedes Jahr weniger im Haushalt haben, kom-
pensiert.

Das ist meine konkrete Frage an Sie: Wo genau wollen 
Sie diese 100 Milliarden Euro einsparen? Wo wollen Sie 
kürzen, vor allem auch vor dem Hintergrund, dass wir 
aller Wahrscheinlichkeit nach ab 2028, um unsere 
NATO-Verpflichtungen einhalten zu können, jedes Jahr 
30 bis 40 Milliarden Euro mehr im Verteidigungshaushalt 
etatisieren müssen? Und vielleicht im Vorgriff auf die 
Antwort, die ich erwarte – weil ich vermute, dass Sie 
mit einem Wachstum argumentieren, das dann die Steu-
ereinnahmen erhöht –: Quantifizieren Sie Ihre Pläne doch 
mal! Um wie viele Prozent wird das BIP wachsen, und 
was bedeutet das in absoluten Zahlen? Diese Ehrlichkeit 
der Bevölkerung gegenüber gehört dazu, Herr Steiniger.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Johannes Steiniger (CDU/CSU):
Herzlichen Dank für die Frage. – Erster Punkt. Das, 

was wir versprechen, sind keine Wohltaten. Wir wollen 
die Fleißigen in diesem Land unterstützen.

(Sebastian Brehm [CDU/CSU]: So ist es!)
Wir wollen diejenigen, die in den Unternehmen sagen: 
„Wir investieren noch was in diesem Land“, unterstützen. 
Wir wollen die Wirtschaft nach vorne bringen. Das sind 
keine Wohltaten, sondern das ist notwendig.

(Beifall der Abg. Mechthilde Wittmann [CDU/ 
CSU] – Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja! Und zu meiner Frage?)

Zweiter Punkt. Wir werden das Bürgergeld in der jet-
zigen Form abschaffen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
100 Milliarden!)
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Es ist eine der größten sozialen Ungerechtigkeiten, die 
Sie eingeführt haben. Sie haben damit auch die Menschen 
auf die Palme gebracht. 100 000 Menschen, die aus dem 
Bürgergeld in Arbeit kommen, das bedeutet Einsparun-
gen in Höhe von 3 Milliarden Euro.

(Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wir müssen auf 100 Milliarden kommen!)

Wir werden der illegalen Migration nach Deutschland 
ein Stoppschild setzen. Auch dort wird es Einsparungen 
geben.

(Michael Schrodi [SPD]: Wie viele Milliarden 
sind das? Konkretisieren!)

Und dann ist unsere Finanzierung glasklar und sehr se-
riös. Wir sagen: Es wird nicht alles auf einen Schlag 
umgesetzt. Es gibt einen Vierjahresplan. Immer zum 1. Ja-
nuar eines Jahres werden wir diese Steuerpläne entspre-
chend umsetzen. Dadurch erreichen wir übrigens eines, 
was Sie nicht erreicht haben, nämlich Planungssicherheit 
für die Menschen und die Unternehmen.

(Michael Schrodi [SPD]: Können Sie die Frage 
beantworten, bitte? 97 Milliarden Euro bleiben 
über!)

Das, was ich in meinem Wahlkreis höre, wenn ich mit 
den Unternehmern spreche, ist, dass es in den letzten 
Jahren riesengroße Problem gab, dass man übrigens nicht 
wusste: Welches irre Gesetz kommt eigentlich in den 
nächsten Wochen und Monaten? Alle waren verunsichert, 
und deswegen wurde nicht investiert. Wenn wir es mal 
wieder schaffen, Planungssicherheit in diesem Land zu 
haben, dann wird es auch wieder Wachstum geben. Da-
rauf setzen wir. Wir stehen für Wachstum. Sie stehen für 
Degrowth.

(Zuruf der Abg. Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

In diesem Sinne wünsche ich uns noch eine gute De-
batte. Herzlichen Dank an die FDP, dass wir diese Mög-
lichkeit hatten!

(Beifall bei der CDU/CSU – Bruno Hönel 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war ent-
larvend! Keine solide Gegenfinanzierung! – 
Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ich lache mich schlapp! Da habe ich ja was 
für meine Podiumsdiskussion!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Gottschalk wurde von Ihnen, Herr Steiniger, per-

sönlich angesprochen, und deswegen hat er jetzt die 
Möglichkeit, darauf zu reagieren.

Kay Gottschalk (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin, für das Zulassen der 

Reaktion. – Ich fand das schon ziemlich unverschämt – 
typisch, wenn einem die Argumente ausgehen.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Das sagt der 
Richtige!)

Vielleicht habe ich etwas mehr Temperament als Sie, und 
es ist auch gut so, dass ich Temperament habe. Es spricht 
dafür, dass der Stil irgendwie abhandengekommen ist, 

wenn Sie mir und den Menschen mit Ihrer Bemerkung 
insinuieren wollen: Herr Gottschalk, egal was Sie genom-
men haben, nehmen Sie weniger davon! – Vielleicht habe 
ich etwas genommen, das man Erkenntnis oder Wissen 
nennt, weil ich ein paar Ausbildungen habe.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Aber dass so man aus der Haut fährt, wie Sie das eben 
vorgegeben haben!

Dass man, wenn Sie all die Anträge, die ich genannt 
habe – Tarif auf Rädern, Abschaffung des Solis, entspre-
chende Erhöhung des Grundfreibetrages, Erhöhung der 
Pendlerpauschale –, ablehnen – seit 16 Jahren haben Sie 
nichts getan; die letzte Reform von Herrn Schröder hat 
Frau Merkel dankend angenommen, und dann haben Sie 
die Hände in den Schoß gelegt –, als Mensch, der die 
Wirtschaft und dieses Land liebt, aus der Haut fährt, ist 
gut und richtig so. Ich verbitte mir aber solche Bemer-
kungen, die insinuieren, dass ich für meine Reden und 
mein Temperament vielleicht irgendwelche anderen Mit-
tel brauche. Ich nehme Wasser, und das langt mir.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Herr Steiniger, Sie möchten reagieren. Bitte schön.

Johannes Steiniger (CDU/CSU):
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Kollege 

Gottschalk, zum einen: Sie beschweren sich immer, dass 
man irgendwie nicht alles sagen dürfe. Sobald aber ein 
bisschen Kritik an Ihnen kommt, sind Sie total beleidigt 
und machen hier jetzt so eine Kurzintervention.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP – Dr. Lukas Köhler [FDP]: Ja, die 
Scheinheiligkeit der AfD!)

Der zweite Punkt ist – das hat man gerade eben wieder 
gesehen; wir kennen das ja auch aus dem Ausschuss –: 
Sie fangen halt einfach bei irgendeinem Thema an und 
enden bei was ganz anderem. Das hat für mich einfach 
noch mal den Eindruck sehr bestärkt, dass es vielleicht 
nicht nur Wasser ist.

(Kay Gottschalk [AfD]: Vielleicht freie Rede!)

In diesem Sinne ist die Frage, glaube ich, an der Stelle 
beantwortet: Nicht immer nur von Rede- und Meinungs-
freiheit sprechen, sondern dann auch ertragen, lieber Kol-
lege!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich grüße Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen, in den 

Mittag und auch Sie, liebe Besucherinnen und Besucher, 
liebe Soldatinnen und Soldaten der Deutschen Bundes-
wehr! Vielen Dank, dass Sie da sind.
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Ich begrüße Sie alle recht herzlich hier zu unserer 
Debatte, die wir jetzt fortführen mit dem nächsten Red-
ner, der Bernhard Daldrup heißt und von der SPD-Bun-
destagsfraktion kommt.

(Beifall bei der SPD)

Bernhard Daldrup (SPD):
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich rede hier auch 

zum letzten Mal; aber darauf komme ich hinterher noch 
mal zu sprechen. Ich wollte zunächst nur ganz kurz sa-
gen: Herr Steiniger, ich glaube, das, was Sie gesagt ha-
ben, ist Ihnen nicht peinlich; aber ich denke, Sie sind für 
Ihre Fraktion peinlich.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das ist so. Sie glauben, uns der Lüge bezichtigen zu 
können, weil wir als politisches Ziel gehabt haben, 
400 000 Wohnungen zu bauen. Wir haben in jedem Jahr 
300 000 Fertigstellungen gehabt. Wir haben zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt 350 000 Wohnungen im Bau. Wir 
haben über 800 000 Bauüberhänge.

(Zuruf des Abg. Johannes Steiniger [CDU/ 
CSU])

Wir würden gerne mehr machen. Aber wir hatten ein Ziel; 
Sie hatten kein Ziel. Ein Ziel zu verfolgen, es nicht zu 
erreichen und daraus dann eine Lüge zu machen: Sie sind 
einfach eine peinliche Gestalt, Herr Steiniger – eine pein-
liche Gestalt!

(Beifall bei der SPD – Johannes Steiniger 
[CDU/CSU]: Getroffene Hunde bellen!)

Zum Thema „Demokratie und AfD“ und der geradezu 
grotesken Schlussfolgerung komme ich gleich noch mal. 
Ich will erst noch etwas zum FDP-Antrag sagen. Wenn 
man lange genug Politik macht, dann werden die Formeln 
eingängig, und der Spruch „Mehr Netto vom Brutto“ ist 
so wie die Schallplatte zur Wahl, wenn ich das mal so 
sagen darf.

(Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Die SPD sagt 
eben „Mehr Schulden“! – Dr. Lukas Köhler 
[FDP]: Wie heißt gerade noch mal die Groß-
fläche der SPD?)

Deswegen: Große Sprüche, nichts dahinter! „Es gibt je-
doch keine Fakten ersetzende Kraft des Phraseologi-
schen“, hat Herbert Wehner mal zu solchen Sprüchen 
gesagt.

Die Analyse des Instituts der deutschen Wirtschaft in 
Köln belegt, dass Ihre maßlosen Steuerversprechungen 
nicht zu finanzieren sind. In einer Antwort auf die Frage 
zur Finanzierung der 138 Milliarden Euro Steuerentlas-
tungen als Wahlversprechen sagt das Institut der deut-
schen Wirtschaft:

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Das IW zitieren! 
Also, ich sage mal!)

„Bei Union und FDP gibt es … ein großes Fragezei-
chen: … Die Schuldenbremse soll bei beiden Par-
teien bleiben. Von Steuererhöhungen an anderer 
Stelle ist nicht die Rede. Die Antwort bleibt auch 

deshalb offen, weil fast die Hälfte der Minderein-
nahmen bei Ländern und Kommunen anfallen wür-
den, die nicht ohne weiteres mitziehen dürften.“

Das ist ein Zitat gewesen; meine Kollegen haben eben 
schon darauf aufmerksam gemacht.

Ich will übrigens zu den Kommunen sagen – kleine 
Bemerkung am Rande –: Leider hat es Ihr Finanzminister 
in drei Jahren nicht geschafft, einen ernsthaften Entwurf 
zur Regelung von Altschulden, also Entlastungen von 
Kommunen, vorzulegen, obwohl er immer wieder gesagt 
hat, er würde es tun. So ist das mit den Wahlversprechen 
und mit den Sprüchen. Er hat nichts davon gemacht. Das 
Kabinett hat den Entwurf letzte Woche beschlossen – 
unter Leitung des neuen Finanzministers. Vielen Dank 
dafür!

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich bedauere sehr, dass das nicht mehr ins Parlament 
kommt. Ich würde mir von den Grünen mehr Unterstüt-
zung in der Frage wünschen; aber nun ist es passiert.

Im Kern ist Ihnen die Finanzierung der öffentlichen 
Infrastruktur durch die Kommunen gleichgültig. Die 
Schulden, die sie anhäufen, sind Ihnen gleichgültig, und 
die sind in dreistelliger Milliardenhöhe regelmäßig da. 
Das hat was mit sozialen Einrichtungen in den Kom-
munen zu tun, mit Lebensqualität, mit Zukunftsfähigkeit. 
Dazu braucht man aber eben Investitionen, und dazu 
braucht man Steuereinnahmen; das ist schlicht und er-
greifend so. Aber die wollen Sie nicht. – Die Leute sollen 
genau wissen, wo die Verantwortlichen zu sehen sind.

Ebenso wie das Institut der deutschen Wirtschaft 
kommt das ZEW – ist eben auch gesagt worden – darauf 
zu sprechen, dass die SPD tatsächlich die höchsten Ent-
lastungen bei Menschen mit kleinen und mittleren Ein-
kommen, aber zugegebenermaßen auch höhere Belastun-
gen für Einkommen oberhalb von 250 000 Euro 
vorsieht – dort, wo die Union und erst recht die AfD 
die größten Entlastungen versprechen, nämlich bei Ein-
kommen über 250 000 Euro. Mein Kollege Schrodi hat 
das eben dargestellt. Wir haben es bei diesen Parteien 
offenbar mit einem Bündnis von Rechten und Reichen 
zu tun. Das ist sozusagen die Konsequenz.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ihre Steuerentlastungen sind immer verbunden mit ei-

ner Durchlöcherung des Solidarprinzips in der Sozial-
politik. Das zeigt sich nicht nur bei der Flexibilisierung 
der Arbeitslosenversicherung. Frau Raffelhüschen, Sie 
wollen damit die Aufgabe der Solidarität politisch be-
schließen. Eine unglaubliche Sache, wenn ich das mal 
sagen darf! Denn das trägt zur Spaltung der Gesellschaft 
bei.

(Beifall bei der SPD)
Das gilt auch für die Bündelung der steuerfinanzierten 

sozialen Leistungen, die Sie als Deckmantel für Einspa-
rungen für die Menschen in der Mitte der Gesellschaft 
benutzen wollen. Sie wollen den Soli endgültig abschaf-
fen und begründen das damit, dass er auch von Unterneh-
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men gezahlt würde. Wenn Sie mit diesem Argument nur 
einen Funken Glaubwürdigkeit hätten, dann würden Sie 
erklären, dass Sie in Zukunft leistungsloses Einkommen 
aus Erbschaften, Zinsen, Kapitalerträgen stärker besteu-
ern würden. Dahinter steht nämlich kein Leistungsgedan-
ke, sondern Vermögen und nichts anderes.

(Beifall bei der SPD)

Ihre Formel, dass sich Leistung lohnen müsse, erweist 
sich an dieser Stelle als hohle Phrase. So ist es!

(Beifall bei der SPD)

Ich glaube übrigens, dass Ihnen zu der Entscheidung 
für mehr Steuergerechtigkeit überhaupt nicht der Mut 
fehlt. Nein, der Punkt ist: Ihnen fehlt der Wille. Sie wol-
len das überhaupt gar nicht. Sie wollen nicht entlasten, 
weil Sie eben zum Bündnis der Rechten und Reichen 
gehören.

(Lachen des Abg. Dr. Marcus Faber [FDP] – 
Dr. Lukas Köhler [FDP]: Haben wir nicht eben 
über Schallplatten geredet?)

Deshalb läuft die Frage, wie Sie ihre Entlastungsverspre-
chen finanzieren wollen, ins Leere. Denn die Finanzie-
rung gibt es nicht. Sie sind eine Luftnummer – Phraseo-
logie!

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD)

Das ist jetzt meine letzte Rede,

(Zuruf von der FDP: Und nicht die beste!)

und ich habe noch 50 Sekunden. Ich will noch ein paar 
Bemerkungen machen.

Ich habe mich bei vielen Kolleginnen und Kollegen, 
Mitarbeitern des Hauses, dem Präsidium usw. zu bedan-
ken. Das will ich an dieser Stelle sehr, sehr gerne tun.

Ich würde gerne versöhnlich enden; aber das geht lei-
der nicht. Meine Zeit hier geht anders zu Ende, als ich mir 
das hätte vorstellen können. Ich meine nicht die Entschei-
dung zum Bruch der Koalition. Nein, ich meine ein Sze-
nario der FDP, das uns, die Sozialdemokraten, als Koali-
tionspartner in ein Bild versetzt, das mit der Befreiung 
Deutschlands vom Faschismus nach dem D-Day gleich-
gesetzt wird. Meine Damen und Herren, das ist für mich 
ein Tiefpunkt der politischen Kultur. Schämen Sie sich!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Die Abstimmung gestern, initiiert von einer CDU, die, 
einem niederen Machiavellismus folgend, ihr politisches 
Machtkalkül über den Konsens der Demokraten auf der 
Grundlage unserer Verfassung stellt, ist genauso proble-
matisch. Ich hoffe sehr, dass unser Land die Kraft hat, 
diesem Angriff zu widerstehen.

Ruprecht Polenz, der ehemalige CDU-Generalsekre-
tär, hat mit Bezug auf Deutschland gesagt – Zitat –: 
„Die Faschisten sind nur dort an die Macht gekommen, 
wo die Konservativen ihnen die Plattform geboten ha-
ben.“

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

Und heute lese ich mit Stolz, dass sich die Bundeskanz-
lerin Angela Merkel von Ihrem Verhalten distanziert

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)

und Frau Grütters davon redet, dass Ihnen der sozialethi-
sche Kompass verloren gegangen ist. Sollten jemals wie-
der Rechtsextremisten oder Faschisten in Deutschland an 
die Macht kommen, wird hoffentlich nicht der gestrige 
Tag als der Tag in die Geschichte eingehen, an dem alles 
begann.

Deshalb habe ich eine letzte Bitte in einem Satz: Ver-
teidigen Sie diesen demokratischen und sozialen Rechts-
staat,

(Enrico Komning [AfD]: Machen wir!)
verteidigen Sie dieses Land, verteidigen Sie die Repu-
blik!

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie des Abg. 
Klaus Ernst [BSW] – Die Abgeordneten der 
SPD erheben sich – Mechthilde Wittmann 
[CDU/CSU]: Machen Sie mal mit!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Lieber Herr Daldrup, auch wir möchten uns – im Na-

men des Präsidiums und, ich denke, auch im Namen aller 
Kolleginnen und Kollegen – recht herzlich bei Ihnen für 
Ihre Arbeit als Abgeordneter hier im Deutschen Bundes-
tag, für Ihre Arbeit als Baupolitiker und auch für Ihre 
Arbeit im Kunstbeirat des Deutschen Bundestages bedan-
ken. Die Zusammenarbeit mit Ihnen war immer sehr gut, 
und Sie haben uns sehr bereichert mit Ihren Ideen. Vielen 
Dank.

Vielen Dank auch für das Haltungzeigen gerade eben. 
Ihnen persönlich alles, alles Gute! Bleiben Sie ein wehr-
hafter Demokrat – ich denke schon – und weiter so enga-
giert für dieses Thema! Für Sie persönlich und für Ihre 
Familie alles, alles Gute!

Danke schön.
(Beifall – Bernhard Daldrup [SPD]: Vielen 

Dank!)
Für Die Linke hat das Wort Janine Wissler.

(Beifall bei der Linken)

Janine Wissler (Die Linke):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! „Mehr 

Netto vom Brutto“, das fordert die FDP in ihrem Antrag 
und im Wahlkampf.

(Johannes Vogel [FDP]: Eine gute Sache!)
Zeit für einen Faktencheck! Hätten die Menschen tat-
sächlich mehr Netto vom Brutto mit der FDP, und, 
wenn ja, wer hätte mehr?

Das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung 
hat zusammen mit der „Süddeutschen Zeitung“ die finan-
ziellen Auswirkungen der Wahlprogramme der Parteien 
verglichen. Wie würden sich die Vorschläge der FDP auf 
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das verfügbare Einkommen auswirken? Das Ergebnis: 
Haushalte mit einem Einkommen von bis zu 20 000 Euro 
im Jahr würden von der FDP sogar schlechtergestellt als 
heute.

(Leni Breymaier [SPD]: Ist doch klar!)

Der Linken hingegen bescheinigt das ZEW für niedrige 
Einkommen eine Einkommenssteigerung von 12 bis 
30 Prozent.

Okay, dass die FDP kein Herz für Arme hat, ist all-
gemein bekannt, was aber vielleicht für viele über-
raschend sein könnte, sind die Zahlen des ZEW für die 
Einkommen zwischen 20 000 Euro und 80 000 Euro jähr-
lich, also für die vielbeschworene Mitte der Gesellschaft.

(Abg. Maximilian Mordhorst [FDP] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage)

Auch dort will Die Linke weit mehr entlasten als die FDP 
und mehr als alle anderen Parteien hier im Haus, meine 
Damen und Herren.

(Beifall bei der Linken)

Frau Präsidentin, wenn Sie die Zwischenfrage zulas-
sen, würde ich sie auch zulassen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Dann machen wir das. – Kollege Mordhorst.

Maximilian Mordhorst (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Frau Kollegin, vielen Dank, 

dass Sie die Zwischenfrage zulassen. – Ich möchte jetzt 
doch einmal etwas zu dieser ZEW-Studie sagen bzw. Sie 
dazu fragen, weil diese Studie wirklich dauerhaft von 
linken Parteien herangezogen wird, um Fake News zu 
verbreiten, die auch das ZEW schon eingestehen musste.

(Michael Schrodi [SPD]: Dieselben Zahlen wie 
das Institut der deutschen Wirtschaft!)

Nehmen Sie zur Kenntnis, dass unter anderem die An-
nahme des ZEW, die Freien Demokraten würden das 
Wohngeld abschaffen wollen, nie in einem Programm 
der FDP erwähnt wurde, sondern dass wir die Entbüro-
kratisierung von Sozialleistungen voranbringen wollen, 
damit mehr Geld bei den Menschen und weniger in der 
Bürokratie landet! Das sollte ja eigentlich auch ein linkes 
Anliegen sein, wenn Sie sich für kleine Einkommen ein-
setzen wollen. Nehmen Sie zur Kenntnis, dass unser Vor-
schlag zur Stabilisierung der Sozialbeiträge durch die 
Aktienrente, worauf Sie gar keine Antwort haben, in 
der ZEW-Studie überhaupt keine Berücksichtigung ge-
funden hat! Und nehmen Sie zur Kenntnis, dass die Er-
höhung des Grundfreibetrages um 1 000 Euro gerade 
kleine Einkommen massiv bürokratisch und steuerlich 
entlasten würde!

Wenn Sie all das berücksichtigen: Würden Sie dann 
aufhören, dauerhaft Fake News zu verbreiten, die mit 
der Realität der Programme überhaupt nichts zu tun ha-
ben?

(Beifall bei der FDP – Michael Schrodi [SPD]: 
Sieht das DIW genauso!)

Janine Wissler (Die Linke):
Vielen Dank, Herr Mordhorst, für diese Zwischenfra-

ge. – Ja, ich habe mir die Studie des ZEW natürlich 
angeschaut – und auch die Kritik der FDP daran.

Erstens. Sie sagen, Sie wollen die Sozialleistungen 
bündeln und absenken; das sagen Sie gerade beim Bür-
gergeld. Bürgergeld beziehen nicht nur Erwerbslose, son-
dern auch diejenigen mit sehr niedrigen Einkommen, die 
aufstocken müssen.

Zum Zweiten. Ihre Kritik an der ZEW-Studie ist ja, das 
ZEW würde nicht mitberechnen, was die Vorschläge der 
FDP für wirtschaftliches Wachstum, Wohlstand, mehr 
Arbeitsplätze und höhere Löhne bedeuten.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Ich sage Ihnen: Das ZEW ist ein seriöses Institut.

(Kay Gottschalk [AfD]: 600 Millionen aus 
dem Haushalt! Das nennt man „Kaufen von 
Meinung“!)

Deren Prognosen beruhen nicht auf finanzpolitischer 
Scharlatanerie und FDP-Voodoo. So entstehen Ihre Wahl-
programme; aber so entstehen keine seriösen Studien. 
Und es ist auch mehrfach durch die Realität widerlegt, 
dass man einfach die Steuern für Unternehmen senken 
müsse und sie dann investieren. Das ist doch einfach 
Unfug. In vielen Fällen haben wir erlebt, dass sehr hohe 
Gewinne überhaupt nicht reinvestiert wurden, sondern 
einfach in die Taschen von Aktionären gewandert sind 
und wenige Menschen reicher und immer reicher ge-
macht haben.

(Jörn König [AfD]: Die haben dann kon-
sumiert und investiert!)

Also, Ihre ganze Logik stimmt doch überhaupt nicht. 
Ich weiß, dass sich das Weltbild der FDP nicht durch die 
Realität erschüttern lässt, aber dass sich das ZEW an der 
Realität orientiert, können Sie einem renommierten Wirt-
schaftsforschungsinstitut nicht zum Vorwurf machen, 
meine Damen und Herren.

Und um es noch einmal deutlich zu machen: Bei der 
FDP beginnt ab 100 000 Euro Jahreseinkommen die 
Mehr-Netto-vom-Brutto-Party. Diese Einkommen wol-
len Sie besonders stark entlasten. Deshalb ist Ihr Konzept 
für mehr Netto vom Brutto wirklich eine Vorspiegelung 
falscher Tatsachen für die allermeisten Wähler.

Wir als Linke wollen kleine und mittlere Einkommen 
entlasten. Wir sagen auch – anders als die FDP –, wie wir 
das machen wollen. Wir wollen Milliardäre, reiche Erben 
und Konzerne stärker an der Finanzierung öffentlicher 
Aufgaben beteiligen.

(Kay Gottschalk [AfD]: Das ist jetzt ganz was 
Neues!)

Und vor allem sagen wir: Wir brauchen mehr Brutto für 
mehr Netto, das heißt, höhere Löhne.

(Beifall bei der Linken)

Denn die kleinen und niedrigen Einkommen haben doch 
gar nichts von den Steuersenkungen, weil sie kaum Steu-
ern zahlen. Und wir brauchen unbedingt einen bundes-
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weiten Mietendeckel; denn es sind doch die hohen Mie-
ten, die die Einkommen auffressen. Da hilft auch die 
Steuerentlastung nichts

Im Übrigen will ich noch sagen: „Nie wieder!“ ist jetzt. 
Die FDP paktiert mit rechts außen. Ich wünsche Christian 
Lindner, dass ihn das gleiche Schicksal ereilt wie 
Kemmerich, nämlich die politische Bedeutungslosigkeit. 
Das wäre die richtige Antwort auf das Verhalten der FDP 
am gestrigen Tag.

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken – Dr. Silke Launert 
[CDU/CSU]: Das sagt die Richtige! Sie haben 
Ihre Partei geschreddert! So eine Bösartigkeit! 
Echt!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und für Bündnis 90/Die Grünen hat das Wort 

Dr. Sebastian Schäfer.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Sebastian Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-
nen und Kollegen! „Mehr Netto vom Brutto“ – wir hatten 
diesen Wahlkampfschlager fast vergessen. Was hat die 
FDP vor? Wenig überraschend: Steuersenkungen. Ich se-
he, dass Sie durchaus Vorschläge machen, die auch für 
kleine und mittlere Einkommen, also für die Menschen, 
die hart arbeiten, aber wenig verdienen, mehr Netto be-
deuten würden. So weit, so gut.

Aber Sie machen sich nicht ehrlich. Durch Ihre Steuer-
pläne würden für alle staatlichen Ebenen Einnahmen in 
dreistelliger Milliardenhöhe fehlen. Gleichzeitig sehen 
Sie keinerlei Notwendigkeit, die Schuldenbremse zu re-
formieren oder Gerechtigkeitslücken im Steuersystem zu 
schließen. Das passt einfach nicht zusammen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Im gesamten Antrag sucht man vergeblich nach Vor-

schlägen, wie die Einnahmeausfälle, die mit den steuer-
lichen Entlastungen direkt verbunden sind, kompensiert 
werden sollen. Ein Haushalt ohne ausreichende Einnah-
men funktioniert nicht; das weiß jedes Kind, das mal 
Taschengeld verwaltet hat. Ehrlich gesagt, hätten wir 
das aber von einer Fraktion erwartet, in der nun immerhin 
der ehemalige Bundesfinanzminister sitzt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir sind in einer strukturellen Krise. Unser Wirt-

schaftsmodell ist extrem herausgefordert. Mit dem neuen 
US-Präsidenten drohen neue Risiken. Darauf müssen wir 
uns vorbereiten, und das gilt auch für unsere Staatsfinan-
zen. Ein Potenzialwachstum, das seit vielen Jahren bei 
0,5 Prozent liegt, jetzt in der Schätzung sogar noch ein-
mal abgesenkt werden musste, reicht gerade angesichts 
des demografischen Wandels überhaupt nicht. Wir müs-
sen dringend investieren: in die Infrastruktur, in Bildung 
und Forschung, in unsere Verteidigungsfähigkeit, in un-
sere Sicherheit, in unsere Wettbewerbsfähigkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und wir müssen uns auch in Wahlkampfzeiten ehrlich 
machen. Die nächsten Jahre werden nicht einfach wer-
den. Gerade deshalb sind solche Ankündigungen, wie Sie 
sie jetzt auch mit diesem Antrag machen, genau das fal-
sche Rezept. Es ist unsere Aufgabe als Politik, unser Land 
zusammenzuhalten. Die Leistungs- und Investitions-
anreize im Steuersystem müssen stimmen. Wir brauchen 
tragfähige soziale Sicherungssysteme; aber wir brauchen 
eben auch einen sozialen Ausgleich. Wir brauchen sicher-
lich auch neue Priorisierungen in den öffentlichen Haus-
halten; aber zu suggerieren, dass alleine dadurch riesige 
Steuersenkungen und mehr Spielraum im Bundeshaus-
halt möglich werden, ist einfach unseriös.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die Ampelregierung ist am Geld gescheitert. Das darf 
einer neuen Bundesregierung nicht wieder passieren. Ich 
fordere Sie auf: keine Showanträge, keine Mehrheiten 
mit denen da rechts, sondern verantwortungsvolle Politik 
für unser Land aus der politischen Mitte gestalten. Das ist 
jedenfalls unser Auftrag.

(Dr. Silke Launert [CDU/CSU]: Sie sind nicht 
mehr Mitte!)

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Gruppe BSW hat das Wort Alexander Ulrich.

(Beifall beim BSW – Michael Schrodi [SPD]: 
Auch die letzte Rede im Deutschen Bundes-
tag!)

Alexander Ulrich (BSW):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Was eint die FDP, die CDU/CSU und die AfD? Sie ma-
chen steuerpolitische Vorschläge in diesem Bundestags-
wahlkampf, die dazu führen, dass die Wohlhabenden, die 
Reichen und die Superreichen

(Jörn König [AfD]: Nein, die Fleißigen! Die 
Fleißigen! Die, die viel arbeiten! Die werden 
entlastet!)

noch reicher werden, während die kleinen und mittleren 
Einkommen kaum entlastet werden, und für die es keine 
Gegenfinanzierung gibt. Wer will, dass die Kluft zwi-
schen Arm und Reich nicht noch weiter auseinandergeht, 
sollte auf keinen Fall FDP, CDU, CSU und AfD wählen.

(Beifall beim BSW – Sebastian Brehm [CDU/ 
CSU]: Das war es! Die zwei Minuten sind 
rum! – Martin Hess [AfD]: Immerhin zwei 
klatschen!)

Wir als BSW haben Vorschläge gemacht, wie wir 
kleine und mittlere Einkommen entlasten, wie wir die 
ersten 2 000 Euro bei der Rente steuerfrei stellen. Wir 
sagen aber auch: Die Gegenfinanzierung besteht darin, 
dass man Vermögende stärker besteuert, hohe Einkom-
men, Erbschaften stärker besteuert und dass man auch die 
Kapitalerträge wieder mit einem individuellen Steuersatz 
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besteuert. Denn es kann nicht sein, dass Kapitalerträge 
geringer besteuert werden als das Einkommen von einem 
Facharbeiter bei Bosch oder Daimler.

(Beifall beim BSW)
Wer mehr Netto vom Brutto will, kann auch dafür 

sorgen, dass die Bruttolöhne steigen. Die Lohnentwick-
lung in diesem Land ist leider zu niedrig. Deshalb braucht 
es einen Mindestlohn von 15 Euro. 10 Millionen Men-
schen in diesem Land arbeiten für weniger als 15 Euro.

(Zuruf des Abg. Kay Gottschalk [AfD])
Würden diese 10 Millionen Menschen 15 Euro pro 
Stunde bekommen, hätten sie mehr Netto. Das wäre die 
richtige Maßnahme. Dazu hört man von der FDP, von 
CDU/CSU und von der AfD überhaupt nichts.

(Beifall beim BSW)
Und wir brauchen auch mehr Tarifgebundenheit. Die 

Tarifbindung in diesem Land nimmt ab. Das können wir 
so nicht weiter gelten lassen. Die Tarifautonomie ist ein 
wesentlicher Bestandteil des Sozialstaates. Deshalb 
braucht es wieder mehr Tarifbindung. Öffentliche Auf-
träge dürfen nur an tarifgebundene Unternehmen verge-
ben werden.

Was die FDP auch macht – manche von Ihnen haben 
den Antrag vielleicht nicht gelesen –: Sie wollen mit 
Ihrem Antrag auch die Axt an den Sozialstaat legen. Sie 
wollen die Arbeitslosenversicherung tatsächlich privati-
sieren. Das Solidarprinzip wollen Sie abschaffen. Wer 
arbeitslos wird, soll schauen, was er selbst eingezahlt 
hat. Wer so die Axt an den Sozialstaat legt, der gehört 
raus aus dem Bundestag. Deshalb: Keine Stimme für die 
FDP!

Vielen Dank.
(Beifall beim BSW)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der letzte Redner in der Debatte ist für die Unions-

fraktion Sebastian Brehm.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Sebastian Brehm (CDU/CSU):
Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Um was geht es in dieser Diskussion? Es geht da-
rum, dass wir mittlerweile dreieinhalb Jahre lang einen 
Niedergang der deutschen Wirtschaft erleben, in einem 
Ausmaß, wie es noch nie zuvor passiert ist. Und wir 
erleben, dass die Menschen in diesen dreieinhalb Jahren 
immer weniger netto in der Tasche haben. Dafür tragen 
Sie als Ampelregierung die Verantwortung, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen. Darum geht es.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Dieses Nichtstun führt auch dazu, dass die Menschen 

frustriert sind, wenn sie zur Arbeit gehen, und sich von 
der Politik abwenden. Sie tragen auch die Verantwortung 
dafür, dass die Zustände in unserer Republik so sind, wie 
sie jetzt sind. Was wir hier brauchen, sind neues Ver-
trauen und ein Aufbruch in eine neue Zeit in Deutschland, 
meine lieben Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Gerade heute meldet das Statistische Bundesamt für 
das vierte Quartal 2024 noch mal ein schlechtes Ergebnis 
von minus 0,2 Prozent Wirtschaftsleistung, während 
überall in Europa die Wirtschaft wächst. Es ist also kein 
strukturelles Problem in Europa, sondern es ist ein haus-
gemachtes Problem in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Dr. Sebastian Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Sie haben einfach die falschen Weichen gestellt: Hei-
zungsgesetz, Bürgergelderhöhung, verfassungswidriger 
Haushalt und andere Dinge.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Sie haben zu-
gestimmt!)

Sie haben damit das Vertrauen der Bürgerinnen und Bür-
ger wirklich erschüttert, und deswegen braucht es jetzt 
eine Wende in der Wirtschafts- und Finanzpolitik.

Ich weiß nicht, ob Sie das gemerkt haben: Gestern 
haben sich bundesweit 140 Verbände und 200 Unterneh-
men zu einem Aktionstag getroffen, zu dem das „Akti-
onsbündnis Wirtschaftswarntag“ aufgerufen hat. Auch 
das ist ein einmaliger Vorgang in der jüngeren deutschen 
Geschichte: dass die Unternehmer in dieser Massivität 
auftreten, weil sie sagen: Es reicht! Wir haben zu viele 
Probleme. Es darf so nicht weitergehen in der deutschen 
Wirtschaft. Wir brauchen jetzt diesen Neuanfang in der 
Wirtschafts- und Steuerpolitik.

Wir fordern ihn übrigens seit 2017 kontinuierlich in 
diesem Bundestag ein. Auch die ganzen Punkte im heute 
vorliegenden Antrag der FDP haben wir alle schon be-
antragt. Leider ist das mit den Stimmen der Ampel – auch 
der FDP – in den letzten Wochen und Monaten immer 
wieder abgelehnt worden.

(Dr. Sebastian Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Jetzt finden Sie ja neue Mehrhei-
ten im Haus!)

Was wir auch brauchen – das ist, glaube ich, der wich-
tigste Punkt von allen –, ist eine Änderung des – wie man 
neudeutsch sagen würde – Mindsets. Bei Ihnen – ins-
besondere bei Rot und Grün – ist die Einstellung so: 
Wir sammeln alles Geld ein, erheben noch mehr Steuern 
trotz der höchsten Steuereinnahmen in der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland und verteilen es dann an 
diejenigen, die uns politisch genehm sind. – Wir wollen 
es andersrum machen.

(Zuruf des Abg. Sascha Müller [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Sie zeigen übrigens auch Misstrauen gegenüber den 
Unternehmerinnen und Unternehmern in diesem Land, 
indem Sie in den letzten Jahren nichts anderes gemacht 
haben, als weitere Vorschriften zur Kontrolle und weitere 
Meldepflichten einzuführen.

(Zuruf des Abg. Dr. Sebastian Schäfer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])
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Wenn man Ihre Reden in den letzten Jahren anschaut, 
dann sieht man, welches Misstrauen Sie gegenüber der 
mittelständischen Wirtschaft und der deutschen Industrie 
haben. Sie haben damit großen Schaden angerichtet.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir brauchen Vertrauen und Verlässlichkeit, und wir 
brauchen eine Änderung dieses Mindsets; denn die mit-
telständischen Unternehmen in Deutschland sind diejeni-
gen, die unsere Struktur erhalten, die Arbeitsplätze schaf-
fen, die Steuern zahlen. Wir müssen stolz sein auf den 
Mittelstand.

(Beifall des Abg. Karlheinz Busen [FDP])

Die ganze Welt beneidet uns um den German Mittel-
stand, und Sie wollen ihn nur belasten.

(Dr. Sebastian Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ein Quatsch!)

Wir brauchen einen neuen Stolz für den German Mittel-
stand, und wir brauchen auch ein neues Mindset zum 
Vertrauen gegenüber den mittelständischen Unternehmen 
in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Dazu gehört, dass wir den Unternehmen mehr Geld in 
der Tasche lassen, damit sie selbst entscheiden können, 
wie sie investieren. Deswegen ist unsere Forderung seit 
Jahren – ich bin mir sicher, dass wir das in einer künftigen 
Regierung auch durchsetzen können – eine Unterneh-
mensbesteuerung auf einbehaltene Gewinne von maxi-
mal 25 Prozent. Wir haben die höchsten Steuern in Eu-
ropa und in der OECD. Bei den Personengesellschaften 
liegt die Besteuerung bei fast 47 Prozent. Das sind 20 bis 
25 Prozent mehr als in allen anderen Ländern um uns 
herum. Es geht also nicht darum, das Geld abzunehmen 
und umzuverteilen, sondern darum, den Unternehmen 
selbst die Möglichkeit zu geben, zu investieren und Ent-
scheidungen im Sinne der sozialen Marktwirtschaft zu 
treffen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Maximilian Mordhorst [FDP])

Und natürlich brauchen wir höhere Abschreibungsmög-
lichkeiten, um Investitionen anzureichern und Unterneh-
men zu Investitionen zu motivieren.

Was neben den steuerlichen Fragen aber, glaube ich, 
ein ganz wesentlicher Punkt ist – auch für das Thema 
„Vertrauen und Verlässlichkeit“ –, ist ein Abbau dieser 
wahnsinnigen und irrsinnigen Bürokratie. Gerade in den 
letzten dreieinhalb Jahren hat die Bürokratie noch mal 
irrsinnig zugenommen. Da müssen wir ran, und zwar 
nicht mit kleinen Schritten, nicht damit, ein Zettelchen 
abzuschaffen, sondern wir müssen strukturell an der Ab-
schaffung der Steuerbürokratie und der Bürokratie für die 
Unternehmen arbeiten. Das betrifft zum Beispiel das Lie-
ferkettengesetz, das betrifft die CSRD-Richtlinie, das 
betrifft die Taxonomie, das betrifft die grenzüberschrei-
tenden Meldepflichten, aber auch die internationale Min-
destbesteuerung. Wir müssen da ran und entrümpeln und 

entbürokratisieren, um den Unternehmen wieder die Frei-
heit zu geben, Umsatz zu machen, anstatt Bürokratie-
anforderungen zu erfüllen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch im Bereich der 

Einkommensteuer ist völlig klar, dass wir kleine und 
mittlere Einkommen entlasten und das Lohnabstands-
gebot wieder einführen. Dazu gehört, dass wir einen Ab-
stand zu denjenigen schaffen, die jeden Tag zur Arbeit 
gehen und unser Land am Laufen halten.

(Zuruf des Abg. Dr. Wolfgang Strengmann- 
Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Übrigens machen sie in der letzten Zeit unglaublich viele 
Überstunden. Deswegen sagen wir: Die Überstunden für 
diejenigen, die unser Land am Laufen halten, müssen 
steuerfrei gestellt werden, damit sich auch die Leistung 
genau dieser Fleißigen in diesem Land wieder lohnt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, erstens bin ich über-

zeugt davon, dass das mit mutigen Schritten finanzierbar 
ist. Zweitens bin ich überzeugt davon, dass wir in der 
nächsten Legislaturperiode mit Mut und Zuversicht da 
herangehen und diese Maßnahmen umsetzen können.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Es ist unser eigenes Thema, wie wir diese Regelungen 
ausgestalten. Wir haben es selbst in der Hand.

Und wenn ich das am Schluss noch sagen kann, Frau 
Präsidentin, weil die Kolleginnen und Kollegen immer 
unqualifiziert dazwischenrufen: Wenn Sie die Energie, 
die Sie für diese unsäglichen Zwischenrufe verwenden, 
für den steuerpolitischen Sachverstand in diesem Par-
lament verwenden würden, dann hätten wir mehr gewon-
nen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 

der Drucksache 20/14715 an den Finanzausschuss vor-
geschlagen. – Weitere Überweisungsvorschläge sehe ich 
nicht. Dann verfahren wir so.

Ich rufe nun auf die Tagesordnungspunkte 20 a bis 
20 c: 

a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Martin Hess, Dr. Bernd Baumann, 
Dr. Gottfried Curio, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD 

Innere Sicherheit nachhaltig sicherstellen – 
Mut bei der Priorisierung der Bekämpfung 
von Kriminalität, Terror und Antisemitis-
mus

Drucksache 20/14719
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss
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b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Martin Hess, Dr. Bernd Baumann, 
Dr. Gottfried Curio, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD 

Sicherheitslücken zur Bekämpfung von Is-
lamisten schließen – Europäische Gefähr-
derdatei ins Leben rufen, Präventivge-
wahrsam für Gefährder einführen und 
Bundeskompetenz für Terrorbekämpfung 
erweitern

Drucksache 20/14720
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss

c) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Martin Hess, Dr. Bernd Baumann, 
Dr. Gottfried Curio, weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der AfD 

Bundeseinheitliche Transparenz bei der 
Darstellung von migrationsbezogener Kri-
minalität zeitnah sicherstellen

Drucksache 20/14721
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Inneres und Heimat

Eine Dauer von 68 Minuten ist hier für die Aussprache 
vorgesehen. – Ich bitte Sie, entsprechend die Plätze ein-
zunehmen.

Ich eröffne die Aussprache, und ich erteile das Wort für 
die AfD-Fraktion Martin Hess.

(Beifall bei der AfD)

Martin Hess (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Deutsch-

land ist so unsicher wie nie zuvor.
(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Wegen euch!)

Jeder kann jederzeit und überall Opfer eines Mordan-
schlages sogenannter Flüchtlinge werden; das haben die 
Anschläge von Mannheim, Solingen, Magdeburg und 
jetzt auch Aschaffenburg eindeutig bewiesen. Dieser 
Staat ist für jeden klar erkennbar nicht mal mehr in der 
Lage, unsere Schwächsten und Schutzbedürftigsten, 
nämlich unsere Kinder, vor barbarischen Mördern zu 
schützen. Das ist eine sicherheitspolitische Bankrott-
erklärung. Und eine AfD in Regierungsverantwortung 
wird diesen völlig inakzeptablen Zustand ein für alle 
Mal beenden.

(Beifall bei der AfD)
An die Adresse der Grünen habe ich eine klare Bot-

schaft: Wer angesichts eines solchen Mordes, der bestia-
lischen Ermordung eines zweijährigen, wehrlosen Jungen 
und der Ermordung eines zweifachen Familienvaters – 
übrigens durch einen sogenannten Flüchtling, den Sie 
mit Ihrer Politik ins Land gelassen haben –, Demons-
trationen gegen rechts durchführt und dort auch noch 
feixend und lachend Selfies anfertigt,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der Einzige, der feixt, sind doch Sie!)

der spuckt den Opfern und den Angehörigen ins Gesicht.
(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Sie feixen gerade!)
Widerwärtiger und niederträchtiger geht es nicht.

(Beifall bei der AfD)
Sie sind eine Schande für Deutschland!

Die massive Dysfunktionalität der Sicherheitsorgane 
ist für jeden offensichtlich. Der Staat ist nicht in der Lage, 
den Attentäter von Magdeburg aufzuhalten, obwohl den 
Behörden über 100 Hinweise in Bezug auf dessen Ge-
fährlichkeit vorlagen, einige davon sogar auf dem X-Ac-
count der Innenministerin. Aber wenn ein Bürger ange-
sichts der wirklich desaströsen Ampelpolitik den 
Wirtschaftsminister satirisch überspitzt als „Schwach-
kopf“ bezeichnet, dann kommt die ganze Maschinerie 
in Gang; dann werden – völlig unverhältnismäßig – Woh-
nungsdurchsuchungen durchgeführt. Man muss es klar 
und deutlich formulieren: Gegen Regierungskritiker 
wird in diesem Staat mittlerweile härter vorgegangen 
als gegen ausländische Gefährder und Straftäter, und 
das muss sofort enden.

(Beifall bei der AfD)
Wir setzen mit unseren Anträgen endlich wieder die 

richtigen Prioritäten in der Migrations- und Sicherheits-
politik. Neben effektivem Grenzschutz und der Abschie-
bung aller straffälliger und illegal aufhältiger Ausländer 
muss der Islamismus endlich mit aller Härte und Kon-
sequenz bekämpft werden. Mit unseren Anträgen setzen 
wir um, was alle Bürger unseres Landes zu Recht und 
vehement fordern: Deutschland muss endlich wieder si-
cher werden.

(Beifall bei der AfD)
An die CDU/CSU möchte ich einen Appell richten: 

Stimmen Sie bitte unseren Anträgen zu!
(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Aber die 

sind ja nicht gut!)
Jeder konnte gestern sehen, dass eine Politik der Vernunft 
zum Wohle unserer Bürger und unseres Landes wieder 
möglich ist. Aber dazu braucht es zwingend die AfD. 
Nehmen Sie das endlich zur Kenntnis!

(Beifall bei der AfD)
Und bewahren Sie sich doch bitte Ihre Würde! Das, 

was gestern Ihr Fraktionsvorsitzender Merz hier getan 
hat, das war ja an Peinlichkeit und Rückgratlosigkeit 
nicht mehr zu überbieten.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das stimmt!)
Mit den Stimmen der AfD hier einen Antrag durchzubrin-
gen, aber davor und danach sich davon zu distanzieren, 
erst hier richtig festzustellen, dass eine Politik der Ver-
nunft mit den Kräften Links, Grün, Rot nicht möglich ist, 
aber zeitgleich diese Deutschlandzerstörer um eine Zu-
sammenarbeit zu bitten, geradezu darum zu betteln: Tie-
fer kann man nicht mehr sinken.

(Beifall bei der AfD)
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Alle Wahlergebnisse und Umfrageergebnisse zeigen 
eines ganz klar: Der Wähler will eine konservative Re-
gierung aus AfD und CDU/CSU, um diesen Migrations-
wahnsinn endlich zu beenden. Also, liebe Kollegen von 
der CDU/CSU, haben Sie Mut, und machen Sie das, was 
die Wähler von Ihnen verlangen! Reißen Sie endlich 
diese undemokratische und völlig sinnwidrige Brand-
mauer gegen die AfD endgültig ein, und stimmen Sie 
unseren Anträgen zu!

(Beifall bei der AfD – Marc Henrichmann 
[CDU/CSU]: Schmeißen Sie die Extremisten 
raus!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Sebastian Fiedler.

(Beifall bei der SPD)

Sebastian Fiedler (SPD):
Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen! Ich werde eines nicht tun, nämlich in den Honigtopf 
der rechtsextremen Strategen zu tappen. Es soll ja 
schließlich so aussehen, als wenn Sie sich wirklich ernst-
haft um Kriminalitätsbekämpfung kümmern wollten.

(Martin Hess [AfD]: Im Gegensatz zu Ihnen 
machen wir das auch!)

Keine Sorge, ich werde Ihnen das erläutern. Ich habe 
manche Sachen hier schon mal gesagt; denn es kommt 
manchmal nicht darauf an, was gesagt wird, sondern es 
kommt darauf an, von wem.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Karsten 
Hilse [AfD]: Leider!)

Friedrich Merz hat gestern gezeigt, dass auch er das nicht 
wirklich verstanden hat.

(Enrico Komning [AfD]: Spezialdemokrat!)
Herr Hess, Sie wollen die polizeilichen Statistiken ver-

bessern. Ich bin Ihrer Meinung. Wie wäre es zuerst mit 
einer Statistik darüber, wie viele Vorbestrafte in Ihren 
Reihen unterwegs sind?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Thomas Heilmann [CDU/CSU] – Martin 
Hess [AfD]: Ihre Migrationspolitik führt zu 
Morden! Ihre Migrationspolitik! – Karsten 
Hilse [AfD]: Das ist unter Ihrem Niveau!)

Da sind Hooligans dabei. Da ist Widerstand gegen Voll-
streckungsbeamte dabei. Sie werden gewinnen; ich habe 
Ihnen das schon einmal gesagt.

Schauen wir uns einmal genau an, wen denn Alice 
Weidel gestern als Erstes so innig in den Arm genommen 
hat: Markus Frohnmaier.

(Karsten Hilse [AfD]: Das ist ein Migrant üb-
rigens!)

Liebe Zuschauerinnen und Zuschauer, Markus mit K wie 
Kaufmann, Frohnmaier mit H wie Heinrich – googeln Sie 
einmal; Sie werden viel zu lesen haben –, ist ein Typ, der 
2017 nach dem Willen des Kreml Einfluss auf die Bun-
destagswahl nehmen sollte

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Enrico 
Komning [AfD]: Sie müssen zum Antrag re-
den, Herr Fiedler! Zur Sache!)

und über den die russische Präsidialverwaltung auf-
schrieb

(Martin Hess [AfD]: Das ist typisch für Sie! 
Sie argumentieren lieber pro Atomenergie!)

– ich zitiere wörtlich –: „ein unter absoluter Kontrolle 
stehender Abgeordneter im Bundestag“. Alice Weidel 
umarmte also gestern über Umwege den Kriegsverbre-
cher Putin.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Thomas 
Heilmann [CDU/CSU] – Lachen bei Abgeord-
neten der AfD)

Da sind noch andere dabei. Petr Bystron unterhielt 
bisher nicht vollständig aufgeklärte Kontakte zur prorus-
sischen Internetplattform „Voice of Europe“, reiste zu 
Konferenzen. Matthias Moosdorf nenne ich noch. Steffen 
Kotré steht inzwischen schon in den eigenen Reihen in 
der Kritik. Er war als Pseudowahlbeobachter für den 
Kreml tätig.

(Tino Chrupalla [AfD]: Kommen Sie mal zur 
Sache!)

Eugen Schmidt war immer auf Sendung bei russischen 
Propagandaministerien. Stefan Keuter war auch Pseudo-
wahlbeobachter. Tino Chrupalla und Alice Weidel reisten 
auch nach Moskau, um politische Gespräche zu führen.

(Karsten Hilse [AfD]: Wir konnten sogar nach 
Washington! Stellen Sie sich das mal vor!)

Ich würde, um bei Ihrem Sprachgebrauch zu bleiben, 
sagen: Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer, das sind Vater-
landsverräter und EU-Feinde. – So ist die Lage.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Lachen bei Abgeordneten der 
AfD)

Sie, liebe Union, umarmten gestern so vehement die-
jenigen, die nun dem Kreml so nah sind.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Sie sollten 
als SPD wirklich mal kleinere Brötchen backen 
mit Ihrer Vergangenheit, Herr Fiedler! Das ist 
nun wirklich peinlich! Denken Sie mal an Ih-
ren Kanzler zurück! Die ganze Moskau-Con-
nection!)

Gleichzeitig sagen Sie, Sie wollen die Ukraine unterstüt-
zen; das gilt auch für die FDP. Schämen Sie sich in Grund 
und Boden!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Marc 
Henrichmann [CDU/CSU]: Gerhard Schröder 
wird schon verleugnet! – Christoph de Vries 
[CDU/CSU]: Haben Sie Ihren Kanzler auch 
schon vergessen?)
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Sie rechts außen wollen bessere Statistiken und for-
dern – ich zitiere wörtlich –: „… von der bisherigen reali-
tätsfernen und ideologisch einseitigen Prioritätensetzung 
bei der Bekämpfung des Rechtsextremismus“ soll Ab-
stand genommen werden.

(Martin Hess [AfD]: Genau so ist es!)

Herr Hess, waren Sie eigentlich da, als der Generalbun-
desanwalt und sein Vertreter im Innenausschuss und im 
Rechtsausschuss erklärt haben, dass der Generalbundes-
anwalt noch nie in der Geschichte dieser Behörde so viele 
Verfahren gegen Rechtsterroristen betrieben hat wie heu-
te?

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

Wissen Sie, dass ein Verfahren so groß ist, dass es auf drei 
Oberlandesgerichtsbezirke verteilt werden musste? Ich 
fasse es nicht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Abg. 
Martin Hess [AfD] meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage)

– Lasse ich nicht zu. – Und jetzt tun Sie wieder so, als 
wenn Sie die Interessen der Beschäftigten der deutschen 
Sicherheitsbehörden vertreten. Ich habe vorhin noch ein-
mal mit dem Vorsitzenden der Gewerkschaft der Polizei 
und dem Vorsitzenden des Bundes Deutscher Kriminal-
beamter telefoniert. Sie verbitten sich aufs Schärfste die 
Instrumentalisierung der Beschäftigten der deutschen Si-
cherheitsbehörden durch die AfD.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Martin Hess [AfD]: Die sind ja auch 
politisch eingesetzt!)

Die Polizei möchte nämlich, dass endlich wieder über 
Sicherheitsfragen gesprochen wird und nicht weiter so 
getan wird, als wäre das gleichbedeutend mit Migrations-
debatten. Sie wollen, dass über psychisch kranke Gewalt-
täter gesprochen wird. Sie wollen nicht, dass im gleichen 
Atemzug nur über Migranten gesprochen wird. – Das war 
ein Zitat. Sie wollen, dass über den Vollzug gesprochen 
wird, und das spricht mir aus dem Herzen.

Seit 30 Jahren trete ich für die innere Sicherheit ein,

(Zuruf von der AfD: Was ist daraus geworden? 
Schauen Sie sich doch mal um!)

davon 28 Jahre in unterschiedlichen Funktionen bei der 
Polizei und für die Polizei. Ich habe Ihnen das alles schon 
mal gesagt, und ich mache das noch mal: Die Beschäf-
tigten bei der deutschen Polizei, bei den Sicherheits-
behörden, den Staatsanwaltschaften und Gerichten, die 
jeden Tag für unsere freiheitlich-demokratische Grund-
ordnung eintreten und denen wir zutiefst zu Dank ver-
pflichtet sind, sind von folgenden Werten geprägt: Ach-
tung der Würde jedes einzelnen Menschen; aktives 
Eintreten gegen jede Form von Rassismus, Antisemitis-
mus, Fremdenfeindlichkeit, Diskriminierung und Aus-
grenzung; Gleichbehandlung aller Menschen – hören 
Sie gut zu! –,

(Martin Hess [AfD]: Das tun wir! Wir brau-
chen von Ihnen keine Belehrungen entgegen-
zunehmen!)

unabhängig von ihrem Alter und Geschlecht, ihrer sozia-
len, ethnischen und kulturellen Herkunft, Weltanschau-
ung, Religion, politischen Überzeugung und sexuellen 
Orientierung; Chancengleichheit und Vielfalt.

(Martin Hess [AfD]: Das steht bei uns ganz 
oben, Herr Fiedler! Darauf können Sie sich 
verlassen!)

Das sind die Werte, für die die Beschäftigten eintreten. 
Das ist die Bundesrepublik Deutschland, so wie sie im 
Grundgesetz steht und wie sie in Europa verankert ist. 
Und davon, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
werden wir keinen Zentimeter abrücken – nicht einen 
Millimeter.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das gilt auch für morgen. Also, liebe Union, überlegen 
Sie sich gut, ob Sie morgen wieder sehenden Auges, so 
wie es Ihnen die Bundeskanzlerin heute noch einmal be-
stätigt hat,

(Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Die Mutti 
aller Probleme! – Enrico Komning [AfD]: 
Welche Bundeskanzlerin?)

in die Abstimmung zu diesem Gesetzentwurf gehen wol-
len. Auch hier hat Ihnen im Innenausschuss die Gewerk-
schaft der Polizei gesagt, dass Ihre Vorschläge untauglich 
sind. Die Anhörung hat ergeben, dass sie mit der Ver-
fassung nicht in Einklang zu bringen sind.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Das ist doch 
absurd! – Gegenruf des Abg. Marc 
Henrichmann [CDU/CSU]: Das ist wirklich 
absurd! Aber nichts zu tun, ist doch keine Al-
ternative!)

Herrn Merz, der das gestern infrage stellte, empfehle ich, 
noch einmal die Protokolle zu lesen.

Überlegen Sie sich das gut,
(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Überlegen 

Sie sich mal, was Sie machen!)
ob Sie mit diesen kremltreuen Sympathisanten, mit die-
sen Vaterlandsverrätern, hier morgen noch einmal eine 
Abstimmung riskieren wollen.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Nichts zu 
tun, macht die stark! Gar nichts zu tun, macht 
die stark! – Mechthilde Wittmann [CDU/ 
CSU]: Sagte Gerhard Schröder!)

Lassen Sie das sein! Ich warne Sie.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. Martin Hess 
[AfD])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herr Hess, eine kurze persönliche Erklärung.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Er hat ja noch nicht genug geredet!)
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Martin Hess (AfD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Nachdem ich persön-

lich angesprochen worden bin: Herr Fiedler, wissen Sie, 
Sie sind ja als Drescher hohler Phrasen bekannt.

(Manuel Höferlin [FDP]: Das sagt der Richti-
ge! – Zuruf der Abg. Dr. Anja Reinalter 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Heute haben Sie in Ihrer Rede dem mal wieder alle Ehre 
gemacht. Sie haben die Chuzpe, sich hierhinzustellen, auf 
die Verfahren des Generalbundesanwalts zu verweisen 
und wahrheitswidrig den Eindruck zu erwecken, der 
Rechtsextremismus sei das größte Problem. Herr Fiedler, 
wenn einer nicht aufgepasst hat, dann waren Sie das.

(Beifall bei der AfD)

Die Zahlen sind klar und eindeutig: Von 239 im 
Jahr 2024 neu eingeleiteten Verfahren waren 125 dem 
Bereich Islamismus und 101 dem Bereich ausländische 
Ideologie zuzuordnen. 95 Prozent der neu eingeleiteten 
Verfahren haben damit mehr oder weniger einen Migra-
tionsbezug. Lediglich 2 Prozent der neu eingeleiteten 
Verfahren waren dem Rechtsextremismus zuzuordnen.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das kann man 
schön im Protokoll nachlesen!)

Sind Sie bereit, die Realität endlich mal zur Kenntnis zu 
nehmen, Kollege Fiedler?

(Beifall bei der AfD – Dr. Anja Reinalter 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war keine 
Frage!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich erlaube noch eine Antwort auf diese persönliche 

Erklärung.

(Zuruf von der AfD: Das ist aber nicht not-
wendig!)

Sebastian Fiedler (SPD):
Das ist sehr freundlich. Das mache ich sehr gerne. – 

Der Abgeordnete Hess verwechselt Quantität mit Quali-
tät.

(Lachen bei der AfD)

Das macht den Unterschied. Und der vorherige General-
bundesanwalt hat das ebenfalls schon mehrfach öffent-
lich zu Protokoll gegeben.

(Karsten Hilse [AfD]: Die Zahlen lügen of-
fensichtlich, oder was?)

Der Rechtsextremismus ist deswegen die größte Gefahr 
für unseren demokratischen Rechtsstaat, weil – Sie be-
weisen das tagtäglich – er unseren Staat von innen heraus 
aushöhlt.

(Dr. Gottfried Curio [AfD]: Das ist doch reine 
linke Propaganda, was Sie hier machen! Die 
Leute sterben durch Ihre Migranten! Reden 
Sie doch nicht so einen Müll!)

Er sitzt in den Parlamenten, er versucht, anschlussfähig 
zu werden bei den Sicherheitsbehörden; das haben Sie 
gerade unter Beweis gestellt. Sie versuchen, hinter das 
Rednerpult zu kommen. Und Sie sind kremltreu; das 
habe ich Ihnen in meiner Rede gerade schon gesagt.

Das macht die große Gefahr des Rechtsextremismus in 
Deutschland aus. Und darüber kann ich überhaupt nicht 
lachen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – 
Dr. Gottfried Curio [AfD]: Hunderte von Ver-
fahren wegen Islamismus!)

Das ist die Bedrohung, die wir für Deutschland sehen, 
und wir werden keinen Zentimeter vor Ihrer Propaganda 
weichen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Enrico Komning [AfD]: 15 Prozent!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Wir fahren in der Debatte fort. Die 

nächste Rednerin ist für die Unionsfraktion Mechthilde 
Wittmann.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Und ich bitte, dass wir ein Stück weit durchatmen und 
jetzt die Worte der Rednerin hören.

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Das, was in unserem Land passiert, erzeugt wirk-
lich größtes Entsetzen. Jeder einzelne Fall nimmt uns 
heftig mit. Aber eines, Herr Fiedler, möchte ich Ihnen 
schon sagen: Der Schröder-Freund Putin hat Millionen 
Menschen auf dem Gewissen, und Sie distanzieren sich 
nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Johannes 
Fechner [SPD]: Was? Das stimmt doch gar 
nicht! Unwahrheit! – Sebastian Fiedler [SPD]: 
Das stimmt nicht!)

So, und jetzt kommen wir zur Sache. Ich sage Ihnen 
mal eines vorneweg: Die CSU hat überhaupt keinen 
Nachholbedarf bei der Frage der inneren Sicherheit.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das haben wir 
gesehen in Aschaffenburg!)

Und die CDU/CSU hat keinen Nachholbedarf aus den 
letzten drei Jahren. Wir haben immer und immer wieder 
alle Lehren aus jeder einzelnen Tat gezogen und gesagt: 
Wir müssen die nächste verhindern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Sie haben sich dem verweigert.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Was lief denn 
schief in Aschaffenburg? Sagen Sie es doch 
mal!)

Ich beginne, Herr Kollege Fiedler, bei einer Tat, die Sie 
anscheinend vergessen haben, dem abscheulichen Mord 
in Mannheim an unserem Polizisten, der retten wollte und 
der dann niedergestochen, ermordet wurde. Es kam keine 
Reaktion von Ihnen.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Dr. Johannes Fechner [SPD]: 
Das ist doch Blödsinn! Das ist doch Quatsch! – 
Zuruf des Abg. Sebastian Fiedler [SPD])

Sie haben nicht mit Maßnahmen reagiert, um die Über-
lastung des Staates und auch der Sicherheitskräfte in 
irgendeiner Form zu verbessern.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das ist doch 
Blödsinn! Wir waren bei der Gedenkfeier!)

Ich denke an Solingen. Zu Solingen hat Frau Esken 
gesagt: Da kann man gar nichts draus lernen. – Das haben 
wir gesehen: Sie haben nichts aus den Toten von Solingen 
gelernt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Sebastian Fiedler [SPD]: Was 
für eine Lüge und Propaganda ist das denn?)

Und jetzt Magdeburg und Aschaffenburg. Sie lassen 
unsere Bürgerinnen und Bürger fassungslos, entsetzt, rat-
los, hilfeschreiend zurück. Die Bürgerinnen und Bürger 
wollten sich darauf verlassen, dass die von ihnen gewähl-
ten Vertreter endlich, endlich, endlich etwas tun. Und was 
haben Sie getan? Sie haben, als wir versucht haben, nach 
dem Bruch der Ampel miteinander eine Lösung zu fin-
den, die Bürgerinnen und Bürger belogen. Das hat sogar 
Herr Wiese bestätigt.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ach, so ein 
Quatsch! – Dr. Anja Reinalter [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das gibt es doch 
nicht!)

– Sie waren doch gar nicht dabei, das können Sie gar 
nicht wissen. Sie waren gar nicht dabei, also reden Sie 
nicht mit. So.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Sie wollten das 
Walkampfthema erhalten für sich!)

Herr Wiese hat zugegeben, dass Zurückweisungen in die-
sen Sitzungen niemals besprochen wurden.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ja, weil sie 
stattfinden! 40 000!)

Das bedeutet, die Menschen, die illegal zu uns einwan-
dern wollen, bleiben in den sicheren Ländern außenrum 
und betreten unser Land gar nicht erst. Sie haben Zurück-
schiebungen angeboten; das ist das, was wir schon lange 
haben und was nicht funktioniert, außer in einem ein-
zigen Showflug vor einer Wahl.

Und Sie haben die Menschen über diesen Sachverhalt 
nachhaltig belogen,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das ist doch 
Quatsch! – Zuruf der Abg. Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

ebenso wie Ihr Bundeskanzler gestern Abend. Trotz 
zweimaliger Nachfrage von Frau Maischberger hat er 
sich erdreistet, die Bevölkerung mit einem feisten Grin-
sen zu belügen. Er hat behauptet – ausdrücklich, auf 
zweimalige Nachfrage –, er hätte Personal beim BAMF – 

und genügend Personal beim BAMF hätte Magdeburg 
und Aschaffenburg tatsächlich verhindern können – auf-
gebaut.

(Bettina Hagedorn [SPD]: Wollen Sie gleich in 
die AfD eintreten? Mein Gott!)

Frau Maischberger hat ihn mit einem Papier konfrontiert, 
in dem steht, dass laut Ihrem Haushaltsplan 10 Prozent 
der Personalmittel beim BAMF gekürzt werden. Und er 
hat zweimal bei dieser Antwort gelogen.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Er lügt doch 
immer!)

Was für ein Wahnsinn angesichts dieser Sicherheitslage!
(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Karlheinz Busen [FDP] – Karlheinz Busen 
[FDP]: Alles gelogen!)

So, und jetzt sage ich Ihnen: Wenn wir uns um die 
innere Sicherheit sorgen, dann sorgen wir uns um den 
Linksextremismus, aber mindestens genauso um den 
Rechtsextremismus in seiner ganzen Ekelhaftigkeit und 
auch um den politischen Islamismus; denn all dieses be-
droht unser Land. Wir haben im Blick, dass durch die 
zunehmende Einwanderung nicht nur die Bedrohung 
durch den politischen Islamismus wächst, sondern dass 
durch einen eingewanderten Antisemitismus auch der 
Rechtsextremismus weiter angeheizt wird, und das wer-
den wir nicht zulassen.

Es ist mir tatsächlich nur eines wichtig: dass wir die 
richtige Haltung für den Schutz der Bevölkerung, für 
jeden Einzelnen, einnehmen,

(Rebecca Schamber [SPD]: „Haltung“?)

Gleich, woher er kommt, gleich, wer er ist, damit jeder, 
der in diesem Land lebt, sich darauf verlassen kann, dass 
die Politik alles tut, ihn zu schützen; denn das ist ihre 
Aufgabe und sonst gar nichts.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Karlheinz Busen [FDP])

Hier darf es keine Abstufungen danach geben, woher 
die Menschen kommen, sondern es muss eine Abstufung 
geben, was wir mit ihnen machen, wenn sie straffällig 
werden. Das heißt, sie können nicht in unserem Land 
bleiben, und darauf werden wir achten.

Derzeit ist unser Land in jeder Hinsicht überlastet: bei 
den Behörden, bei der psychologischen Betreuung von 
Traumata – wer wollte leugnen, dass illegale Migration, 
Flucht und Schleppung Traumata hinterlassen? –, bei der 
Integration, bei der Unterbringung, in Kinder- und Schul-
einrichtungen. Die Antwort kann nur eine sein: die zwin-
gende, sofortige Reduzierung der Zuwandernden auf ein 
Maß, das wir selbst stemmen und verantworten können.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Karlheinz Busen [FDP])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für Bündnis 90/Die Grünen hat jetzt das Wort Lamya 

Kaddor.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abgeord-

nete! Sehr geehrte Zuhörerinnen und Zuhörer! Es ist eine 
absolute Schande, was gestern hier passiert ist. Und, ehr-
lich gesagt, ich habe auch ein Problem damit, wie wir hier 
nach nur vier Reden schon miteinander sprechen. Es 
sollte uns allen – allen, auch uns! – wirklich zu denken 
geben. Es ist nicht gut, so zu reden.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Die Union hat hier gestern unter Führung von Friedrich 
Merz gezeigt, dass auf ihre Worte eigentlich kein Verlass 
mehr ist.

(Lachen des Abg. Alexander Throm [CDU/ 
CSU])

Sie können nun noch so oft beteuern, dass es auf gar 
keinen Fall und niemals eine Zusammenarbeit mit der 
AfD geben würde.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Das ist an 
Scheinheiligkeit nicht zu überbieten! – 
Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Sie haben 
das selbst bereits bei einer Abstimmung im 
Herbst getan!)

Der Dammbruch ist aber erfolgt, die Schleusen sind ge-
öffnet. Ihr Wort ist damit also nichts mehr wert; denn 
niemand glaubt Ihnen mehr, dass Sie es beim nächsten 
Mal nicht doch wieder genauso machen mit der AfD – so 
wie es Ihre Kolleginnen und Kollegen in Österreich vor-
machen.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Die Rede 
passt aber nicht zur Einleitung!)

Ich bin echt absolut entsetzt, dass ich Ihnen das sagen 
muss. Wer die AfD verhindern will,

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: … der muss 
Sie abwählen! – Alexander Throm [CDU/ 
CSU]: … muss die Probleme lösen!)

der kann nun definitiv nicht mehr auf die Union zählen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Mechthilde 
Wittmann [CDU/CSU]: Der muss Sie abwäh-
len, damit die nicht noch mehr wählen!)

CDU/CSU verhelfen der AfD, einer Partei, gegen die 
ein Großteil in diesem Haus und in der Gesellschaft ein 
Parteiverbotsverfahren – die Debatte kommt ja heute 
noch – anstrebt, zu einer wirklichen Machtoption. Dass 
das auch noch genau 80 Jahre nach der Befreiung von 
Auschwitz geschieht, ist für mich unerträglich, und das 
sollte es für alle sein. Was ist das auch von Ihnen von der 
Union immer wieder beschworene „Nie wieder!“ dann 
eigentlich noch wert? Es hält ja noch nicht mal einen Tag:

(Tino Chrupalla [AfD]: Kommen Sie mal zur 
Sache!)

Gestern Morgen war das Gedenken an das Ende der 
Schreckensdiktatur der Nazis, und am Abend jubelt die 
AfD über einen vermeintlichen Triumph, weil Sie ihnen 
in die Falle getappt sind.

Hohes Haus, die Gratulation geht raus an die AfD. Sie 
haben es nicht nur geschafft, die Union vor sich her zu 
treiben; Sie haben es auch geschafft, CDU und CSU auf 
Ihre Seite zu ziehen. Worauf Sie seit Jahren unermüdlich 
hinarbeiten und was Sie regelmäßig mit Ihren Aussagen 
und auch Ihren Anträgen versuchen, hat nun endlich 
funktioniert.

(Tino Chrupalla [AfD]: Kommen Sie mal zum 
Thema! – Volker Münz [AfD]: Gehen Sie mal 
auf die Morde in Magdeburg und Aschaffen-
burg ein! Das interessiert die Bürger!)

Armes Deutschland!
Dieser größte politische Sündenfall seit 1949 ist eine 

gewaltige Gefahr für unseren Zusammenhalt und für die 
innere Sicherheit in diesem Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Union, AfD und auch große Teile der FDP geben allen 
Ernstes Rechtsextremisten, Rassisten und Nazis in die-
sem Land das Signal, sie hätten recht und Mehrheiten 
zur Durchsetzung ihrer Positionen seien möglich. Wie 
kann man so etwas tun, liebe Union?

(Zuruf des Abg. Maximilian Mordhorst [FDP])
Überraschend kommt das freilich nicht; denn eigent-

lich schon seit Monaten ist zu sehen, wie die Union 
immer stärker die migrations- und innenpolitischen An-
träge der AfD kopiert bzw. abschreibt. Auch in der Spra-
che nähern Sie sich der AfD an.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Reden Sie 
nicht so einen Quatsch!)

Das hat auch nichts mehr mit Ernstnehmen der Sorgen 
und Ängste der Bürgerinnen und Bürger zu tun, sondern 
das hilft bloß der AfD in ihrem Narrativ und verbessert 
ihre Umfragewerte.

Sehr geehrte Damen und Herren, innere Sicherheit für 
Menschen in Deutschland erreichen wir durch ehrliche 
Auseinandersetzung mit den Abläufen in unseren Behör-
den und dem offensichtlichen Vollzugsproblem,

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Fangen Sie doch 
mal an!)

kurzum: mit einer evidenzbasierten Innenpolitik und 
nicht einer so emotionalisierten, wie Sie sie gerade hier 
dargelegt haben.

Das bedeutet natürlich, dass wir endlich genug Geld in 
unsere Sicherheitsbehörden, in Personal und Ausstattung, 
investieren,

(Beifall der Abg. Marlene Schönberger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

entschieden gegen Extremismus aufstehen und wirken, 
mit Repression, ja, aber auch mit Prävention und Deradi-
kalisierung und dem Schutz – dem umfassenden Schutz! – 
unserer kritischen Infrastruktur. Das alles wurde über die 
letzten Jahrzehnte, also ausgerechnet unter primär uni-
onsgeführten Regierungen, versäumt.
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Wir sind das angegangen, soweit es Recht und Gesetz 
eben doch zulassen.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Sie sind nix 
angegangen! Das Land ist so unsicher wie 
lange nicht mehr! Das sind doch Paralleluni-
versen inzwischen!)

Es herrscht erst Sicherheit in diesem Land, wenn alle 
Menschen in Sicherheit leben können. Das betrifft Besu-
cherinnen und Besucher des Weihnachtsmarktes in Mag-
deburg, die Ärztinnen und Ärzte, die Pflegekräfte, die 
selbstlos in Magdeburg in den Krankenhäusern zur Stelle 
waren, als die Verletzten vom Weihnachtsmarkt eintra-
fen. Das betrifft die Kinder in Aschaffenburg – das kön-
nen Sie uns noch so oft vorhalten; wahrscheinlich freuen 
Sie sich, dass es endlich mal migrantische Kinder waren, 
damit Sie sich schützend vor sie stellen können; ist ja 
nicht so, dass uns das wundert,

(Widerspruch bei der AfD – Mechthilde 
Wittmann [CDU/CSU]: Das reicht jetzt aber! – 
Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Das ist aber 
nicht anständig!)

das machen Sie doch dauernd –, deren Kindergarten-
gruppe angegriffen wurde, den Mann, der eingegriffen 
hat und dafür mit seinem Leben bezahlte, und das betrifft 
die zwölfjährige Fatima, die sich als afghanisch-stämmi-
ges Mädchen für die Taten eines Attentäters entschuldi-
gen wollte, weil sie dummerweise die gleiche Herkunft 
hat.

(Tino Chrupalla [AfD]: Ekelhaft! Das ist Ras-
sismus!)

Erst wenn sie alle, wenn wir alle zusammenstehen und 
uns in diesem Land frei von Gewalt und Hass entfalten 
können,

(Ingo Bodtke [FDP]: Hätten wir längst schon 
haben können!)

erst dann herrscht wahrlich innere Sicherheit.
Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Steffen 
Janich [AfD]: Ekelhaft! – Weitere Zurufe von 
der AfD – Gegenruf der Abg. Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben es 
mir vorgemacht mit dem „ekelhaft“! Sie sind 
doch ein richtig gutes Vorbild! – Enrico 
Komning [AfD]: Das war ja Hass und Hetze!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich bitte, dass wir alle, die wir zu dieser Debatte in 

diesem Hause sind, uns mäßigen. – Manuel Höferlin ist 
der nächste Redner, und zwar für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Manuel Höferlin (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich bin, ehrlich gesagt, in den letzten Minuten zuneh-
mend erschrockener und entsetzter geworden. Ich habe 
mir überlegt: Was denken die Menschen, die diese De-

batte zum Thema „Innere Sicherheit – Bekämpfung von 
Kriminalität“ verfolgen?

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Ja! Das ist eine 
richtige Frage!)

Hier findet eine unsachliche Auseinandersetzung statt. 
Ich will gar nicht so sehr auf die AfD-Anträge eingehen; 
denn sie sind – wie nicht anders zu erwarten – nicht 
problemlösend, sondern sie bedienen Ihr immer wieder-
kehrendes Narrativ, mit dem Sie seit Jahren hierherkom-
men: Es gibt wenige, die Sie immer wieder als Schuldige 
für alle Probleme heranziehen. Wir erleben im Parlament 
tagtäglich von Ihnen lediglich laute Worte, aber selten 
Problemlösungen, und das ist heute nicht anders.

(Karsten Hilse [AfD]: Die Bürger sehen das 
anders! – Zuruf des Abg. Tino Chrupalla 
[AfD])

– Ja, Sie können ruhig bellen. Dann weiß ich, dass ich ins 
Schwarze getroffen habe.

(Karsten Hilse [AfD]: Die Bürger sehen das 
anders!)

Nach den Anschlägen von Solingen, von Magdeburg, 
von Aschaffenburg fragen sich die Menschen doch: Was 
läuft falsch in unserem Staat?

(Zuruf von der AfD: Alles!)
Was muss in Zukunft anders laufen, damit wir sicherer 
leben können und der Staat seine Aufgaben für die innere 
Sicherheit erfüllen kann?

Bei dem, was wir hier und auch im Innenausschuss 
erleben, wenn wir über diese Themen reden, geht es nicht 
um die Auseinandersetzung mit der Frage „Was kann 
man in Zukunft besser machen und anders organisie-
ren?“, sondern wir diskutieren darüber: Wer war schuld?

(Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Genau!)
Waren es die anderen? Wie halte ich meinen eigenen 
Kasten sauber?

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Thomas 
Heilmann [CDU/CSU] und Marlene 
Schönberger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich habe gestern im Innenausschuss gesagt: Ich emp-
finde das als Verantwortungsdiffusion. – Am Ende war 
irgendwie niemand schuld, und man kann – das ist viel 
schlimmer – auch nichts ändern, weil man nicht weiß, wo 
etwas schiefgelaufen ist.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch immer so!)

Da wird die Verantwortung hin- und hergeschoben, hier 
und heute in der Diskussion zwischen den politischen 
Kräften und im Ausschuss zwischen den einzelnen Insti-
tutionen, den Strafverfolgungsbehörden und den Sicher-
heitsbehörden. Auch mit Blick auf Magdeburg wird die 
Verantwortung hin- und hergeschoben: Beim Konzept 
oder bei der Polizei, wo hat was nicht gepasst?

Das ist alles wichtig. Die Antworten sind wichtig, da-
mit man weiß, was man in Zukunft ändern muss. Im 
Fokus sollte nicht stehen: Wer muss zurücktreten? Auch 
das ist in einem demokratischen Rechtsstaat wichtig; 
denn es geht um Verantwortung. Aber wir erleben, dass 
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zunehmend niemand mehr Verantwortung für das über-
nimmt, was in den einzelnen Häusern passiert – das gilt 
übrigens auch immer wieder für die Bundesregierung –, 
was dazu führt, dass man am Ende nicht weiterkommt.

Auch die Bundesinnenministerin hat im Ausschuss 
nicht klar definiert, was im BAMF schiefgelaufen ist. 
Natürlich ist das wichtig, aber im Kern geht es doch um 
die Frage: Was muss man in Zukunft besser machen? Was 
kann man jetzt machen?

(Beifall bei der FDP)
Ich finde, dass die Vorschläge unterkomplex sind. Ich 

wundere mich, dass von der Union heute noch nicht das 
Thema Vorratsdatenspeicherung aufgegriffen wurde.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Kommt 
noch! – Dr. Hendrik Hoppenstedt [CDU/CSU]: 
Das Beste kommt zum Schluss!)

– „Kommt noch!“, das befürchte ich auch. – Das hat 
nichts mit den letzten Anschlägen, mit den Terrorakten 
zu tun, nichts!

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das hat alles nichts damit zu tun! – 
Christoph de Vries [CDU/CSU]: Doch! – 
Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Das sehen 
die Sicherheitsbehörden aber anders!)

Sie wären dadurch nicht verhindert worden. Der Vor-
schlag wird trotzdem immer rausgekramt. Das hilft über-
haupt nicht.

Was wir nicht brauchen, sind Vorschläge für neue Ge-
setze. Was wir brauchen, ist eine Organisation des 
Rechtsstaates und der Strafverfolgungsbehörden.

(Zuruf des Abg. Alexander Throm [CDU/ 
CSU])

– Wir sind manchmal viel näher dran, Herr Throm, als Sie 
immer wieder sagen.

(Dr. Lukas Köhler [FDP]: Das ist doch 
Quatsch!)

Zum Beispiel brauchen wir einen besseren Datenaus-
tausch; das wurde gestern auch im Innenausschuss be-
sprochen. Nur, die Frage ist: Wer übernimmt denn Ver-
antwortung dafür? Ich hatte gestern den Eindruck: Es ist 
damit erledigt, dass die eine Behörde der anderen Be-
hörde Bescheid sagt; aber es wird nie nachgefragt, was 
mit den Informationen passiert ist.

(Zuruf des Abg. Alexander Throm [CDU/ 
CSU])

Das ist Verantwortungsdiffusion, und das ist das Pro-
blem.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Wir brau-
chen eine Plattform für alle!)

Da hilft übrigens auch nicht mehr Geld, liebe Grüne. 
Sie sagen: Wir müssen das alles besser finanzieren. – Da 
ist nichts Falsches dran. Aber am Ende hilft mehr Geld 
nicht.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nicht alleine, Herr Kollege! Nicht allei-
ne!)

Das ist hier im Haus immer wieder der Ansatz bei allen 
möglichen Themen: Schmeißt mehr Geld drauf! Das Pro-
blem löst sich dann von alleine. – Tut es nicht.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein, das stimmt!)

Deswegen ist es wichtig, dass wir eines verändern, 
nämlich: Der Staat muss sich wieder auf Kernaufgaben 
konzentrieren.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Er braucht 
Befugnisse!)

Der Staat muss aufhören, Geld für Projekte auszugeben, 
die nicht zielführend sind,

(Beifall des Abg. Friedhelm Boginski [FDP])
und er muss Projekte endlich mal zu Ende führen. Wir 
reden seit Jahren über P20, ein System, das die Polizeien 
besser zusammenführt. Da ist so viel Geld verbraten wor-
den, und es ist immer noch nicht lauffähig. Projekte müs-
sen endlich mal zu Ende gebracht werden, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der FDP)
Eine Datenplattform bringt nichts, wenn man nur über sie 
redet, sondern man muss sie aufbauen. So ist es an ganz 
vielen Stellen des Austausches.

Wenn der Staat Geld dafür verschwendet, die Bürger 
mit Bürokratie zu belasten, sie bei Themen zu gängeln, 
die nicht staatliche Kernaufgabe sind, dann fehlt uns das 
Geld bei der inneren Sicherheit. Deswegen gibt es am 
Ende zu wenig Ausstattung, Projekte wie P20 werden 
nicht zu Ende geführt, und es gibt keinen Datenaustausch 
zwischen den Behörden.

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Es sind im-
mer nur die anderen schuld, nur nicht die 
FDP! – Gegenruf des Abg. Dr. Lukas Köhler 
[FDP]: Hören Sie doch mal zu, und labern Sie 
nicht rein! Mein Gott!)

Die Polizisten können nichts dafür. Wir von Bund und 
Ländern lassen sie immer wieder im Regen stehen, weil 
wir hier nicht die richtigen Prioritäten setzen und weil wir 
am Ende Projekte nicht zu Ende führen. Das muss sich 
dringend ändern. Die gute Nachricht ist: Alles lässt sich 
ändern. Daran arbeiten wir weiter.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die SPD-Fraktion hat das Wort Peggy 

Schierenbeck.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Peggy Schierenbeck (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Bevor ich auf die Forderungen aus den Anträgen der 
AfD eingehe, möchte ich einige wichtige Fakten und 
Zahlen zu dem anführen – hören Sie bitte genau zu, 
CDU/CSU und FDP! –,
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(Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Es ist wie 
in der Schule!)

was wir in den letzten Jahren für mehr Ordnung in der 
Migrationspolitik sowie zur Stärkung der inneren Sicher-
heit ergriffen haben und die für mehr Klarheit in dieser 
Debatte sorgen.

Die Asylantragszahlen im Jahr 2024 sind um rund 
30 Prozent zurückgegangen.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Aber zwei-
mal um 50 Prozent gestiegen davor!)

Es gab 100 000 Asylanträge weniger als im Jahr 2023. Im 
gleichen Zeitraum hatten wir einen Anstieg der Abschie-
bungen um 22 Prozent.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Immer noch 
weniger als 2019!)

Wir haben dafür gesorgt, dass mehr als 40 000 Zurück-
weisungen an den deutschen Grenzen durch unsere 
Grenzkontrollen erfolgt sind. Das ist der Beweis, dass 
unser Handeln wirkt.

(Beifall bei der SPD – Sebastian Fiedler 
[SPD]: Genau!)

Ich stehe jetzt schon wieder hier und nenne Ihnen 
unsere Zahlen. Ich erzähle Ihnen, welche Maßnahmen 
wir alle erfolgreich umgesetzt haben.

(Volker Münz [AfD]: Das müssen Sie den 
Bürgern erzählen!)

Der Vorwurf, wir hätten nichts getan, ist haltlos. Aber ein 
Vorwurf lenkt natürlich von dem ab, was man als unions-
geführtes Innenministerium nicht getan hat. Schuld-
zuweisungen helfen eben nicht weiter,

(Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Die SPD 
war mit in der Großen Koalition! – Marc 
Henrichmann [CDU/CSU]: Nach 3,5 Jahren! – 
Maximilian Mordhorst [FDP]: Sie sind doch 
selbst mit Schuldzuweisungen unterwegs!)

nicht uns, nicht unseren Bürgerinnen und Bürgern, nicht 
den Migrantinnen und Migranten, die zu uns kommen, 
und schon gar nicht unserem Land. Es ist richtig, die 
illegale Migration einzudämmen, aber nicht so. Ich 
kann Ihnen nur immer wieder sagen: Wir tun dies bereits.

Es reicht aber nicht, nur nationale Maßnahmen zu tref-
fen; denn das Thema ist ein europäisches. Wir stehlen uns 
nicht aus unserer europäischen Verantwortung, und wir 
kümmern uns gleichzeitig um unsere nationale Sicher-
heit. Aber wir haben nicht nur den Auftrag, uns um un-
sere Sicherheit zu kümmern, und wir müssen nicht nur 
Symptome bekämpfen, sondern wir müssen auch den 
Fluchtursachen nachgehen. Was sind die Ursachen, die 
Push-Faktoren? Warum kommen Menschen nach Euro-
pa? Was erhoffen sie sich? Diese Fragen habe ich übri-
gens noch nie von Ihnen gehört – nicht von der FDP, nicht 
von der Union und von der AfD erst recht nicht, ge-
schweige denn mal Lösungsvorschläge. Fluchtursachen 
zu untersuchen und Maßnahmen zu entwickeln und um-
zusetzen, das ist eine Sicherheitsprävention, die dauerhaft 
wirkt.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben eine Verantwortung, alles in unserer Macht 
Stehende zu tun, um furchtbare Anschläge zu verhindern. 
Wir haben eine Verantwortung gegenüber unseren Bür-
gerinnen und Bürgern, alles dafür zu tun, dass sie sich in 
unserem Land sicher fühlen: auf der Straße, in den Schu-
len.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Und was 
machen Sie dafür?)

Wir haben auch eine Verantwortung den Menschen ge-
genüber, die Schutz bei uns suchen. Dazu haben wir uns 
verpflichtet. Die Würde des Menschen ist unantastbar. Es 
geht darum, Recht umzusetzen und Populismus zu ver-
hindern.

Ihre Anträge, Herr Merz, die Sie hier gestern Abend 
vorgelegt haben, sind reiner Wahlkampf. Das war ein 
bewusstes Durchbrechen der Brandmauer,

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Marc Henrichmann [CDU/ 
CSU]: Quatsch! Es wird nicht besser!)

an diesem Ort, an dem wir einige Stunden zuvor des 
Holocaust gedacht haben und uns an das Versprechen 
erinnert haben, das unsere Vorgänger einst auf die Ver-
fassung geschworen haben. Heute hat sich unsere ehema-
lige Bundeskanzlerin Angela Merkel zu Wort gemeldet, 
Ihre ehemalige Vorsitzende. Hören Sie auf sie! Sie meint 
es gut mit Ihnen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die AfD-Fraktion hat jetzt das Wort Dr. Christian 

Wirth.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Christian Wirth (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Zehn Jahre kata-

strophale Sicherheitspolitik in Asylfragen, in Fragen der 
Migration, in Fragen des Grenzschutzes, Millionen Men-
schen aus kulturfremden Ländern – Afrika und 
arabischen Ländern –, Vertreibung der Frauen, Juden, 
Homosexuellen aus den öffentlichen Räumen und explo-
dierende Straftaten durch – laut Kriminalstatistiken – 
Schutzsuchende.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
„Kulturfremd“!)

Plötzlich erlebt der Wähler, dass alles, was die AfD ge-
sagt, vorgeschlagen und beantragt hat, in den sechs Wo-
chen während des Wahlkampfes doch nicht menschen-
verachtend, doch nicht „Nazi“ ist, sondern durchaus 
durchsetzbar – ja, wenn man den politischen Willen und 
wenn man Rückgrat hat.

(Beifall bei der AfD)
Warum der Sinneswandel? Weil die Migrationspolitik 

und die Sicherheit für den Wähler bei der Wahl das wich-
tigste Kriterium sind und weil die Umfragewerte der AfD 
steigen. Was macht man dagegen neben den üblichen 
Verleumdungskampagnen – ich sage nur „Correctiv“- 
Lüge –? Genau, man schreibt die Anträge der AfD ab. 
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Und zur Selbstrechtfertigung wird natürlich die AfD in 
den Anträgen kräftig beschimpft. Das ist ein Novum im 
Deutschen Bundestag: Hass und Hetze in Entschlie-
ßungsanträgen gegen den politischen Gegner, dessen Ar-
gumente man übernimmt.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Aber Sie 
wollen doch aus der NATO und der EU raus 
und aus dem Euro raus!)

Die eigene Politik der letzten zehn Jahre hinterfragen? 
Fehlanzeige. Gestern die Abstimmung war ein Test. Die 
Vernunft hat gewonnen, Deutschland hat gewonnen.

(Beifall bei der AfD – Marc Henrichmann 
[CDU/CSU]: Weil Sie Putins Taten endlich 
richtig einordnen! Ist doch toll!)

Morgen geht es um Ihr Zustrombegrenzungsgesetz, 
eine fleißige Zusammenstellung unserer Forderungen 
aus zwei Legislaturperioden. Aber es ist bereits fraglich, 
ob Ihnen, Herr Merz, die unionsregierten Länder die Zu-
stimmung im Bundesrat erteilen werden. Das ist Ihr wah-
rer Test als Kanzlerkandidat und als Parteivorsitzender. 
Man darf zweifeln; denn in den Ländern regieren die 
Ewiggestrigen der CDU, nämlich diejenigen, die unter 
Merkel politisch sozialisiert wurden, die das Weiter-so, 
das „Wir schaffen das“, das „Jetzt sind sie halt da“ ver-
innerlicht haben. Das sind zum Beispiel der Ministerprä-
sident Wüst in Nordrhein-Westfalen und der Ministerprä-
sident Günther in Schleswig-Holstein. Das ist auch der 
Regierende Bürgermeister von Berlin Kai Wegner.

Bei Abschiebungen haben die unionsregierten Länder 
ähnlich schlechte Quoten wie die anderen Bundesländer. 
Auch die innere Sicherheit ist in erster Linie Länder-
sache. Gerade Wüst und Wegner, CDU-Regenten in den 
Verbrechenshochburgen Deutschlands, stehen für Ver-
sagen in der inneren Sicherheit.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Oh Mann! 
Vorurteile, Vorurteile!)

Die Anschläge in Solingen, Magdeburg und Aschaffen-
burg stehen dafür. Täter, die zigfach auffällig wurden und 
trotzdem den Sicherheitsbehörden des Bundes und auch 
der unionsregierten Länder nicht ins Netz gegangen sind. 
Das Ergebnis: Ein peinliches Herumgeschiebe zwischen 
Bund und Ländern und zwischen den Sicherheitsbehör-
den über die Frage, wer verantwortlich ist. Das war ein 
Schauspiel gestern im Innenausschuss, das kann man sich 
nicht vorstellen.

Selbstreflexion und politische Verantwortung? Fehlan-
zeige. Deswegen war die Abstimmung gestern so wich-
tig, und deswegen ist die Abstimmung morgen wichtig. 
Denn der Bürger nimmt eins wieder mit: Ohne die AfD 
gibt es keine innere Sicherheit, und ohne die AfD gibt es 
keine vernünftige Migrationspolitik.

Vielen Dank. Glück auf!

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Marlene Schönberger vom Bündnis 90/Die Grünen ist 

die nächste Rednerin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Marlene Schönberger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen der demokratischen Fraktionen! In den letzten 
Tagen habe ich Fragen gestellt bekommen, die es eigent-
lich nicht geben sollte. Beim Schabbat-Essen in der jü-
dischen Gemeinde wurde ich gefragt: „Wieso verstehen 
so wenige, was in diesem Land passiert? Wieso sind so 
viele so gleichgültig?“ Im Altersheim: „Jeden Tag pflege 
ich alte Menschen. Meinen die auch mich?“ In der 
Sprechstunde: „Ich habe nächste Woche den Termin für 
die Einbürgerung. Kommt der zu spät?“ Im Freundes-
kreis: „Wir haben gerade erst geheiratet. Müssen wir 
Angst haben, dass unsere Ehe annulliert werden könnte, 
weil wir zwei Frauen sind?“ An der Hochschule in mei-
nem Wahlkreis: „Kann es passieren, dass meinem Kind 
der korrekte Geschlechtseintrag aus dem Personalaus-
weis wieder weggenommen wird?“

(Zuruf von der AfD: Der korrekte Ge-
schlechtseintrag?)

Und immer wieder die Frage: Wo sollen wir hin, wenn 
es so weitergeht? Die Menschen fragen das, weil es of-
fensichtlich ist, wie sich die extreme Rechte radikalisiert.

(Zuruf von der AfD: Die Menschen fragen 
sich, ob sie noch auf die Straße gehen können!)

Sie fragen das, weil sie verzweifelt sind. Dass ausgerech-
net die Partei, die aktuell die größte Bedrohung für unsere 
Sicherheit verkörpert – den Rechtsextremismus –, hier 
nicht nur Anträge zur inneren Sicherheit einbringt, son-
dern sich auch erneut als Verteidigerin von Jüdinnen und 
Juden inszeniert, ist mehr als lächerlich. Es ist unerträg-
lich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Martin Hess [AfD]: Sie sind das! Nicht wir!)

Ich will daran erinnern, dass der Zentralrat der Juden 
ausdrücklich vor der AfD warnt, dass die israelische Re-
gierung diese Partei nicht empfängt und dass der Leiter 
der Holocaust-Gedenkstätte in Jerusalem nach Kritik an 
einem privaten Besuch von zwei AfD-MdBs sagte, Yad 
Vashem sei – Zitat – „offen für alle, einschließlich Anti-
semiten“. Egal wie sehr die AfD sich bemüht: Ihre Täu-
schungsmanöver werden wir Ihnen niemals abnehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine Partei, die nach 
der Pfeife von Autokraten tanzt, eine Partei, die dem 
Kreml Tür und Tor öffnen will, eine Partei, deren Ver-
bindungen zum Rechtsterrorismus unübersehbar sind, 
verdient im Kontext innerer Sicherheit nur eines: kom-
promisslose Entlarvung und entschlossene Bekämpfung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Eines muss ich heute ansprechen. Das Gedenken an 
den Nationalsozialismus, an die Shoa in diesem Land, 
findet meistens ritualisiert statt. Was meine ich damit? 
Man gedenkt, weil es üblich ist, zu den Gedenktagen, 
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weil man das eben macht. Menschen sagen „Nie wie-
der!“, ohne wirklich darüber nachzudenken, wie dieser 
Satz weitergeht. Nie wieder – was eigentlich? Verständ-
nis für die Kontinuität des Antisemitismus, des Rassis-
mus und anderer Ideologien bleibt meistens aus. Die Be-
schäftigung mit der eigenen Familiengeschichte bleibt 
meistens aus.

Wer mich kennt, weiß, dass ich das in der Vergangen-
heit oft kritisiert habe. Aber der gestrige Tag hat alles 
übertroffen, was ich in den letzten Jahren erlebt habe. 
Wir kann man es bitte mit seinem Gewissen vereinbaren, 
nur zwei Stunden nach dem Gedenken an die Ermordeten 
des Nationalsozialismus Mehrheiten mit Rechtsextremen 
zu suchen,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

zwei Stunden, nachdem man die eindringlichen Worte 
eines Zeitzeugen gehört hat, zwei Stunden, nachdem 
man Überlebenden applaudiert hat? Dann Mehrheiten 
zu suchen mit Leuten, die nicht nur einen Schlussstrich 
ziehen wollen, sondern die den deutschen Massenmord 
und den Vernichtungskrieg relativieren, umdeuten und 
leugnen, die die Opfer verächtlich machen, die stolz 
NS-Losungen verbreiten oder SS-Täter normalisieren – 
wie geht das? Wie kriegt man das hin? Wie kriegt man 
das fertig, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Uni-
on? Ich kann es nicht verstehen, und ich werde es niemals 
verstehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Mechthilde 
Wittmann [CDU/CSU]: Weil ihr nicht mit-
gemacht habt, und zwar ausschließlich aus 
wahltaktischen Gründen! Kaltschnäuziger 
geht es gar nicht!)

Wer mich kennt, weiß auch: Ich habe in den letzten 
Jahren oft davon geredet, dass wir alle Demokratinnen 
und Demokraten brauchen, um unsere Demokratie gegen 
ihre Feinde im Inneren und Äußeren zu verteidigen. Da-
für – davon bin ich fest überzeugt – brauchen wir auch die 
Konservativen, nach wie vor.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Union, Sie 
geben vor, die Sorgen und Ängste der Menschen in die-
sem Land ernst zu nehmen.

(Moritz Oppelt [CDU/CSU]: Wir geben das 
nicht nur vor! Das ist so! – Lachen der Abg. 
Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] – Gegenruf des Abg. Michael Sacher 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Offensicht-
lich nicht! – Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN], an die CDU/CSU gewandt: 
Genau! Weil es einem so ernst ist, stimmt 
man mit der AfD! – Gegenruf der Abg. 
Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Und weil 
es euch so ernst ist, stimmt ihr nur aus takti-
schen Gründen nicht mit uns! Das ist wider-
wärtig!)

Bitte tun Sie das! Ihre Lösungen beim Thema Migration 
sind keine. Ihre Anträge zu Asyl und Migration bringen 
keine innere Sicherheit. Das Einzige, was sie hinterlas-
sen, sind Angst, Verzweiflung und den Applaus der ex-
tremen Rechten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Sehr viele Menschen in diesem Land machen sich 
Sorgen. Sie haben Angst. Darunter sind all die Menschen, 
die ich eingangs zitiert habe und die ein fester Teil dieser 
Gesellschaft sind. Ich appelliere an Sie: Kehren Sie um, 
wenn Sie unsere Demokratie noch wiedererkennen wol-
len!

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es! Kehren Sie um! – Volker 
Münz [AfD]: Die Opfer von Magdeburg und 
Aschaffenburg haben Sie mit keinem Wort er-
wähnt!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Marc Henrichmann für die Unionsfraktion ist der 

nächste Redner.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Marc Henrichmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Vielleicht sollten wir die Stärkung der Wahlkreise noch 
einmal angehen, da ich hier höre, wir würden die Sorgen 
der Menschen im Lande nicht ernst nehmen. Da, wo ich 
unterwegs bin, pfeifen die Kommunen und das Ehrenamt 
auf dem allerletzten Loch.

(Beifall bei der CDU/CSU – Mechthilde 
Wittmann [CDU/CSU]: Was der Kanzler ver-
schuldet hat!)

Alle machen sich Sorgen um gelingende Integration. Das 
ist doch der Ansatz, den wir verfolgen müssen.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Und dann ist Ihre Antwort das Ausset-
zen des Asylrechts?)

Wollen wir jetzt – es sind noch gut drei Wochen bis zur 
Wahl – das Feld der inneren Sicherheit den Rechtspopu-
listen überlassen? Ich will das nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das haben 
Sie doch gestern gemacht!)

Ich will etwas tun. Insofern haben wir nur gestaunt, dass 
Sie sich unseren Anträgen nicht mal ansatzweise genä-
hert haben, sondern sie pauschal ablehnen und durch Un-
tätigkeit glänzen.

Sie können uns glauben: Unsere Anträge unterschei-
den sich maßgeblich – ich sage gleich noch zwei Sätze 
dazu – von den AfD-Anträgen zur inneren Sicherheit. 
Wir wollen die Sicherheitsbehörden in Deutschland ent-
lasten und bürokratieärmer aufstellen. Die AfD will die 
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PKS-Statistik für die Behörden noch weiter bürokratisie-
ren oder Muslimen ein Antisemitismustraining mit Nach-
weispflicht verordnen. Ernsthaft? Als wären alle Mus-
lime in Deutschland Antisemiten.

(Martin Hess [AfD]: So ein Quatsch! Das steht 
doch so gar nicht drin! Falschbehauptung!)

Es ist einfach vorurteilsgetrieben. Sie wollen die Margi-
nalisierung und Ausgrenzung ganzer Gruppen. Wir wol-
len Menschen schützen. Wir wollen Kompetenzen für die 
Sicherheitsbehörden. Darum kümmern wir uns, wenn es 
um innere Sicherheit geht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, gestern gab es ja zwei Uni-
onsanträge, einen auch zur Stärkung der inneren Sicher-
heit. Wir wollen einen Politikwechsel; er ist dringend 
nötig. Und wer hat gestern Abend dagegengestimmt? 
SPD, Grüne, AfD.

(Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Gemein-
sam!)

Unser Antrag enthielt konkrete Maßnahmen. Wir haben 
gesagt: Datenschutz darf nie zum Täterschutz werden. 
Die Behörden drängen uns, die IP-Adressen-Speiche-
rung – sie wird im Kampf gegen Kindesmissbrauch in-
zwischen auch auf europäischer Ebene zunehmend als 
notwendig erachtet – zuzulassen. Dies wollen wir ermög-
lichen. Sie alle haben es abgelehnt, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Karsten Hilse 
[AfD]: Sie haben mit der AfD zusammen ge-
stimmt! Schämen Sie sich!)

Ein Wort zur Kanzlerpartei. Carsten Linnemann 
musste sich sehr anfeinden lassen, weil er gesagt hat: 
Wir brauchen ein Register für psychisch kranke Terror-
gefährder. – Auch ich musste mir vom SPD-Kollegen in 
meinem Wahlkreis Entsprechendes anhören: Vollkom-
men irre! – Am Montag war der SPD-Parteivorstand – 
getrieben von der Unions-Oppositionsarbeit – offenbar 
zu der Erkenntnis gekommen: Wir brauchen in Deutsch-
land ein Register für psychisch kranke Terrorgefährder. 
Insofern: Oppositionsarbeit wirkt doch. Also reden Sie 
uns doch nicht ein, wir sollten die Füße stillhalten. Wir 
machen einfach unseren Job als Opposition.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Auch gegen den vielbeschworenen Informationsaus-
tausch der Behörden haben Sie – SPD, Grüne, AfD – 
gestern Abend gestimmt. Die AfD tat das aus Kalkül: 
Herr Höcke als Rechtsextremist hat ja ein Interesse daran, 
dass seine Vita nicht gleich der Schulverwaltung gemel-
det werden kann, und Meldehemmnisse schützen viel-
leicht auch Extremisten in den eigenen Reihen. Aber 
wenn die Polizei zum Beispiel nach einer einheitlichen, 
bundesweiten Analyseplattform fragt, auf der Informatio-
nen getauscht werden sollen, dann müssen wir das doch 
ermöglichen. Sie haben dagegengestimmt, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ein Wort zu den Nachrichtendiensten. Auch die woll-
ten wir gestern Abend stärken, auch hier haben Sie alle 
geschlossen dagegengestimmt. Wir haben mit 
Maximilian Krah – hoffentlich nicht, aber es ist nicht 
ganz unmöglich – demnächst vielleicht einen Direktkan-
didaten im Deutschen Bundestag sitzen, den selbst die 
AfD loswerden wollte,

(Karsten Hilse [AfD]: Will sie nicht!)

den selbst die Populisten in Europa loswerden wollten, 
weil er zu schmuddelig war. Die AfD hat den Geist aus 
der Flasche gelassen und bekommt ihn nicht mehr zu-
rück. Wir wollen die Nachrichtendienste wegen solcher 
Extremisten stärken. Sie haben gestern Abend gegen den 
entsprechenden Antrag, den wir hier vorgelegt haben, 
gestimmt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir gehen das Thema Sicherheit an. Nach Aschaffen-
burg, nach Solingen, nach Mannheim wollen wir das 
Feuer endlich austreten, das die Populisten und die Extre-
misten in diesem Land legen.

(Michael Sacher [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben es angefacht!)

Ich bin die Untätigkeit der Bundesregierung leid. Ich bin 
in die Politik gegangen, um Probleme zu lösen. Wir ma-
chen innere Sicherheit aus Überzeugung, nicht aus Hass 
auf andere.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Frau Merkel war 
anders!)

Wir wollen die Probleme der Menschen in diesem Land 
tatsächlich lösen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Canan Bayram 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber warum 
haben Sie dann diese Probleme produziert, 
Herr Kollege?)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Die nächste Rednerin ist für die FDP-Fraktion Sandra 

Bubendorfer-Licht.

(Beifall bei der FDP)

Sandra Bubendorfer-Licht (FDP):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Bei dieser Rede sieht mir 
meine achtjährige Enkelin Maria von der Tribüne aus 
zu, und ich möchte sie auf diesem Weg herzlich begrü-
ßen. Schön, dass du da bist, liebe Maria!

Zurück zum Thema. Zur Debatte stehen drei Schau-
fensteranträge der AfD. Die AfD will nicht die innere 
Sicherheit dieses Landes verbessern. Ihr geht es nur da-
rum, politisches Kapital zu schlagen aus den jüngsten 
Attentaten in Solingen, in Mannheim, in Magdeburg, in 
Aschaffenburg.

(Karsten Hilse [AfD]: Gleich zum Anfang!)
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Und so wenig ich daran glaube, dass die AfD die Pro-
bleme dieses Landes lösen will, kann oder jemals wird: 
Wir demokratischen Kräfte in diesem Parlament müssen 
die Probleme beherzt anpacken,

(Karsten Hilse [AfD]: Sie sind nächstes Jahr 
nicht mehr dabei! – Martin Hess [AfD]: Sie 
hatten Ihre Chance! Kolossal versagt!)

weil die Menschen dies von uns erwarten. Nur so kann 
den Populisten und Extremisten die Grundlage für ihr 
diabolisches Werk entzogen werden.

(Beifall bei der FDP)
Der jahrzehntelange wirtschaftliche Erfolg unseres 

Landes hat auf vielen Ebenen zu einer gewissen Groß-
zügigkeit geführt. In Zeiten von Wirtschafts- und Migra-
tionskrise müssen wir uns allerdings fragen, wie viel wir 
uns noch leisten können. Das Grundrecht auf Asyl darf 
nicht dazu führen, dass allein ein Antrag auf Asyl zu 
mehreren Jahren freiem und staatlich subventioniertem 
Aufenthalt in Deutschland führt, wenn er völlig ohne 
Grundlage erfolgt. Solche Missstände müssen wir besei-
tigen, damit wir uns auf jene konzentrieren können, die 
unsere Hilfe wirklich brauchen, und damit das Asylrecht 
weiter die breite Akzeptanz in der Bevölkerung genießt, 
die es verdient.

(Karsten Hilse [AfD]: Oh! Oh! „Breite Ak-
zeptanz des Asylrechts!“ Oje!)

SPD und Grüne tun sich ausgesprochen schwer damit, 
Missstände zu beseitigen. Sie wollen die illegale Einwan-
derung nach Deutschland kaum begrenzen und fordern 
lieber weiteren Familiennachzug. Diesen falschen Weg 
ist Deutschland leider viel zu lange gegangen. SPD und 
Grüne müssen begreifen: Eine immer linkere Politik wird 
die AfD nicht eindämmen, nein, sondern sie wird dazu 
führen, dass die AfD ihr teuflisches Werk immer weiter 
fortsetzen kann.

(Beifall bei der FDP)
Rot und Grün sind leider auch über liberale und kon-

servative Vorschläge empört, wie man illegale Migration 
nach Deutschland wirksam bekämpfen könnte; aber hin-
ter dieser Empörung findet sich kein einziger geeigneter 
Gegenvorschlag.

Über die fünf Punkte von Friedrich Merz lässt sich 
wahrlich streiten.

(Daniel Baldy [SPD]: Aber mit Faschisten ab-
stimmen! – Gegenruf des Abg. Marc 
Henrichmann [CDU/CSU]: Nichtstun macht 
die aber groß!)

Aber SPD und Grünen fehlen die Antworten. Sie wollen 
so weitermachen wie bisher, nicht nur bei der Migration, 
sondern auch bei vielen anderen Themen. Das reicht 
nicht. Ich fordere SPD und Grüne auf, sich aus dieser 
Schmollecke zurückzubewegen zu uns in die politische 
Mitte.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU – Widerspruch und Lachen bei der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Und stimmen Sie doch bitte morgen, am Freitag, mit uns 
und mit der Union für unseren Antrag.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU], an die SPD 
gewandt: Sie könnten auch eigene Vorschläge 
mitbringen!)

Ganz herzlichen Dank.
(Beifall bei der FDP – Zurufe von der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und für die SPD-Fraktion hat jetzt das Wort Daniel 

Baldy.
(Beifall bei der SPD)

Daniel Baldy (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Lesen hilft – mit diesen zwei Worten kann man 
den AfD-Antrag zur Schließung von Lücken beim Kampf 
gegen Islamisten beantworten. Denn Sie stellen in Ihrem 
Antrag erst Falschbehauptungen auf und schaffen es dann 
nicht mal, in bereits bestehende Gesetze reinzuschauen. 
Denn wenn Sie das gemacht hätten, dann hätten Sie auch 
erkannt, dass die von Ihnen beschriebenen Probleme 
nicht existieren und dementsprechend Ihre Forderungen 
schon heute anwendbares Recht sind.

(Martin Hess [AfD]: Die Probleme existieren 
also nicht? Das sehen wir jeden Tag! – 
Dr. Gottfried Curio [AfD]: Probleme existieren 
nicht, so ist die Welt der SPD! – Karsten Hilse 
[AfD]: Menschen sollen sich weniger mit Mi-
gration befassen!)

Ihr Antrag besteht aus drei Forderungen.
Erstens: der Aufbau einer europäischen Gefährderdatei 

für Islamisten. Es gibt diese Gefährderdatei heute schon. 
„Hydra“ ist die Datei für islamistische Gefährder. „Dol-
phin“ ist die Datei, die Ihnen besser bekannt sein sollte. 
Denn sie setzt sich unter anderem mit rechtsextremen 
Gefährdern auseinander.

Die Schwäche der „Hydra“-Datenbank liegt allerdings 
darin, dass die EU die Mitgliedstaaten aktuell nicht ver-
pflichten kann, auch alle Daten, die sie haben, zu melden 
und in diese Datei einzuspeisen. Die Antwort auf Ihren 
Antrag oder auf das Problem kann deshalb nur lauten: Für 
Sicherheit braucht es mehr europäische Zusammenarbeit; 
es braucht eben keine nationalen Alleingänge oder Na-
tionalstaatlichkeit, wie Sie es immer fordern. Deshalb 
kann der Kampf gegen Terrorismus in Europa mit dieser 
europafeindlichen Partei, der AfD, nicht geführt werden, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Ihre zweite Forderung lautet, dem BKA die Zuständig-
keit der Gefahrenabwehr zu geben, auch unterhalb der 
Schwelle des internationalen Terrorismus. Sie sagen, ak-
tuell könne das BKA nicht tätig werden, bei allen – Zitat – 
„in Deutschland stattfindenden Aktivitäten, die nicht von 
außen gesteuert oder unterstützt werden“. Zitat Ende. 
Auch das ist falsch, und auch hier gilt: Lesen hilft. 
Denn die Begründung zum § 5 des BKA-Gesetzes, der 
die Abwehr von Gefahren des internationalen Terroris-
mus regelt, besagt nämlich, dass die Voraussetzungen für 
internationalen Terrorismus schon erfüllt sind, wenn es 
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dabei um die Einbindung in international propagierte 
ideologische Strömungen wie etwa den Dschihad geht. 
Kurzum: Wenn Sie sich nur einmal die Mühe gemacht 
und fünf Minuten Google benutzt hätten, anstatt immer 
nur auf X rumzuhängen,

(Heiterkeit der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

dann würden Sie merken, dass Ihr Antrag absolut nicht zu 
gebrauchen ist. Sie sorgen mit Ihren Anträgen um keinen 
Deut für mehr Sicherheit in diesem Land.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Und die dritte Forderung lautet, dass das BKA Per-
sonen in Gewahrsam nehmen soll, wenn aufgrund von 
Gefährderanalysen eine terroristische Gefahr droht. Und 
angeblich könne das BKA das heute nicht. Doch, das 
kann es. Es steht in § 57 des BKA-Gesetzes. Schon heute 
besteht diese Möglichkeit für das BKA; die Polizeien der 
Länder haben dafür eigene Regelungen und nutzen diese 
auch.

Fazit: Die AfD erfindet in ihrem Antrag angebliche 
Sicherheitslücken, die es eigentlich gar nicht gibt.

(Zuruf des Abg. Dr. Christian Wirth [AfD])

Sie schließt diese Lücken dann mit Vorschlägen, die 
heute schon gesetzt sind. Und am Ende bleibt die Fest-
stellung: Die größte Gefahr für unsere Demokratie ist 
diese AfD.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Martin Hess [AfD]: Herr Baldy, wenn das alles 
so ist, warum passieren dann all die Vorfälle in 
unserem Land? Wenn Sie recht haben, warum 
ist dann die Sicherheitslage so desolat?)

Noch ein Punkt, auf den ich eingehen will. Sowohl von 
der Union als auch von der FDP wird gesagt, die SPD und 
auch die Grünen hätten nichts für die Sicherheit in diesem 
Land getan. Ich will nur ein paar Beispiele nennen.

(Marc Henrichmann [CDU/CSU]: Kontroll-
quittungen! Die Kennzeichnung von Polizis-
ten!)

Sie haben das Sicherheitspaket im Bundesrat abgelehnt. 
Die Novelle des Bundespolizeigesetzes ist an der FDP 
gescheitert.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Kontrollquit-
tungen! – Marc Henrichmann [CDU/CSU]: 
Die Kennzeichnungspflicht!)

Die Ruhegehaltsfähigkeit der Polizeizulage und auch 
1 000 neue Stellen jährlich für die Bundespolizei – das 
haben wir Nancy Faeser zu verdanken. Das kam nicht 
durch Horst Seehofer oder andere. Der hat immer nur 
neue Aufgaben dazugepackt, aber nie dafür gesorgt, 
dass die Stellen bei der Bundespolizei auch im Haushalt 
hinterlegt sind.

(Mechthilde Wittmann [CDU/CSU]: Nachles-
bar! Nachlesbar! Wer lesen kann, ist klar im 
Vorteil!)

Und auch das GEAS, das von Ihnen immer kritisiert 
wurde und das von Horst Seehofer nie geschafft wurde, 
weil er seinen Worten nie Taten hat folgen lassen,

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Fake News! 
Fake News!)

ist der Erfolg von Nancy Faeser.
Danke. 

(Beifall bei der SPD – Mechthilde Wittmann 
[CDU/CSU]: In der SPD wird nur noch gelo-
gen! Nur noch gelogen!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Michael Breilmann für die Unionsfraktion ist der 

nächste Redner.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Michael Breilmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-

legen! Deutschland steht vor großen innen- und sicher-
heitspolitischen Herausforderungen. Wir haben hier wie-
der Anträge von der AfD vorgelegt bekommen, die im 
Grunde genommen der größte und dreisteste Etiketten-
schwindel sind, den es heute in der Debatte gibt.

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Sagen Sie!)
Darauf werde ich gleich noch eingehen. Aber ich würde 
mir in dieser Debatte von allen demokratischen Frak-
tionen der Mitte wünschen, dass wir hier über Lösungen 
streiten und die besten Vorschläge einbringen. Und an die 
SPD und die Grünen gerichtet: Hören Sie auf mit Schuld-
zuweisungen!

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Menschen erwarten, dass wir die sicherheitspoliti-
schen Probleme in diesem Land lösen und gemeinsam 
vorangehen.

Ich will meinen Einwurf auch begründen. Hier liegt ein 
Antrag der AfD vor mit dem Titel „Mut bei der Priorisie-
rung der Bekämpfung von Kriminalität, Terror und Anti-
semitismus“. Ich habe in Ihren Redebeiträgen nicht einen 
Punkt gehört, der erklärt, wie Sie Antisemitismus be-
kämpfen wollen.

(Manuel Höferlin [FDP]: Sehr richtig! – Zuruf 
von der AfD: Dann lesen Sie noch mal!)

Ich habe Ihren Antrag durchgelesen. Auf acht Seiten gibt 
es an nur ganz, ganz wenigen Stellen mal was Konkretes 
gegen Antisemitismus.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, man kann Muslime doch dazuzäh-
len!)

Das ist nicht überraschend; denn Sie haben in Ihren Rei-
hen ein veritables Antisemitismusproblem. Sie werden 
nie Teil der Lösung sein; Sie sind Teil des Problems.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Marlene Schönberger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] – Dr. Gottfried Curio [AfD]: Hören 
Sie mal auf, Leute zu verleumden! Meine Gü-
te! – Weiterer Zuruf von der AfD)
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Und ich sage Ihnen auch: Sie werden deswegen kein 
Partner im Kampf gegen den Antisemitismus sein; denn 
da geht es darum, dass wir unsere freiheitliche demokra-
tische Grundordnung schützen. Da geht es um die Grund-
lagen unseres Staates, um die Förderung jüdischen Le-
bens.

Ich möchte sagen – ich finde, das gehört in der Debatte 
dazu, und die Menschen haben auch einen Anspruch 
darauf, dass wir das noch mal betonen –: Wir haben 
ganz wenige Anträge gemeinsam mit Ihnen von der ge-
scheiterten Ampelkoalition auf den Weg gebracht. Aber 
eine Resolution haben wir gemeinsam auf den Weg ge-
bracht: die für den Schutz jüdischen Lebens und die Be-
kämpfung von Antisemitismus. Diesen Weg müssen wir 
konsequent weitergehen.

Deswegen müssen wir auch über den Punkt reden: Was 
wollen wir denn in Zukunft tun?

(Zuruf von der AfD: Ab März!)

Da stehen große Herausforderungen an, und ich werde 
Ihnen mal sagen, was wir als Unionsfraktion tun wollen. 
Denn wenn wir diese Maßnahmen umsetzen, dann ist das 
das beste Mittel, um diesen „Kolleginnen und Kollegen“ – 
in Anführungszeichen –, die dort drüben ganz rechts sit-
zen, zu zeigen, dass sie am Ende nicht die Oberhand 
gewinnen und dass wir die sicherheitspolitischen Heraus-
forderungen in diesem Land lösen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der Abg. Christine Aschenberg-Dugnus 
[FDP] – Sebastian Fiedler [SPD]: Das hat ja 
geklappt! Das hat ja geklappt! – Zuruf des 
Abg. Stephan Protschka [AfD] – Weiterer Zu-
ruf von der AfD)

– Herr Fiedler, wenn ich es richtig verstanden habe, dann 
war Ihr Zuruf: „Das hat jetzt geklappt!“ Wissen Sie, ich 
kann mich gut daran erinnern, dass der Kollege Hartmann 
sich bei mir bedankt hat nach zähen Verhandlungen über 
eine Resolution gegen Antisemitismus, weil ich dafür 
gekämpft habe, dass wir die IHRA-Antisemitismusde-
finition reinbringen.

(Zuruf von der SPD)

Herr Fiedler, Sie sollten einfach mal lernen, über positive 
Dinge und über Lösungen zu reden, die Demokraten auf 
den Weg bringen, und nicht immer nur Vorwürfe gegen 
die Opposition erheben. Damit betreiben Sie das Ge-
schäft der AfD mit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir müssen weitergehen, wir brauchen Änderungen 
im Straf-, Aufenthalts- und im Staatsangehörigkeitsrecht. 
Wir brauchen da Strafverschärfungen. Dazu haben wir 
Vorschläge gemacht.

(Zurufe der Abg. Susanne Menge [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN] und Michael Sacher 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

– Hören Sie doch einfach mal zu!

(Michael Sacher [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Habe ich gemacht!)

Das gehört zur Demokratie dazu: einfach mal demokra-
tisch gewählten Abgeordneten zuzuhören. Auch das ist 
Demokratie; daran sollten Sie sich halten.

(Susanne Menge [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, genau! – Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist Ihnen doch 
auch schwergefallen!)

– Ich habe zugehört, keine Sorge.
Die Sicherheit Israels ist und bleibt deutsche Staats-

räson. Auch das müssen wir in der jetzigen Zeit alle 
gemeinsam betonen. Deswegen gehört es dazu, dass ein 
glaubhaftes Bekenntnis zum Existenzrecht des Staates 
Israel als Ausprägung deutscher Staatsräson zukünftig 
Voraussetzung für eine Einbürgerung sein muss – auch 
so bekämpfen wir Antisemitismus –, ein ganz konkreter 
Vorschlag, den wir im nächsten Deutschen Bundestag 
umsetzen müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf des Abg. 
Karsten Hilse [AfD])

Ich will Ihnen eines noch mal ganz klar sagen – es ist 
vieles angesprochen worden von den Kolleginnen und 
Kollegen der CDU/CSU-Fraktion; auch das werden Auf-
gaben sein, und auch da sind alle demokratischen Frak-
tionen gefordert –: Sie haben es in der Ampelkoalition 
nicht geschafft, bei der IP-Adressen-Speicherung und bei 
der Bundeswehr deutliche Fortschritte zu machen. Un-
sere Sicherheits- und Strafverfolgungsbehörden benöti-
gen auch im Kampf gegen Antisemitismus diese zeitge-
mäßen Befugnisse. Es sind tolle Leute, die bei den 
Sicherheitsbehörden arbeiten. Geben wir ihnen endlich 
auch die Instrumente, die sie brauchen, um im Kampf 
gegen Antisemitismus noch erfolgreicher zu arbeiten! 
Das haben insbesondere die Beamtinnen und Beamten 
der Sicherheitsbehörden verdient.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe der Abg. 
Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] und Manuel Höferlin [FDP])

Ihnen gebührt Dank und höchste Anerkennung. Lassen 
Sie uns gemeinsam um Lösungen ringen, statt uns gegen-
seitig Vorwürfe zu machen!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Gruppe Die Linke hat Janine Wissler das Wort.

(Beifall bei der Linken)

Janine Wissler (Die Linke):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist 

widerwärtig, das furchtbare Verbrechen in Aschaffenburg 
zu nutzen, um gegen Geflüchtete und Migranten zu het-
zen, wie es die AfD tut.

(Beifall bei der Linken)

Der Täter stammt aus Afghanistan. Die Kinder, die er 
angriff, hatten und haben marokkanische und syrische 
Wurzeln.
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(Dr. Götz Frömming [AfD]: Macht es das we-
niger schlimm?)

Wer also „die Migration“ zum Problem erklärt, der trifft 
doch auch die Opfer dieser furchtbaren Tat.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN – Martin Hess [AfD]: Das ha-
ben wir doch gar nicht! Die illegale Migration, 
Frau Wissler! Aber den Unterschied kennen 
Sie ja nicht!)

Was kann denn eine afghanische Frau, die vor den Tali-
ban geflohen ist, dafür, dass ein Mann, der zufälliger-
weise die gleiche Staatsbürgerschaft hat, ein Verbrechen 
begeht? Im Gegensatz zu den bayerischen Sicherheits-
behörden kannte sie ihn noch nicht mal.

(Zuruf der Abg. Mechthilde Wittmann [CDU/ 
CSU])

Wir nehmen doch auch keine Deutschen in Mithaftung 
für die Straftaten anderer Deutscher. Die Debatte geht 
völlig am Problem vorbei.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Warum reden wir nicht über psychosoziale Betreuung?
(Zuruf des Abg. Christoph de Vries [CDU/ 

CSU])
Warum reden wir nicht über Gewaltprävention, über Pro-
gramme gegen islamistische Radikalisierung? Sie sagen, 
Sie wollen Frauen und Kinder schützen. – Sie wollen 
Kinder und Frauen in Kriegsgebiete abschieben. So ist es.

Wir führen eine Debatte über Sicherheit und Migrati-
on. Und leider erklären alle Parteien außer der Linken, 
dass sie mit Abschottung dieses Land sicherer machen 
wollen, und reden von „Abschiebungen im großen Stil“, 
als seien Migranten grundsätzlich eine Gefahr. So werden 
Menschen unter Generalverdacht gestellt. Weniger Mi-
gration mache das Land sicherer, das ist doch Unsinn.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Statistisch erwie-
sen!)

Und das ist vor allem ein Schlag ins Gesicht aller hier 
lebenden Migrantinnen und Migranten, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der Linken)
Sie wollen Kriminalität bekämpfen. Ja, dann muss man 

Perspektiven schaffen. Wer nichts zu verlieren hat, weil 
es keine Bleibeperspektive gibt,

(Dr. Christian Wirth [AfD]: Ja, wir sind 
schuld!)

keine Chance auf eine Ausbildung oder einen Arbeits-
platz,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: … der muss 
Menschen ermorden? So ein Quatsch!)

der wird eher straffällig. Junge Männer sind in der Krimi-
nalitätsstatistik immer weit vorn, unabhängig vom Pass. 
Viele Geflüchtete kamen als Minderjährige, als junge 
Erwachsene her – entwurzelt, oft traumatisiert von Krieg 

und Flucht, ohne Familie, ohne Halt, ohne soziales Netz. 
Sie wollen den Familiennachzug beenden. Aber deren 
Eltern nachziehen zu lassen, das wäre doch auch ein 
echter Beitrag zur Kriminalitätsbekämpfung, meine Da-
men und Herren.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Aber leider gleicht dieser ganze Wahlkampf einem 
AfD-Lookalike-Contest. Drängende Probleme wie Woh-
nungsmangel, Armut, Pflegenotstand – nichts davon steht 
diese Woche auf der Tagesordnung des Deutschen Bun-
destages, stattdessen Ablenkungsdebatten über Grenz-
schließungen, die kein einziges Problem lösen,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Weniger Migran-
ten, mehr Wohnungen! Ist doch klar!)

aber das Klima vergiften und Rassismus schüren. Und 
das merken die Migrantinnen und Migranten in diesem 
Land als Allererste und ganz besonders. Sie brauchen 
Solidarität.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Die AfD will Kriminalität bekämpfen.
(Zuruf des Abg. Martin Hess [AfD])

Was ist denn mit den Gewalttätern in Ihren eigenen Rei-
hen? Es gab kaum einen rechtsterroristischen Komplex in 
den letzten Jahren, in dem Mitglieder der AfD keine 
Rolle gespielt haben. Gegen so viele Funktionsträger 
der AfD gibt es Strafverfahren –

(Martin Hess [AfD]: Das ist Schwachsinn, was 
Sie hier verbreiten!)

Körperverletzung, Messerangriffe, Gewalttaten. Wäre 
die Kriminalitätsrate in der gesamten Bevölkerung so 
hoch wie unter AfD-Funktionsträgern, dann hätten wir 
ein echtes Problem, ein riesiges Problem, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN – Zuruf des Abg. Steffen 
Janich [AfD])

Letzter Satz, Frau Präsidentin. – Die Union schreibt bei 
der AfD Anträge ab und beschließt sie dann mit ihr ge-
meinsam. Das ist eine Zäsur.

(Zurufe der Abg. Martin Hess [AfD] und 
Steffen Janich [AfD])

Heute vor genau 92 Jahren kam Hitler an die Macht, weil 
konservative Kräfte ihm die Tür weit aufgemacht haben.

(Zurufe der Abg. Dr. Götz Frömming [AfD] 
und Martin Hess [AfD])

Sie sollten aus der Geschichte gelernt haben. Machen Sie 
sich nicht zum Steigbügelhalter für Faschisten, meine 
Damen und Herren!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN – Dr. Götz Frömming [AfD]: 
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Sie sind doch die SED-Partei, Mauermörder- 
Partei, rechtsidentisch mit der SED! – Zuruf 
des Abg. Steffen Janich [AfD])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Gruppe BSW hat nun das Wort Klaus Ernst.

(Beifall beim BSW)

Klaus Ernst (BSW):
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Wenn ich die Lage richtig beurteile, ist uns allen 
nicht so richtig wohl in unserer Haut. Die Einzigen, die 
sich freuen können, sitzen rechts von mir. Warum ist uns 
nicht wohl in unserer Haut? Ihnen wahrscheinlich, weil 
die Vorwürfe, die gerade gekommen sind, nicht ganz 
unbegründet sind. Warum müssten aber auch die SPD 
und die FDP nachdenklich sein? Sie müssten nachdenk-
lich sein und sich die Frage stellen, warum es eigentlich 
nicht möglich war, vollkommen vernünftige Vorschläge 
der CDU, also einer demokratischen Partei,

(Zuruf der Abg. Gülistan Yüksel [SPD])
im demokratischen Prozess hier im Deutschen Bundestag 
so zu behandeln, dass sie zumindest in den Ausschüssen 
im letzten halben Jahr hätten beraten werden können. Sie 
haben sie ja von der Tagesordnung gestimmt.

(Christoph de Vries [CDU/CSU]: Das ist 
wahr!)

Das war nicht klug. Denn einerseits haben wir im Er-
gebnis die Lage, dass die Bürger draußen eine Lösung für 
Probleme – ich will sie nicht alle aufzählen – erwarten. 
Diese Lösungen sind nicht gekommen, auch nicht von 
Rot-Grün. Ich muss leider auch konstatieren: In den letz-
ten drei Jahren ist viel, viel Zeit verschlafen worden.

(Zuruf der Abg. Gülistan Yüksel [SPD])
Auf der anderen Seite haben wir das Problem, dass die 
AfD immer stärker geworden ist, weil sie nach Lösungen 
gerufen und geschrien hat. Ich kann uns nur dringend 
empfehlen, aus dieser Situation herauszukommen, indem 
Sie sich überlegen, ob Sie dies jetzt wirklich weitertrei-
ben wollen, auch im weiteren Verlauf der Woche, oder ob 
es nicht sinnvoller wäre, zu gemeinsamen Lösungen ohne 
die da zu kommen.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Machen Sie jetzt Politikberatung?)

Das Hauptproblem besteht ja darin: Die AfD will nicht 
nur das, was Sie wollen. Wir wollen – da bin ich übrigens 
bei Ihnen – eine vernünftige Regelung der Probleme, 
auch bei der Zuwanderung, auch bei den Grenzen und 
auch hinsichtlich der Frage, wer rein darf. Darüber kann 
man reden und muss man auch reden. Aber das ist eine 
ausländerfeindliche Partei.

(Zurufe der Abg. Dr. Gottfried Curio [AfD] 
und Dr. Christian Wirth [AfD])

Denen geht es nicht nur um die Regelung der Probleme. 
Denen geht es darum, dass sie Ausländer nicht wollen. 
Das ist der ganze Duktus. Wenn wir mit diesem Duktus 
nicht aufhören in der Politik, dann machen wir all die 
17 Millionen Menschen zum Sündenbock, –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Klaus Ernst (BSW):
– die aus anderen Ländern kommen und hier sind und 

die wir brauchen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Wir haben mehr 
Migranten in unseren Reihen als ihr!)

Und wenn das zurzeit ein Problem ist, haben Sie es dazu 
gemacht.

(Beifall beim BSW – Dr. Christian Wirth 
[AfD]: War schon mal besser!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der letzte Redner in der Debatte ist für die Unions-

fraktion Christoph de Vries.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Christoph de Vries (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Menschen fühlen sich nicht mehr sicher in unserem 
Land, und sie sind auch nicht mehr sicher. Das ist die 
bittere Wahrheit. Das ist die traurige Bilanz nach drei 
Jahren Ampel in Deutschland. Ich muss das leider sagen. 
Die Kriminalität in Deutschland ist rasant gewachsen. In 
den Jahren 2021 bis 2023 gab es 900 000 Straftaten 
mehr – ein Zuwachs von 18 Prozent. Die Gewaltkrimi-
nalität ist auf dem Höchststand seit 2007. Der BKA-Chef, 
Herr Münch, erklärte vor einigen Monaten, dass sie auch 
im letzten Jahr weiter gestiegen sei.

Zur Wahrheit gehört – auch wenn das viele hier im 
Parlament nicht hören wollen –: Diese Entwicklung hat 
eben auch mit der Asylmigration in den letzten Jahren zu 
tun. Unter den Tatverdächtigen sind laut Lagebild des 
BKA ganz überdurchschnittlich viele ausländische Tat-
verdächtige. Tatverdächtige ohne deutschen Pass machen 
40 Prozent aus. In meiner Heimatstadt Hamburg ist in-
zwischen jeder zweite Tatverdächtige ohne deutschen 
Pass.

Schauen wir uns doch mal die Anschläge im letzten 
Jahr an: Mannheim, Solingen, Magdeburg, Aschaffen-
burg: zwölf getötete Menschen, Hunderte Schwerverletz-
te, die Täter waren zwei Afghanen, ein Syrer, ein Saudi- 
Araber. Damit ist doch eines völlig klar: Eine echte Asyl-
wende mit dem Stopp illegaler Migration ist eben ein 
ganz wichtiger Beitrag für mehr Sicherheit in Deutsch-
land. Und das muss man auch so aussprechen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Volker Münz [AfD])

Die Menschen haben einen Anspruch darauf, dass der 
Staat alles dafür tut, sie zu schützen. Es ist doch ein Graus 
für sie, wenn sie diese Diskussion hier heute hören. Die-
ser staatspolitischen Verantwortung, liebe Kollegen von 
SPD und Grünen,

(Zuruf des Abg. Sebastian Hartmann [SPD])
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werden Sie seit drei Jahren nicht gerecht. Ihre Realitäts-
verweigerung, Ihr Unwille, zu handeln, ist nicht nur ver-
antwortungslos; Ihre Untätigkeit war und ist eben auch 
ein Konjunkturprogramm für die AfD. Sie hat sich ver-
doppelt in Ihrer Regierungszeit.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lamya Kaddor 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wollten Sie 
sie nicht halbieren? Wer wollte die AfD halbie-
ren, wir oder Sie? – Daniel Baldy [SPD]: 
Friedrich Merz wollte die AfD halbieren!)

Wenn Sie es ernst meinen mit dem Kampf gegen den 
Rechtsextremismus, dann müssen Sie die Probleme lö-
sen. Ich bedaure sehr, dass nur die CDU/CSU und die 
FDP die Verantwortung an dieser Stelle wahrnehmen 
wollen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich frage Sie: Wie sollen sich denn die Angehörigen 

des in Aschaffenburg ermordeten Kindes und des ermor-
deten Vaters fühlen,

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, fragen Sie sie mal!)

wenn die Spitzen der Grünen wenige Tage später medien-
wirksam gegen rechts in Berlin demonstrieren und lustige 
Selfies an der Stelle verbreiten? Ich finde das instinktlos, 
und ich empfinde das als eine Verhöhnung der Opfer. Das 
will ich sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Haben Sie die Ange-
hörigen mal gesprochen, oder behaupten Sie 
das nur?)

Und dann beschließen Sie am letzten Wochenende auf 
Ihrem Parteitag auch noch eine Ausweitung des Famili-
ennachzugs. Das ist doch völlig irre, muss ich sagen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Wir brauchen in der Innenpolitik dringend einen Poli-

tikwechsel.
(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]: Das ist kontrafaktisch!)
Das erwarten auch Millionen von Menschen mit Migra-
tionshintergrund, die rechtschaffen, fleißig und gut inte-
griert sind. Sie wollen mit ihren Kindern wieder ohne 
Sorgen und Angst Weihnachtsmärkte und Volksfeste in 
Deutschland besuchen. Auch für sie legen wir unsere 
Vorschläge vor.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nee! – Sebastian Hartmann [SPD]: 
Mit AfD-Stimmen wählen lassen!)

Es ist völlig klar: Wir werden die Grenzen kontrollieren, 
und wir werden Zurückweisungen konsequent durchfüh-
ren. Der Familiennachzug für subsidiär Schutzberech-
tigte muss ausgesetzt werden. Und wir müssen alle frei-
willigen Aufnahmeprogramme endlich stoppen.

Als Mitglied des Geheimdienstgremiums will ich eines 
sagen: Wir müssen auch unseren Nachrichtendiensten 
mehr Befugnisse zur Aufklärung und zur Gefahren-
abwehr an die Hand geben, wenn wir weitere Anschläge 

und weitere Tote verhindern wollen. Die Sicherheit in 
Deutschland darf nicht allein von Hinweisen unserer aus-
ländischen Partner abhängig sein. Das müssen wir drin-
gend ändern.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Zum Abschluss will ich zur AfD kommen. Wir brau-
chen eine IP-Adressen-Speicherpflicht, mehr Datenaus-
tausch, längere Speicherpflichten. Warum haben Sie 
heute eigentlich zu alledem nichts vorgelegt? Es ist 
doch offensichtlich: Sie lehnen all das ab. Und warum 
ist das so? Weil die Verfassungsschutzämter Ihre Partei 
als Partei von Extremisten selbst auf dem Schirm haben,

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Weil wir keinen 
Überwachungsstaat wollen!)

weil Sie nicht wollen, dass Ihre Verbindungen zu rechts-
extremistischen Organisationen offengelegt werden, und 
weil Sie nicht wollen, dass Ihre Verbindungen nach Russ-
land und zu Putin noch offensichtlicher werden.

(Martin Hess [AfD]: Was denn jetzt? Putin 
oder Amerika? Vielleicht können Sie sich mal 
entscheiden! Wir haben eben bessere Verbin-
dungen sowohl in die eine als auch in die an-
dere Richtung! Tut mir ja leid für Sie!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Christoph de Vries (CDU/CSU):
Das ist die Wahrheit. Deswegen sind Sie eben keine 

glaubwürdige Alternative im Bereich innere Sicherheit.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Damit komme ich zum Schluss.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank.

Christoph de Vries (CDU/CSU):
Wenn Sie eine ernsthafte Option für die innere Sicher-

heit in Deutschland wollen, die auf dem Boden der frei-
heitlichen –

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank, Christoph de Vries.

Christoph de Vries (CDU/CSU):
– demokratischen Grundordnung steht, dann sind CDU 

und CSU die einzige Option.
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Damit schließe ich die Aussprache.
Wir kommen nun zu den drei Anträgen der AfD-Frak-

tion, bei denen die Abstimmung strittig ist. Die AfD- 
Fraktion wünscht jeweils die Abstimmung in der Sache. 
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Die anderen Fraktionen wünschen jeweils die Überwei-
sung an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüs-
se. Nach ständiger Übung stimmen wir zuerst über den 
Antrag auf Ausschussüberweisung ab. Wird diesem An-
trag zugestimmt, entfällt jeweils die Abstimmung in der 
Sache.

Wir kommen zum ersten Antrag der AfD-Fraktion auf 
der Drucksache 20/14719 mit dem Titel „Innere Sicher-
heit nachhaltig sicherstellen – Mut bei der Priorisierung 
der Bekämpfung von Kriminalität, Terror und Antisemi-
tismus“. Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – 
CDU/CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, SPD und die 
beiden Gruppen. Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Frak-
tion. Enthaltungen? – Sehe ich keine. Dann ist die Über-
weisung so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 20 b. Wir kommen zum zweiten 
AfD-Antrag auf Drucksache 20/14720 mit dem Titel „Si-
cherheitslücken zur Bekämpfung von Islamisten schlie-
ßen – Europäische Gefährderdatei ins Leben rufen, Prä-
ventivgewahrsam für Gefährder einführen und 
Bundeskompetenz für Terrorbekämpfung erweitern“. 
Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – CDU/ 
CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, SPD und die beiden 
Gruppen. Wer stimmt dagegen? – AfD-Fraktion. Enthal-
tungen? – Sehe ich keine. Die Überweisung ist so be-
schlossen.

Wir kommen jetzt zur letzten Abstimmung, und zwar 
über den Antrag der AfD-Fraktion auf Drucksache 20/ 
14721 mit dem Titel „Bundeseinheitliche Transparenz 
bei der Darstellung von migrationsbezogener Kriminali-
tät zeitnah sicherstellen“. Wer stimmt für die beantragte 
Überweisung? – Bündnis 90/Die Grünen, CDU/CSU, 
FDP, SPD und die beiden Gruppen. Wer stimmt da-
gegen? – Das ist die AfD-Fraktion. Enthaltungen? – 
Sehe ich keine. Dann ist die Überweisung so beschlossen.

Ich rufe nun auf den Tagesordnungspunkt 10: 

Vereinbarte Debatte: 

Abschluss der Beweisaufnahme im 1. Unter-
suchungsausschuss

Ich darf recht herzlich die Wehrbeauftragte des Deut-
schen Bundestages, Dr. Eva Högl, begrüßen.

Für die Aussprache ist auch hier eine Dauer von 68 Mi-
nuten vorgesehen.

Ich bitte Sie, die Plätze einzunehmen, damit wir 
schnell mit der Debatte beginnen können. – Ich eröffne 
die Aussprache und erteile das Wort für die SPD-Fraktion 
Dr. Ralf Stegner.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Ralf Stegner (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Deutsche Bundestag ist heute aufgerufen, 
die Ergebnisse des 1. Untersuchungsausschusses der 
20. Wahlperiode zu würdigen, ein Ausschuss, der, wie 
es im Einsetzungsantrag heißt, „seinen Beitrag zu einer 
gründlichen Aufklärung der Umstände, der Genese und 
des Ablaufs der militärischen Evakuierungsoperation und 

des Umgangs mit den afghanischen Ortskräften deutscher 
Stellen“ leisten sollte. Dass wir diesen Auftrag trotz der 
durch die vorgezogenen Neuwahlen extrem verkürzten 
Zeit erfüllen konnten, ist ein Beleg für die Leistungs-
fähigkeit unserer parlamentarischen Demokratie.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Bereits im Februar werden wir der Bundestagsvizeprä-
sidentin unseren umfassenden Bericht übergeben können. 
In 46 Beweisaufnahmesitzungen mit insgesamt 483 Stun-
den haben wir 111 Zeuginnen und Zeugen vernommen, 
sieben davon zweimal. Hinzu kamen zwölf Sachverstän-
dige und vier internationale Experten. Über 1,4 Millionen 
Seiten Akten wurden ausgewertet, davon ein Großteil in 
öffentlicher Sitzung. Diese beeindruckenden Zahlen ver-
deutlichen nicht nur den Umfang der Untersuchung; sie 
zeigen auch die Bedeutung der mit umfangreichen Rech-
ten und Ressourcen ausgestatteten parlamentarischen 
Kontrolle in dieser lebendigen Demokratie.

Diese intensive Arbeit wäre ohne das außergewöhnli-
che Engagement aller Beteiligten nicht möglich gewesen. 
Es fällt heute ein bisschen schwer, das zu sagen, weil ich 
nicht weiß, ob das nach dem, was wir gestern erlebt 
haben, in Zukunft auch so sein wird, aber ich will den 
Kolleginnen und Kollegen der demokratischen Frak-
tionen für die sachliche und zielorientierte Mitarbeit dan-
ken. Das war eine Voraussetzung dafür, dass das gelun-
gen ist.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Die konstruktive Zusammenarbeit bei der Zeugen- und 
Themenplanung zeigt, dass parlamentarische Kontrolle 
auch unter Zeitdruck funktioniert, wenn alle Beteiligten 
das gemeinsame Ziel der Aufklärung verfolgen. Beson-
dere Anerkennung verdient das Ausschusssekretariat für 
die hervorragende organisatorische und fachliche Beglei-
tung.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Die Mitarbeiter der Verwaltung, der Fraktionen und der 
Abgeordnetenbüros haben mit unermüdlichem Einsatz 
Akten gesichtet, Befragungen vorbereitet, Erkenntnisse 
ausgewertet, oft bis tief in die Nacht. Ohne diese Hingabe 
hätten wir den engen Zeitplan nicht einhalten können. Ich 
bedanke mich herzlich bei allen Beteiligten.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Die internationale Bedeutung unserer Aufklärungs-
arbeit wird dadurch deutlich, dass sich selbst die US- 
Regierung, was keineswegs selbstverständlich ist, aktiv 
an unserer parlamentarischen Untersuchung beteiligt hat. 
Mit John F. Sopko, dem Special Inspector General for 
Afghanistan Reconstruction, und anderen hochrangigen 
US-Experten haben wichtige Zeitzeugen und Analysten 
ihre Erkenntnisse mit uns geteilt. Das zeigt: Die Auf-
arbeitung des Afghanistan-Einsatzes ist eine gemeinsame 
Aufgabe des westlichen Bündnisses.
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62 Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr, Frau 
Wehrbeauftragte, haben in Afghanistan ihr Leben ver-
loren. Vielen anderen hat dieser Einsatz tiefe physische 
und psychische Wunden zugefügt. Ihnen allen, den Ge-
fallenen, ihren Familien und allen, die dort gedient ha-
ben – ich beziehe das auch auf die Polizisten und andere, 
die ums Leben gekommen sind –, waren und sind wir eine 
ehrliche und gründliche Aufarbeitung schuldig und den 
Dank dafür, dass sie sich eingesetzt haben für unser Land.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Unsere Untersuchung hat mehre gravierende Defizite 
offengelegt: Die nachrichtendienstliche Informationslage 
war unzureichend. Noch zwei Tage vor der Einnahme 
Kabuls durch die Taliban hielt der BND dieses Szenario 
für unwahrscheinlich – eine Fehleinschätzung mit drama-
tischen Konsequenzen. Die mangelnde Abstimmung zwi-
schen den Ministerien und die zu wenig koordinierende 
Steuerung durch das Bundeskanzleramt haben zu einer 
teilweise inkohärenten Afghanistan-Politik geführt. Statt 
gemeinsamen Handelns dominierten Ressortdenken und 
bürokratische Hürden. Dies zeigte sich besonders beim 
Schutz unserer afghanischen Ortskräfte. Während andere 
Nationen bereits im Mai 2021 mit der Evakuierung ihrer 
Ortskräfte begonnen haben, fehlten in Deutschland die 
entsprechenden Planungen für ein Worst-Case-Szenario. 
Die zu späte Einbindung des Parlaments hat die Situation 
zusätzlich erschwert.

Als Vorsitzender dieses Ausschusses sage ich mit aller 
Deutlichkeit: Die Würde des Menschen muss auch in 
Krisenzeiten Vorrang vor bürokratischen Erwägungen 
haben, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Deutschland darf nie wieder zulassen, dass Formalismen 
über Menschenleben entscheiden. Andere Nationen ha-
ben gezeigt, dass Hilfe auch unbürokratisch und schnell 
möglich ist. Die militärische Evakuierungsoperation 
selbst war dabei unter schwierigsten Bedingungen ein 
Erfolg. In nur elf Tagen wurden über 5 300 Menschen 
aus 45 Nationen in Sicherheit gebracht. Das zeigt, zu 
welchen Leistungen unsere Soldaten fähig sind, meine 
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Die Lehren aus Afghanistan müssen in die Planung 
künftiger Einsätze einfließen. Wir brauchen eine realisti-
sche Einschätzung der Ziele. Die Abstimmung zu den 
Ressorts muss deutlich verbessert werden. Ein ressort-
übergreifendes Lagezentrum ist unverzichtbar. Klare Ver-
antwortlichkeiten und Entscheidungswege müssen de-
finiert werden. Und vor allem – das sage ich mit Blick 
auf die deutsche Geschichte und mit Blick auf manches, 
was wir vielleicht hätten anders haben können –: Huma-
nität muss immer Vorrang vor Bürokratie haben, meine 
sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Deutschland trägt als eines der wichtigsten Länder Eu-
ropas besondere Verantwortung für diejenigen, die uns 
vor Ort unterstützen. Sie kennen die Worte von Margot 
Käßmann: „Nichts ist gut in Afghanistan.“ Das stimmt, 
glaube ich, nicht ganz. Wir haben wichtige Entwick-
lungszusammenarbeit geleistet. Wir haben uns von Kor-
ruption ferngehalten. Wir haben, glaube ich, vieles er-
reicht, was die Gleichstellung von Mädchen und Frauen 
angeht bei Bildungschancen, Infrastrukturhilfen; das war 
nicht umsonst. Aber wir müssen uns fragen: Kann man 
ein Land, das mehrfach erobert und über Jahrzehnte ver-
wüstet wurde, umkrempeln in der Art und Weise, wie wir 
das machen? Müssten wir nicht häufiger über die Ziele 
nachdenken? Und wäre es nicht gut, wenn wir über sol-
che Länder mehr wüssten und nicht glaubten, es sei dort 
überall wie in Kabul? An all dem hat es ein bisschen 
gemangelt.

Ich glaube übrigens, dass es eine weise Entscheidung 
dieses Parlaments war, nicht nur einen Untersuchungs-
ausschuss, sondern auch eine Enquete-Kommission ein-
zusetzen. Mit dem Kollegen Müller und allen Beteiligten 
haben wir gut zusammengearbeitet. Was wir da gemacht 
haben, ergänzt sich.

Parlamentarische Kontrolle ist sehr wichtig. Sie dient 
ja nicht nur dazu, Fehler herauszufinden und womöglich 
Verantwortliche zur Rechenschaft zu ziehen. Gerade in 
diesem Fall, wo wir vergleichsweise viel überparteiliche 
Übereinstimmung hatten, kann man sagen: Sie dient auch 
dazu, dass in der Zukunft vermieden werden kann, dass 
wir Dinge tun, die wir nicht tun sollten, dass wir Men-
schen in Gefahr bringen, wo wir das vermeiden können, 
und vielleicht auch dazu, dass wir lernen, dass das ein 
oder andere vielleicht auch auf anderen Wegen möglich 
ist.

Ich finde, all diejenigen, die sich dort für Deutschland 
eingesetzt haben – und damit meine ich auch die Orts-
kräfte, die uns über viele Jahre zugearbeitet haben –, 
haben es verdient, dass sie sich auf das deutsche Wort 
verlassen können, haben es verdient, dass wir das Land 
auch jetzt nicht aus den Augen verlieren. Die Verhält-
nisse, die wir dort vorfinden, sind katastrophal. Aber 
das ist ja in vielen Teilen der Welt so.

Insofern: Wenn die Arbeit dieses Untersuchungsaus-
schusses dazu beigetragen haben könnte, dass Deutsch-
land in der Zukunft noch mehr daran mitwirken kann, 
Probleme in der Welt geringer zu machen – nicht dazu 
beizutragen, sie zu vergrößern –, und unseren guten Ruf, 
den wir in der Entwicklungszusammenarbeit haben, zu 
stärken und Verständnis für die Soldatinnen und Sol-
daten, für die Entwicklungshelferinnen und Entwick-
lungshelfer, für die Polizistinnen und Polizisten und an-
dere, die dort für uns tätig werden, zu haben, dann hätten 
wir etwas dabei gewonnen.

Ich bedanke mich ganz herzlich bei all denen, die dazu 
beigetragen haben und wesentlich dafür gesorgt haben, 
dass wir das, was der Deutsche Bundestag uns aufgetra-
gen hat, Frau Präsidentin, erfüllen konnten.
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Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Unionsfraktion hat das Wort Thomas 

Röwekamp.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. Sara 
Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Dr. Ann-Veruschka Jurisch [FDP])

Thomas Röwekamp (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Auch wenn wir den Abschluss-
bericht erst Mitte Februar an das Präsidium des Deut-
schen Bundestages übergeben werden, ist heute Zeit 
und Gelegenheit, mit den wesentlichen Erkenntnissen 
aus unserer von dem Kollegen Stegner geschilderten auf-
wendigen Tätigkeit Bilanz zu ziehen. Ich möchte das mit 
vier Themen tun:

Erstens. Die deutsche Politik hatte auf den Zeitpunkt 
des Abzugs der militärischen Kräfte aus Afghanistan kei-
nen Einfluss. Weder bei den Verhandlungen zwischen 
den Vereinigten Staaten von Amerika und den Talibanre-
bellen noch danach hat deutsche Diplomatie einen Zu-
gang zu dem Thema gelegt bekommen. An guten Absich-
ten hat es nicht gefehlt. Deutschland hat bis zum Schluss 
dafür gekämpft, dass es keinen bedingungslosen Abzug 
der internationalen Truppen, sondern einen bedingungs-
gebundenen Abzug gibt. Diese Idee, diese, ich glaube, 
auch für die Menschen in Afghanistan überzeugende di-
plomatische Auffassung Deutschlands konnte gegenüber 
den Amerikanern nicht durchgesetzt werden.

Was lernen wir daraus? Ich denke, es ist ganz wichtig, 
dass wir bei internationalen Missionen wie der in Afgha-
nistan, insbesondere wenn sie so lange dauern und auch 
zu so vielen Erfolgen im Land geführt haben, politisch 
eine eigenständigere Rolle spielen müssen und wir das 
politische Gewicht, das wir haben, nicht nur in unserem 
Verhältnis zu unseren Bündnispartnern, sondern ins-
besondere auch gemeinsam in Europa formulieren müs-
sen. Es muss eine europäische gemeinsame Außen- und 
Verteidigungspolitik geben, die sich auch mit solchen 
Einsätzen inhaltlich befasst.

Die zweite Erkenntnis ist: Die Bundeswehr hat hervor-
ragend gearbeitet. Das gilt nicht nur für den 20 Jahre 
dauernden Einsatz in Afghanistan, an dem sich insgesamt 
160 000 deutsche Soldatinnen und Soldaten beteiligt ha-
ben und mit dem sie nicht nur den ursprünglichen Auf-
trag, dass von Afghanistan kein Terrorismus mehr aus-
gehen soll, erfüllt, sondern darüber hinaus auch 
humanitär viel wertvolle Arbeit in Afghanistan geleistet 
haben. Deutsche Soldatinnen und Soldaten haben dazu 
beigetragen, Menschenleben zu retten und Wasser- und 
Energieversorgung breiter aufzustellen. Sie haben dafür 
gesorgt, dass junge Mädchen zur Schule gehen konnten. 
Sie haben dafür gesorgt, dass Frauen arbeiten gehen 
konnten. Sie haben für Stabilität in Afghanistan gesorgt. 
Umso bedauerlicher ist es, dass es am Ende nicht gelun-

gen ist, das an die afghanische Selbstverwaltung zu über-
geben. Aber der Einsatz, meine Damen und Herren, war 
nicht umsonst; Deutschland hat den Menschen in Afgha-
nistan geholfen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Die Bundeswehr hat auch die Rückverlegung des ei-
genen Truppenkontingents trotz schwieriger Umstände in 
hervorragender Weise umgesetzt. Die Zeitpläne verscho-
ben sich immer wieder. Trotzdem ist es Deutschland ge-
lungen, die deutschen Soldatinnen und Soldaten ohne 
Verluste und ohne Gefährdungen für die eigene Sicher-
heit bis Ende Juni 2021 nach Deutschland zurückzubrin-
gen. Damit war die militärische Mission in Afghanistan 
beendet.

Die Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr haben 
auch danach in vorbildlicher Weise eine humanitäre Ver-
antwortung in Afghanistan wahrgenommen. Sie haben 
sich um ihre Ortskräfte, ihre lokal Beschäftigten, sehr 
rechtzeitig und sehr engagiert gekümmert. Im Ergebnis 
konnten die meisten Ortskräfte der Bundeswehr tatsäch-
lich unbeschadet das Land verlassen. Sie haben andere 
dabei unterstützt, auch ihre humanitäre Verantwortung 
wahrzunehmen. Sie haben dafür gesorgt, dass auch Orts-
kräfte anderer Behörden und Institutionen in Afghanistan 
durch die Tätigkeit der Bundeswehr schnell an Ausreise-
voraussetzungen kommen konnten. Und natürlich haben 
sie auch diese Menschen im Rahmen der militärischen 
Evakuierungsoperation mitgenommen.

Ich werde nie vergessen, wie junge Soldaten bei uns im 
Untersuchungsausschuss über ihre Arbeit in diesen hei-
ßen Tagen am Flughafen in Kabul berichtet haben. Ich 
erinnere mich an den 29-jährigen Feldwebel, der uns im 
Ausschuss eindrücklich geschildert hat, dass er am Flug-
hafen in Kabul alles erlebt hat, was man als Soldat erle-
ben kann: Tod, Verwundung, Misshandlung mit Fahrrad-
schläuchen, Peitschen, Maschinen. Er hat gesehen, wie 
Kindern mit dem Gewehrkolben in die Brust gestoßen 
wurde. Und er hat gesagt, er habe noch nie in seinem 
Leben so viele Männer und Frauen weinen sehen. Ich 
bin sehr dankbar, dass dieser Soldat und seine Kamera-
dinnen und Kameraden in dieser chaotischen Situation 
teilweise unter Hinnahme einer eigenen Gefährdung vor 
die Tore gegangen sind, um nach Schutzbedürftigen Aus-
schau zu halten und sie zu evakuieren. Sie haben an dieser 
Stelle nicht nur Menschliches, sondern Übermensch-
liches geleistet. Vielen herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie des Abg. Joachim Wundrak [AfD])

Die dritte Erkenntnis ist: Wir haben uns um unsere 
Ortskräfte, also Menschen, die in Afghanistan für uns 
und unsere Sicherheit gearbeitet haben, nicht hinreichend 
gekümmert. Es gab zum Teil gute Gründe: Das Auswär-
tige Amt und das Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit haben ganz lange, eigentlich bis Mitte 
August, gehofft, dass sie trotz des militärischen Rückzugs 
aus Afghanistan mit humanitärer Hilfe weiter vor Ort den 
Menschen helfen können. Deswegen haben sie – aus 
unterschiedlicher Motivation, vielleicht auch aus zu viel 
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Verständnis für die Verhältnisse vor Ort – davon Abstand 
genommen, sich rechtzeitig um die Evakuierung dieser 
Ortskräfte zu kümmern.

Die damalige Bundesverteidigungsministerin, die 
Bundeswehr, aber auch die Bundeskanzlerin haben sehr 
früh und immer wieder darauf gedrungen, dass Deutsch-
land wie andere Nationen sehr früh die Verantwortung für 
die Evakuierung aller Ortskräfte übernimmt. Ja, es kann 
sein, dass die Botschaft „Auch Deutschland evakuiert 
seine Ortskräfte“ das Signal in das Land gesendet hätte: 
Jetzt verlassen uns auch noch die Deutschen. – Ich bin 
mir aber sicher, dass zu einem verantwortungsvollen Um-
gang mit einer Auslandsmission der Bundeswehr eben 
auch gehört, dass es einen Plan B gibt. Wir müssen immer 
darauf vorbereitet sein, dass die Mission, die wir aus-
üben, frühzeitig beendet wird und es deswegen erforder-
lich ist, alle, die uns geholfen haben, zu evakuieren, sie 
mit nach Deutschland zu nehmen.

Ich will daran erinnern, dass zu Beginn der militäri-
schen Evakuierungsoperation das Auswärtige Amt noch 
davon ausging, dass die Bundeswehr 300 deutsche 
Staatsangehörige aus Afghanistan ausfliegen soll. Am 
Ende haben wir über 5 000 Menschen aus Afghanistan 
ausgeflogen, nicht nur deutsche Staatsangehörige, son-
dern Angehörige fast aller Nationen. Auch das ist eine 
gewaltige deutsche Leistung, auch wenn es uns am Ende 
nicht gelungen ist, allen Menschen den Schutz zu bieten, 
den wir ihnen hätten garantieren müssen.

Und die letzte Erkenntnis ist: Die deutsche Nachrich-
tenlage war – entgegen Ihrer Feststellung, Herr Kollege 
Stegner – nicht falsch. Niemand hat den Sturz des Re-
gimes so schnell und schon gar nicht an diesem Wochen-
ende im August vorhergesehen. Alle haben damit gerech-
net, dass es zu einem Zusammenbruch in Afghanistan 
kommen wird und dass es dafür bestimmte Voraussetzun-
gen geben kann. An der Nachrichtenlage hat es jedenfalls 
nicht gelegen, dass wir das Land so unkoordiniert ver-
lassen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU, dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der AfD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich danke für das 
Vertrauen, das Sie in uns gesetzt haben, in diesem Aus-
schuss die notwendige Aufklärungsarbeit zu versehen. 
Ich danke meinen Kolleginnen und Kollegen für die un-
gewöhnlich sachliche Arbeit in einem Untersuchungs-
ausschuss. Und ich möchte mich ganz herzlich bei allen 
bedanken, die dazu beigetragen haben, insbesondere im 
Sekretariat, aber auch in den Fraktionen, dass wir ein so 
gutes gemeinsames Ergebnis erzielt haben.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich grüße Sie ganz 

herzlich. – Ich hätte eine Bitte: Wenn Sie Ihre Dank-
sagungen – ich wollte eben nicht unterbrechen – inner-
halb Ihrer Redezeit hinbekommen könnten, wäre das gut, 
weil wir heute ja sehr lange tagen werden.

Als Nächstes erhält das Wort Sara Nanni für Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Sara Nanni (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben im Unter-
suchungsausschuss Afghanistan vom Ende her geschaut; 
denn das Ende in Afghanistan war dramatisch. Wir alle 
haben noch die Bilder vom Flughafen in Kabul im Kopf.

Ich möchte mit einem Zitat beginnen, einem Zitat der 
Menschenrechtsaktivistin Mahbouba Seraj: „Why did 
you have to run?“ Sie sagte später:

„I am so proud of your people, that at least you are 
looking into it. But please, look into it well.“

Untersucht gründlich, das war ihre Mahnung an uns. Und 
ich kann sagen: Das haben wir getan.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Und was ist nun die Antwort auf die Frage: „Why did 
you have to run?“? Ich glaube, es ist wichtig, das hier 
noch mal auszusprechen. Der wichtigste Teil der Antwort 
ist: Die USA haben unter der Präsidentschaft von Donald 
Trump mit den Taliban de facto ein Kapitulationsabkom-
men abgeschlossen. Donald Trump hatte allein zum Ziel, 
alle US-Truppen aus Afghanistan abzuziehen. Alles an-
dere, was damit einhergeht, war ihm völlig egal. Es war 
nicht abgesprochen mit den Partnern, die auch in Afgha-
nistan engagiert waren. Es war nicht abgesprochen mit 
der Republik Afghanistan. Und das hat auch das deutsche 
Engagement in eine, ich würde sagen, unvermeidbare 
Pfadabhängigkeit gebracht. Aber das will ich auch ganz 
klar sagen: Diese dramatischen Bilder und das, was im 
August 2021 passiert ist, wäre vermeidbar gewesen. Und 
genau darum haben wir uns auch in der Aufklärung be-
müht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und des 
Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])

Ich möchte dem Kollegen Röwekamp zustimmen, 
wenn er sagt, dass eigentlich alle wesentlichen Informa-
tionen auf der Hand lagen. Die Bundesregierung wusste, 
dass die afghanischen Streitkräfte immer schwächer wer-
den und insbesondere dann, wenn die Amerikaner abzie-
hen, so schwach sind, dass sie den Taliban nicht mehr 
lange standhalten werden können. Die Bundesregierung 
wusste, wie die Raumgewinne der Taliban aussehen, wie 
sie selbst immer stärker wurden. Die Bundesregierung 
hat auch verstanden, dass das sogenannte Doha-Abkom-
men eine strukturelle Benachteiligung der Republik Af-
ghanistan mit sich bringt, die sich nicht mehr ausgleichen 
lassen wird. Und die Bundesregierung wusste auch, dass 
je mehr Raum die Taliban einnehmen, umso größer die 
Gefahr ist für ehemalige oder Noch-Ortskräfte der Deut-
schen. All das wusste man, und vielleicht waren nicht bei 
jedem alle Informationen immer sofort da. Aber dass 
diese Informationen nicht rechtzeitig zusammengeflos-
sen und zu Handlungen geführt haben, ist, glaube ich, 
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kein technisches Problem gewesen. Es war kein Problem 
der Gremien. Es war ein Problem der mangelnden politi-
schen Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

So richtig steht es mir nicht zu; ich spreche auch nur für 
mich, nicht für das ganze Haus: Aber an alle, die gelitten 
haben unter der Situation im August 2021, die mit 
Schmerz auf die Bilder aus Kabul geschaut haben: Es 
tut mir leid. Es tut mir wirklich leid.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der FDP und der 
Abg. Gülistan Yüksel [SPD])

Aber ich kann ihnen auch ein Versprechen geben. Schon 
in den letzten drei Jahren gab es viele Kolleginnen und 
Kollegen in diesem Haus, die ihre Verantwortung in der 
Außen- und Sicherheitspolitik mit Blick auf das, was in 
Afghanistan passiert ist, sehr, sehr ernst genommen ha-
ben. Wir bemühen uns darum, zuzuhören, und vielleicht 
werden wir auch manchmal selbst nicht gehört. Aber wir 
machen unsere Arbeit so, dass so etwas nicht noch einmal 
passiert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Philipp Hartewig [FDP])

Mein Dank kommt jetzt trotzdem am Ende, aber ich 
habe auch noch eine Minute. Mein Dank gilt zuallererst 
all denjenigen, die in 20 Jahren Afghanistan-Engagement 
viele persönliche Entbehrungen auf sich genommen ha-
ben, seien es die Soldatinnen und Soldaten, seien es die 
Diplomatinnen und Diplomaten, die auch unter schwie-
rigen Bedingungen gearbeitet haben, die Zivilangestell-
ten, die Bundespolizistinnen und Bundespolizisten, die 
vielen Menschen, die für Nichtregierungsorganisationen 
in Afghanistan gearbeitet haben. Mein Dank gilt allen, 
die in Berlin und vor allem in Kabul in der heißen Phase 
im August unter Einsatz ihres Lebens dafür gesorgt ha-
ben, dass doch noch sehr viele Menschen gerettet werden 
konnten. Und mein Dank gilt auch allen, die trotz der 
mangelnden Aufmerksamkeit, die dieser Untersuchungs-
ausschuss stellenweise erfahren hat, nicht weniger eifrig 
die Befragungen vorbereitet haben, durchgeführt haben, 
die sich durch die Dokumente gewühlt haben, und vor 
allem auch der Verwaltung, die uns dabei so stark unter-
stützt hat und jetzt wirklich einen ganz tollen Bericht 
vorgelegt hat, den wir mit unseren Fraktionsvoten noch 
mal flankieren.

Vielen Dank für die gute Zusammenarbeit. Der PUA 
zeigt: Es geht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Und die nächste Rednerin ist Dr. Ann-Veruschka 

Jurisch für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Dr. Ann-Veruschka Jurisch (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr verehrte Damen und Herren! Die Debatte 
heute markiert einen inhaltlichen Endpunkt des Unter-
suchungsausschusses Afghanistan. Es war mir eine große 
Ehre, an diesem wichtigen Projekt mitwirken zu dürfen.

Warum war dieser Untersuchungsausschuss so wich-
tig? Er war wichtig, um den Menschen gerecht zu wer-
den, die wir in Afghanistan zurückgelassen haben. Er war 
wichtig, um den Menschen gerecht zu werden, die unter 
Einsatz ihres Lebens und ihrer persönlichen Sicherheit 
vor Ort ihren Dienst geleistet haben. Der Untersuchungs-
ausschuss war wichtig, um Lehren für die Zukunft zu 
ziehen, vor allem auch mit Blick auf strukturelle Defizite, 
die gefährlich sind für unser Land. Der Untersuchungs-
ausschuss war wichtig, um auch politische Verantwort-
lichkeiten festzustecken.

Es sind einige Fehler oder zumindest Fehleinschätzun-
gen gemacht worden, die sich aber vor allem auch durch 
mangelhafte Prozesse und Strukturen zu einem größeren 
Problem ausgeweitet haben. Ich möchte drei wichtige 
Ergebnisse aus Sicht der FDP-Fraktion hervorheben:

Erstens. Es gab ein gerüttelt Maß an Wunschdenken an 
einigen Orten bei gleichzeitig fehlender Planung für rea-
listischere Szenarien und auch das Verschleppen von Pla-
nung, weil man an Wunschvorstellungen festgehalten 
hat.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Um es ganz konkret zu sagen: Das Auswärtige Amt ist 
davon ausgegangen, dass ein Friedensprozess mit den 
Taliban sinnvoll, möglich und auch erfolgversprechend 
sei, und ebenso, dass man auch die USA davon über-
zeugen könne, an diesem Friedensprozess festzuhalten 
und entsprechend umzuplanen. Das BMZ ging davon 
aus, auch ohne den Schutz der Amerikaner mit Entwick-
lungsprojekten im Land bleiben zu können. Beides waren 
aus unserer Sicht Fehleinschätzungen.

Zweitens. Es hat sich gezeigt, dass es in der Bundes-
regierung ganz unterschiedliche Lagebilder gibt, die aber 
an keinem Ort aufgelöst und zusammengeführt werden. 
Wie schon gesagt, haben Auswärtiges Amt und BMZ 
einerseits den Friedensprozess und die Umstimmbarkeit 
der Amerikaner für realistisch gehalten. Das BMVg und 
die Bundeswehr andererseits haben den Zeitpunkt des 
Abzugstermins im Doha-Abkommens für sich als Pla-
nungsgrundlage genommen und entsprechend geplant. 
Der BND hat richtigerweise ein Emirat 2.0, also die 
Rückkehr der Taliban, als das wahrscheinlichste Szenario 
prognostiziert. Die Kanzlerin Merkel hat gesagt, sie brau-
che dafür gar keinen BND. Ihr sei auch klar gewesen, 
dass die Taliban zurückkehren würden. Aber passiert ist 
nichts. Nirgendwo wurden unterschiedliche Lagen ge-
eint. Vor allem wurde auch eine alternative Planung für 
den Fall, dass ein Wunschszenario, auf das man hinarbei-
tet, scheitert, nicht gemacht. Es war auch keine ordnende 
Rolle des Kanzleramts in diesen Punkten feststellbar.

Drittens. Das sicherheitspolitische Denken steckt in 
Deutschland immer noch in den Kinderschuhen. Wir 
sind bei Informationen und Kapazitäten sehr stark von 
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den USA abhängig, und wir haben es uns da ein Stück 
weit zu bequem gemacht. Es wird nicht konsequent mit 
Szenarien und Wahrscheinlichkeiten gearbeitet. Es fehlt 
auch bei politischen Entscheidern ein wirklich fundiertes 
Verständnis für die Begrifflichkeiten, die der BND für 
Eintrittswahrscheinlichkeiten benutzt; und das ist hoch-
gradig gefährlich.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Ich möchte an dieser Stelle zwei unser insgesamt 
13 Handlungsempfehlungen herausstellen, die wir als 
Freie Demokraten machen:

Erstens. Ich bin nach der Arbeit dieses Untersuchungs-
ausschusses zutiefst überzeugt: Wir brauchen ein bes-
seres strategisches Frühwarnsystem und robuste Struktu-
ren und Prozesse zum Einen von Lagebildern und 
Entwickeln von Strategien. In einem Satz: Wir brauchen 
einen nationalen Sicherheitsrat.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Joachim Wundrak 
[AfD])

Zweitens. Persönliche Verantwortungsübernahme und 
der Mut zur Eigenverantwortung bei Beamten sollten 
konsequent und auch wirklich honoriert werden. Das ist 
bisher offensichtlich nicht der Fall, vor allem auch nicht 
im Auswärtigen Amt. Deswegen habe ich mich persön-
lich für die nachträgliche Ehrung von einigen Schlüssel-
personen mit dem Bundesverdienstkreuz eingesetzt. 
Ohne den Mut auch von Zivilisten neben dem der vielen 
Soldatinnen und Soldaten wäre alles noch schlimmer ge-
kommen. Ihnen gilt unser Dank.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Ich möchte meinen Dank auch an alle Beteiligten für 
ihren großen persönlichen Einsatz in diesem Unter-
suchungsausschuss aussprechen. Ich kann Ihnen allen 
versichern: Es hat sich gelohnt. Wir haben gemeinsam 
eine wirklich wichtige Arbeit geleistet und bringen diese 
nun zu einem guten Abschluss.

Abschließend noch mal mein Ceterum censeo als Freie 
Demokratin: Afghanistan hat gezeigt, wir brauchen einen 
nationalen Sicherheitsrat.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das war jetzt auf die Sekunde. Vielen Dank. – Der 

nächste Redner ist Stefan Keuter für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Stefan Keuter (AfD):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Wir schauen auf zweieinhalb Jahre Arbeit im 
Untersuchungsausschuss zurück, und dieser Unter-
suchungsausschuss hatte von Anfang an einen großen 
Fehler: Der Untersuchungszeitraum wurde nämlich nur 

auf das Ende des Afghanistan-Engagements begrenzt und 
hat nicht den kompletten Einsatz beleuchtet.

(Dr. Ann-Veruschka Jurisch [FDP]: Dafür gab 
es die Enquete-Kommission!)

Die wichtigste Erkenntnis für meine Fraktion ist aber, 
dass es eine objektive Bedrohung für Ortskräfte nie ge-
geben hat. Keine Ortskraft ist nachweislich durch Taliban 
zu Schaden gekommen. Die Taliban haben mehrfach 
Amnestien verkündet und sich auch penibelst daran ge-
halten. Eine subjektiv empfundene Bedrohungslage ist 
etwas anderes; aber objektiv hat diese, wie uns viele 
Zeugen bestätigt haben, nie existiert.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Schauen wir zurück zum August 2021. Merkel und ihr 

damaliger Außenminister Maas sind vor die Kameras 
getreten und haben gesagt: „Wir haben die Lage falsch 
eingeschätzt.“ Man sei von dem Zusammenbruch über-
rascht worden. Das ist eine glatte Lüge. Bereits im 
Herbst 2020 haben Lageeinschätzungen des Bundesnach-
richtendienstes und Bewertungen des Bundesverteidi-
gungsministeriums vorausgesagt,

(Zuruf der Abg. Gabriele Katzmarek [SPD])
dass ein Emirat 2.0 der wahrscheinlichste Ausgang sein 
wird. Merkel schärfte ihrem letzten Befehlshaber in Af-
ghanistan ein: „Ich will keine Bilder wie in Saigon“, und 
wiederholte dies im Januar 2021 noch einmal: „Ein Sai-
gon-Szenario muss unter allen Umständen verhindert 
werden.“ Hört sich das wie eine Überraschung an? Nein, 
natürlich nicht. Man wusste ganz genau, was passiert. 
Unser Nachrichtendienst hat eine hervorragende Arbeit 
gemacht.

(Beifall bei der AfD)
Die Amerikaner wollten raus, sind dann aber auf Falsch-
meldungen hereingefallen, haben panisch zum Flughafen 
verlegt, die Deutschen im Schlepptau hinterher.

Noch im März 2021 hat sich die Bundesregierung ei-
nen Blankoscheck bei der Mandatsverlängerung ausstel-
len lassen. Im Verteidigungsministerium tauchten dann 
plötzlich Schreiben auf, wo es hieß, wir sollten die Abge-
ordneten in homöopathischen Dosen auf die Realität in 
Afghanistan vorbereiten. Da frage ich mich: Sind wir hier 
als Parlament bewusst getäuscht worden? Die Taliban 
drohten dann natürlich postwendend mit Angriffen. Der 
Bundesnachrichtendienst riet dann der damaligen Vertei-
digungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer von Ih-
rer Fraktion, liebe Union, mit den Mullahs zu verhandeln. 
AKK lehnte dies ab mit der Begründung: Das ist politisch 
nicht vertretbar. Verluste kann man eh nicht ganz ver-
hindern. Es wird schon nichts passieren. – Das muss 
man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen, wie 
hier mit dem Leben unserer deutschen Landsleute in Af-
ghanistan politisch gespielt wurde!

(Beifall bei der AfD)
Heiko Maas, unser ehemaliger Außenminister, hat im 

Untersuchungsausschuss unverblümt zugegeben, dass er 
dem Bundesnachrichtendienst bewusst den Schwarzen 
Peter zugeschoben habe. Schließlich sei ja Wahlkampf 
gewesen. Ich würde den Bundeskanzler, der heute leider 
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nicht da ist, fragen, ob er von diesem feigen Manöver 
wusste. Er als damaliger Kanzlerkandidat wird hier 
doch mit Sicherheit eingebunden gewesen sein.

(Thomas Röwekamp [CDU/CSU]: Hättet ihr ja 
fragen können! Er war ja im Ausschuss! – Zu-
rufe von der SPD)

Lassen Sie uns noch kurz über den Ausschussvorsit-
zenden reden. Dieser, der Herr Stegner, hat es tatsächlich 
geschafft, diesen Untersuchungsausschuss in ein Zeugen-
schutzprogramm zu verwandeln.

(Dr. Ann-Veruschka Jurisch [FDP]: Jetzt 
reicht’s aber! – Gabriele Katzmarek [SPD]: 
Oh, oh, oh! Böses Foul!)

Uns sind E-Mails und Dokumente vom Auswärtigen Amt 
unterschlagen worden.

(Jörg Nürnberger [SPD]: Sie lehnen sich weit 
aus dem Fenster!)

Statt sich vehement für die Lieferung der Daten einzuset-
zen, hat er den Mantel des Schweigens darübergebreitet. 
Das haben wir alles im Sondervotum dokumentiert, auch 
das ständige Unterbrechen meiner Fraktion, Zurechtwei-
sungen, Behinderungen bei Zeugenvernahmen. Dies ha-
ben wir schön wissenschaftlich aufgearbeitet. Wir emp-
fehlen unser Sondervotum.

(Dr. Ann-Veruschka Jurisch [FDP]: Wir haben 
es alle gesehen! Das stimmt überhaupt nicht! 
Wir waren dabei! – Sara Nanni [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das erste Mal, dass Sie was 
wissenschaftlich aufarbeiten, Herr Keuter!)

Es ist müßig, zu erwähnen, dass uns der Kalender der 
Bundeskanzlerin bis heute nicht vorliegt. Er ist im Bun-
deskanzleramt offensichtlich gelöscht worden, wie es 
hieß. Wir als AfD-Fraktion haben dann einen Antrag 
zur Beiziehung dieses Beweismittels gestellt. Das ist 
durch alle anderen Fraktionen dieses Hauses abgelehnt 
worden. Da sieht man mal, wie ernst es mit der Aufklä-
rungsarbeit und dem Willen zur Aufklärung in diesem 
Hause bestellt war, ganz nach dem Motto: „Wasch mich, 
aber mach mich nicht nass.“

(Beifall bei der AfD)
Das ist eine Schande angesichts 60 toter Landsleute und 
18 Milliarden Euro eingesetztem deutschen Steuergeld.

Kommen wir zurück zum August 2021. Medienwirk-
sam wurde dann eine Evakuierungsoperation durch-
geführt. Das Erste, was nach Afghanistan kam, war ein 
Kamerateam der Bundeswehr. Wir haben dann Vergewal-
tiger und Schwerstkriminelle durch die Luftwaffe wieder 
einfliegen lassen. Wir haben die Luftwaffe zum Transport 
ausländischer Zivilisten eingesetzt. Ich sage Ihnen: Das 
war verfassungswidrig. – Im BMVg tauchten dann auch 
Schreiben und Kommentare auf, wo es hieß: Wir müssen 
aufpassen, dass das nicht in Karlsruhe landet. – Mit dieser 
Regierung landet das natürlich nicht in Karlsruhe.

Das Ortskräfteprogramm wurde dann schrittweise er-
weitert, ausgedehnt auf Akteure der zivilen Gesellschaft, 
auf Menschenrechtler, Frauenrechtler, Lehrer.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja, schreckliche Leute in Ihren Augen! – 

Gabriele Katzmarek [SPD]: Was Moskau alles 
weiß!)

Die sind alle mit auf diese Evakuierungslisten gesetzt 
worden. Wir wissen bis heute nicht, wer wie viele Per-
sonen benannt hat. Ich habe das die Bundesregierung 
mehrfach gefragt, auch im Rahmen meines parlamentari-
schen Fragerechtes. Ich habe hier keine Antworten be-
kommen und war dann gezwungen, das Bundesverfas-
sungsgericht anzurufen. Ich hoffe, dass hier irgendwann 
ein Urteil kommen wird.

Ich selber bin dann nach Pakistan gereist. Dank an die 
pakistanische Regierung, dass sie es mir möglich ge-
macht hat, am Gate zu stehen und zu gucken, wer in die 
Flieger nach Deutschland steigt. Es waren keine Kern-
familien, es waren Großfamilien. Es waren Menschen, 
die nicht gefährdet waren. Ich sprach mit ihnen. Sie alle 
freuten sich auf ihre neue Zukunft. Die Kernaussage, die 
ich hörte, war: I want to have a better life. – Ich möchte 
ein besseres Leben haben. – Dafür habe ich Verständnis, 
aber bitte nicht zulasten unserer inneren Sicherheit und 
nicht zulasten unserer deutschen Steuerzahler.

(Beifall bei der AfD)

Wir halten noch einmal fest: Die Ortskräfte waren nie 
gefährdet. Sie waren damals in Afghanistan schon privi-
legiert und befürchteten, diese Privilegien zu verlieren.

(Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist doch Unsinn, Herr Keuter! – 
Zuruf der Abg. Gülistan Yüksel [SPD])

Wir sehen Parallelen zu Syrien und Afghanistan. Der 
Bürostuhl von Assad war noch warm, niemand wusste, 
wie die neuen Machthaber in Damaskus ticken, da ist 
unsere Außenministerin schon nach Damaskus geflogen, 
ohne sich mit Ankara und Tel Aviv abzustimmen.

(Dr. Ann-Veruschka Jurisch [FDP]: Wir reden 
über Afghanistan! – Canan Bayram [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie disqualifizieren 
sich wirklich immer weiter! – Zuruf der Abg. 
Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Hals über Kopf ist sie dort hingereist. Ohne jede Berüh-
rungsangst traf sie sich mit Islamisten. Und nicht nur das: 
Sie hat mit den Menschen gesprochen, an deren Händen 
noch Blut klebte, die teilweise von den USA noch mit 
internationalem Haftbefehl gesucht wurden. Wäre nicht 
die Schaffung einer Beziehung zu den Taliban in deut-
schem Interesse?

(Thomas Erndl [CDU/CSU]: Sie sind doch zu 
Assad gefahren!)

Ich habe mich mit dem Kollegen Wundrak kürzlich mit 
den Taliban in Katar getroffen. Wir haben pragmatische 
Gespräche geführt.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Das ist 
eine gute Gesellschaft! – Peter Beyer [CDU/ 
CSU]: Heldenhaft, Herr Kollege! Heldenhaft!)

Die Taliban haben uns zugesichert, wenn es nach ihnen 
geht, alle Afghanen aus Deutschland zurückzunehmen, 
inklusive Straftätern und denjenigen, die diese Bundes-
regierung nicht abgeschoben kriegt.
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(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Also, die AfD trifft sich mit Islamisten in ihrer 
Freizeit! Oder was ist jetzt die Botschaft? – 
Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was haben die Taliban Ihnen denn dafür 
versprochen, Herr Keuter?)

Zum Schluss möchte ich mich ganz herzlich bei unse-
rem Expertenteam Untersuchungsausschüsse bedanken, 
die hervorragend zugearbeitet haben, und insbesondere 
bei meinem Kollegen Joachim Wundrak, Generalleutnant 
a. D. der Bundeswehr, der ganz hervorragende Arbeit in 
diesem Untersuchungsausschuss gemacht hat.

(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
… und sich hoffentlich für Sie schämt!)

Und, Herr Vorsitzender, wie Sie Herrn Wundrak begegnet 
sind, war in vielerlei Hinsicht einfach despektierlich.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der AfD – Dr. Karamba Diaby 
[SPD]: Wo ist die AfD-Fraktion denn? – Sara 
Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Boah, 
ist das peinlich! AfD trifft sich mit den Tali-
ban! Ich fasse es nicht!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort erhält Jörg Nürnberger für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Jörg Nürnberger (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Frau Wehrbeauf-

tragte! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Keuter, Sie 
sind ein Meister – ein Meister, in sieben Minuten so viel 
Unsinn zu erzählen,

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

der nicht der Wirklichkeit entspricht und der sich am 
Ende nur für ein 30-Sekunden-Video bei TikTok eignet, 
damit Sie Ihre eigene Blase und Ihr Klientel überzeugen 
können, wie gut Sie angeblich sind.

(Zuruf von der AfD)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, zweieinhalb Jahre 

intensiver Arbeit liegen hinter uns, zweieinhalb Jahre, 
in denen wir uns mit menschlichem Leid – eine Katego-
rie, die die AfD überhaupt nicht kennt –, mit Tragödien 
und mit den ganz konkreten Auswirkungen unserer Poli-
tik auf das reale Leben und die Schicksale der Menschen 
auseinandergesetzt haben.

Wir haben gleichzeitig bürokratische Verfahren und 
Kompetenzgerangel analysiert und Zeugen erlebt, die in 
ihren alltäglichen Routinen gefangen waren und nicht in 
der Lage waren, außergewöhnliche und herausfordernde 
Situationen zu bewältigen. Aber wir haben auch jene 
gesehen, die genau in solchen Momenten über sich hi-
nausgewachsen sind, Verantwortung übernommen und 
Großes geleistet haben – oft jenseits von Dienstvorschrif-

ten oder Anweisungen. Genau diese Vielfalt der verschie-
denen Eindrücke wird uns für immer im Gedächtnis blei-
ben.

Ein wichtiger Teil unserer Arbeit im Untersuchungs-
ausschuss liegt nun hinter uns. Wir sind dabei, den Be-
richt fertigzustellen, und das trotz der anstehenden Neu-
wahlen in 24 Tagen und obwohl wir deshalb ein halbes 
Jahr weniger Zeit haben werden. Wir werden unseren 
Auftrag abschließen, und wir werden im Februar melden 
können: Mission accomplished! Aber der Abschluss der 
Beweisaufnahme und die Veröffentlichung des Berichts 
dürfen kein Schlusspunkt sein. Sie müssen vielmehr ein 
Ausgangspunkt sein – ein Ausgangspunkt für Verände-
rung, für Einsicht und für eine ehrliche Bestandsauf-
nahme dessen, was in Zukunft besser gemacht werden 
muss.

Die letzten zweieinhalb Jahre haben eindrucksvoll ge-
zeigt, wie eine konstruktive und gute Zusammenarbeit 
mit den demokratischen Fraktionen aussehen kann. 
Danke den Kolleginnen und Kollegen hierfür! Und 
auch Frau Kollegin Bünger von den Linken sei erwähnt, 
die am Anfang des Untersuchungszeitraums bei uns im 
Ausschuss mitgearbeitet hat.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der FDP)

Am Ende bleibt die zentrale Frage: Warum musste es 
so weit kommen? Warum war es am Ende notwendig, so 
kurzfristig eine militärische Evakuierungsmission durch-
zuführen? Nach dem Abschluss der Vernehmung der 
politisch Verantwortlichen ziehen wir für die SPD-Frak-
tion eine klare Schlussfolgerung. Die Bundesregierung 
hätte damals früher auf die eskalierende Lage in Afgha-
nistan reagieren müssen.

Bereits lange vor dem Zusammenbruch der afgha-
nischen Regierung – auch das ist schon erwähnt worden – 
war der damaligen Bundesregierung bekannt, dass die 
afghanischen nationalen Verteidigungs- und Sicherheits-
kräfte ohne internationale Unterstützung, ohne Unterstüt-
zung der USA nicht wirklich durchhaltefähig waren. 
Umso unverständlicher ist es, dass bis zum Fall Kabuls 
am 15. August 2021 kein belastbarer Plan für ein Worst- 
Case-Szenario vorlag.

Unterschiedliche Ressortinteressen und eine unzurei-
chende Koordinierung durch das Bundeskanzleramt führ-
ten letztendlich dazu, dass auch das Ortskräfteverfahren 
trotz der eskalierenden Lage nicht zügiger vereinfacht 
wurde. Auch das ist angeführt worden: In der Abwägung 
zwischen Humanität und Bürokratie entschied sich auch 
das Bundesministerium des Inneren und für Heimat zu 
lange für Letzteres, was wertvolle Zeit kostete.

Ein großes Manko war, dass die unterschiedlichen La-
gebilder der verschiedenen Ministerien, Behörden und 
Institutionen nicht zusammengeführt und kritisch abge-
glichen wurden; da stimme ich mit der Kollegin Jurisch 
überein. Hier ist aber auch ganz besonders die Fehlein-
schätzung – da ist unsere Meinung abweichend – des 
BND hervorzuheben. Noch am 13. August 2021, zwei – 
zwei! – Tage bevor die Taliban Kabul eingenommen ha-
ben, hielt der BND ein solches Szenario vor dem 11. Sep-
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tember 2021 für eher unwahrscheinlich. Diese Fehlein-
schätzung oder Fehlbewertung, wenn Sie so wollen, hatte 
maßgeblichen Einfluss auf die verzögerte Krisenreaktion 
der Bundesregierung. Das ist uns heute im Nachhinein 
sehr klar.

Aber ich möchte nicht nur das Negative hervorheben. 
Wir haben auch gesehen, dass sich seitdem viel verändert 
hat. In den Ministerien, auch beim BND fanden umfang-
reiche Evaluierungen statt, und es wurden bereits die 
ersten Konsequenzen gezogen. Weiter so! Fehler einzuse-
hen und sie zu beheben, ist ehrenwert, sie abzustreiten 
oder zu verharmlosen, ist es eher nicht. Auch das Aus-
wärtige Amt und die Bundeswehr haben bei der Evakuie-
rungsmission im Sudan im vergangenen Jahr gezeigt, 
dass sie eben die richtigen Lehren aus den Fehlern von 
2021 gezogen haben.

Meine Damen und Herren, am Ende dürfen wir nicht 
vergessen, wen wir mit den Ergebnissen unseres Aus-
schusses in erster Linie adressieren: die beteiligten Per-
sonen in unserem Parlament und in den Ministerien – ja 
selbstverständlich, klar –, aber eben auch die vielen Men-
schen, die sich vor Ort eingesetzt haben, die Entwick-
lungshelferinnen und Entwicklungshelfer, die afgha-
nischen Ortskräfte, unsere Soldatinnen und Soldaten, 
unsere Polizisten und Polizistinnen. Ohne deren un-
ermüdlichen Einsatz wäre das zivile und militärische En-
gagement in Deutschland nicht möglich gewesen.

Der Kollege Röwekamp hat es sehr eindrücklich ge-
schildert. Auch mich haben besonders beeindruckt die 
Erzählungen der vielen, zum Teil sehr jungen Soldatin-
nen und Soldaten, Menschen, halb so alt wie ich, um die 
30, die uns ihre Erlebnisse in dieser Situation vor Augen 
geführt haben. Sie berichteten uns – das ist auch nicht 
unbedingt selbstverständlich – mit voller Offenheit und 
vertrauensvoll, wie sie aus dem Sommerurlaub heraus-
gerissen wurden, irgendwo in ein Flugzeug einsteigen, 
sich innerhalb kürzester Zeit mit ihnen persönlich über-
haupt nicht bekannten anderen Soldatinnen und Soldaten 
zu einer funktionierenden Einheit formieren mussten – 
einer Einheit, die unter extrem schwierigen Bedingungen 
in einer feindseligen Umgebung buchstäblich Auge in 
Auge mit den Taliban hinter dem Flughafenzaun Heraus-
ragendes geleistet hat. Sie haben es gut geschildert, Herr 
Röwekamp.

Die elftägige Evakuierungsmission in Kabul war die 
gefährlichste und anspruchsvollste Operation in der Ge-
schichte der Bundeswehr. Die 496 am Einsatz beteiligten 
Soldatinnen und Soldaten handelten dort nicht nur mit 
taktischem Geschick, sondern mit unerschütterlichem 
Mut. Und glücklicherweise gab es keine Verwundeten 
oder gar Toten.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Sie haben unter ständigem Bedrohungsszenario ins-
gesamt 5 347 Personen aus 45 Nationen über Taschkent 
aus Kabul in Sicherheit gebracht.

Aber unser Gedenken gilt auch jenen, die nicht zurück-
gekehrt sind aus Afghanistan: den 62 Soldatinnen und 
Soldaten, die während des 20-jährigen Einsatzes ihr Le-

ben verloren haben. Ihr Opfer mahnt uns, das ganze Haus, 
mit Demut und Respekt auf diesen Einsatz zurückzubli-
cken und vor allen Dingen auch bei jeder neuen Mandats-
erteilung zu beachten, dass wir hier im Parlament, alle 
von uns, auch über das Schicksal von Soldatinnen und 
Soldaten entscheiden werden und sie der Gefahr, zumin-
dest der potenziellen Gefahr von Tod und Verwundung an 
Leib und Seele aussetzen. Ich möchte deshalb als Ob-
mann der SPD-Fraktion im Afghanistan-Untersuchungs-
ausschuss den Soldatinnen und Soldaten noch einmal 
ganz herzlich danken. Sie haben hervorragende Arbeit 
geleistet! Wir werden Ihren Einsatz nicht vergessen!

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächster Redner ist Thomas Erndl für die CDU/CSU- 

Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Thomas Erndl (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Ich darf mich als stell-

vertretender Vorsitzender auch sehr herzlich bedanken 
bei allen, die mitgeholfen haben, diesen Untersuchungs-
ausschuss zu einem guten Ergebnis, zu wichtigen 
Erkenntnissen zu führen. Ich bedanke mich beim Aus-
schusssekretariat und allen, die hier intensiv mitgearbei-
tet und hierzu beigetragen haben.

Herr Keuter, die Sitzungsleitung muss rechtliche 
Schranken beachten. Und meines Erachtens sind die für 
alle Fraktionen sehr großzügig ausgelegt worden. Ich 
glaube, dass das insgesamt gut gelungen ist.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Wir haben als Institution in dieser Wahlperiode in die-
sem Parlament wichtige Erkenntnisse gewonnen. Ich darf 
als Mitglied der Unionsfraktion Stellung nehmen mit 
Blick auf das Auswärtige Amt, darf mich zuerst aber 
auch beim Fraktionsteam, bei den Mitarbeitern bedanken, 
die in umfangreicher Arbeit für zig Ordner, Vorberei-
tungsvermerke und intensive Betreuung gesorgt haben 
und auch dafür gesorgt haben, dass wir hier jetzt wichtige 
Erkenntnisse darstellen können.

Das Auswärtige Amt, meine Damen und Herren, war 
die zentrale Schaltstelle der Afghanistan-Politik und vor 
allem verantwortlich für das Lagebild der Bundesregie-
rung. Der BND war ein Zulieferer, eine Quelle von meh-
reren. Und das Doha-Abkommen, das hier schon bespro-
chen worden ist, ist ein Ausgangsfehler der Entwicklung, 
weil am Schluss keine konkreten Bedingungen für einen 
militärischen Abzug verankert waren. Jetzt nur die Ame-
rikaner zu kritisieren, ist meines Erachtens nicht der rich-
tige Weg. Man darf sich das auch nicht zu einfach ma-
chen. Denn wer hätte den Preis für eine weitere Präsenz 
bezahlt? Ein Preis, der in den Leben von Soldaten zu 
rechnen gewesen wäre. Und wenn die Amerikaner die 
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Hauptlast dieses Einsatzes tragen, dann ist klar, dass im 
Wesentlichen sie die Bedingungen festlegen, wie so ein 
Einsatz geführt und auch beendet wird.

Es war aber richtig, dass das Auswärtige Amt für Be-
dingungen gekämpft hat. Im weiteren Verlauf muss man 
aber feststellen, dass Wunschdenken und politische Ziel-
setzung auf der einen und die reale Entwicklung vor Ort 
auf der anderen Seite auseinanderklafften. Das Erreichen 
der Zielsetzung „Wir wollen einen Verhandlungserfolg, 
eine Machtbeteiligung der Regierung der Republik, wir 
wollen ziviles Engagement fortsetzen, wir wollen präsent 
bleiben, auch mit unserer Botschaft“ hat die Entwicklung 
vor Ort so nicht mehr hergegeben. Es war eine extreme 
Drucksituation für alle und führte am Schluss sogar so 
weit, dass alarmierende Nachrichten des Gesandten vor 
Ort in Berlin nicht so ernst genommen wurden wie nötig.

Wir brauchen in Zukunft die Fähigkeit, auf der einen 
Seite eine politische Zielsetzung zu verfolgen und gleich-
zeitig auf der anderen Seite für ein Worst-Case-Szenario 
zu planen. Ein nationaler Sicherheitsrat kann hier eine 
wichtige unterstützende Institution sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und der Abg. Gülistan Yüksel 
[SPD] und Jamila Schäfer [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Ich danke allen Mitarbeitern des Auswärtigen Amts, 
besonders auch denen in Krisenreaktionszentrum, die 
sich hier intensiv eingebracht und wertvolle Arbeit ge-
leistet haben. Für die tragische Entwicklung zum 15. Au-
gust wurde der BND zum Buhmann gemacht. Aber die 
vielleicht wichtigste Erkenntnis des Ausschusses ist: Der 
BND hat die Entwicklung richtig vorhergesagt: mit 
Wahrscheinlichkeiten und mit Kipppunkten. Und das ist 
eine wichtige Erkenntnis; denn wir müssen unserem 
Nachrichtendienst auch Vertrauen in seine Arbeit ent-
gegenbringen und dürfen ihn nicht vorschnell an den 
Pranger stellen. Der BND hat einen Lessons-learned-Pro-
zess durchlaufen, hat intensiv gerungen.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Thomas Erndl (CDU/CSU):
Deswegen, meine Damen und Herren, möchte ich den 

vielen Tausend BND-Mitarbeitern –
(Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Man kann gar nicht sagen, wie viele das sind!)
natürlich besonders denen in Afghanistan – für ihren 
Dienst für unser Land und die Verteidigung unserer Si-
cherheit danken. Wir werden in der nächsten Bundes-
regierung sicherstellen, dass der BND den richtigen 
Werkzeugkasten für seine Arbeit bekommt.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Danke schön.

Thomas Erndl (CDU/CSU):
Herzlichen Dank allen, die zu diesem Ergebnis beige-

tragen haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP und der Abg. Gülistan Yüksel 
[SPD])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ich merke schon, Sie wollen gerne bis morgen früh um 

4 Uhr tagen, wenn das so weitergeht.
Die nächste Rednerin ist Canan Bayram für Bünd-

nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Canan Bayram (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Untersuchungsausschuss Afghanistan ist 
vielleicht ein eher untypischer Untersuchungsausschuss; 
ich habe schon in anderen gearbeitet. In der Tat haben 
sich viele die Frage gestellt: Warum eigentlich dieser 
kurze Untersuchungszeitraum? Der Einsatz ging viel län-
ger. Wir haben von dem gesamten Einsatz die letzten 
18 Monate untersucht.

Jedem, der das zum Anlass nimmt, die Arbeit des Aus-
schusses kritisch zu beleuchten, empfehle ich den Unter-
suchungsausschussbericht. Darin legen wir genau dar, 
warum es sehr wichtig war, diesen Abschnitt zu unter-
suchen. Also, bevor Sie kritisieren, meine Damen und 
Herren, lesen Sie den Bericht. Und auch Sie, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, möchte ich auffordern, diesen 
Bericht zu lesen; denn es steht auch sehr viel darüber 
darin, worauf wir als Parlamentarierinnen und Parlamen-
tarier achten müssen. Es war eine Situation gewesen, in 
der Bundesbedienstete vor Ort in Afghanistan wirklich an 
Leib und Leben gefährdet waren. Sie wollten etwas errei-
chen. Das ist letztlich nicht gelungen, weil sich die Er-
eignisse so überschlagen haben, dass eine gefährliche 
Situation entstanden ist.

Meine Damen und Herren, es sind doch wir, die Abge-
ordneten im Deutschen Bundestag, die das in den Blick 
nehmen müssen, und zwar nicht erst, wenn wir im Aus-
schuss die Versäumnisse aufarbeiten. Vielmehr müssen 
wir rechtzeitig die Regierung kontrollieren. Das ist für 
mich eine wesentliche Erkenntnis aus diesem Unter-
suchungsausschuss.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Es ging insbesondere um die Ortskräfte, die hier heute 
schon erwähnt wurden. Wer sind eigentlich diese Orts-
kräfte? Das sind Menschen, die vor Ort in verschiedenen 
Positionen – bei der Bundeswehr, in der Entwicklungs-
hilfe, bei der Polizei – uns, das heißt deutsche Bediens-
tete, unterstützt haben, um unsere Anliegen, weswegen 
wir überhaupt in diesem Land waren, umzusetzen. Meine 
Damen und Herren, meine Kollegin Nanni hat sich schon 
für Versäumnisse, die dort begangen wurden, entschul-
digt. Deswegen will ich erwähnen: Es sind noch Orts-
kräfte in Afghanistan. Wir haben unser Wort nicht gegen-
über allen, die noch dort sind, halten können.
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Dem nächsten Bundestag werde ich nicht mehr ange-
hören, weil ich aus freien Stücken entschieden habe, nicht 
mehr zu kandidieren. Aber Sie, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, fordere ich hiermit auf: Setzen Sie sich für 
das Versprechen ein, das die Bundesrepublik Deutsch-
land diesen Menschen in Afghanistan gegeben hat, die 
teilweise durch die Taliban, mit denen Herr Keuter sich 
trifft, gefährdet sind. Meine Damen und Herren, die dra-
matische Situation für die Menschen in Afghanistan 
sollte uns weiterhin Mahnung und Auftrag zugleich sein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich will die Gelegenheit auch nutzen, allen Kollegin-
nen und Kollegen, mit denen ich im Ausschuss gearbeitet 
haben, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Danke zu 
sagen. Und ich will mich für meine sieben Jahre hier im 
Deutschen Bundestag bedanken, in denen ich als Nach-
folgerin von Hans-Christian Ströbele in seiner Tradition 
diesen Auslandseinsatz, dieses Bundeswehrmandat im-
mer kritisch begleitet habe. Und ich will allen lieben 
Kolleginnen und Kollegen in meiner Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen, aber auch aus den anderen Fraktionen 
hier im Haus Danke sagen für die kontroversen Gesprä-
che, aber auch für die meist persönlich sehr angenehmen 
Begegnungen und für die Unterstützung.

Ich will mich bei meinen Wählerinnen und Wählern 
bedanken, die mich mit einem Direktmandat im Wahl-
kreis Berlin-Friedrichshain-Kreuzberg – Prenzlauer 
Berg Ost in den Deutschen Bundestag geschickt haben. 
Ich will mich bei meiner Familie bedanken, insbesondere 
bei meinem Kind; denn politische Arbeit ist nur möglich, 
wenn unsere Familien mitspielen. Sie alle werden das 
kennen.

Und besonders will ich mich bei meinem Büro bedan-
ken und dabei drei Namen nicht unerwähnt lassen: 
Simona Bianco, Silvia Rothmund und Christoph Villin-
ger. Vielen herzlichen Dank für die Unterstützung meiner 
politischen Arbeit. Ihnen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wünsche ich viel Kraft in Ihrem Wahlkampf. Mögen 
die Besseren gewinnen und manche draußen bleiben.

Herzlichen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Canan Bayram, auch wir danken Ihnen für Ihr 

Engagement in zwei Legislaturperioden. Ich glaube, egal 
welcher politischen Richtung jemand angehört: Alle wür-
den sicherlich zustimmen, wenn ich sage: Sie haben Ihre 
Standpunkte immer sehr klar und mit unglaublich viel 
Leidenschaft vorgetragen. Ganz herzlichen Dank.

(Beifall)

Die Debatte geht weiter, und das Wort erhält Peter 
Heidt für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Peter Heidt (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine Damen und Herren! Ein Beamter be-
schrieb die Situation treffend mit den Worten: „Wahn-
sinn. Eine humanitäre Katastrophe mit Ansage. Eine Rie-
senscheiße.“ Diese Worte waren Realität.

Der Fall Kabuls am 15. August 2021 war kein unvor-
hersehbares Ereignis. Vielmehr war es das Ergebnis jah-
relanger Fehlentscheidungen und einer unzureichenden 
Vorbereitung. Bei allen zutage getretenen Mängeln im 
politischen Berlin sind die persönlichen Leistungen vor 
Ort in Afghanistan herausragend gewesen; Kollegin 
Jurisch hat es erwähnt.

Exemplarisch können der deutsche Geschäftsträger in 
Kabul, van Thiel, und der Bundespolizist der deutschen 
Botschaft mit dem Arbeitsnamen „Fisch“ genannt wer-
den oder auch die am Flughafen eingesetzten deutschen 
Kräfte. Ihr entschlossenes Handeln, Improvisations-
geschick, Durchhaltevermögen waren maßgeblich dafür 
verantwortlich, dass so viele deutsche Staatsangehörige, 
Ortskräfte und deren Familien gerettet werden konnten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Sehr unterschiedlich sind die Minister aufgetreten. Die 
Minister Seehofer und Müller haben uns ja erklärt: Alles 
ist gut, hervorragende Leistungen, gar keine Probleme. – 
Erstaunlich traurige Auftritte. Und dass sich Bundes-
kanzler Scholz wie immer nicht erinnern konnte, hat ei-
gentlich auch niemanden überrascht.

Anders die ehemalige Verteidigungsministerin Kramp- 
Karrenbauer, die selbstkritisch war. Sie hatte durchaus 
frühzeitig erkannt, dass das Ortskräfteverfahren auf 
Dauer nicht praktikabel ist. Sie wollte es ändern, aber 
sie konnte sich gegen Seehofer nicht durchsetzen, und 
die Kanzlerin hat ihr nicht geholfen. Viel zu spät, erst 
im Juni 2021, wurden dann die ersten Änderungen am 
Verfahren vorgenommen.

Insgesamt hat sich gezeigt, dass Kanzlerin Merkel an 
dem Thema Afghanistan nicht wirklich interessiert gewe-
sen ist. Das Kanzleramt hat praktisch überhaupt nichts 
getan, hat sich in die problematische Ressortabstimmung 
nicht eingeschaltet, hat vielmehr alles laufen lassen, 
Staatssekretärsrunden, die eher Kaffeekränzchen waren, 
nicht begleitet. Und auch die Berichte vom BND hat sie 
nicht gelesen. Das als wahrscheinlichste Szenario dekla-
rierte Emirat 2.0 war ihr völlig unbekannt – eine für mich 
schockierende Aussage.

Der Untersuchungsausschuss hat wertvolle Erkennt-
nisse geliefert, die in Zukunft entscheidende Impulse 
für die sicherheitspolitische Ausrichtung Deutschlands 
geben können. Die gewonnenen Einsichten verdeutlichen 
die dringende Notwendigkeit, geopolitische Entwicklun-
gen frühzeitig zu analysieren und strategische Hand-
lungsoptionen flexibel und koordiniert zu gestalten. An-
gesichts der zunehmenden sicherheitspolitischen 
Herausforderungen ist es essenziell, dass Deutschland 
seine Sicherheitsstruktur an die neuen geopolitischen 
Realitäten anpasst und strategische Schwachstellen kon-
sequent adressiert.
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Träge Entscheidungsprozesse trotz Handlungsdruck, 
mangelnde Zusammenführung von verschiedenen La-
gebildern innerhalb der Bundesregierung: Wir als Freie 
Demokraten fordern die Einrichtung eines beim Bundes-
kanzleramt angesiedelten nationalen Sicherheitsrats.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
Es reicht eben nicht aus, nur militärisch zu intervenieren. 
Wir müssen langfristige Strategien entwickeln, Krisen- 
Mindsets in den Ressorts stärken, sicherheitspolitische 
Kompetenzen im Auswärtigen Amt stärker verankern, 
Handeln von befreundeten Staaten besser analysieren. 
Kommende Regierungen müssen sicherstellen, dass wir 
nicht nur kurzfristige Lösungen suchen, sondern auch die 
langfristigen Folgen unseres Handelns im Blick haben.

Und an der Stelle: Die AfD hat es als einzige Fraktion 
geschafft, im Ausschuss permanent Fragen zu stellen, die 
rechtlich unzulässig waren.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Ja, aber 
das ist doch konsequent von der AfD!)

Dass Sie sich jetzt hier beschweren, dass der Vorsitzende 
Sie auf die rechtlichen Begebenheiten hinweist, spricht 
Bände hinsichtlich Ihrer Einstellung. Ihnen ist Recht und 
Gesetz völlig wurscht!

(Stefan Keuter [AfD]: Schauen Sie sich den 
Bericht an!)

Das ist traurig. Alle anderen Fraktionen, selbst die 
Linken, haben es geschafft. Sie nicht! Ihr Verhalten 
spricht Bände.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Michael Brand 
[Fulda] [CDU/CSU]: Das ist doch konsequent 
bei der Truppe!)

Ich halte meine letzte Rede in dieser Wahlperiode.
(Steffen Janich [AfD]: Das ist gut so! – Stefan 
Keuter [AfD]: Wie wahrscheinlich Ihre ganze 
Fraktion! – Gegenruf der Abg. Gabriele 
Katzmarek [SPD]: Benehmen ist bei Ihnen 
auch dahin!)

Ich möchte exemplarisch Menschen wie Derya, Boris 
und Stephan nennen. Es gibt Freundschaften über Partei-
grenzen hinweg, und dafür bin ich sehr dankbar; denn das 
bleibt. Ich bin meiner Fraktion dankbar, dass sie so ka-
meradschaftlich-kollegial mit mir zusammengearbeitet 
hat. Ich bin ja authentisch in meiner Art und Weise,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

und das durfte ich in dieser Fraktion sein. Auch dafür 
vielen Dank. Und ebenso meinem Team vielen Dank.

Am Schluss bleibt der Satz: Im Übrigen bin ich der 
Auffassung: Wir sollten unverzüglich Taurus-Marsch-
flugkörper an die Ukraine liefern.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Gabriele Katzmarek [SPD]: Da 
können wir leider nicht klatschen!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Lieber Peter Heidt, auch Ihnen einen ganz herzlichen 

Dank! Wir haben in der letzten Legislatur sogar mal 
gemeinsam in einem Ausschuss gesessen und gemeinsam 
für Menschenrechte gestritten. Das war immer sehr klar, 
sehr durchdacht, auch mal nachdenklich und nicht immer 
vorhersehbar, was da denn nun an Meinung kommen 
würde. Also, ganz, ganz herzlichen Dank für die Arbeit 
auch für unsere Demokratie!

(Beifall)
Die nächste Rednerin ist Gülistan Yüksel für die SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Gülistan Yüksel (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wir sind heute hier, um über Ereignisse zu sprechen, 
die uns tief berührt und intensiv beschäftigt haben: die 
Evakuierungsmission der Bundeswehr im August 2021. 
Zwar gelang es der Bundeswehr, innerhalb von nur elf 
Tagen über 5 000 Menschen aus Kabul zu retten, doch die 
Bilder der verzweifelten Menschen und das Chaos am 
Flughafen sind noch immer in unser aller Gedächtnis ein-
gebrannt.

Viele, die Schutz suchten, schafften es in den dramati-
schen Tagen nicht rechtzeitig, das Land zu verlassen. 
Menschen, die uns als Ortskräfte über Jahre hinweg un-
terstützt haben – als Dolmetscher, als Fahrer oder auch als 
Sicherheitskräfte –, wurden in ihrer größten Not im Stich 
gelassen. Dabei haben wir eine Fürsorgepflicht gegen-
über unseren Ortskräften; denn sie haben für uns gearbei-
tet, sie waren unsere Brücke zur afghanischen Gesell-
schaft. Ihre Arbeit war essenziell für unseren Einsatz, 
meine Damen und Herren.

Ein entscheidender Grund für das Scheitern vieler Eva-
kuierungen lag im schwerfälligen und bürokratischen 
Ortskräfteverfahren. Dieses hätte früher angepasst wer-
den können, doch unterschiedliche Ressortinteressen und 
eine mangelnde Koordination verhinderten ein schnelles 
und entschlosseneres Handeln. Bürokratie stand zu häu-
fig vor Humanität. Bürokratie sollte aber nie über der 
Menschlichkeit stehen.

Eine Aufarbeitung der Ereignisse vom August 2021 
war deshalb nicht nur angemessen, sondern dringend not-
wendig. Unsere Aufgabe im Untersuchungsausschuss be-
schränkte sich jedoch nicht nur auf einen Rückblick, sie 
ist zugleich ein Appell in die Zukunft. Wir müssen aus 
unseren Fehlern lernen. Wir brauchen effizientere und 
klarere Prozesse, schnelleres und entschlosseneres Han-
deln. Und wir brauchen den politischen Willen, Verant-
wortung zu übernehmen – mit Menschlichkeit und Weit-
sicht.

Lassen Sie uns sicherstellen, dass wir in Zukunft bes-
ser und effizienter zusammenarbeiten, dass Visaverfah-
ren für unsere Ortskräfte vereinfacht und Verantwortlich-
keiten deutlich geklärt werden, dass wir praktikable und 
frühzeitige Notfallpläne haben, die die Sicherheit und das 
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Wohl der Menschen in den Mittelpunkt stellen. Es geht 
dabei auch um unsere Glaubwürdigkeit. Denn wie kön-
nen wir sonst zukünftig erwarten, dass uns Menschen in 
anderen Krisenregionen vertrauen und sie für uns arbei-
ten wollen?

20 Jahre waren wir in Afghanistan. Wir, das sind un-
sere Soldatinnen und Soldaten, Diplomatinnen und Di-
plomaten, humanitäre und ehrenamtliche Helferinnen 
und Helfer. Zusammen mit unseren afghanischen Part-
nern haben sie unermüdlich daran gearbeitet, das Leben 
der Menschen vor Ort zu verbessern. Doch am Ende 
müssen wir uns fragen: Was bleibt von diesen 20 Jahren?

Unsere Verantwortung endet nicht mit dem letzten 
Evakuierungsflug. Wir schulden den Menschen in Afgha-
nistan, dass wir weiter hinschauen, dass wir humanitäre 
Hilfe leisten, wo sie möglich ist, dass wir uns für die 
Rechte der Frauen und Mädchen einsetzen, deren Frei-
heiten beschränkt werden. Die Mission in Afghanistan 
mag vorbei sein, doch unsere Verantwortung ist es nicht.

Und auch unseren Soldatinnen und Soldaten gegen-
über tragen wir insbesondere als Parlament Verantwor-
tung. Gerade ihretwegen müssen wir die richtigen Lehren 
ziehen. Ich denke, der Untersuchungsausschuss leistet 
dazu einen großen Beitrag. Der Abschlussbericht wird 
Mitte Februar vorgestellt und sicherlich wichtige Er-
kenntnisse liefern, die hoffentlich in zukünftige Entschei-
dungen einfließen können.

Dieser Bericht ist das Ergebnis einer intensiven und 
konstruktiven Arbeit. Deshalb möchte auch ich mich an 
dieser Stelle bei meinen Kolleginnen und Kollegen, den 
Mitarbeitenden der Fraktionen und Abgeordneten, beim 
Sekretariat und der Bundesregierung für die kollegiale 
und gute Zusammenarbeit – oft zu später Stunde – ganz 
herzlich bedanken. Danken möchte ich auch den Medien, 
die unsere Arbeit begleitet haben. Und weil ich eben 
gesehen habe, lieber Cem, dass Sie auch da sind: Sie 
haben uns jeden Donnerstag bis Mitternacht begleitet, 
und dafür gibt es, denke ich, von hier aus einen Riesen-
applaus.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir können die Ver-
gangenheit nicht ändern, aber wir können aus ihr lernen. 
Wir können aus ihr die richtigen Schlüsse ziehen. Und 
wir können dafür sorgen, dass unser Handeln in Zukunft 
menschlicher, entschlossener und weitsichtiger ist. Denn 
es geht am Ende um Menschen.

Danke schön.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie des Abg. 
Thomas Röwekamp [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Nicolas 

Zippelius für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nicolas Zippelius (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Auch ich möchte mit einem Dank 
beginnen an all die Einsatzkräfte, die 20 Jahre lang po-
litischen Willen umgesetzt haben. Danke an alle, die die 
Evakuierung vor Ort unterstützt haben und unter Einsatz 
ihres eigenen Lebens dafür gesorgt haben, dass andere 
das Land sicher und unversehrt verlassen konnten. Danke 
an die Mitarbeiter der GIZ und danke an alle, die damals 
in Phase II, nach dem 27. August 2021, die Arbeit hier 
vor Ort weitergeführt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Was mir persönlich von der Ausschussarbeit in Erinne-
rung bleibt, ist die gegenseitige Wertschätzung der Ver-
antwortlichen miteinander und füreinander. Aus einer 
damaligen Befragung ging hervor, wie sehr diese Zeit 
die Menschen geprägt hat und auch noch immer prägt. 
Ein Zeuge sagte uns, dass das einerseits eine sehr harte 
Geschichte war. Er habe andererseits in seinem Leben nie 
mit so hervorragenden Kollegen aus allen Häusern zu-
gleich zusammengearbeitet, und zwar aus seinem eige-
nen Haus, betonte er, aber auch vom BND, von der Bun-
despolizei und dann am Flughafen auch von der 
Bundeswehr und vielen weiteren. Das Ergebnis sei, sagte 
er, so hart das alles gewesen war, auch ein befriedigendes.

Eindrücklich ist, dass Afghanistan der Versuch war, die 
Entwicklungszusammenarbeit auch unter schwierigsten 
Bedingungen erfolgreich fortzusetzen. Bis Mitte August 
war es das Anliegen des Bundesministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung und des 
Auswärtigen Amts, in Afghanistan zu verbleiben. Mittel- 
und langfristige Pläne dazu gab es bereits. Die Lage 
wurde falsch eingeschätzt. Als es darauf ankam, bewie-
sen BMZ und GIZ ihre Fähigkeit zur Krisenbewältigung.

Deutschland muss lernen, die Ambivalenz, politisch 
das Beste zu erreichen zu wollen und sich zugleich auf 
das Schlimmstmögliche vorzubereiten, besser umzuset-
zen. Der Abzug der Bundeswehr aus Afghanistan hat auf 
dramatische Weise gezeigt, dass diese Balance zwischen 
politischen Zielvorstellungen und strategischer Vorsorge 
Struktur benötigt. Einerseits strebte die Bundesregierung 
lange eine geordnete Übergabe an die afghanische Regie-
rung an, in der Hoffnung, dass internationale Entwick-
lungsarbeit und diplomatische Bemühungen das Land 
stabilisieren würden. Andererseits fehlte es an einer Vor-
bereitung auf das Worst-Case-Szenario: den rasanten 
Vormarsch der Taliban und den damit verbundenen Zu-
sammenbruch staatlicher Strukturen.

Die Entwicklungszusammenarbeit hat wichtige Hilfe 
geleistet. Vieles wurde vor Ort umgesetzt und ermöglicht: 
29 Krankenhäuser wurden gebaut oder saniert, 42 Grund-
schulen, 71 weitere Schulen, 37 Berufsschulen und vieles 
Weitere in den Bereichen Bildung, Infrastruktur und Ge-
sundheit.

Deswegen möchte ich schließen, wie ich begonnen 
habe: mit einem großen Dankeschön an alle, die sich 
seinerzeit, in dieser Zeit und darüber hinaus eingesetzt 
und unterstützt haben.

Ich danke Ihnen vielmals.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Als Nächstes erhält das Wort Jamila 

Schäfer für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Jamila Schäfer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Ortskräfte! Liebe Soldatinnen und Sol-
daten! Ich möchte starten mit einem Dank an meine Kol-
leginnen und Kollegen aus den demokratischen Frak-
tionen. Ich glaube, wir haben in diesem Ausschuss 
gezeigt, wie sachliche parlamentarische Zusammenarbeit 
im Sinne der Aufklärung funktionieren kann.

Als ich im Sommer 2021 diese furchtbaren Bilder vom 
Kabuler Flughafen gesehen habe, von den Menschen, die 
sich dort an den Flugzeugen festgeklammert haben, hatte 
ich den Gedanken, dass so etwas nicht noch einmal pas-
sieren darf, und das Bedürfnis, wirklich gründlich auf-
zuklären, was damals passiert ist, damit es sich nicht 
wiederholen kann.

Wir haben das gemeinsam geschafft. Wir haben schon 
viele Analysepunkte gehört. Ich glaube, viel zu oft galt 
das Prinzip: Es kann nicht sein, was nicht sein darf. – Es 
gab eine starke Abhängigkeit von den amerikanischen 
Partnern, die uns auch auf anderer Ebene sicherheitspoli-
tisch auf die Füße fällt. Wir haben zu wenig klare Ent-
scheidungen für Humanität gefällt, und es gab zu wenig 
ressortübergreifendes Arbeiten an der Sache. Ich hoffe, 
dass wir dazu beitragen konnten, dass es in Zukunft bes-
ser wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])

Wir haben aber auch gesehen, dass sich die Lage in 
Afghanistan, während wir die Sitzungen in diesem Aus-
schuss abgehalten haben, immer weiter verschlechtert hat 
und auch immer weniger Raum in der öffentlichen De-
batte eingenommen hat im Hinblick auf die Frage: Wie 
können wir den Menschen vor Ort helfen?

Ich glaube, dass wir der Entmenschlichung in den mi-
grationspolitischen Debatten gerade in diesen Zeiten ent-
gegentreten müssen. Wir müssen zeigen, dass wir die 
Leute in Afghanistan nicht vergessen haben, wir zu un-
serer Verantwortung stehen, den Ortskräften weiter zu 
helfen, und wir vor allem auch dafür sorgen wollen, 
dass die Arbeit unserer Einsatzkräfte, unserer Soldatin-
nen und Soldaten nicht umsonst gewesen ist. Deshalb 
gebührt es sich natürlich in diesem Parlament, weiterhin 
gemeinsam mit den Afghaninnen und Afghanen den 
Blick in die Zukunft zu richten.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Als Nächstes erhält das Wort für die Gruppe Die Linke 

Clara Bünger.
(Beifall bei der Linken)

Clara Bünger (Die Linke):
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Als die Bundeswehr 2021 nach fast 20 Jahren aus 
Afghanistan abzog, ließ die Bundesregierung ihre afgha-
nischen Verbündeten im Stich. Wir alle erinnern uns an 
die dramatischen Bilder vom Kabuler Flughafen: Men-
schen klammerten sich verzweifelt an Flugzeuge, um den 
Taliban zu entkommen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Und was ist mit der 
afghanischen Armee?)

Dieses Chaos war auch das Ergebnis des verantwor-
tungslosen Handelns der damaligen Bundesregierung.

(Beifall bei der Linken)
Es war absehbar, dass die Taliban die Macht zurücker-
obern würden. Verantwortungsvoll wäre es gewesen, 
großzügig Ortskräfte aufzunehmen.

(Beifall bei der Linken)
Doch die Ministerin und die Ministerien handelten klein-
kariert, schoben die Verantwortung hin und her. Seehofer 
wollte Anfang August 2021 sogar noch Abschiebungen 
nach Afghanistan durchsetzen.

(Thomas Röwekamp [CDU/CSU]: Ja, von 
Straftätern! – Peter Beyer [CDU/CSU]: Das 
wäre heute auch nicht verkehrt!)

Was für ein menschenverachtender Plan!
(Beifall bei der Linken)

Ein Beispiel für die Folgen dieses Versagens ist die 
Geschichte von Herrn J., der für die Bundeswehr gearbei-
tet und auch als Zeuge im Untersuchungsausschuss aus-
gesagt hat. Herr J. und seine Familie hatten gültige Un-
terlagen und wurden von der Bundeswehr eingeladen, 
sich am Kabuler Flughafen einzufinden. Bereits der 
Weg dorthin war lebensgefährlich. Die Familie musste 
mehrere Taliban-Checkpoints passieren.

Am Nordtor des Flughafens herrschte Chaos. 
Tausende Menschen drängten sich, Sicherheitskräfte feu-
erten Schüsse in die Luft, Tränengas wurde eingesetzt. 
Der Sohn des Herrn J. wurde verletzt. Das Kind eines 
Kollegen schwebte in Lebensgefahr. Doch trotz gültiger 
Dokumente wies die Bundeswehr die Familie zurück. Ein 
Soldat erklärte Herrn J., sein Name sei nicht registriert. 
Eine Soldatin drohte sogar mit dem Gewehr. Herr J. be-
schrieb diesen Moment als den absoluten Tiefpunkt: Er 
habe die Welt nicht mehr verstanden.

So ging es auch der Familie M., die Hunderten Orts-
kräften Schutz bot und ebenfalls im Stich gelassen wurde. 
Einige Familienmitglieder konnten inzwischen nach 
Deutschland kommen, doch viele hängen trotz Aufnah-
mezusage – trotz Aufnahmezusage! – immer noch in 
Pakistan fest oder wurden ganz allein gelassen, und das 
mehr als drei Jahre nach der Machtübernahme der Tali-
ban.
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Diese Geschichten zeigen: Menschen, die jahrelang für 
deutsche Behörden arbeiteten, werden im Stich gelassen, 
und das trotz Lebensgefahr. Das ist ein politisches Ver-
sagen ohne Entschuldigung.

(Beifall bei der Linken)
Umso schlimmer ist es, dass der Bundeskanzler ges-

tern hier im Plenum verteidigte, dass Deutschland als 
einziges Land in Europa wieder nach Afghanistan ab-
schiebt – in ein Land, das von einem Regime regiert wird, 
das Menschen öffentlich auspeitscht, Frauen in fenster-
lose Häuser sperrt und hinrichtet. Das ist beschämend, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. Man macht keine ge-
meinsame Sache mit den Taliban!

Vielen Dank.
(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der Abg. Jamila Schäfer 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die letzte Rede in dieser Aussprache hat Mechthilde 

Wittmann für die CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Kolleginnen und Kollegen! Lassen 

Sie mich etwas tun, was, glaube ich, noch nicht vor-
gekommen ist – hoffentlich habe ich es nicht überhört –: 
Lieber Herr Dr. Stegner, ich darf Ihnen herzlich danken, 
auch namens meiner Fraktion, für die wirklich aus-
gezeichnete Ausschussleitung, zu jeder Zeit kollegial, 
strikt an den Richtlinien des Gesetzes entlang. Ich darf 
Ihnen als ehemalige Untersuchungsausschussleiterin sa-
gen: Sie haben höchst souverän genau ausgewogen, was 
geht und was einfach nicht mehr geht. Vielen herzlichen 
Dank!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Ich schließe mich an dieser Stelle dem Dank an, der 
schon vielfach ausgesprochen wurde, an alle, die mit-
geholfen haben, darf aber noch einmal betonen: Vielen 
Dank an die Ortskräfte, die uns vor Ort geholfen haben, 
die Soldatinnen und Soldaten, Polizistinnen und Polizis-
ten, zivilen Hilfskräfte und auch die dorthin abgeordneten 
Mitarbeiter aus den Ministerien und Behörden! Sie alle 
haben jedenfalls versucht, vor Ort einen großartigen 
Dienst für unser Land zu leisten, und im ganz, ganz über-
mäßigen Fall ist das auch gelungen. Vielen herzlichen 
Dank für den Einsatz in so gefährlicher Lage!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Die Umstände wurden in den Vorreden ja jetzt schon 
beleuchtet. Ich möchte noch einmal auf das Ortskräfte-
verfahren eingehen, das ja als ressortgemeinsames Ver-
fahren zwischen den beteiligten Ministerien klar regeln 
sollte, unter welchen Bedingungen gefährdete Ortskräfte 
aus ihrem Zuständigkeitsbereich eine Aufnahmegeneh-
migung in Deutschland erhalten. Hier haben sich aller-
dings, wie wir dann erfahren haben, die Anpassungen im 

Laufe der Zeit dadurch verzögert, dass die Ressorts un-
terschiedliche Interessen hatten. Das Innenministerium 
hat – das zu sagen, muss am heutigen Tage möglich sein – 
zu Recht, wie wir wissen, solange es ging, darauf geach-
tet, dass die Verfahren im Sinne von Humanität und Ord-
nung ablaufen, dass wir wissen, wer in unser Land kommt 
und wen wir hier aufnehmen. Und es hat signalisiert, dass 
es in absoluter Krisenlage natürlich für ein pragmatisches 
Vorgehen offen ist.

Währenddessen waren das Auswärtige Amt und das 
Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung lange darauf bedacht, dass die Orts-
kräfte für ihre zivilen Projekte vor Ort bleiben, um eben 
eine negative Signalwirkung zu vermeiden. Auch diese 
Ansicht ist meines Erachtens in bestimmter Lage durch-
aus gerechtfertigt.

Es war das Bundesverteidigungsministerium, das dann 
darauf gedrängt hat, dass die Ortskräfte nun doch mög-
lichst schnell mit Visa ausgestattet werden, um dann zu-
rückgeholt werden zu können. Und hier, meine Damen 
und Herren, war der Flaschenhals eindeutig das Auswär-
tige Amt, das einfach nicht in der Lage war, die Visa 
rechtzeitig zu erteilen, das sich weigerte, Visastellen vor 
Ort einzurichten und stattdessen zeitgleich ein entspre-
chendes Amt mit hundert Kräften im sicheren 
Brandenburg errichtet hat, anstatt wenigstens einige da-
von abzuordnen, damit in Afghanistan diese Verfahren 
möglichst schnell durchgeführt werden können. Deswe-
gen, glaube ich, ist es wichtig, dass so ein Organisations-
versagen in der Zukunft nie mehr vorkommt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich möchte mit einem letzten Satz noch ausdrücklich 

darauf hinweisen, dass es mich beeindruckt hat, dass alle 
Minister, aber auch alle Staatssekretäre gesagt haben, aus 
der Rückschau könnten wir daraus das eine oder andere 
lernen, und das würden sie auch empfehlen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 

Dr. Ann-Veruschka Jurisch [FDP])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Vielen Dank auch für diese Aussprache 

und für all die Arbeit, die Sie in dem Untersuchungsaus-
schuss geleistet haben.

Wir gehen jetzt weiter zur Arbeit des 2. Unter-
suchungsausschusses. Das ist der Tagesordnungs-
punkt 11: 

Vereinbarte Debatte: 

Abschluss der Beweisaufnahme im 2. Unter-
suchungsausschuss

Ich bitte Sie, jetzt zügig die Plätze zu wechseln, damit 
wir sofort weitermachen können.

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
beschlossen.

Wenn zumindest alle Rednerinnen und Redner Platz 
gefunden haben und alle Unterhaltungen nach draußen 
verlegt werden, dann könnten wir starten.
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Dann beginnen wir, und es startet Patrick Schnieder für 
die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Patrick Schnieder (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 

Den 2. Untersuchungsausschuss haben wir Abgeordnete 
der Union als ein Viertel der Mitglieder des Hohen Hau-
ses durchgesetzt. Der Ausschuss war nötig, und er war 
ertragreich. Seine drei wichtigsten Ergebnisse sind:

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Außer Spesen nichts gewesen!)

Erstens. Bei den energiepolitischen Entscheidungen 
nach dem russischen Überfall auf die Ukraine spielten 
für Grüne und SPD die Energiepreise keine Rolle, nicht 
mal eine Statistenrolle.

(Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU]: Hört! Hört!)
Zweitens. Klimaschutz und CO2-Ausstoß haben Sie, 

Herr Bundesminister Habeck, damals ausdrücklich hint-
angestellt. So klar haben Sie das auch in Ihrer Befragung 
gesagt.

Drittens. Grünen Ankündigungen kann man nicht trau-
en. Sie halten Zusagen nicht ein,

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das sagen die Richtigen!)

oder Sie haben es nicht drauf, sich in wichtigen Fragen 
durchzusetzen. Für die Bürgerinnen und Bürger ist eines 
so schlimm wie das andere.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Eine Räuberpistole ist das! – 
Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Was war Ihre Rolle im Ausschuss?)

Herr Minister Habeck, Sie haben den Bürgerinnen und 
Bürgern nach dem 27. Februar 2022 eine Prüfung aller 
energiepolitischen Optionen ohne Tabus versprochen, na-
türlich auch der Kernenergie. In Ihrer Partei und Fraktion 
hatte das keine Chance. Um mehr Realismus und weniger 
Ideologie durchzusetzen, hatten Sie nicht die Kraft. Als 
bloßes Positionspapier ordnet Ihr Koalitionspartner den 
Vermerk zur Bekräftigung altbekannter Standpunkte ein, 
den Sie schon zehn Tage nach Ihrem Versprechen auf der 
Homepage Ihres Hauses veröffentlicht haben. Die von 
Ihnen zugesagte unvoreingenommene Prüfung hat es 
nie gegeben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Frank Schäffler [FDP] – 
Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Hammer!)

„Atomkraft? Nein Danke!“ ist eine Kernidentität der 
Grünen; das ist nichts Neues. Öffentlich bemühen sich 
die Grünen aber auch um den Eindruck, Klimaschutz-
partei zu sein.

(Andreas Bleck [AfD]: Ja! Und Friedenspar-
tei!)

In der Energiekrise 2022 zwischen Kernkraft und Kohle 
entscheiden zu müssen, hätten wir für ein echtes Di-
lemma gehalten, für eine Entscheidung, um die gerungen 

werden muss. Spuren eines solchen Ringens hat der Aus-
schuss bei Ihnen aber nicht gefunden. Zugunsten grüner 
Antikernkraftideologie war der Klimaschutz mal eben 
nachrangig.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wer ist denn hier ideologisch? – 
Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Herr Schnieder, bleiben Sie bei 
der Wahrheit!)

Das ist Ihr Wort, „nachrangig“, Herr Minister Habeck. 
Das war nicht sachgerecht. Das schwingt in Zukunft im-
mer mit, wenn Grüne mehr Einsatz für Klimaschutz for-
dern.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Da klatscht bei Ihnen jetzt auch niemand! – 
Beifall des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

„Ein Mensch. Ein Wort.“ lassen Sie, Herr Minister 
Habeck, als grüner Spitzenkandidat zigtausendfach in 
Deutschland plakatieren. Ich habe mal das Wort „Trans-
parenz“ in Ihrem Wahlprogramm gesucht.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Da haben Sie sich aber Arbeit gemacht!)

Auf 272 Seiten des Wahlprogramms der Grünen wurden 
die Worte „Transparenz“, „transparent“, „transparenter“ 
gefunden. Wenn es um Sie selber geht, wissen Sie nicht 
einmal, wie man das Wort schreibt. Anderen mit dem 
Anspruch höherer Moral gegenübertreten und sich selbst 
nicht an die Regeln halten, das ist die grüne Zuverlässig-
keit oder – besser gesagt – Unzuverlässigkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lisa Badum 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was haben 
Sie denn jetzt im Ausschuss rausgefunden? 
Was denn?)

– Hören Sie gut zu! – Keine Bundesregierung hat sich 
gegenüber einem Untersuchungsauftrag des Deutschen 
Bundestages weniger von Transparenz leiten lassen als 
die amtierende Regierung, deren Vizekanzler Sie sind, 
Herr Habeck.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist wirklich ein lächerlicher 
Vorwurf!)

Der Untersuchungszeitraum des 1. Untersuchungsaus-
schusses, mit dem wir uns unter dem vorherigen Tages-
ordnungspunkt befasst haben, umfasst 19 Monate. Der 
Untersuchungszeitraum des 2. Untersuchungsausschusses 
umfasst 29 Monate. Obwohl der Untersuchungszeitraum 
deutlich länger war, legen Sie aber nur ein Zwanzigstel 
der Akten- bzw. Datenmenge vor.

(Lukas Benner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie können doch nicht aus der Daten-
menge schließen! Das ist irre!)

Im 2. Ausschuss geht es um die von Ihnen mitgetragene 
Regierung, im 1. ging es um die Vorgängerregierung. Nur 
rund ein Zwanzigstel Transparenz, wenn es um Sie selber 
geht, das ist grüne Glaubwürdigkeit oder – besser gesagt – 
Unglaubwürdigkeit.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Frank Schäffler [FDP] – 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 210. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 30. Januar 2025                                                                                                                                                                                             27299 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz 



Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das sind doch abwegige Ver-
schwörungstheorien! – Bernhard Herrmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Die FDP hat 
geschwärzt!)

Im Übrigen ist der 2. Untersuchungsausschuss der 
erste überhaupt, dem die Bundesregierung keine Voll-
ständigkeitserklärungen vorgelegt hat, sondern Unvoll-
ständigkeitserklärungen.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Alle Akten waren vollständig! Sie haben keine 
einzige Akte gelesen! Lesen bildet!)

Der Auftrag des Deutschen Bundestages umfasst eindeu-
tig die Anpassung der gesamten Energiepolitik an die 
Lage nach dem russischen Überfall auf die Ukraine.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nach dem ersten oder zweiten Überfall? 2014 
haben Sie ja ignoriert! – Zuruf des Abg. 
Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Beweismittel wurden aber nur zur Frage der Laufzeitver-
längerung vorgelegt. Die Bundesregierung hat eigen-
mächtig den Untersuchungsauftrag eingeschränkt. Dafür 
gab es keine Rechtsgrundlage. Das darf ein Unter-
suchungsausschuss nicht einmal selbst. Der Ausschuss 
hat seinen Auftrag nicht vollständig erfüllen können, 
weil die Bundesregierung ihn boykottiert hat. Diese Vor-
lagepraxis der Bundesregierung ist ein Rechtsbruch.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD – Ge-
genruf des Abg. Bernhard Herrmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Die AfD klatscht!)

Diesen Rechtsbruch verantwortet auch der Herr Bun-
deskanzler. Das Kanzleramt steht dem Wirtschaftsminis-
terium in Sachen Intransparenz in nichts nach.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Lächerlich, Herr Schnieder! Dann 
hätten Sie halt geklagt! Eine einzige Räuber-
pistole!)

Auch beim Kanzleramt ist der Vergleich der Vorlagepra-
xis im 1. Untersuchungsausschuss mit der im 2. Unter-
suchungsausschuss sehr lehrreich, Herr von Notz. Im 
2. Ausschuss wurden Kabinettvermerke nicht vorgelegt, 
angeblich um den Kernbereich exekutiver Eigenverant-
wortung zu schützen. Im 1. Ausschuss ging es nicht um 
Sie und Ihre Regierung. Da wurden Kabinettvermerke 
vorgelegt. Messen Sie mit zweierlei Maß? Ist das Ihr Ver-
ständnis von Rechtsstaat?

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Untersuchungsausschüsse der letzten drei Wahlperio-

den standen für umfassende Aufklärung.
(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Sie waren nicht da!)
Die Bundesregierung hat die parlamentarische Kontrolle 
ernst genommen und hat ihre Pflicht gegenüber dem Par-
lament erfüllt. Diese Wahlperiode dagegen brachte 
schwere Rückschläge. Erstmals in der Geschichte der 
Bundesrepublik lehnte die Mehrheit einen Einsetzungs-
antrag ab. Unsere Klage liegt immer noch in Karlsruhe. 

Erstmals in der Geschichte schränkte die Bundesregie-
rung eigenmächtig einen Untersuchungsauftrag ein, und 
die sie tragenden Fraktionen wagten nicht einmal Protest.

Ja, auch das ist eine Lehre aus diesem Untersuchungs-
ausschuss: Ein Politikwechsel ist überfällig, gerade auch 
für Regeltreue im Verhältnis von Exekutive und Legisla-
tive.

(Beifall bei der CDU/CSU – Bernhard 
Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Wo ist der Skandal?)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Ich erlaube mir an dieser Stelle nur die 

Bemerkung für die Zuschauerinnen und Zuschauer – weil 
hier nur vom 2. Untersuchungsausschuss die Rede ist –, 
dass es hier um den Atomausstieg geht, damit man ins-
gesamt besser folgen kann.

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Jetzt kommt der nächste Redner. Das ist Jakob 
Blankenburg für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Jakob Blankenburg (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Kollege Schnieder, lassen Sie mich zu Beginn 
kurz die Bemerkung machen: Ich finde es spannend, 
was für ein Resümee Sie aus einem Ausschuss ziehen, 
in dem zumindest ich Sie nie gesehen habe.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Lisa Badum 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: So ist es! – 
Nina Warken [CDU/CSU]: Was ist das für 
eine undemokratische Haltung?)

Hinter uns liegt ein tatsächlich denkwürdiger Unter-
suchungsausschuss zum Thema Atomausstieg. Wir ha-
ben insgesamt 40 Zeuginnen und Zeugen vernommen 
und 350 000 Blatt Akten und über 36 Gigabyte Daten 
an Beweismaterialien ausgewertet, die von verschiede-
nen Bundesministerien, den Energiekonzernen, den 
Übertragungsnetzbetreibern, der Bundesnetzagentur und 
von Organisationen aus dem Bereich Reaktorsicherheit 
zusammengetragen wurden.

Aber wenn wir darunter einen Strich ziehen, dann müs-
sen wir ehrlich sagen: Der Erkenntnisgewinn lag nahe 
null.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja!)

Dieser Untersuchungsausschuss war nichts anderes als 
ein Wahlkampfmanöver der Union.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ein missglücktes Wahl-
kampfmanöver!)
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Das hatte sich auch schon im Vorfeld abgezeichnet. Aber 
was die Abgeordneten der Unionsfraktion dann Woche 
für Woche abgeliefert haben,

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
… ist schwach!)

war dürftig, und das ist noch freundlich umschrieben.
(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Ja, allerdings!)
Fragen zu fachlichen Qualifikationen von Zeugen, zu 

möglichen Telefonaten mit Jürgen Trittin, die so ziemlich 
jeder Zeuge mit oder ohne grünes Parteibuch beantwor-
ten musste,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

oder zur Verwendung des Umweltsiegels „Blauer Engel“ 
auf dem Briefkopf des Bundesumweltministeriums:

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Lukas 
Benner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Zum 
Glück haben wir das geklärt!)

Dieses Niveau prägte die Fragen der Unionsabgeord-
neten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Es wurde offensichtlich, dass es in der Sache wenig 
aufzudecken gab, und so wurde eines der schärfsten 
Schwerter der Opposition im parlamentarischen Prozess 
zu einer eher peinlichen Veranstaltung.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja! – Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja! Stimme ich 100 Prozent zu!)

Und das ist nicht nur meine Meinung oder die Meinung 
der SPD-Fraktion; Sie können diese Einschätzung auch 
im Presseecho nachlesen, das teilweise live zum Unter-
suchungsausschuss geschrieben worden ist. Dort heißt 
es – ich habe hier mal ein kleines Best-of mitgebracht; 
ich zitiere –: „Steffi Lemke muss sich kaum relevanten 
Fragen stellen“ oder „Scharfes Schwert, stumpf geführt“.

Worin sich Beobachter wie Zeugen im Untersuchungs-
ausschuss einig waren: Die Verlängerung der AKW- 
Laufzeiten um 3,5 Monate, der sogenannte Streckbetrieb, 
war richtig. Bundeskanzler Olaf Scholz hat am Ende 
diese Entscheidung per Ausübung seiner Richtlinien-
kompetenz getroffen, vermutlich auch, weil der zustän-
dige Minister Robert Habeck sich hierzu nicht ganz 
durchringen konnte.

(Frank Schäffler [FDP]: Aha! – Dr. Stefan 
Heck [CDU/CSU]: Hört! Hört!)

Oder besser gesagt: Ihm fehlte die politische Kraft,
(Dr. Rainer Kraft [AfD]: „Kompetenz“ heißt 

das!)
diese in seiner eigenen Partei sehr unpopuläre Entschei-
dung durchzusetzen.

(Frank Schäffler [FDP]: Mensch! Aber gerade 
noch das Gegenteil behaupten! – 

Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es ist Wahlkampf!)

Aber für diese Erkenntnis brauchte es doch keinen Unter-
suchungsausschuss. Es ist doch allgemein bekannt: Die 
DNA der Grünen ist untrennbar mit der Anti-Atom-Be-
wegung verbunden.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: So ist es!)

Es brauchte das Machtwort des Kanzlers, und der hat 
besonnen gehandelt und damit sichergestellt, dass 
Deutschland gut durch den Winter 2022/23 kommt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – 
Dr. Rainer Kraft [AfD]: Der war teuer genug!)

Und selbst der Obmann der Unionsfraktion, Kollege 
Lenz, hat im Rahmen der Befragung im Ausschuss des 
Bundeskanzlers anerkannt – hier zitiere ich ihn –: „Herr 
Scholz, Sie wirken so strukturiert.“

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU]: 
Im Vergleich! Ich meinte, im Vergleich zu 
Habeck! Strukturierte Führungsschwäche! – 
Andreas Bleck [AfD]: Das kennt man ja sonst 
nicht!)

Das sind Worte, die man ja aus der Union nicht ganz so 
häufig hört und schon gar nicht in den letzten Wochen 
und Monaten.

Die Fachleute der Bundesnetzagentur und des Bundes-
wirtschaftsministeriums haben sich in der Befragung im 
Untersuchungsausschuss ebenfalls durch die Bank mit 
der Entscheidung des Bundeskanzlers für einen Streck-
betrieb sehr zufrieden gezeigt, und auch Bundesminister 
Habeck gab im Rahmen seiner Befragung zu Protokoll: 
„Ich konnte mit dieser Entscheidung sehr gut leben und 
hielt sie für angemessen und vernünftig.“ Am Ende wa-
ren also alle mit dem Streckbetrieb und auch mit der 
Abschaltung der letzten drei verbliebenen Atomkraft-
werke sehr zufrieden.

Selbst Ihnen von der Union ist nicht so richtig ab-
zunehmen, dass Sie wirklich zur Atomenergie zurück-
kehren wollen.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Doch! Dem Herrn Spahn!)

Zwar reden Sie in Ihrem aktuellen Wahlprogramm viel 
von „Forschung zu Kernenergie der vierten und fünften 
Generation, Small Modular Reactors und Fusionskraft-
werken“. Dabei ist das eigentlich eine Nebelkerze; das 
weiß die Fachwelt. Denn all diese Technologien sind, 
wenn überhaupt, erst in Jahren oder Jahrzehnten einsatz-
bereit.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Immer noch besser als 
Wind und Sonne! Das geht jede Nacht aus! – 
Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Im Hochsauerlandkreis!)

Sie helfen uns überhaupt nicht, die energiepolitischen 
Herausforderungen im Hier und Jetzt zu regeln.
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(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – [Frank Schäffler [FDP]: Bis 
dahin haben Sie Ihren Morgenthauplan schon 
umgesetzt!)

Liebe Union, es ist allzu offensichtlich – das war es im 
Untersuchungsausschuss und auch hier in der einen oder 
anderen Debatte in den letzten drei Jahren –: Ihnen fehlt 
ein energiepolitisches Konzept. Sie schimpfen über häss-
liche Windräder und träumen von der Reaktivierung der 
Atomkraft, einer Energieform, die vor der Abschaltung 
noch etwa 5 Prozent zur deutschen Stromproduktion bei-
getragen hat.

(Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU]: 10 Prozent die 
letzten sechs Jahre!)

Aber wie eine Energieerzeugung der Zukunft aussieht, 
die sowohl bezahlbare Energie liefert

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wo ist denn das be-
zahlbar?)

als auch ermöglicht, die national und international gesetz-
ten Klimaziele einzuhalten, sagen Sie eben nicht. Sie 
sagen den Bürgern viel lieber ins Gesicht, Sie wollten 
energiepolitisch zurück in die Vergangenheit: Atomkraft, 
fossile Energien und weniger Erneuerbare.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Da hat’s auch noch 
funktioniert!)

Wir werden am 23. Februar sehen, wofür die Men-
schen sich in diesem Land entscheiden. Das Wahlkampf-
manöver auf dem Weg dahin hätten Sie sich aber sparen 
können.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Enrico Komning [AfD]: Das 
werden wir mal sehen hier!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Das Wort geht an die FDP-Fraktion. 

Frank Schäffler erhält das Wort.

(Beifall bei der FDP)

Frank Schäffler (FDP):
Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-

legen! Der Parlamentarische Untersuchungsausschuss ist 
ein wichtiges Instrument in unserer parlamentarischen 
Demokratie. Er bewahrt letztendlich die Integrität des 
politischen Systems und verhindert Machtmissbrauch, 
und damit stärkt er unsere parlamentarische Demokratie. 
Das hat dieser Untersuchungsausschuss gemacht genauso 
wie viele andere zuvor. Wir haben 40 Zeugen in 111 Stun-
den vernommen; uns wurden 351 000 Seiten zur Ver-
fügung gestellt.

Wenn ich das Ergebnis betrachtet, dann gibt es aus 
meiner Sicht drei Erkenntnisse:

Erstens. Die grünen Minister Lemke und Habeck ha-
ben dieses Parlament und die Öffentlichkeit hinter die 
Fichte geführt. Sie haben fortwährend Sand ins Getriebe 
gestreut, und das ist aus meiner Sicht die wichtigste Er-
kenntnis.

(Lukas Benner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Schäffler! – Dr. Konstantin von 
Notz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Belegen 
Sie das mal! Belege, Herr Schäffler! – Lisa 
Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Bele-
ge? Belege? Keine einzige Zeugenbefragung 
belegt, was Sie erzählen!)

Sie haben nur daran gedacht, wie wir über den Win-
ter 2022/23 kommen, aber nicht, wie wir dauerhaft in 
Deutschland eine sichere Energieversorgung vorhalten.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
AfD – Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Doch! Mit Erneuerbaren! 
Mit Freiheitsenergien! Lindners Freiheitsener-
gien! – Dr. Konstantin von Notz [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wahrheitslose Be-
hauptung! – Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Stimmt doch nicht!)

Die zweite Erkenntnis ist, dass der Kanzler so getan 
hat, als hätte er von seiner Richtlinienkompetenz Ge-
brauch gemacht. Aber tatsächlich hatte er im Hintergrund 
alles mit den Grünen verdealt.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Verschwörungstheorien! Ver-
schwörung! – Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Verschwörungstheorien in 
der FDP! Das ist doch sogar unter Ihrem Ni-
veau! – Lukas Benner [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Kreativer als Roberts Kinder-
bücher! – Weitere Zurufe vom BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN: Oh!)

Das Energieeffizienzgesetz, das der Deutsche Bundestag 
anschließend beschlossen hat, ist im Hintergrund mit den 
Grünen verdealt worden, und auch das ist aus meiner 
Sicht eine wesentliche Erkenntnis.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wo haben Sie denn solche Wahrheiten 
her? – Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Von Prometheus oder Atlas?)

Im Untersuchungsausschuss hat der Kanzler sich an 
alles Mögliche, an jedes Gespräch, erinnert. Aber nach 
dem Parteitag der Grünen und kurz vor der Richtlinien-
entscheidung hatte er mal wieder Erinnerungslücken.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ein Cum-ex-Mo-
ment!)

Daran sehen Sie: Am Ende ist es immer das Gleiche: 
Wenn es konkret wird, dann weicht der Kanzler aus.

Was sind eigentlich die Ergebnisse, die Herr Habeck 
und Frau Lemke verschleiert haben? Erstens. Sie haben 
immer gesagt, dass die Kernenergie eine Hochrisikotech-
nologie ist.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Damit haben sie suggeriert, dass die Laufzeit der Kern-
kraftwerke nicht verlängert werden kann,

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist ja auch richtig!)
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dass man eine zusätzliche Periodische Sicherheitsüber-
prüfung brauchte.

(Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, eben!)

Dabei wussten sie, dass der TÜV Süd allein das Kraft-
werk Isar 2 17 000 Stunden im Jahre 2022 überprüft 
hatte.

(Lukas Benner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Trotzdem braucht es eine Periodische 
Sicherheitsüberprüfung!)

Wir haben die sichersten Kernkraftwerke der Welt.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der CDU/ 
CSU und der AfD – Lukas Benner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Das hat Japan auch 
von sich gesagt!)

Zweitens haben sie behauptet, wir gerieten beim Uran 
in eine Energieabhängigkeit von Russland. Auch das ist 
falsch. Uran ist eines der am meisten vorkommenden 
Erze auf dieser Welt, überall verfügbar.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Niger! – Lukas Benner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Die vielen Uranminen 
in Deutschland – wer kennt’s nicht!)

Sie haben außerdem gesagt, es dauere zwei Jahre, um 
neue Brennelemente zu besorgen.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie haben die Lieferverträge, Herr Schäffler? – 
Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Haben die Betreiber gesagt!)

Tatsächlich hat der Untersuchungsausschuss heraus-
gefunden, dass man innerhalb von sechs bis sieben Mo-
naten neue Brennelemente hätte bekommen können.

(Lukas Benner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das stimmt nicht! – Lisa Badum 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Nein, das ist 
Quatsch!)

Drittens, zum Stresstest. Letztendlich haben politische 
Vorgaben die Stresstests im Sommer 2022 geprägt. Das 
war also keine wirklich ergebnisoffene Prüfung, sondern 
am Ende waren es politische Vorgaben des Ministers an 
dieser Stelle. Auch das hat der Untersuchungsausschuss 
herausgefunden.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
AfD – Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Abschließend: Bis zum Grünenparteitag haben die 
Grünen für eine Einsatzreserve Atom plädiert. Sie woll-
ten also die Atomkraftwerke runter und, wenn sie dann 
benötigt werden, wieder hochfahren. Klar ist – das hat im 
Untersuchungsausschuss sogar der Kanzler am Schluss 
gesagt –, dass das technisch gar nicht möglich ist und 
rechtlich nur sehr schwierig umsetzbar wäre. Deshalb 
ist der Kanzler bei seiner Richtlinienentscheidung auf 
den Streckbetrieb gekommen. Die Grünen wollten ei-
gentlich nur unbeschadet über ihren Parteitag kommen. 
Das Ganze ist am Ende –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Frank Schäffler (FDP):
– ein Offenbarungseid für die Energiewende. Dass in-

zwischen „Dunkelflaute“ in ganz Europa –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Frank Schäffler (FDP):
– zum Inbegriff für die falsche deutsche Energiepolitik 

geworden ist, dokumentiert dieser Untersuchungsaus-
schuss.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 

AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erhält jetzt 

das Wort Lukas Benner.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der SPD)

Lukas Benner (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Herr Schnieder, um mit Ihnen anzufangen: Ich 
finde, das ist ein ungeheuerlicher Vorwurf, den Sie in den 
Raum gestellt haben. Sie haben gesagt, die Bundesregie-
rung habe nicht umfangreich Akten geliefert. Die Bun-
desregierung hat in jeder Aktenlieferung seit August auf 
ihre Lesart hingewiesen. Wäre es so, wie Sie das hier 
dargestellt haben, wäre das ein eklatantes Versagen des 
Vorsitzenden Dr. Heck. Das ist ein Ding!

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ist der verantwort-
lich?)

Ich jedenfalls stelle mich hier vor den Vorsitzenden. Ein 
solches Versagen hat es nicht gegeben. Die Bundesregie-
rung hat geliefert.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Endlich hat dieses Stochern im Nebel ein Ende. Dieser 
Untersuchungsausschuss war in vielen Punkten eine Far-
ce; denn er basierte von Beginn an auf haltlosen Vor-
würfen. So hatte die Union vor, über 500 Zeuginnen 
und Zeugen zu hören – völlig unrealistisch in der ver-
bleibenden Zeit. Am Ende sind es 40 geworden. Auch 
da hat sich gezeigt, dass man sich nicht in aller Tiefe 
mit den Zeuginnen und Zeugen beschäftigt hat. So muss-
ten wir uns die Präsidentin des Bundesamtes für Strahlen-
schutz, Frau Paulini, anhören, die Runde für Runde ge-
sagt hat, dass ihr Amt gar nicht zuständig ist, dass man 
dort Empfehlungen ausspricht, sich gegen UV-Strahlen 
einzucremen. Und trotzdem ist sie als Zeugin vorgeladen 
worden.

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Dr. Rainer Kraft [AfD]: Die 
hat auch keine Ahnung, die Frau!)
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Mit Ihrer These hatten Sie trotzdem keinen Erfolg; 
denn alle anderen Zeugen, vom Referenten bis zum Sach-
verständigen, haben keinen einzigen – keinen einzigen! – 
Ihrer Vorwürfe erhärtet. Man hat Ihnen förmlich angese-
hen, wie Ihr Frust von Sitzung zu Sitzung anwuchs, weil 
auch Ihre vermeintlichen Kronzeugen bestätigt haben: 
Die Bundesregierung hat uns gut durch den Krisenwin-
ter 2022/23 gebracht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Lisa Badum [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Dank Robert 
Habeck! – Patrick Schnieder [CDU/CSU]: 
Das glauben Sie doch selber nicht!)

Vor allen Dingen Robert Habeck und Steffi Lemke haben 
in einer historischen Krise sorgfältig, ergebnisoffen und 
verantwortungsvoll gehandelt, und sie haben die Versor-
gungssicherheit in diesem Land an allererste Stelle ge-
setzt. Ja, da musste auch der Klimaschutz mal hintanste-
hen,

(Zuruf von der AfD: Aha!)

weil es ganz konkret darum ging, dieses Land durch eine 
Krise zu bringen und die Wirtschaft vor dem Untergang 
zu bewahren, vor dem sie stand, weil sie abhängig war 
von russischem Gas. Ich sage Ihnen noch einmal die 
Zahlen: Bei Amtsantritt waren wir zu 50 Prozent von 
russischem Gas, zu 50 Prozent von russischer Kohle 
und zu 35 Prozent von russischem Öl abhängig.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Nach dem Angriffskrieg auf die Ukraine ging es da-
rum, schweren Schaden von den Menschen in diesem 
Land abzuwehren.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Von nichts eine Ah-
nung!)

Die Bundesregierung hat in einer gemeinsamen Kraft-
anstrengung, mit Pragmatismus und mit ergebnisoffener 
Prüfung dafür gesorgt, dass wir heute rückblickend sagen 
können: Wir sind gut durch diese Krise gekommen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Dr. Rainer Kraft [AfD]: 
Durch gar nichts sind wir gekommen!)

Dafür gilt mein Dank der gesamten Bundesregierung und 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Häuser. Das 
Ganze war möglich, weil Robert Habeck den Turbo bei 
den Erneuerbaren endlich gezündet hat nach Jahren der 
Blockade des Ausbaus. Das ist der vernünftige Weg, end-
lich energieautark zu werden.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Mein Gott!)

Liebe Union, Sie haben uns in diesem Untersuchungs-
ausschuss so oft vorgeworfen, dass wir Ideologen seien. 
Aber wenn eine Sache ideologisch und nicht ergebnis-
offen war, dann war das Ihre Arbeit in diesem Unter-
suchungsausschuss. Ich zitiere dazu – Achtung! – die 
„Bild“-Zeitung vom 16. Januar dieses Jahres:

(Zuruf von der AfD: Dass Ihnen das auch mal 
gelingt!)

„Die Abgeordneten von Union und FDP blieben bei 
der Auswertung der Akten blass. Sie vermochten in 
über zehn Stunden Verhandlungen nicht, Habeck in 
ernsthafte Erklärungsnot zu bringen.“

Wenn Sie nicht mal mehr die „Bild“-Zeitung von Ihrer 
Idee überzeugen können, wen wollen Sie denn hier über-
zeugen?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Ich wünschte mir, das Ganze wäre einfach nur amü-
sant. Aber es gibt einen ernsthaften Kern. Die Einsetzung 
eines Untersuchungsausschusses ist zu Recht ein im 
Grundgesetz verankertes Minderheitenrecht. Wir als Par-
lamentarier haben dieses Recht, um das Handeln der Re-
gierung zu kontrollieren.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Und um Lügen auf-
zudecken! – Zuruf von der AfD: Es geht auch 
darum, dass nicht gelogen wird vonseiten der 
Regierung! Das ist der Kern!)

Es ist ein scharfes Schwert. Aber die Art, in der dieser 
Untersuchungsausschuss geführt wurde, macht mich 
nachdenklich; denn ich habe in vielen Momenten eine 
gewisse Ernsthaftigkeit vermisst. Ich finde es fahrlässig, 
ein solches Instrument für Wahlkampfzwecke zu verwen-
den, und ich hoffe, dass sich das in Zukunft nicht wieder-
holt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Aber es gibt große energiepolitische Fragen, für deren 
Beantwortung sich die Einsetzung eines Untersuchungs-
ausschusses lohnte, und diese Fragen stehen sogar in 
direktem Zusammenhang mit dem Gegenstand dieses 
Untersuchungsausschusses. Ich nenne mal die Fragen, 
die vielleicht in der nächsten Wahlperiode beantwortet 
werden: Wie sind wir in die gefährliche Abhängigkeit 
von Russland gekommen?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Jens Spahn [CDU/ 
CSU]: Durch das Abschalten der Kernkraft-
werke! – Zuruf von der AfD: Joschka Fischer!)

Warum hat die Große Koalition jahrelang beteuert, Nord 
Stream sei ein rein privatwirtschaftliches Projekt? Wa-
rum hat die Große Koalition die Warnungen unserer euro-
päischen Partner in Polen, der Ukraine und im Baltikum 
ignoriert, gar abgekanzelt? Warum wurden unsere Gas-
speicher an Gazprom verkauft? All das sind Fragen, die 
die Menschen in diesem Land interessieren und auf deren 
Beantwortung sie ein Anrecht haben.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Für die AfD-Fraktion erhält das Wort Andreas Bleck.

(Beifall bei der AfD)
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Andreas Bleck (AfD):
Werte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kolle-

gen! Die Restekoalition beherrscht die Kunst der politi-
schen Alchemie, aus einem Schrotthaufen einen Gold-
klumpen zu reden. Das haben die Redner der SPD und 
der Grünen hier bewiesen. Die AfD blickt mit gemischten 
Gefühlen auf den 2. Untersuchungsausschuss „Atomaus-
stieg“. Er begann mit einer schweren Hypothek. Die 
Sachverständigen der AfD wurden abgelehnt. Ampel 
und Union einigten sich ausschließlich auf ihre eigenen 
Sachverständigen.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Ja, 
da war die Welt noch in Ordnung!)

Während der Beweisaufnahme kam dann der Verdacht 
auf, dass die Bundesregierung nicht alle Beweismateria-
lien vorgelegt hat. Und der Untersuchungsausschuss en-
det, ohne zu einem richtigen Abschluss gekommen zu 
sein. Zu viele Zeugen konnten nicht befragt, zu viele 
Beweismaterialien nicht ausreichend gewürdigt werden. 
Dennoch kommt die AfD zu einem klaren Ergebnis:

(Zuruf des Abg. Lukas Benner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Die von Bundeswirtschaftsminister Robert Habeck öf-
fentlich versprochene ergebnisoffene Prüfung eines Wei-
terbetriebs der Kernkraftwerke hat es nicht gegeben.

(Beifall bei der AfD – Zuruf des Abg. 
Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Ergebnisoffen zu prüfen, bedeutet, dass man unvorein-
genommen und ohne Vorfestlegungen und Vorentschei-
dungen prüft. Allerdings sagten mehrere Mitarbeiter aus, 
dass eine Prüfung in der kurzen Zeit nicht möglich gewe-
sen und deshalb nicht durchgeführt worden sei. Der von 
Mitarbeitern des Bundesumweltministeriums geschrie-
bene Vermerk vom 1. März 2022, in dem drei Szenarien 
eines Weiterbetriebs neutral und objektiv dargestellt wur-
den, wurde über einige Umwege innerhalb einiger Tage 
von Abteilungsleiter Gerrit Niehaus umgeschrieben. Das 
Ergebnis dann: Ein Weiterbetrieb der Kernkraftwerke sei 
aus sicherheitstechnischen Gründen nicht zu empfehlen. 
Aha! Doch kein einziger mit der nuklearen Sicherheit der 
Kernkraftwerke beauftragter Mitarbeiter zweifelte vor 
dem Untersuchungsausschuss an der Sicherheit der Kern-
kraftwerke, im Gegenteil. Dennoch behauptete Bundes-
umweltministerin Steffi Lemke wiederholt, ein Weiter-
betrieb sei aus sicherheitstechnischen Gründen nicht 
möglich. Diese Behauptung wurde durch den Weiter-
betrieb bis zum 15. April 2023 eindeutig widerlegt. Wä-
ren die Kernkraftwerke nicht sicher gewesen, hätten sie 
nicht weiterlaufen können und dürfen.

(Beifall bei der AfD – Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie haben gar 
nichts verstanden!)

Werte Kolleginnen und Kollegen, gab es eine interne 
Anweisung von Habeck, entgegen seinem öffentlichen 
Versprechen, nicht ergebnisoffen zu prüfen? – Nein, die 
gab es nicht. War eine interne Anweisung von Habeck 
notwendig, um nicht ergebnisoffen zu prüfen? – Nein, 

selbstverständlich nicht. Die Führungsebene vom Minis-
ter über Staatssekretäre bis hin zu einigen Abteilungs-
leitern bestand und besteht aus Gegnern der Kernenergie.

(Zurufe der Abg. Lisa Badum [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN] und des Abg. Dr. Konstantin 
von Notz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Der Vermerk vom 1. März 2022 wurde nicht auf 
Grundlage einer unvoreingenommenen Prüfung, sondern 
auf Grundlage einer voreingenommenen Einschätzung 
eines Abteilungsleiters umgeschrieben. Von Anfang bis 
Ende stand nicht das Wohl unseres Landes und seiner 
Bürger im Vordergrund, sondern die Ideologie der Grü-
nen.

(Beifall bei der AfD)

Man wollte auf Biegen und Brechen am Atomausstieg 
festhalten. Nur so lässt sich erklären, warum das Bundes-
wirtschaftsministerium wochen- und monatelang am 
Konzept einer Netzreserve festhielt, allen Widersprüchen 
von Experten zum Trotz.

Die AfD ist und bleibt die Partei der Kernenergie.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Da haben Sie recht!)

Diese ist unter Berücksichtigung von Grundlastfähigkeit 
und Ihrer sogenannten Klimaneutralität die beste Mög-
lichkeit, Deutschland mit bezahlbarer, sicherer und zu-
verlässiger Energie zu versorgen.

Der Untersuchungsausschuss hat auch verdeutlicht, 
warum die AfD

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
… unfähig ist!)

25 Prozent der Abgeordneten braucht.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Nein, bitte nicht mehr Abgeordnete! Gott ver-
schone uns!)

Mit 25 Prozent der Abgeordneten kann die AfD eigene 
Untersuchungsausschüsse im Bundestag einsetzen. Die 
Einschränkungen der Grund- und Freiheitsrechte wäh-
rend der Coronakrise, das größte Verbrechen der Regie-
rung gegenüber dem Volk in der Geschichte der Bundes-
republik Deutschland, könnten dann endlich aufgeklärt 
werden.

(Beifall bei der AfD)

Werte Kolleginnen und Kollegen, ich vernehme es.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Andreas Bleck (AfD):
Sie freuen Sie sich genauso sehr wie ich auf die Bun-

destagswahl am 23. Februar und auf die 21. Wahlperiode; 
denn Wahltag ist Zahltag.

(Beifall bei der AfD – Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Meine Güte!)
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Wort geht an die SPD-Fraktion, und das erhält 

Dr. Zanda Martens.

(Beifall bei der SPD)

Dr. Zanda Martens (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen der demokratischen Parteien! Heute blicken wir 
auf die Ergebnisse eines Untersuchungsausschusses, der 
uns nicht nur tiefe Einblicke in die Herausforderungen 
der Energiepolitik nach Putins Einmarsch in die Ukraine 
gegeben hat, sondern auch in das Spannungsfeld zwi-
schen politischer Entscheidungsfähigkeit und politischen 
Zwängen. Wir haben viele Stunden über die sogenannte 
Einsatzreserve und den Streckbetrieb gesprochen, Begrif-
fe, die vermutlich vielen unter uns nicht viel sagen. Auch 
ich bin keine Kernphysikerin, sondern nur eine Juristin 
und versuche sie deshalb laienhaft zu erklären.

Stellen Sie sich vor, Sie haben ein Auto. Es ist schon 
ziemlich alt und rostet an ein paar Stellen; aber der Tank 
ist halb voll,

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Und Sie haben TÜV!)

und Sie können damit problemlos noch einige Kilometer 
fahren, bis der Tank dann leer und der TÜV endgültig 
abgelaufen ist. Das wäre der Streckbetrieb.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das ist ja komplett 
falsch!)

Die Einsatzreserve hingegen ist eine völlig andere Ge-
schichte. Dafür parken Sie dieses rostige Auto auf der 
Straße vor dem Haus und lassen es dort stehen, da Sie 
sich eh schon seit Langem vorgenommen haben, auf das 
klimafreundliche Fahrrad und E-Auto umzusteigen. Sie 
zahlen also weiterhin Kfz-Steuer und den Bewohnerpark-
ausweis, aber Sie fahren das Auto nicht mehr. Das Auto 
steht nur da für den Fall, dass Sie vielleicht doch in einer 
unerwarteten Notfallsituation eine längere Strecke zu-
rücklegen müssen und Ihr neues Auto just in dem Mo-
ment ausfällt.

Das alte Auto behalten, weitere Kosten in Kauf neh-
men, es aber nicht mehr nutzen und nicht einmal wissen, 
ob es im Notfall noch anspringen und verlässlich weiter-
fahren würde? Klingt absurd? Genau das war die Idee von 
Robert Habeck als Lösung für unsere letzten drei Atom-
kraftwerke, die Ende 2022 noch in Betrieb waren und 
abgeschaltet werden sollten. Die Fachreferate des Wirt-
schafts- und des Umweltministeriums, die Bundesnetz-
agentur, sogar die Betreiber der Atomkraftwerke, alle 
waren sich darin einig, dass die Einsatzreserve eine 
schlechte Idee ist – und die teuerste. Denn es fallen zu-
sätzliche Kosten an, während die Strompreise gar nicht 
sinken.

„Es werden die verrücktesten Ideen in der Leitung dis-
kutiert“, hieß es in internen Mails aus dem Wirtschafts-
ministerium. Als „die schlechteste aller Optionen“ wurde 
die Einsatzreserve von Fachleuten bezeichnet. Jetzt fra-
gen Sie sich vielleicht: Wie kam Herr Habeck denn auf 
diese verrückte Idee? Und vor allem: Warum hielt er an 
der schlechtesten aller Optionen so lange fest? – Nun, er 

wusste, dass ein kurzzeitiger Weiterbetrieb der Atom-
kraftwerke seiner Partei nicht zu vermitteln gewesen wä-
re,

(Zurufe von der CDU/CSU und der AfD: 
Aha!)

insbesondere nicht auf dem Grünenparteitag, der genau in 
dieser kritischen Phase stattfand. Diese Idee der Einsatz-
reserve war deshalb sein Versuch, allen irgendwie gerecht 
zu werden. Die Atomkraftwerke länger im Einsatz zu 
halten, nur ohne Laufzeitverlängerung, war nach außen 
eine pragmatische Lösung für den Fall, dass tatsächlich 
ein Blackout droht, und nach innen die Wahrung des 
politischen Kompromisses, nämlich der Atomausstieg 
zum 31. Dezember 2022.

(Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU]: Gut zuhören, 
Herr Blankenburg! So war es!)

Mit anderen Worten: Herr Habeck hatte weder die 
Kraft noch den Mut, in seiner eigenen Partei die notwen-
dige Lösung durchzusetzen und wichtige Entscheidungen 
für unser Land zu treffen. Er hielt an seinem Plan der 
Einsatzreserve fest, der auf erhebliche sicherheitstech-
nische, juristische und ökonomische Bedenken stieß, 
mit den Betreibern nicht zu machen und schließlich 
auch politisch nicht durchsetzbar war. Am Ende war es 
Olaf Scholz, der mit einem Kanzlermachtwort diese Ent-
scheidung für Deutschland übernommen und den Streck-
betrieb für dreieinhalb Monate bis zum 15. April 2023 
ermöglicht hat. Das ist die Führung, wie wir sie in Krisen-
zeiten brauchen. Es geht nicht darum, Probleme zu leug-
nen, sondern sie zu lösen. Politik braucht auch unlieb-
same Kompromisse, und Politik braucht Führung.

(Beifall bei der SPD – Bernhard Herrmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Und Sicher-
heit!)

Was lernen wir sonst noch aus diesem Ausschuss? 
Leider herzlich wenig. 350 000 Seiten Akten wurden 
durchgearbeitet, 40 Zeugen wurden vernommen. Die 
Union beschäftigte seit dem letzten Sommer mich und 
zehn weitere Abgeordnete sowie eine mir unbekannte 
Zahl an Verwaltungsmitarbeiterinnen und -mitarbeitern 
in 23 langen Sitzungen bis in die Nachtstunden mit dem 
Ausstieg aus der Atomenergie, aus der im Jahr 2022 noch 
ganze 6 Prozent des erzeugten Stroms gewonnen wurden.

Lassen Sie mich deshalb dreierlei festhalten.
Erstens. Es ist nie besonders gut für ein Land, wenn bei 

wegweisenden politischen Entscheidungen nicht nur 
Fachexpertise, Sachargumente und langfristige Strate-
gien entscheidend sind, sondern auch kurzfristig bevor-
stehende Wahlen und Parteitage.

Zweitens. Sympathische Kommunikation ist kein Er-
satz für Entscheidungsstärke und Führung.

(Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU]: Wer ist da 
gemeint?)

Und drittens. Die hochsubventionierte Kernenergie ist 
keine Perspektive für unser Land.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD – Dr. Rainer Kraft [AfD]: 

Welche Subventionen denn?)
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Nächster Redner ist Dr. Andreas Lenz für die CDU/ 

CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im Zen-
trum steht die Frage: Wurde ein Weiterbetrieb tatsächlich 
ergebnisoffen geprüft?

(Zuruf des Abg. Lukas Benner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Das hatte Minister Habeck öffentlich angekündigt. Um es 
vorwegzunehmen: Das wurde nicht gemacht.

(Lisa Badum [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Beweise?)

Wenn Sie eh nie prüfen wollten, dann hätten Sie nicht 
sagen dürfen, prüfen zu wollen. Und wenn Sie vorgehabt 
hätten, zu prüfen, dann haben Sie oder Ihr Ministerium es 
eben nicht gemacht. So einfach ist das eigentlich.

Die zweite intellektuelle Hürde: Es ist ein großer Un-
terschied, meine Damen und Herren, ob man neue Kern-
kraftwerke baut

(Andreas Bleck [AfD]: So ist es!)

oder bestehende weiterbetreibt, insbesondere was die 
Kosten betrifft.

(Andreas Bleck [AfD]: Richtig!)

Dadurch, dass die Kernkraftwerke nicht weiterbetrieben 
wurden, ist ein volkswirtschaftlicher Schaden in Milliar-
denhöhe entstanden, aber auch ein Technologieabfluss, 
der immens ist, ein Know-how-Verlust.

(Carsten Träger [SPD]: Was? Was erzählen Sie 
denn da?)

Die Dimension des Fehlers wird umso größer, je tiefer 
man sich mit den Umständen beschäftigt.

(Lukas Benner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wer konnte diesen Atomausstieg bloß 
beschließen?)

Diese sind nämlich skandalös, meine Damen und Herren. 
Der Weiterbetrieb der Kernkraftwerke ist nie ergebnis-
offen geprüft worden. Es entstand eine regelrechte Täu-
schungsmaschinerie im BMWK und im BMUV.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Milliarden haben Sie verballert 
beim Ausstieg vom Ausstieg damals!)

Alles, aber auch wirklich alles wurde unternommen, um 
die Versorgungssicherheit auch ohne die verbliebenen 
Kernkraftwerke darzustellen. In einer E-Mail steht bei-
spielsweise: Patrick bittet insbesondere darum, darzustel-
len, wie wir auch ohne die drei in Rede stehenden Atom-
kraftwerke die Versorgungssicherheit sichern können.

(Robin Mesarosch [SPD]: Das ist doch Teil der 
ergebnisoffenen Prüfung!)

Eine weitere E-Mail des ehemaligen Staatssekretärs 
Graichen geht an die „Freunde des geordneten Atomaus-
stiegs“.

(Lukas Benner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist der Zweck des Atomgesetzes!)

Mal im Ernst: Schaut so eine ergebnisoffene Prüfung 
aus? Ich finde, nicht, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD – Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Meine Güte, 
Herr Lenz! – Robin Mesarosch [SPD]: Da 
klatscht noch nicht mal die FDP!)

Vermerke der Fachebene wurden von der Leitungs-
ebene inhaltlich geändert mit dem Ziel, die Möglichkeit 
des sicheren Weiterbetriebs frühzeitig auszuschließen. 
Eine Änderung durch die Leitungsebene ist ja kein Pro-
blem; aber wenn die fachliche Fundierung fehlt, dann 
habe ich schon ein Problem. Da schrieb beispielsweise 
ein Kernphysiker etwas zur Sicherheit auf; geändert 
wurde der Vermerk dann vom Pressesprecher, der die 
nukleare Sicherheit dann entsprechend ausschloss.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der AfD)

Auch im Ausschuss wurde das bestätigt.
Die Öffentlichkeit wurde insofern falsch informiert, 

auch vom Minister.

(Lukas Benner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das sind Behauptungen!)

So sagte dieser am 27. Februar 2022 im „Bericht aus 
Berlin“, dass die Atomkraftwerke „nur unter höchsten 
Sicherheitsbedenken“ weiterbetrieben werden können. 
Im Ausschuss sagte er hingegen: Auch die Frage der 
nuklearen Sicherheit, für die das BMUV zuständig ist, 
wurde erörtert. Technisch, so sagte er im Ausschuss, 
war der Weiterbetrieb damals, 2022, machbar. Außerdem 
sagte er, dass „die Dinger“ zu den sichersten Atomkraft-
werken der Welt gehören.

(Andreas Bleck [AfD]: Hört! Hört! – 
Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie verstehen die Systematik 
nicht, Herr Lenz!)

Das passt doch alles nicht zusammen, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD und des Abg. Frank Schäffler 
[FDP] – Dr. Konstantin von Notz [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Meine Güte! All die 
Stunden umsonst! Noch nicht mal was gelernt 
im Ausschuss!)

Das zuständige Wirtschaftsministerium hatte die mög-
lichen Preiseffekte nicht einmal untersucht, meine Da-
men und Herren. Um zu verstehen, dass mehr Angebot 
zu günstigeren Gestehungskosten, zu günstigeren Ge-
samtpreisen führt, muss man nicht Atomphysik studieren.

(Zuruf von der SPD: Das haben die Ökonomen 
widerlegt!)
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Die wissenschaftlichen Gutachten gehen von einem 
Preiseffekt von circa 10 Prozent im Jahr 2023 aus. Das 
sind circa 5 Milliarden Euro, und das sind entstandene 
Kosten für die Volkswirtschaft, die auf Ihr Konto gehen, 
die in Ihrer Verantwortung liegen, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Harald Ebner 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie wissen 
gar nicht, welche Kosten entstanden wären! – 
Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die Gutachter sagten was anderes! 
Das ist völliger Quatsch!)

– Überhaupt nicht. – Übrigens haben die Betreiber EnBW 
und PreussenElektra noch im August 2022 einen Weiter-
betrieb angeboten, sogar einen Industriestrompreis von 
6 Cent.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wenn der Staat die Haftung über-
nimmt! Sie wollen den Staat haften lassen!)

Da gab es nicht mal eine Antwort aus dem Bundeswirt-
schaftsministerium, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Frank Schäffler [FDP])

Aber auch CO2-Einspareffekte waren dem Klima-
schutzministerium egal: 30 Millionen Tonnen im Jahr. 
Der Effekt wäre 20-mal größer als der eines Tempolimits 
von 120 km/h. Das war dem Klimaministerium bzw. dem 
Klimaminister in der Abwägung völlig egal, meine Da-
men und Herren.

(Frank Schäffler [FDP]: Der gesamte Effekt 
des Heizungsgesetzes!)

Wenn man sich die Akten so durchlas, dann stellte sich 
auch die Frage, ob eigentlich Habeck oder sein Staats-
sekretär Graichen der Minister war. Klar ist: Herr 
Habeck, Sie haben Ihr Ministerium nicht im Griff.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Meine Güte!)

„Chaotische Führung“ oder „chaotische Lagebeurtei-
lung“ könnte man es auch nennen. Bei Ihnen zählt mehr 
das Erzählte.

(Zuruf des Abg. Bernhard Herrmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das reicht aber eben dauerhaft nicht aus. Wenn wir heute 
auch die Ausführungen zum Jahreswirtschaftsbericht ge-
hört haben, wenn wir uns anschauen, was bei Northvolt 
passiert, dann stellt sich doch die Frage, wie Sie glauben 
können, ein guter Kanzler zu werden, wenn Sie ein so 
schlechter Wirtschaftsminister waren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD sowie 
bei Abgeordneten der FDP)

Eines fiel auch auf: Selbst wenn der Minister ergebnis-
offen prüfen wollte – da bin ich mir übrigens immer noch 
nicht ganz sicher –: Sämtliche Schlüsselstellen in den 
Ministerien waren mit Personen besetzt, die die Umset-
zung des Ausstiegs aus der Kernkraft und nicht deren 
Weiterbetrieb als Antrieb sahen.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das haben Sie beschlossen von 
der Union! Das war die Gesetzeslage! Meine 
Güte! – Zuruf des Abg. Bernhard Herrmann 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Es ist doch so, dass das Lebenswerk von Trittin und Co 
plötzlich infrage gestellt wurde. Weil nicht sein kann, was 
nicht sein darf: So wurde hier gearbeitet, meine Damen 
und Herren, und das ging aus der Untersuchung auch 
ganz klar hervor.

Die Aktenlage lässt also nur einen Schluss zu: dass nie 
ergebnisoffen geprüft wurde.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Der Ausschuss war voreingenom-
men!)

Der Schaden ist da: für die Wettbewerbsfähigkeit, für die 
CO2– Einspareffekte, für die Versorgungssicherheit, aber 
auch für die Bezahlbarkeit von Energie, meine Damen 
und Herren.

(Zuruf des Abg. Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Übrigens: Auch die Richtlinienentscheidung des Bun-
deskanzlers machte ein ganz falsches Vorgehen nur noch 
falsch.

(Jakob Blankenburg [SPD]: Die sehr struktu-
riert war! Sehr strukturiert!)

– Ja, Herr Blankenburg. – Der Kanzler griff eben auf-
grund seiner Führungsschwäche zu spät ein, und es war 
dann auch zu wenig, was gemacht wurde.

(Frank Schäffler [FDP]: Der hat sich an nichts 
erinnert!)

Eines sage ich Ihnen, Herr Blankenburg: Strukturierte 
Führungsschwäche ist immer noch Führungsschwäche, 
und die wurde auch an diesem Punkt beim Bundeskanzler 
sehr, sehr deutlich.

(Zuruf des Abg. Carsten Träger [SPD])
Der Kanzler will jetzt Wasserstoff, produziert in Kraft-

werken aus Frankreich, haben.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Sie müssen bitte zum Schluss kommen.

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
Der Kanzler will weiterhin Strom aus Frankreich im-

portieren, also keinen Strom mehr aus deutschen Kraft-
werken, sondern aus französischen haben. Das zeigt 
doch, –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
– wie dysfunktional und bizarr die rot-grüne Energie-

politik ist,
(Zuruf des Abg. Bernhard Herrmann [BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN])
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und es zeigt, wie wichtig es war, –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Herr Abgeordneter, ich werde jetzt das Mikrofon ab-

stellen.

Dr. Andreas Lenz (CDU/CSU):
– hier Transparenz zu schaffen.
Herzlichen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der AfD und des Abg. Frank Schäffler 
[FDP])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Achten Sie bitte alle auf Ihre Redezeit. Wir sind jetzt 

schon bei, ich weiß nicht, 3.20 Uhr oder so. Wir müssen 
jetzt mal ein bisschen disziplinierter unsere Redezeiten 
einhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Die nächste Rednerin spricht für die Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen. Das ist Lisa Badum.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)

Lisa Badum (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Ich glaube, wir sehen diese Woche 
eines: Ständige Eskalation wird mehr und mehr zum Me-
tier der Union. Unseres ist es nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Dr. Andreas 
Lenz [CDU/CSU]: Ja, genau!)

Wir können in aller Ruhe und Gelassenheit sagen: 
Dieser Untersuchungsausschuss war wirklich peinlich 
für Sie.

(Frank Schäffler [FDP]: Oh! – Dr. Rainer Kraft 
[AfD]: Gelogen ist gelogen!)

Herr Lenz, ich verstehe Ihre Verzweiflung; denn stellen 
Sie sich die absurde Situation vor, in der wir waren, weil 
wir dem Ausschuss beiwohnen mussten. Die Union hat 
verzweifelt versucht, rauszufinden,

(Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU]: Können Sie 
sich noch an Herrn Knott erinnern?)

warum Robert Habeck den von Schwarz-Gelb beschlos-
senen Atomausstieg nicht revidieren wollte.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Nee, den hat doch 
Rot-Grün beschlossen! Jürgen Trittin hat den 
beschlossen! – Dr. Rainer Kraft [AfD]: Halt, 
halt! Rot-Grün hat den beschlossen! Sie lügen 
ja weiter! – Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU]: 
Andere Länder hatten die Kraft! Komisch!)

Das war die Forschungsfrage, die Sie dem Ausschuss 
gestellt haben. Wirklich Absurdistan!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie des Abg. Jakob Blankenburg [SPD] – 
Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Ich finde, sehr gut hat der „Stern“ es auf den Punkt 
gebracht:

„Wie ergebnisoffen prüft der Ausschuss, ob der 
AKW-Weiterbetrieb ergebnisoffen geprüft wurde?“

Sie haben – und deswegen haben Sie sich auch so auf-
geregt – leider eben gar nichts gefunden außer einer ord-
nungsgemäßen Prüfung.

(Lachen des Abg. Andreas Bleck [AfD])
Es wäre natürlich sinnvoll gewesen, in diesem Aus-

schuss noch etwas zu lernen, nämlich über andere Dinge, 
zu denen man in der Vergangenheit einen Untersuchungs-
ausschuss hätte einsetzen können; der Kollege Benner hat 
es angesprochen. Und Robert Habeck hat es im Aus-
schuss gesagt: Das politische Problem ist: Dass trotz 
Krieg, trotz Putin, trotz des ersten Ukraineangriffs 2014 
immer weiter auf Russland gesetzt wurde – das gilt na-
türlich für die ganze damalige Große Koalition –, ist das 
eigene fehlerhafte Verhalten und Versagen in dieser Zeit 
gewesen, das durch den Krieg schlagartig offensichtlich 
wurde. Das hat uns die Energiekrise eingebrockt.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Der lupenreine De-
mokratenversteher Schröder!)

Aber was ich im Ausschuss auch sehr spannend fand, 
das waren die vielen Bettelbriefe aus Bayern, von Herrn 
Söder und Herrn Aiwanger; denn ihnen fiel auf einmal 
auf, dass sie die Stromnetze nicht ausgebaut hatten, dass 
sie die Energiewende ausgebremst hatten

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Wer baut denn noch 
ein Windrad in Bayern? Ist doch wirtschaftli-
cher Unsinn! – Zuruf des Abg. Dr. Andreas 
Lenz [CDU/CSU])

und völlig abhängig waren, dass ihnen direkt in Bayern 
die Energiekrise gedroht hat. Darum sind die um Hilfe 
rufenden Briefe Richtung Robert Habeck abgeschickt 
worden. Das ist die Verantwortungslosigkeit – auch hie-
rüber könnte man einen speziell bayerischen Unter-
suchungsausschuss machen –, der Sie sich stellen sollten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Andreas 
Bleck [AfD]: Schon interessant, dass man bei 
drei Jahren Ampelchaos von Verantwortungs-
losigkeit spricht! – Gegenruf des Abg. 
Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: 20 Jahre Windkraftboykott in 
Bayern!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU und vor 
allem von der CSU, gehen Sie mal ganz tief in sich, und 
schauen Sie, was Sie an Verantwortung vermurkst haben 
in unserem Land!

(Frank Schäffler [FDP]: Kehren Sie mal vor 
der eigenen Tür! Das wäre nicht schlecht!)

Dann werden Sie eines sehen: Ihre Unfähigkeit, Lösun-
gen für die Zukunft anzubieten.

(Dr. Andreas Lenz [CDU/CSU]: Das sagen Sie 
wirklich nach drei Jahren Ampelchaos? – 
Dr. Stefan Heck [CDU/CSU]: Unglaublich!)

Wir gehen nicht mit Ihnen zurück in die Vergangenheit.
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Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Dr. Rainer Kraft [AfD]: 
Das war recht wenig! Hätte ich nicht erwar-
tet! – Andreas Bleck [AfD]: Die schlechteste 
Bundesregierung aller Zeiten!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Der nächste Redner ist Julian Grünke 

für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Julian Grünke (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir haben 111 Stunden im Untersuchungsaus-
schuss verbracht. Wir haben 40 Zeugen befragt, wir ha-
ben Experten angehört. Ich möchte an dieser Stelle zuerst 
einmal den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern danken, 
die bis spät in die Nacht für uns alle gearbeitet haben, 
am nächsten Morgen so früh da waren, dass wir eigent-
lich über das Arbeitszeitgesetz reden müssten,

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD, der CDU/CSU und der AfD)

und sich wirklich reingekniet haben. Auch den Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern der Bundestagsverwaltung 
möchte ich herzlich danken. Sie haben es erst ermöglicht, 
dass wir uns damit so beschäftigen konnten.

Jetzt zum Inhalt. Ich möchte Robert Habeck und den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Führungsposi-
tionen der Ministerien für das wunderbare Bild gratulie-
ren, das sie bei den Befragungen abgegeben haben. Sie 
haben sich hervorragend und perfekt inszeniert bei ihren 
Auftritten.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gute Argumente!)

Herr Habeck selbst kam sogar zweimal bestens gelaunt in 
den Raum, hat sich zweimal hingesetzt und sich dabei 
filmen lassen, wie er bestens gelaunt in den Ausschuss 
kommt, weil jeder Journalist ein Bild davon kriegen soll-
te.

(Harald Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Für jeden ein Bild! Das machen wir 
immer so!)

Erst als die Journalisten gegangen sind, hat sich seine 
Miene geändert; da hörte es auf.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Da waren immer noch Journalis-
ten im Raum, Herr Grünke! Wovon reden Sie?)

Das schöne Bild hat mit der Realität nichts zu tun. Es war 
kein Küchentisch, an dem wir da saßen, es war ein Unter-
suchungsausschuss.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir haben gemerkt, wer Ahnung 
hat!)

Und es war auch kein Seminar über den Atomausstieg 
2011, auch wenn Herr von Notz das gerne gehabt hätte; 
das muss man sagen.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Wir haben analysiert, wie es dazu kam, dass wir da 

stehen, wo wir heute stehen. Wir haben nämlich eine 
Energiepolitik in Deutschland, die uns vor große Heraus-
forderungen stellt und die dafür gesorgt hat, dass jetzt 
täglich in den Führungsetagen dieses Landes darüber ge-
redet wird,

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wegen 5 Prozent Atomenergie? 
Das ist Unsinn! Energiewirtschaftlicher Un-
sinn!)

wie wir Arbeitsplätze noch halten können und dass die 
Perspektiven energiepolitisch düster aussehen.

(Frank Schäffler [FDP]: Da hat er recht!)
Wir können als Fazit unterm Strich festhalten: Es wäre 

möglich gewesen, im Sommer 2022 neue Brennstäbe zu 
beschaffen,

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der AfD – Andreas Bleck 
[AfD]: Richtig!)

auch wenn anderes behauptet wurde. Es wäre möglich 
und geboten gewesen, nicht kurzsichtig nur auf den 
ersten Winter zu schauen. Es wäre nötig und geboten 
gewesen, nicht nur Blackouts zu verhindern, sondern 
die Energiepreise zu stabilisieren, besonders für die ener-
gieintensive Industrie.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der AfD – Zurufe vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Es war richtig und geboten, dass die FDP eingegriffen 
hat, dass wir selber mit den Betreibern gesprochen haben, 
dass Minister Christian Lindner selber aktiv geworden 
ist,

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das war sein Job!)

um die Informationen darüber, wie es wirklich aussieht, 
auch in die Entscheidung der Regierung einzubringen.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Warum haben Sie 
damals nicht die Koalition verlassen?)

Nur aufgrund des Einsatzes der FDP ist es gelungen, dass 
drei Atomkraftwerke im Streckbetrieb weitergelaufen 
sind,

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das ist nicht glaub-
würdig!)

trotz dieser Nebelgeschichten, die da zwischendrin ver-
breitet wurden.

(Beifall bei der FDP – Jürgen Braun [AfD]: 
Das glaubt Ihnen niemand, Herr Grünke! Alles 
zu spät von der FDP! Alles zu spät!)

Es ist ein trauriger Fakt, dass ich als Fazit dieses Unter-
suchungsausschusses sagen muss, dass beide Kanzler-
kandidaten bei dieser Entscheidung ihre Ideologie und 
ihren Starrsinn
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(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Sie haben ja die 
Koalition auch nicht verlassen!)

über das Wohl des Landes gestellt haben,
(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Dr. Stefan 

Heck [CDU/CSU])
dass sie sich für das Amt des Bundeskanzlers disqualifi-
ziert haben,

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Alles Meinungen, unbelegte Tat-
sachenbehauptungen! – Weitere Zurufe vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

weil sie nicht die Kosten für die Unternehmen und die 
Bürgerinnen und Bürger in diesem Land in den Vorder-
grund gestellt haben,

(Frank Schäffler [FDP]: Steht alles in unserem 
Bericht!)

sondern das Festhalten an der einmal getroffenen Ent-
scheidung.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Alles Meinungen!)

Das war das Aufgeben des Anspruchs der Zeitenwende,
(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist Ihr subjektiver Eindruck, 
Herr Kollege!)

die wir uns eigentlich alle ins Heft geschrieben hatten.
(Beifall bei der FDP)

Das war verantwortungslos, meine Damen und Herren.
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des Abg. Andreas Bleck 
[AfD] – Frank Schäffler [FDP]: Sehr gut! 
Das steht alles in unserem Bericht!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Dr. Michael Kaufmann für die 

AfD-Fraktion.
(Beifall bei der AfD)

Dr. Michael Kaufmann (AfD):
Frau Präsidentin! Geehrte Kollegen! Wegen der vor-

gezogenen Wahl hatte der Untersuchungsausschuss nicht 
die geplante Zeit für seine Arbeit. Das Ergebnis ist den-
noch eindeutig:

(Zuruf des Abg. Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Führungsebenen der beteiligten grünen Ministerien 
haben alle Hebel in Bewegung gesetzt, um an der Ab-
schaltung der Kernkraftwerke zum 31. Dezember 2022 
festzuhalten. Dabei wurden Versorgungsrisiken in Kauf 
genommen.

(Beifall bei der AfD)
Man schreckte nicht vor Irreführungen und Lügen und 
interessengeleiteten Prüfungen zurück.

(Dr. Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ein Quatsch!)

Das Beispiel des zweiten Stresstests verdeutlicht dies. 
Der zweite Stresstest sollte eine realistische Einschätzung 
der Energieversorgungssicherheit leisten. Doch was pas-
sierte? Minister Habeck hat persönlich

(Jakob Blankenburg [SPD]: … die Anfor-
derungen noch strenger gemacht!)

die Vorgaben für diese Analyse gemacht. Ein Abteilungs-
leiter der Bundesnetzagentur hat seine Mitarbeiter ange-
wiesen – Zitat –:

„Bitte nicht an den Vorgaben von Habeck versuchen 
etwas zu ändern. 
Die Studie dient politischen Zwecken …“

(Beifall bei der AfD – Dr. Rainer Kraft [AfD]: 
Hört! Hört!)

So sieht’s aus! Das heißt nichts anderes, als dass dieses 
Gutachten kein wissenschaftlicher Bericht, sondern eine 
politische Auftragsarbeit war. Man brauchte ein grünes 
Ergebnis, also ein Szenario, in dem Kernkraftwerke 
scheinbar überflüssig sind.

(Bernhard Herrmann [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist falsch!)

Fakten wurden zurechtgebogen, alternative Szenarien 
kleingerechnet, während Risiken absichtlich ignoriert 
wurden.

Und dann kam das nächste Schauspiel: Als die Illusion 
nicht mehr aufrechtzuerhalten war, weil selbst in den 
geschönten Szenarien Lastunterdeckungen von bis zu 
zwölf Stunden drohten, musste man irgendwie das grüne 
Dogma retten. Also erfand man die Einsatzreserve, die 
von Anfang an eine Fata Morgana war. Kernkraftwerke 
sollten abgeschaltet und dann – bei Bedarf – wieder hoch-
gefahren werden. Kernkraftwerke sind jedoch keine 
Lichtschalter; man kann sie nicht nach Belieben an- und 
ausschalten. Das wusste jeder Fachmann. Doch der Wei-
terbetrieb musste irgendwie verhindert oder wenigstens 
umetikettiert werden, damit es nicht nach einer krachen-
den Niederlage für die Grünen aussah.

(Beifall bei der AfD – Stefan Schmidt [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Wer hat denn diese 
Rede geschrieben? Putin selber?

Intern wurden Warnungen und Bedenken aus der Fach-
ebene der Ministerien unterdrückt. Betreiber der Kern-
kraftwerke wurden hingehalten, während man öffentlich 
so tat, als seien sie schuld an Verzögerungen. Erst als klar 
war, dass Deutschland ohne Kernkraftwerke im Winter 
Versorgungsengpässe erleiden würde, musste Kanzler 
Scholz höchstpersönlich eingreifen. Das Machtwort – 
wohlgemerkt einen Tag nach dem Grünenparteitag – für 
den Weiterbetrieb diente nur der grünen Gesichtswah-
rung.

(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, diese Regierung hat mit der 

Energieversorgung unseres Landes gespielt, und wir alle 
zahlen den Preis dafür.

Danke. 
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(Beifall bei der AfD – Dr. Konstantin von Notz 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Viele Grüße 
nach Moskau!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Robin Mesarosch für die SPD- 

Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Robin Mesarosch (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Wer beim Märchen „Hänsel und Gretel“ nur das 
Ende liest und es ansonsten vielleicht nicht kennt, der 
gewinnt schrägerweise den Eindruck: Da geht es um 
zwei grausame Kinder, die eine alte Frau verbrennen 
und dann fröhlich nach Hause gehen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Jürgen 
Braun [AfD]: Sie sind ja lustig, Herr 
Mesarosch! Hahahaha!)

Deswegen ist Zusammenhang so wichtig; deswegen ist es 
immer wichtig, die ganze Geschichte zu erzählen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Beim Atomausstieg ist es so, dass CDU/CSU, FDP, 
AfD – diese unheilige Allianz – nur diesen 15. April im 
Kopf haben und in den Blick nehmen, als die letzten drei 
Atomkraftwerke vom Netz gingen. Dabei fällt der An-
fang der Geschichte weg, 50 Jahre, in denen über den 
Atomausstieg diskutiert worden ist, 23 Jahre, in denen 
klar war: SPD und Grüne haben den Ausstieg verein-
bart. – Danach haben CDU/CSU und FDP den Rück-
wärtsgang eingelegt, dann waren sie wieder dabei. 
Markus Söder war damals so entschlossen, dass man 
Angst haben musste, dass er sich mit wehender Bratwurst 
an einen Castortransport kettet. Das ist halt, was die 
CDU/CSU macht – die Leute, die uns heute erklären 
wollen, wie es seriös geht. Das alles fällt unter den Tisch.

Es fällt auch unter den Tisch, dass die Ampel sogar 
noch drei Monate an die Zeit drangehangen hat, in der 
sich alle Kraftwerksbetreiber darauf einstellen konnten, 
dass es zu Ende geht. Es ging zu Ende, alle waren darauf 
eingestellt, außer der CDU/CSU. Die war wohl über-
rascht: Jetzt ist das passiert, worüber seit 50 Jahren alle 
gesprochen haben. Nanu!

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Und dann mussten Sie untersuchen, was da eigentlich 
passiert war. Oder? Ich weiß bis heute nicht, was Sie da 
untersucht haben, ganz ehrlich. – Das ist das erste Schrä-
ge.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dass die AfD im Untersuchungsausschuss nur durch 
Populismus auffallen würde, das war erwartbar. Die 
Spitze war für mich: Sie wirft der Bundesregierung vor, 
Atomkraftwerke nicht länger laufen zu lassen, die noch 
5 Prozent unserer Stromversorgung abgedeckt haben.

(Zurufe von der AfD)
Gleichzeitig fordert Ihre Spitzenkandidatin, nach der 
Wahl sofort alle Windkrafträder abzubauen, die ein Drit-
tel, 33 Prozent, unseres Strombedarfs abdecken.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und gleichzeitig sagt man, die Bundesregierung handele 
ideologisch. Das ist doch alles hochgradig spannend, 
wäre es nicht so traurig.

(Zuruf des Abg. Andreas Bleck [AfD])
Das Dramatische ist: Die CDU/CSU hat sich – und das 

muss man so hart sagen – auf dasselbe Niveau begeben. 
Auch da wurde skandalisiert, dass die Atomkraftwerke – 
wie geplant – vom Netz gingen, die noch 5 Prozent un-
seres Strombedarfs abgedeckt haben. Unerwähnt blieb 
zum Beispiel, dass wir allein letztes Jahr die viereinhalb-
fache Leistung allein durch Sonne und Wind ans Netz 
gebracht haben.

(Andreas Bleck [AfD]: Bringt uns im Winter 
aber nichts!)

Und es ist doch genau andersrum. Sie skandalisieren, 
dass planbar was weggefallen ist. Dabei ist der eigentli-
che Skandal, wie wenig Sie sich dafür eingesetzt haben, 
dass Neues dazukommt. Das haben wir getan. Das Ver-
säumnis lag bei Ihnen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Da kann man noch sagen: Das ist das, was passiert; die 
Opposition erzählt, dass alles so schlecht ist, und die 
Regierung, wie gut alles ist. – Aber das wird nicht dem 
gerecht, was in diesem Ausschuss passiert ist. Und ich 
muss sagen: Ich fand das skandalös. – Sie laden Sach-
verständige ein. Ihre Sachverständigen sagen Ihnen: Der 
Atomausstieg hatte keine Wirkung auf den Preis.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Rainer Kraft 
[AfD]: Wer hat das gesagt?)

Das hören wir alle, das hört auch die Öffentlichkeit, aber 
Sie haben nichts Besseres zu tun, als direkt danach hier 
ins Plenum zu gehen und das falsche Gegenteil zu be-
haupten. Und das geht nicht; das ist nicht normal.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Sie werfen der Bundesregierung Täuschung vor, finden 
nichts, und dann täuschen Sie darüber, dass Sie gar keine 
Täuschung gefunden haben. Sie werfen der Regierung 
vor, nicht ergebnisoffen geprüft zu haben, Sie prüfen 
irgendwas, finden nichts, bleiben aber bei Ihrer Meinung. 
Das ist doch schräg.

Es wäre noch verzeihlich – und das wäre Ihr Recht –,
(Zuruf des Abg. Jürgen Braun [AfD])
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einen haltlosen Vorwurf zu machen und dann zu merken: 
Das war nichts. – Aber unverzeihlich ist es, so einen 
Vorwurf zu machen und dann weiter darauf zu bestehen, 
dass man recht hatte, obwohl nichts dran war.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Dieses Vorgehen, diese Strategie hätte genauso von 
rechts außen kommen können. Das ist das Resultat, 
wenn man eine Physikerin an der Spitze durch einen 
Populisten austauscht; das sehen wir in diesen Tagen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Michael Kruse [FDP]: Sie meinen die Bundes-
regierung, oder was?)

Meine Damen und Herren, das ist vorerst voraussicht-
lich meine letzte Rede im Bundestag.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ja, Gott sei Dank! – 
Jürgen Braun [AfD]: Ja, wurde auch Zeit!)

Ich möchte um Entschuldigung bitten: In dreieinhalb Jah-
ren ist es mir nicht gelungen, zu verhindern, dass Rechts-
extreme in Deutschland im Bundestag mehr Macht ha-
ben.

(Enrico Komning [AfD]: Nee, ihr habt uns ver-
doppelt! – Dr. Rainer Kraft [AfD]: Sie haben 
uns verdoppelt! Danke schön dafür!)

Jetzt mag man sagen, das ist nicht meine Schuld. Aber 
das ist nicht der Punkt. Wenn wir alle mehr Verantwor-
tung für unser Handeln und für das, was in der Welt 
passiert, übernehmen, sei es beim Ausstieg aus der Atom-
kraft oder beim Aufstieg des Rechtsextremismus,

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Sie haben die Ver-
antwortung, dass wir immer stärker werden!)

dann kann die Zukunft, die gestern für Millionen Leute in 
diesem Land sehr dunkel geworden ist, auch wieder hel-
ler werden.

Auf Wiedersehen!
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Andreas Bleck [AfD]: Meine 
Eltern haben mal SPD gewählt! Nun machen 
sie das nicht mehr, aus guten Gründen!)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Dr. Stefan Heck für die CDU/ 

CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Stefan Heck (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Ich will zu Beginn meiner Rede die Gelegenheit 
nutzen, als Vorsitzender dieses Untersuchungsausschus-
ses zunächst allen Kolleginnen und Kollegen herzlich für 
die engagierte Arbeit zu danken. Es gibt unterschiedliche 
Bewertungen in der Sache – das ist bei Untersuchungs-
ausschüssen so üblich –, aber ich glaube, wir haben or-
dentlich und kollegial zusammengearbeitet. Mein Dank 
gilt insbesondere auch den tüchtigen Mitarbeitern der 

Bundestagsverwaltung, die heute oben auf der Tribüne 
unsere Debatte verfolgen. Ihnen allen herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Meine Damen und Herren, wir debattieren heute über 
den Abschluss der Beweisaufnahme statt, wie sonst üb-
lich, über den Abschlussbericht, den ein Untersuchungs-
ausschuss vorlegt. Wir haben Sie, die Regierung, in den 
Sitzungen immer und immer wieder um Vorlage von 
Akten gebeten, um unserer Arbeit ordnungsgemäß nach-
kommen zu können. Dass Sie hier weiterhin auf die an-
gebliche Vollständigkeit Ihrer Aktenvorlage pochen, lässt 
nur darauf schließen, dass Sie sich leider, wie so oft, in 
einem grünen Paralleluniversum befinden.

Herr Minister Habeck, öffentlich haben Sie im Aus-
schuss über viele Themen gesprochen, die zu unserem 
Untersuchungsauftrag gehören, zu denen wir von Ihnen 
aber niemals ein einziges Blatt Papier gesehen haben; das 
muss man sich einmal vorstellen.

Außerdem haben Sie angeboten, uns alle Akten Ihres 
Hauses ab dem Jahr 2014 bereitzustellen, unter der Be-
dingung, dass der Ausschuss seinen Untersuchungsauf-
trag ausweitet. Tatsache ist: Ihr Ministerium wollte nicht 
einmal alle Akten ab dem Jahr 2022 vorlegen. Schlimmer 
noch: Es waren mutige Journalisten, die vor dem Ver-
waltungsgericht klagen mussten, um ihre gesetzlichen 
Informationspflichten durchzusetzen.

(Zuruf des Abg. Bernhard Herrmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Was ist das für ein Rechtsverständnis? Statt der Trans-
parenz, die Sie immer und immer wieder einfordern – 
kein anderes Wort steht vermutlich so oft in Ihrem Wahl-
programm –, erleben wir bei Ihnen eiskalte Taktik: Ver-
zögern, verschleppen und verschleiern.

Jetzt haben wir von Frau Badum gerade wieder den 
Vorwurf gehört, der Ausschuss hätte nichts gefunden. 
Da kann ich ausnahmsweise nur sagen: Das ist richtig. 
Denn, meine Damen und Herren, wir haben ja tatsächlich 
keine, gar keine Hinweise auf die von Minister Habeck 
zugesagte ergebnisoffene Prüfung gefunden; das hätte 
sich in den Akten ansonsten widergespiegelt.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP und der AfD)

Als wäre das nicht genug: Es hat nicht nur keine ergeb-
nisoffene Prüfung gegeben, es fand im Grunde überhaupt 
keine Prüfung statt. Das war jedenfalls die Einschätzung 
einer erfahrenen Beamtin aus der Leitungsebene des 
Bundeswirtschaftsministeriums.

(Zuruf des Abg. Bernhard Herrmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ihr Fazit war damals – Zitat –: „... für eine ordentliche 
Prüfung viel zu knapp …“ Zitat Ende.

Was wir allerdings gefunden haben, ist Folgendes: Aus 
einem Vermerk der Fachebene des Bundesumweltminis-
teriums vom 1. März, der – Zitat – „keinerlei Bedenken 
gegen einen Weiterbetrieb“ formulierte – das hat uns der 
Verfasser auch noch mal als Zeuge ausdrücklich bestä-
tigt –,
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(Lukas Benner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Der hat gesagt, was man prüfen muss!)

wurde mithilfe der nukleartechnischen Expertise eines 
Mitarbeiters des Pressereferates über Nacht ein gänzlich 
anderer Vermerk.

(Andreas Bleck [AfD]: So ist es!)

Am 3. März stand da plötzlich, dass jegliche Form der 
Laufzeitverlängerung – Zitat – „aus Gründen der nuklea-
ren Sicherheit abzulehnen“ sei. Zitat Ende. – Das, meine 
Damen und Herren, war die Grundlage für die Entschei-
dung, die drei letzten deutschen und damals die drei si-
chersten Kernkraftwerke der Welt stillzulegen in einer 
beispiellosen Krise.

Für Minister Habeck stand offensichtlich etwas ganz 
anderes im Vordergrund. Nach Erhalt des überaus dünnen 
Prüfmerks aus seinem Hause antwortete er – ich zitiere 
wiederum –:

„... ich habe aufbauend auf Eurem famosen Papier 
ein FAQ gemacht, weil ich glaube, man muss das 
ERZÄHLEN.“

Zitat Ende.

(Zuruf des Abg. Bernhard Herrmann [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, hier wird klar: Was sich aus 
fachlicher Sicht nicht rechtfertigen lässt, das muss man 
eben erzählen. Und unter den Folgen dieser Erzählung, 
der energiepreisgetriebenen Inflation und der Doppel-
rezession, leiden die Bürgerinnen und Bürger bis heute.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Aber der endgültige Atomausstieg zu einer Zeit, als 
deutsche Verbraucher und Unternehmen Weltrekord-
strompreise zu zahlen hatten

(Frank Schäffler [FDP]: Haben! Haben!)

und akute Versorgungsängste vorherrschten, passte leider 
nur zu gut ins Bild von grüner Wirtschaftspolitik.

Nicht ins Bild passte allerdings das Versprechen, es 
werde keine Denktabus geben. Denn Tabus und Verbote – 
das haben wir inzwischen gelernt – gehören nun mal zu 
den Wesensmerkmalen grüner Politik, Wirtschaftskom-
petenz dagegen nicht. Daran gibt es nach drei Jahren 
Wirtschaftsminister Habeck auch keinen Zweifel mehr.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP und der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Guten Tag, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wie Sie 

sehen, hat das Präsidium gewechselt.
Wir fahren in der Debatte fort. Das Wort hat Bernhard 

Herrmann für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Bernhard Herrmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kol-
legen! Ende 2021 übernahm die neue Regierung ein 
Land, das extremst von russischem Gas abhängig war. 
Und die sogar an Gazprom – grob fahrlässig – verkauften 
Speicher waren zu Winterbeginn fast leer. Robert Habeck 
hat das gemeistert und hat konsequent und höchst erfolg-
reich die Energiekrise bewältigt. Aber dieser Erfolg passt 
Ihnen, liebe Union, anscheinend nicht, sodass Sie nun 
sinnlos skandalisieren. Das ist reines Wahlkampfgetöse.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Der der Neutralität verpflichtete Ausschussvorsitzende 
der Union wusste offenbar schon vor der Befragung von 
Minister Habeck, dass dieser der Voreingenommenheit 
überführt wäre. Genauso erzählte er das großspurig schon 
vor dessen Befragung den Medien. Wie voreingenommen 
selbst so an die Sache heranzugehen, Herr Dr. Heck.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und so stellte der „Stern“ treffend fest – ich zitiere –:

„Und so drängt sich beim stundenlangen Ausharren 
auf der Besuchertribüne die Frage auf: Wie ergeb-
nisoffen prüft der Ausschuss, ob der AKW-Weiter-
betrieb ergebnisoffen geprüft wurde?“

Das war der Fall.
(Frank Schäffler [FDP]: Wer im Glashaus sitzt, 

sollte nicht mit Steinen werfen!)
Man könnte dankbar sein, dass wir angesichts des fa-

talen Versagens Ihrer alten Energiepolitik und der von 
Ihnen übernommenen Probleme so gut durch die Krise 
gekommen sind.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Weitsicht, diversifizierte Energiequellen, Ausbau der 
Netze und der Erneuerbaren, all das haben Sie als GroKo 
viel zu lange blockiert. Dann überfiel Russland die Ukrai-
ne. Von Stund an war alles anders: Versorgungssicherheit 
herstellen, Energiepreise in den Griff bekommen, das 
Energiesystem vom Kopf auf die Füße stellen. Minister 
und engagierte Mitarbeiter/-innen kehrten in kürzester 
Zeit Ihre Scherben auf und brachten unser Land auf Kurs, 
konsequent und unvoreingenommen.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])
Das Stromsystem wurde mehreren Stresstests unterzo-
gen; dafür wurden extremste Bedingungen angesetzt. 
Die waren politische Vorgabe, um sicher zu sein. Die 
Versorgungssicherheit stand ganz vorne an.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Frank Schäffler 
[FDP]: Mit dem teuersten Industriestrom der 
Welt!)

Im Sommer 2022 wurde auch die Verlängerung der 
Laufzeiten der Atomkraftwerke überprüft. Das war nir-
gends Ideologie. Nachweisbar stand die Sicherheit im 
Vordergrund: die Versorgungssicherheit, aber natürlich – 
und das ignorieren Sie offenbar – auch das geltende Re-
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aktorsicherheitsrecht. Das ist keine Lappalie. Das war 
absolut ergebnisoffen; ja, etwas, was auch für den Vorsitz 
des Ausschusses nötig gewesen wäre.

Im Sommer 2022 wurde aus der – durch die GroKo 
verantworteten – Gaskrise eine Stromkrise. Die AKWs in 
Frankreich schwächelten massiv. Trockenheit ließ die 
Schiffe nicht zu den Steinkohlekraftwerken kommen. Al-
ternde Kraftwerke und die sich zuspitzende Klimakrise 
sind ein Risiko für die Versorgungssicherheit in ganz 
Europa.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

In dieser Lage war der Weiterbetrieb der AKWs offen 
geprüft worden,

(Frank Schäffler [FDP]: Darum importieren 
wir jetzt Atomstrom!)

über den kritischen Winter hinweg sind ihre Laufzeiten 
verlängert worden, und dem lag eine absolut ergebnis-
offene Prüfung durch Robert Habeck zugrunde. Er prüfte 
alles doppelt und dreifach – das haben Zeuginnen und 
Zeugen im Ausschuss immer wieder bestätigt –, und 
das hat dazu beigetragen, dass mit absoluter Sicherheit 
alle Mangellagen vermieden wurden.

Es war die gemeinsame Entscheidung der Regierung 
von SPD, FDP und uns Grünen, diese vernünftige Ent-
scheidung zu treffen für die Versorgungssicherheit im 
Land. Ich bin heilfroh, dass Robert Habeck als Krisen-
manager unser Land durch diese Herausforderung ge-
führt hat, ergebnisoffen und mit Erfolg.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Herrmann.

Bernhard Herrmann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Ralph Lenkert für die 

Gruppe Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Ralph Lenkert (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! 2011, nach dem GAU 

von Fukushima, waren 87 Prozent der Bürgerinnen und 
Bürger für einen deutschen Atomausstieg bis spätestens 
2020. Der Atomausstieg von Union und FDP folgte da-
mals einfach den Umfragewerten. Heute, mit Windkraft-
anlagen vor der Haustür, plädieren 60 Prozent für Atom-
kraftwerke. Da sind Union, FDP und auch die AfD 
natürlich wieder für die Atomkraft.

(Andreas Bleck [AfD]: Wir waren schon im-
mer dafür!)

Aber ich frage alle Befürworterinnen und Befürworter 
von Atomkraftwerken: Wollen Sie ein Atomkraftwerk in 
Ihrer Gemeinde oder neben Ihrer Stadt mit bis zu 200 Me-
ter hohen Kühltürmen und einem Zwischenlager für ab-
gebrannte hochstrahlende Uranbrennstäbe?

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Ja! In den Gemein-
den, in denen sie betrieben werden, werden sie 
akzeptiert!)

Wollen Sie das notwendige Atommüllendlager in Ihrer 
Region? Ernsthaft, was würden Sie eher als Nachbarn 
bevorzugen: den Windpark oder das Atomkraftwerk 
oder das Atommülllager?

(Beifall bei der Linken – Dr. Rainer Kraft 
[AfD]: Kernkraftwerk!)

Denken Sie in Ruhe darüber nach. Ich habe noch ein paar 
Punkte.

(Jens Spahn [CDU/CSU]: Ich habe schon ein 
Lager!)

China baut einen neuen Bahnhof oder Flughafen in 
2 Jahren. Der BER war nach 14 Jahren fertig. An Stutt-
gart 21 wird man wohl 16 Jahre bauen. Frankreich baute 
Notre-Dame in 5 Jahren wieder auf. Die Elbphilharmonie 
brauchte 10 Jahre. China braucht 6 Jahre für ein Atom-
kraftwerk mit Bau und Planung, Frankreich 20 Jahre. 
Wenn ich diese Maßstäbe annehme, dann dauert der 
Bau eines AKWs in Deutschland 40 Jahre plus x.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Südkorea kommt mit 
drei Jahren hin!)

Bevor das erste neue AKW in Deutschland laufen könnte, 
würde das letzte laufende kommerzielle Kraftwerk längst 
still sein.

Und jetzt zu den Kosten. Ein Atomkraftwerk mit einer 
Leistung von 1 Gigawatt verursacht 20 Milliarden Euro 
Baukosten und produziert etwa 8 000 Gigawattstunden 
im Jahr. Windkraftanlagen für diese Strommenge haben 
Baukosten von nur 6 Milliarden Euro. Da bleiben 14 Mil-
liarden Euro übrig für Speicher, für Elektrolyseure und 
noch ein paar Windräder extra.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Dr. Rainer Kraft [AfD]: Das ganze Zeug, was 
nicht funktioniert!)

Weltweit wird kein Atomkraftwerk ohne Subventionen 
gebaut.

Aber über Atomkraftwerke kommen Staaten an Mate-
rial für Atombomben. Ich will kein AKW in Thüringen, 
in Deutschland,

(Beifall bei der Linken)
so wie die AfD das möchte. Ich will auch keine deutschen 
Atombomben.

(Beifall bei der Linken – Dr. Rainer Kraft 
[AfD]: Also, jetzt wird es absurd!)

Liebe Bürgerinnen und Bürger, statt die Zeit mit einem 
sinnlosen Untersuchungsausschuss zu diesen Vorgängen 
zu verschwenden, hat sich die Linke lieber um gemein-
nützigen Wohnungsbau und einen Mietendeckel geküm-
mert.
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(Beifall bei der Linken – Zurufe von der AfD)
Wir haben ein Energiekonzept erstellt, das die derzeitigen 
Strompreise sofort um 9 Cent senken könnte, mit einem 
atmenden Industriestrompreis.

Wenn Sie von der AfD ein Problem mit meinen Reden 
haben, dann stellen Sie doch eine Zwischenfrage, dann 
antworte ich Ihnen drauf – aber das trauen Sie sich ja 
wieder nicht.

(Beifall bei der Linken)
Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer, was wäre mit der 

Erde passiert, wenn Adolf Hitler über Atombomben ver-
fügt hätte? Auch damit Rechtsextremisten oder Fanatiker 
keinen Zugang zu radioaktivem Material erhalten oder 
Atomunfälle produzieren können, lehnt Die Linke 
AKWs ab.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege, –

Ralph Lenkert (Die Linke):
Der Tabubruch am Mittwoch weckt die Sorge, dass 

Konservative Rechtsextremen den Weg in die Regierung 
ermöglichen. Wer keinen Kanzler Merz will, kann weder 
bei der SPD noch bei den Grünen sicher sein, der muss 
Die Linke wählen.

Vizepräsidentin Petra Pau:
– kommen Sie zum Schluss.

Ralph Lenkert (Die Linke):
„Nie wieder Krieg! Nie wieder Faschismus!“, das gilt 

jetzt.
Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken – Andreas Bleck [AfD]: 
Auf nimmer Wiedersehen, Herr Lenkert! – 
Jens Spahn [CDU/CSU]: „Vorwärts immer, 
rückwärts nimmer“!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Nina Scheer für die Fraktion der SPD.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Nina Scheer (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Vorwurf der antragstellenden Fraktion, der 
mit dem Untersuchungsausschuss im Raum stand, dass 
hier quasi etwas unterschlagen wurde, dass der Bevölke-
rung kein reiner Wein eingeschenkt wurde über die Ener-
gielage in Zeiten des Angriffskrieges und der hochkriti-
schen Situation, weil wir tatsächlich die große 
Energieabhängigkeit von Russland beenden mussten, 
sehr schnell beenden mussten – was wir auch hinbekom-
men haben –, dieser Vorwurf,

(Frank Schäffler [FDP]: … der ist richtig!)
dass hier mit der Bevölkerung nicht ehrlich umgegangen 
worden sei, ist falsch, er ist infam, und er ist außerdem in 
einer Weise die Öffentlichkeit belügend, dass die CDU/ 

CSU-Fraktion hier wirklich noch einmal entblättert wer-
den muss ob dieses elementaren Täuschungsmanövers 
gegenüber der Bevölkerung.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Frank 
Schäffler [FDP]: Sie waren doch gar nicht da!)

Es ist ein elementares Täuschungsmanöver.
(Frank Schäffler [FDP]: Sie waren doch gar 

nicht da!)
Wenn man sich die Positionen zur Nutzung der Atom-

energie in Deutschland in den letzten Jahrzehnten einmal 
anschaut, dann erkennt man diverse Zickzackkurse, die 
allesamt auf das Konto von CDU und CSU gingen, alle-
samt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Diese Zickzackkurse verliefen wie folgt: Zunächst spra-
chen Sie sich für die Nutzung der Atomenergie aus, wa-
ren, ohne dass dies verantwortungsbewusst gewesen wä-
re, gegen einen Ausstieg aus der Nutzung der 
Atomenergie. Eigentlich liegt es auf der Hand, dass 
man, zumal wenn man kein Endlager hat und es sich 
um die teuerste Form der Energiegewinnung handelt,

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Was ist denn daran 
teuer?)

der Bevölkerung die Nutzung dieser Risikotechnologie 
auf Dauer nicht zumuten kann. Aber Sie waren gegen 
einen Ausstieg.

Dann wurde ein Atomausstieg beschlossen, durch Rot- 
Grün. Der rückte nach und nach näher. Und dann kam die 
Bundestagswahl 2009. Im Vorfeld dieser Bundestags-
wahl 2009 – das muss man der Bevölkerung noch einmal 
in Erinnerung rufen –

(Frank Schäffler [FDP]: Wir hatten eine be-
sondere Situation!)

haben massive öffentliche Propagandamaschinen die 
Zeitungen gefüllt, wo Sie im Hintergrund sehr erfreut 
mitgewirkt haben, und diese Propagandamaschinen ha-
ben dazu geführt, dass Sie gutachtenbasiert Versionen 
vorgelegt haben, wie schön sich die Laufzeit der Atom-
kraftwerke verlängern lässt.

(Frank Schäffler [FDP]: Haben Sie schon ein-
mal von der Energiekrise 2022 gehört?)

Das war im Jahr 2010. Hier sollte eigentlich ein Unter-
suchungsausschuss ansetzen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Rainer 
Kraft [AfD]: Warum haben Sie das nicht ge-
macht?)

hier sollte er ansetzen.
Wie kann man bei einem schon beschlossenen Atom-

ausstieg, ohne dass es irgendwelche Versorgungseng-
pässe gegeben hätte – die wir übrigens, anders als Sie 
es uns suggerieren wollen, jetzt auch nicht hatten –, wie 
kann man in einer solchen Situation rein ideologiegetrie-
ben, rein lobbygetrieben der Bevölkerung allen Ernstes 
erklären, man müsse nach einem Jahr Gutachtenwälze-
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rei – ironischerweise haben ja Herr Rösler als Minister für 
Wirtschaft und Herr Röttgen als Umweltminister damals 
unterschiedliche Versionen der Prognos-Studien ins Bild 
gehalten – die Nutzung der Atomenergie weiter verlän-
gern?

(Frank Schäffler [FDP]: Reden Sie mal über 
den Untersuchungszeitraum! – Andreas Bleck 
[AfD]: Gab es so etwas wie den Ukraine-
krieg?)

Sie haben es damit begründet – und das war rein ideo-
logisch getrieben –, dass man die Atomkraft brauche. Das 
war am 29. Oktober 2010.

(Zuruf des Abg. Dr. Rainer Kraft [AfD])

Wenige Monate später, am 11. März 2011, kam Fukushi-
ma,

(Frank Schäffler [FDP]: Wir reden über 2022!)

wenige Monate später; da ist energiepolitisch in Deutsch-
land nicht viel passiert in der Zwischenzeit. Jetzt meinten 
Sie auf einmal: Raus aus der Atomenergie! – Der Aus-
stieg hat uns energiepolitisch keinerlei Irritationen ge-
bracht.

(Dr. Rainer Kraft [AfD]: Er hat ein paar Milli-
arden an Entschädigungen gekostet, falls Sie es 
vergessen haben!)

Das sagt alles.
Ihre Energiepolitik ist massiv ideologiegetrieben. Des-

wegen sollten Sie sich schämen, dass Sie uns mit so 
einem Untersuchungsausschuss überzogen haben!

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Michael Brand [Fulda] 
[CDU/CSU]: Immer wieder die Moralkeule! – 
Frank Schäffler [FDP]: Sie waren ja nie da!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich schließe die Aussprache.

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 8 und 9: 

ZP 8 Beratung des Antrags der Abgeordneten Carmen 
Wegge, Marco Wanderwitz, Dr. Till Steffen, 
Martina Renner, Stefan Seidler und weiterer Ab-
geordneter 

Antrag auf Entscheidung des Deutschen Bun-
destages über die Einleitung eines Verfahrens 
zur Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
der „Alternative für Deutschland“ gemäß Ar-
tikel 21 Absatz 2, 3 und 4 des Grundgesetzes 
i. V. m. § 13 Nummer 2 und 2a, §§ 43 ff. des 
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes

Drucksache 20/13750
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss

ZP 9 Beratung des Antrags der Abgeordneten Renate 
Künast, Lukas Benner, Dr. Irene Mihalic und 
weiterer Abgeordneter 

Feststellung der Verfassungswidrigkeit der 
„Alternative für Deutschland“

Drucksache 20/14105
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss

Für die Aussprache wurde eine Dauer von 68 Minuten 
beschlossen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte, bevor ich 
die Debatte eröffne, kurz um Ihre Aufmerksamkeit. Wir 
haben es jetzt hier, wie Sie von mir schon gehört haben, 
mit zwei Anträgen zu tun, die Gruppen von Abgeord-
neten, welche unterschiedlichen Fraktionen und Gruppen 
angehören, eingebracht haben. Deshalb werde ich die 
Rednerinnen und Redner nachher nicht mit ihrer Frak-
tions- oder Gruppenzugehörigkeit aufrufen. Anders ist 
das bei den Vertretern der AfD-Fraktion. Da kein Mit-
glied dieser Fraktion Mitantragsteller bei den Gruppen-
anträgen ist,

(Stephan Brandner [AfD]: Wäre auch ko-
misch! – Gegenruf von der SPD: Schade ei-
gentlich!)

wird die Rednerin oder der Redner jeweils natürlich als 
Vertreterin oder Vertreter der Fraktion aufgerufen.

Ich werde auch keine Fragen, Kurzinterventionen und 
anderes zulassen, es sei denn, die Geschäftsordnung ge-
bietet, dass ich einem Abgeordneten/einer Abgeordneten 
zu seinem/ihrem Recht verhelfe, auf persönliche An-
würfe und Ähnliches zu reagieren. Ich bitte Sie aber, 
die Debatte in Respekt voreinander so zu führen, dass 
ich gar nicht gezwungen bin, das Wort zu Erklärungen 
hier in irgendeiner Weise zu erteilen.

Nun eröffne ich die Debatte. Das Wort hat der Kollege 
Marco Wanderwitz.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP und der Abg. Martina Renner 
[Die Linke])

Marco Wanderwitz (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! 124 Bundestagsabgeordnete der SPD, der 
CDU/CSU, der Grünen, der Linken und des SSW

(Beatrix von Storch [AfD]: Die alle nicht 
wiederkommen!)

haben Anfang November den Antrag eingebracht, den 
wir heute diskutieren – einen der beiden Anträge, die 
wir heute diskutieren –,

(Stephan Brandner [AfD]: Weil Sie den ande-
ren nicht auf die Nerven gegangen sind!)

einen Antrag auf Einleitung eines Verfahrens zur Fest-
stellung der Verfassungswidrigkeit von Ihnen, der AfD, 
gemäß Artikel 21 Grundgesetz.
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(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Zurufe von der AfD: Das wird wohl 
nichts! – Mal gucken, wer hier so klatscht!)

Artikel 21 Absatz 2 Grundgesetz formuliert – hören 
Sie zu; es betrifft Sie –:

„Parteien, die nach Ihren Zielen oder nach dem Ver-
halten Ihrer Anhänger“

– beides trifft zu –

„darauf ausgehen, die freiheitliche demokratische 
Grundordnung zu beeinträchtigen oder zu beseitigen 
oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland 
zu gefährden, sind verfassungswidrig.“

Wir als Antragstellende sind überzeugt davon, dass die 
AfD keine Partei ist, die mal eben ein bisschen rechts ist. 
Sie sind Verfassungsfeinde. Sie sind Feinde unserer De-
mokratie. Sie sind Menschenfeinde.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Deshalb wollen wir die Überprüfung der Verfassungs-
widrigkeit der AfD

(Stephan Brandner [AfD]: Sie sind Intel-
ligenzfeind, Herr Wanderwitz!)

durch das Bundesverfassungsgericht mit dem klaren Ziel 
eines Verbots.

Das Oberverwaltungsgericht NRW hat am 13. Mai 
Folgendes ausgeführt:

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])

„Nach Überzeugung des Senats liegen hinreichende 
tatsächliche Anhaltspunkte dafür vor, dass die AfD 
Bestrebungen verfolgt, die gegen die Menschen-
würde bestimmter Personengruppen sowie gegen 
das Demokratieprinzip gerichtet ist. Es besteht der 
begründete Verdacht, dass es den politischen Ziel-
setzungen jedenfalls eines maßgeblichen Teils der 
AfD entspricht, deutschen Staatsangehörigen mit 
Migrationshintergrund nur einen rechtlich abgewer-
teten Status zuzuerkennen.“

(Stephan Brandner [AfD]: Wie kommen die 
auf so einen Mist?)

„Dies stellt eine nach dem Grundgesetz unzulässige 
Diskriminierung aufgrund der Abstammung dar, die 
mit der Menschenwürdegarantie nicht zu verein-
baren ist.“

Zitat – Urteil des Oberverwaltungsgerichts NRW – Ende.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 

SPD und der FDP)
17 Staatsrechtlerinnen und Staatsrechtler

(Stephan Brandner [AfD]: 17 unbekannte 
Staatsrechtler! – Enrico Komning [AfD]: Das 
waren noch nicht mal alles Staatsrechtler!)

legten Ende November dem Deutschen Bundestag ein 
Gutachten zur Verfassungswidrigkeit der AfD vor, halten 
ein Verbotsverfahren für verfassungsrechtlich gar gebo-
ten. Über 600 Juristinnen und Juristen haben inzwischen 
einen offenen Brief unterzeichnet, der sich an Bundestag 
und Bundesregierung richtet, initiiert vom Republika-
nischen Anwältinnen- und Anwälteverein.

(Lachen des Abg. Stephan Brandner [AfD])

Sie halten die AfD für eine verfassungsfeindliche Partei, 
„die strategisch darauf ausgerichtet ist,“

(Beatrix von Storch [AfD]: Heidi Klum war 
auch dabei!)

„das demokratische System mit einem menschenwürde-
widrigen und undemokratischen System zu ersetzen“.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben 
hier im Deutschen Bundestag gestern – vielleicht halten 
Sie wenigstens jetzt mal kurz den Mund –

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Stephan Brandner [AfD]: Nö!)

des 80. Jahrestages der Befreiung des KZ Auschwitz am 
27. Januar 1945 durch sowjetische Soldaten gedacht, so 
wie wir jedes Jahr am 27. Januar, am Tag des Gedenkens 
an die Opfer des Nationalsozialismus, der Millionen Op-
fer gedenken.

(Stephan Brandner [AfD]: Die falsche Rede 
zum falschen Thema, Herr Wanderwitz!)

Wir denken auch darüber nach, wie es dazu kam, dass 
Deutsche diese Menschheitsverbrechen verüben, diesen 
Zivilisationsbruch begehen konnten.

(Stephan Brandner [AfD]: Fragen Sie mal 
Herrn Kiesinger!)

Wir wissen, wie es dazu kam, wie die Nazis die Macht an 
sich rissen, die Weimarer Demokratie zerstörten.

(Stephan Brandner [AfD]: Oder Herrn Glob-
ke!)

Auschwitz mahnt, wie fragil unsere Zivilisation ist, wie 
schnell ihre humanistische Substanz erodiert und wie ver-
letzlich ihr ethisches Fundament bleibt.

Und wir haben gelernt. Die Mütter und Väter des 
Grundgesetzes haben bereits die richtigen Lehren gezo-
gen, indem sie unsere Demokratie wehrhaft gegen innere 
Feinde gemacht haben. Der Inbegriff der wehrhaften De-
mokratie ist das Parteiverbot des Artikel 21 Absatz 2 
Grundgesetz, Ultima Ratio, ein scharfes Schwert. Wir 
Antragstellende wollen es ziehen,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

weil die AfD eine wirkmächtige, gefährliche, Demokratie 
zersetzende, Herzen vergiftende, Hass und Hetze säende 
Partei ist,

(Stephan Brandner [AfD]: ... mit der man seit 
gestern zusammenarbeitet! Haben Sie das ver-
gessen?)
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weil unser Land sie nicht mehr länger ertragen kann, ohne 
langfristig irreparablen Schaden an seiner Substanz zu 
nehmen.

(Zuruf von der SPD: So ist es! – Dr. Michael 
Kaufmann [AfD]: Letzte Rede, Herr 
Wanderwitz! – Stephan Brandner [AfD]: 
Schöne Grüße von Herrn Moncsek!)

Ich möchte uns allen noch einmal die Worte des Holo-
caustüberlebenden Leon Weintraub in Erinnerung rufen. 
Gestern hat Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier 
diese uns hier im Deutschen Bundestag überbracht. 
Leon Weintraub, der das Grauen von Auschwitz überlebt 
hat, hat sie 99-jährig am Montag in Auschwitz ausgespro-
chen: „Nehmt die Feinde der Demokratie ernst!“

(Beatrix von Storch [AfD]: Da meint er Sie! – 
Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD – 
Stephan Brandner [AfD], auf die übrigen Frak-
tionen des Hauses zeigend: Und Sie auch! Der 
meinte Sie auch!)

„Nehmt die Feinde der Demokratie ernst!“
Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns ent-

sprechend handeln. Sie haben auch gehört – auch Sie zu 
Hause an den Bildschirmen –, wie die Zwischenrufe die-
ser rechtsradikalen Truppe hier sind. Wir erleben das 
jeden Tag. Es ist unsere historische Verantwortung,

(Stephan Brandner [AfD]: „Hysterische“ Ver-
antwortung!)

die Tür in Karlsruhe zu öffnen, dass wir zumindest in 
einigen Jahren diese rechtsextremistische Partei los sind 
in Deutschland.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, 
der FDP und der Linken)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Carmen Wegge.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Carmen Wegge (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen der demokratischen Fraktionen!

(Stephan Brandner [AfD]: Sie meinen die 
deutschen demokratischen Altfraktionen!)

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bin der festen Über-
zeugung, dass die AfD verfassungswidrig ist. Die AfD 
verfolgt das Ziel, unsere freiheitlich-demokratische 
Grundordnung zu beseitigen. Das zeigt sie uns nicht nur 
durch ihren Hass, ihr Menschenbild, sondern auch durch 
ihr Handeln.

(Dr. Michael Kaufmann [AfD]: Peinlich!)

Die AfD ist eine Gefahr für unsere Demokratie.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

In Deutschland ist die Demokratie bereits einmal durch 
eine demokratisch gewählte Partei abgeschafft worden. 
Nur weil eine Partei auf einem Wahlzettel steht, heißt es 
nicht, dass sie auch demokratische Ziele verfolgt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und genau deswegen gibt es Artikel 21 Absatz 2 unseres 
Grundgesetzes; denn die Mütter und Väter unseres 
Grundgesetzes haben im Lichte des Dritten Reiches ge-
sagt: So etwas darf uns nie wieder passieren. Die Demo-
kratie muss wehrhaft sein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Und dass nun der Moment ist, an dem unsere Demo-
kratie wehrhaft sein muss, das merken wir nicht nur da-
ran, dass sich der Spruch „Nie wieder!“ inzwischen zu 
„Nie wieder ist jetzt!“ weiterentwickelt hat. Wir sehen es 
an den Verstrickungen der AfD mit terroristischen und 
gewaltbereiten Gruppen, seien es die Sächsischen Sepa-
ratisten, die zum Großteil aus AfD- und JA-Mitgliedern 
bestanden,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
sei es die Terrorgruppe um Prinz Reuß mit einer ehema-
ligen AfD-Bundestagsabgeordneten, die diesen Bundes-
tag stürmen und Menschen ermorden wollten. Wir sehen 
es daran, dass sich Abgeordnete und Mitglieder der AfD 
an Treffen beteiligen, an denen es um Deportationen auch 
von deutschen Staatsangehörigen geht.

(Enrico Komning [AfD]: Uijuijui! Vorsichtig!)
Das OVG Münster stellte erst letztes Jahr fest, dass die 

AfD Positionen vertritt, die mit der Menschenwürde nicht 
vereinbar sind; denn sie sind rassistisch, muslimfeindlich, 
antisemitisch, antiziganistisch und LGBTIQ-feindlich.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Enrico Komning [AfD]: Das ist Hass 
und Hetze!)

Sie offenbaren ein ethisch-kulturelles Volksverständnis, 
das der elementaren Rechtsgleichheit zuwiderläuft. Das 
Wort „Remigration“ geht der AfD-Bundesvorsitzenden 
inzwischen leicht über die Lippen, während der AfD- 
Bundesvorsitzende im Sommer noch sagte: „Die SPD 
gehört aufs Schafott.“

Ich bin Sozialdemokratin.
(Stephan Brandner [AfD]: Ach!)

Von uns sind schon viele ermordet worden, weil sie für 
die Demokratie gekämpft haben. Das hat uns damals 
nicht aufgehalten, und das wird es auch heute nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Faschistinnen und Faschisten, Demokratiefeindinnen 
und Demokratiefeinde haben in der SPD immer einen 
Gegner. Darauf können Sie sich seit 161 Jahren verlassen.

(Zuruf von der AfD: Wo waren denn die Fa-
schisten vor 161 Jahren? – Gegenruf des Abg. 
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Stephan Brandner [AfD]: Erzählen Sie uns das 
doch mal!)

Und wir haben uns als Gruppe gemeinsam dazu entschie-
den, heute diese Debatte zu führen und das parlamentari-
sche Verfahren zu starten; denn viele Menschen in diesem 
Land haben Angst: vor der AfD, vor dem Rechtsruck.

(Stephan Brandner [AfD]: Viele Menschen 
wollen die AfD und den Rechtsruck! Schauen 
Sie sich die Umfragen an!)

Erst letzte Woche habe ich eine alte Dame in Germering 
an der Haustür getroffen, die sagte, dass sie seit 35 Jahren 
nicht wählen war. Aber sie habe nun solche Angst vor der 
AfD, dass sie sich am 23. Februar auch durch jeden 
Schneesturm kämpfen wolle,

(Enrico Komning [AfD]: Was ist denn das für 
ein Märchen?)

um wählen zu gehen.
Auch erst letzte Woche hat mir eine Bekannte erzählt, 

dass sie nun schon zweimal davon geträumt hat, dass sie 
und ihre kleine Tochter deportiert werden. Sie ist Deut-
sche mit Migrationshintergrund und fühlt sich in diesem 
Land nicht mehr sicher. Inzwischen sitzen meine Freun-
dinnen und Freunde an Küchentischen

(Stephan Brandner [AfD]: ... mit Robert 
Habeck! – Dr. Michael Kaufmann [AfD]: Sie 
haben diese Hetze verbreitet!)

und reden nicht mehr nur im Scherz darüber, wohin wir 
eigentlich flüchten müssen, wenn die AfD Macht be-
kommt in diesem Land. Und von diesen Geschichten 
gibt es viele, viel zu viele. Und in einer solchen Welt 
will ich nicht leben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Liebe Bürgerinnen und Bürger, liebe Mitmenschen, es 
gibt heute diese Debatte, weil wir Ihnen Folgendes sagen 
wollen:

(Enrico Komning [AfD]: Weil Wahlkampf ist!)

Sie sehen hier heute Abgeordnete in diesem Parlament, 
die für Sie kämpfen, die für die Demokratie kämpfen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

die ganz genau wissen, was die AfD mit diesem Land und 
den Menschen anstellen will. Wir sind Abgeordnete, die 
für eine Mehrheit kämpfen, ob in dieser Legislatur oder in 
der nächsten – und das ist ein Versprechen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen der demokratischen 
Fraktionen,

(Stephan Brandner [AfD]: Deutsche demokra-
tische Altfraktionen meinen Sie!)

wenn die Demokratie bedroht ist, dann ist es unsere 
Pflicht, zu handeln. Dazu gehört auch, die Mittel der 
wehrhaften Demokratie zu nutzen. Lassen Sie uns ge-
meinsam die Tür nach Karlsruhe öffnen. Wir haben nicht 
mehr viel Zeit.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Konstantin Kuhle.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU)

Konstantin Kuhle (FDP):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen!
(Stephan Brandner [AfD]: Zurück zum The-

ma!)
Vor 75 Jahren schrieben die Mütter und Väter unserer 
Verfassung das Parteiverbotsverfahren ins Grundgesetz. 
Das waren Menschen, die den Schrecken der nationalso-
zialistischen Diktatur, der Shoah und des Zweiten Welt-
krieges noch unmittelbar vor Augen hatten. Deswegen 
ersannen sie unser Grundgesetz als Antithese zum Na-
tionalsozialismus. Das ist der Grund, warum unsere Ver-
fassung Abwehrmechanismen gegen ihre Feinde kennt. 
Dazu gehört auch das Parteiverbotsverfahren, ein Institut, 
das es in anderen Staaten auf der Welt gar nicht gibt.

(Stephan Brandner [AfD]: Das sollte zu den-
ken geben!)

Aber diese Staaten haben Europa auch nicht mit dem 
Menschheitsverbrechen der Shoah überzogen, oder aber 
sie haben darüber hinaus eine wesentlich längere demo-
kratische Tradition als Deutschland.

Es wird für uns Deutsche mit der Zeit leider immer 
schwieriger, zu erkennen, warum die Mütter und Väter 
des Grundgesetzes dieses Institut eigentlich ins Grund-
gesetz geschrieben haben. Und deswegen müssen wir uns 
auch heute sehr genau überlegen, ob wir dieses Instru-
ment nutzen.

(Stephan Brandner [AfD]: Lassen Sie uns 
teilhaben an den Überlegungen!)

Ich selbst bin überzeugt davon, dass die AfD heute in 
wesentlichen Teilen von Personen geprägt wird, die un-
serer Verfassungsordnung und der demokratischen Nach-
kriegsentwicklung unseres Landes feindlich gegenüber-
stehen.

(Zuruf von der AfD: Keine einzige!)
Hinzu kommt, dass die AfD ein Organ der hybriden 
Kriegsführung autoritärer Staaten in Deutschland ist –

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU – Lachen bei der AfD)

aus Russland, aber, wenn die Bezahlung stimmt, gerne 
auch aus China.
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(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Hannes 
Gnauck [AfD]: Die Legalisierung war keine 
gute Idee!)

Ich kann deswegen die Kolleginnen und Kollegen sehr 
gut verstehen, die angesichts dieser Bedrohung heute 
zum Instrument des Parteiverbots greifen oder den Ein-
satz dieses Instruments zumindest vorbereiten wollen. 
Ich möchte an dieser Stelle meinen tiefen Respekt für 
den Kollegen Wanderwitz zum Ausdruck bringen für 
sein Engagement gegen Rechtsextremismus.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 
bei Abgeordneten der Linken)

Ich möchte außerdem sagen, dass ich der Meinung bin, 
dass viele Kolleginnen und Kollegen hier im Haus oft-
mals die Sorgen gerade der Menschen mit Migrations-
hintergrund in diesem Land

(Beatrix von Storch [AfD]: Die wählen aber 
alle AfD! – Thomas Ehrhorn [AfD]: Wir inte-
grieren! Die wählen AfD inzwischen!)

nicht ernst genug nehmen und nicht wahrnehmen wollen, 
die größer werden – das hängt damit zusammen –, wenn 
die AfD stärker wird.

Ich muss Ihnen aber trotz all dieser Argumente heute 
sagen – und das sage ich für alle Kolleginnen und Kolle-
gen meiner Fraktion –, dass ich in der Abwägung zu 
einem anderen Ergebnis komme und dass wir diese An-
träge – ich persönlich auch – heute nicht unterstützen 
können. Es gibt unter den Funktionären der AfD und 
auch unter den Wählerinnen und Wählern der AfD 
Rechtsextremisten, Rassisten, Antisemiten, und es lohnt 
sich nicht, diesen Menschen hinterherzulaufen; man 
würde seine Seele verlieren. Aber ob es uns gefällt oder 
nicht: Es gibt unter den Menschen, die heute ihr Kreuz bei 
der AfD machen oder machen wollen, auch Menschen, 
die sich angesichts der wirtschaftlichen Lage in unserem 
Land Sorgen um die eigene Zukunft oder um die Zukunft 
ihrer Kinder machen.

(Stephan Brandner [AfD]: Warum haben Sie 
eigentlich kaum noch Wähler?)

Es gibt unter den Menschen, die heute AfD wählen, die 
heute AfD wollen, Menschen, die sich mehr Ordnung und 
mehr Kontrolle in der Migrationspolitik wünschen. Und 
das sind legitime Anliegen. Heute diesen Anträgen zu-
zustimmen, hieße, das Gespräch mit diesen Menschen 
von einem Tag auf den anderen Tag abzubrechen, und 
das können sich Demokraten nicht erlauben.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Es ist doch so: Wir leiden in diesem Land unter einer 
immer größer werdenden Entfremdung eines großen 
Teils der Bevölkerung von den Institutionen der liberalen 
Demokratie. Die Menschen haben das Gefühl, nicht ge-
sehen, nicht gehört und nicht verstanden zu werden.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie haben nicht nur 
das Gefühl! Es ist tatsächlich so!)

All diese Entwicklungen würde ein Verbotsverfahren 
gegen die AfD nicht beenden, sondern im Gegenteil: All 
diese Entwicklungen würden mit einem Verbotsverfahren 
gegen die AfD noch stärker. Es wäre sogar so, dass schon 
das Verfahren an sich die Entfremdung vieler Menschen 
von den Institutionen unserer liberalen Demokratie wei-
ter befördern würde,

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)
nicht nur bei den Menschen, die die AfD wählen oder 
wählen wollen, und das gerade drei Wochen vor einer 
Bundestagswahl.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, keiner kann uns 
heute garantieren – keiner! –, dass diese vorgelegten An-
träge Erfolg haben werden.

(Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Aber was ist die Alternative? – Stephan 
Brandner [AfD]: Ich kann Ihnen den Miss-
erfolg garantieren!)

Das letzte erfolgreiche Verbotsverfahren vor dem Bun-
desverfassungsgericht ist fast 70 Jahre her. Das Verfahren 
gegen die NPD hat vom ersten Antrag auf ein Verbot bis 
zum letzten Urteil zum Ausschluss der NPD von der 
staatlichen Parteienfinanzierung 23 Jahre gedauert. Wir 
dürfen es nicht riskieren, dass die AfD in Karlsruhe er-
folgreich ist. Denn das größte Geschenk, das man der 
AfD machen kann, ist, wenn die Institutionen der libera-
len Demokratie nach ihrer Pfeife tanzen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Stephan Brandner [AfD]: Ein 
großes Geschenk ist diese Quatschdebatte 
hier!)

Unsere Institutionen sind stark; sie können sich weh-
ren. Das haben wir in diesem Kreis zuletzt mit dem ver-
besserten Schutz des Bundesverfassungsgerichts im 
Grundgesetz unter Beweis gestellt. Lassen Sie uns ge-
meinsam durch bessere Politik und durch ein Gespräch 
auf Augenhöhe mit den Wählerinnen und Wählern dafür 
sorgen, dass unsere Institutionen wieder von mehr Men-
schen respektiert und akzeptiert werden und dass wir alle 
als Problemlöser wahrgenommen werden.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Nächste Rednerin ist die Kollegin Renate Künast.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Nach dem gestrigen Tag ist es heute noch richtiger, 
über dieses Thema zu reden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Stephan 
Brandner [AfD]: Wollen Sie die CDU verbie-
ten, oder was?)
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Ich möchte uns allen sagen – auch in die CDU/CSU- und 
die FDP-Fraktion rein –:

(Stephan Brandner [AfD]: Aha!)
Es gibt Tage, da sind wir als Mitglieder dieses Hohen 
Hauses nicht einfach nur Fachabgeordnete, sondern müs-
sen Courage zeigen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD – Zurufe 
von der AfD: Oh!)

Courage zeigen heißt, die Instrumente, die zur Verteidi-
gung der Demokratie im Grundgesetz und im Bundes-
verfassungsgerichtsgesetz aufgeschrieben wurden, auch 
anzuwenden, meine Damen und Herren. Dafür kann es 
kein zu früh oder zu spät geben.

Ich danke Marco Wanderwitz, dass er das Thema auf 
die Agenda gesetzt und lange daran gearbeitet hat.

(Stephan Brandner [AfD]: Ich finde das auch 
prima!)

Vielleicht hätten wir es noch früher im Plenum haben 
müssen. Aber eines ist doch klar: Wir können uns nicht 
davor drücken, meine Damen und Herren.

Im Grundgesetz wurde der Parteiendemokratie aus gu-
tem historischen Grund mit dem Satz: „Die Parteien“ – 
also Mehrzahl – „wirken bei der politischen Willensbil-
dung des Volkes mit“, eine besondere Rolle gegeben,

(Beatrix von Storch [AfD]: Auch der Opposi-
tion!)

auch dabei, wie wir hier repräsentativ ins Haus kommen. 
Im Grundgesetz wird aber auch gesagt, dass eine Partei 
verfassungswidrig sein kann. Schauen Sie sich die Ge-
schichte an! Konstantin Kuhle hat darauf rekurriert; ich 
komme aber zu einem anderen Ergebnis. So wie früher 
Abgeordnete in der Krolloper und im Reichstag Mut 
hatten, müssen auch wir jetzt mal sagen: Wir warten nicht 
ab. – Es kann doch nicht sein, dass die NPD zu klein war, 
um verboten zu werden, und die jetzt hier zu groß sind, 
meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der Linken sowie bei Abge-
ordneten der CDU/CSU)

Wir haben die Verantwortung, das ganze Land in den 
Fokus zu rücken. Wir sind nur unserem „Gewissen unter-
worfen“; das steht ja auch im Grundgesetz. Und ich sage 
Ihnen mal, wenn ich mir die AfD angucke: Ich habe gar 
nicht so viel Zeit, um hier alles darzustellen, was die AfD 
macht. Sie macht das Land lächerlich.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Stephan 
Brandner [AfD]: Das schaffen Sie schon! Frau 
Baerbock ist gar nicht bei uns!)

Sie macht so ziemlich alle Prinzipien der freiheitlich- 
demokratischen Grundordnung lächerlich, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Marco Wanderwitz [CDU/CSU])

Ihr Ziel ist gezielte Desinformation, und Desinformation 
ist was anderes als Fake News oder so, die man einfach 
hier und da mal raushaut.

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist ja interes-
sant!)

Diese Desinformation hat das Ziel, dieses Land zu 
zerstören. Es hat angefangen – das muss ich dem Journa-
lismus zurufen – mit dem Wort „Lügenpresse“, mit dem 
man die Menschen irritiert und digital zugeschüttet hat, 
damit sie am Ende niemandem mehr trauen, nur noch 
dem, der Emotionen aufhetzt. Aber dahinter steht die 
Idee, dass keiner mehr an die drei oder vier Gewalten 
glauben soll.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Sie sind – das ist schon gesagt worden – mittlerweile zu 
guten Teilen das Sprachrohr eines anderen Staates – min-
destens Russlands, vielleicht auch schon Chinas –

(Stephan Brandner [AfD]: USA auch noch!)

und so scharf, dass selbst Marie Le Pen sagt: Mit denen 
möchten wir nichts zu tun haben.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Wir wissen: Die AfD hat sich seit ihrer Gründung 2013 
zunehmend radikalisiert.

(Stephan Brandner [AfD]: Ach was! – Beatrix 
von Storch [AfD]: Jeden Tag!)

Jetzt, finde ich, kommt es wirklich darauf an – das finden 
wir, die den Antrag, auf dem ich auch stehe, unterschrie-
ben haben –, dass wir mal anfangen, ernsthaft den Schritt 
zu gehen,

(Beatrix von Storch [AfD]: „Anfangen, ernst-
haft den Schritt zu gehen“!)

zu prüfen, ob diese zwei Worte im Grundgesetz zutreffen: 
Kann und muss man rechtlich sagen, dass die AfD darauf 
aus ist, die freiheitlich-demokratische Grundordnung und 
die Institutionen in diesem Land

(Stephan Brandner [AfD]: … wiederherzustel-
len?)

zu zerstören, meine Damen und Herren?
Ich sage Ihnen mal, um was es da nicht geht: nicht 

darum, dass der eine oder andere über dieses oder jenes 
redet oder hier ständig dazwischenruft.

(Beatrix von Storch [AfD]: Oh ja! Verbieten!)

Artikel 1 Absatz 1: „Die Würde des Menschen ist un-
antastbar.“ Das ist eine der Garantien unseres Grund-
gesetzes, die zentrale Bestimmung der freiheitlich-demo-
kratischen Grundordnung, nach der jeder Mensch Würde 
und Respekt hat. Das ist die Frage, die wir prüfen müssen. 
Und dann müssen wir natürlich prüfen, ob wir als mög-
licher Antragsteller – der Bundesrat oder die Bundes-
regierung könnten das auch – den Schritt gehen, diesen 
Antrag zu stellen.

Ich sage Ihnen: Es gibt jede Menge Tatsachen, die 
dafürsprechen, diesen Weg des Nachdenkens zu gehen. 
Die AfD hat national-völkische Vorstellungen davon, wer 
zu diesem Volk gehört.
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(Fabian Jacobi [AfD]: Und Sie haben Wahn-
vorstellungen!)

Ja, das Kunstwerk „Der Bevölkerung“ da drüben kritisie-
ren Sie.

(Stephan Brandner [AfD]: „Dem deutschen 
Volke“ steht in der anderen Richtung! Sagen 
Sie was dazu!)

Sie reden über Remigration, über Menschen, die nicht 
sogenannte Biodeutsche sind. Aber alle anderen kommen 
auch noch dran, und ich weiß nicht, wie viele aus diesem 
Haus. Ihre Vorstellung ist Gewaltherrschaft wie in Russ-
land und China, und Sie betreiben all das planvoll, meine 
Damen und Herren.

(Dr. Michael Kaufmann [AfD]: Wahnvorstel-
lungen haben Sie!)

Wer von uns wollte denn hier sagen, dass am Ende 
Bildung, Waffenrecht, Medienkompetenz oder Ähnliches 
ausreichen würden?

(Stephan Brandner [AfD]: Ihre Redezeit ist 
um, Frau Künast! Ihre Zeit hier im Parlament 
auch!)

Das wird nicht ausreichen! Ich weiß aber umgekehrt – das 
ist mein letzter Gedanke hier –,

(Stephan Brandner [AfD]: Das merkt man: der 
allerletzte Gedanke!)

dass, selbst wenn der Verfassungsschutz sagt: „Sie sind 
extremistisch“, dies Verfassungsfeindlichkeit ist. Das er-
füllt noch nicht die hohe Hürde der Verfassungswidrig-
keit, meine Damen und Herren, die wir für ein Antrags-
verfahren brauchen. Es ist fünf vor zwölf, mindestens; in 
manchen Regionen Deutschlands ist es fünf nach zwölf. 
Selbst Kommunalbeamte haben Angst, ihren Job zu ma-
chen. Das zerstört die Grundfeste unserer Gesellschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der FDP und der Linken)

Mein letzter Satz, Frau Präsidentin, ist – den richte ich 
an der Stelle auch an Konstantin Kuhle –: „Schaden von 
ihm wenden“ ist der Eid, den man hier normalerweise 
leistet. Schaden von ihm wenden!

(Zuruf des Abg. Stephan Brandner [AfD])
Und ich sage denen, die sich nicht verstanden fühlen, 
eines: Wenn man sich nicht verstanden fühlt – die Kritik 
nehme ich gerne an –,

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist aber ein 
sehr, sehr langer letzter Satz!)

dann ist man deshalb nicht rechtsextrem und greift nicht 
andere Menschen an, sondern man kritisiert die Politik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Marco Wanderwitz [CDU/CSU])

Ich freue mich, –

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ein langer Satz.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, ein sehr langer 
Satz! Fast zwei Minuten drüber!)

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– dass Andreas Jung und Alexander Föhr aus der CDU 

und Johannes Arlt aus der SPD unseren Antrag auch 
unterstützen. Gehen wir den ersten Schritt und verteidi-
gen wir die Demokratie!

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollegin.

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wenn Sie dem nicht zustimmen,

(Stephan Brandner [AfD]: Das gibt es doch 
nicht! Wie lange darf die denn?)

können Sie unserem Prüfauftrag zustimmen, Herr Kuhle.
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich erinnere an meine Eingangsworte und Erläuterun-

gen. Ich bitte, weiter in Respekt voreinander und vor den 
Argumenten die Debatte zu führen, das heißt sowohl hier 
vorn als auch quer durch den Saal. Manchmal würzen 
Zwischenrufe etwas, manchmal bringen sie aber auch 
Emotionen, die beim kühlen Abwägen von Argumenten 
nicht hilfreich sind.

(Beatrix von Storch [AfD]: Sie sind trotzdem 
erlaubt!)

Und es bleibt dabei, dass ich jetzt keine Zwischenfra-
gen und Kurzinterventionen zulasse. Sollten Kolleginnen 
und Kollegen im Laufe der Debatte zu dem Schluss kom-
men, dass sie am liebsten hier doch geredet hätten: Wir 
haben vorher vereinbart, dass man auch noch Beiträge zu 
Protokoll geben kann. Das ist noch möglich bis zum Ab-
schluss dieses Tagesordnungspunktes.1)

Nun bitte ich um Aufmerksamkeit für den nächsten 
Redner. Das ist der Abgeordnete Peter Boehringer für 
die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 
Seitz [fraktionslos])

Peter Boehringer (AfD):
Frau Präsidentin! Wie schallte es 2017, als wir hier 

ankamen: Wir werden die AfD inhaltlich stellen!
(Manuel Höferlin [FDP]: Leider kamen keine 

Inhalte!)
Weit ist man gekommen: Inhaltlich hat man uns nie ge-
stellt. Statt Argumenten erleben wir ständig Lügen und 
Framing.

Seit 2018 wird sogar der Inlandsgeheimdienst auf uns 
gehetzt, mit dem einzigen Ziel, uns mit pseudojuristi-
schen Argumenten als extrem zu brandmarken und nun 

1) Anlage 3
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gar ein Verbot anzustreben. Doch das wird scheitern. 
Nicht einmal die Einstufung als Verdachtsfall ist bislang 
rechtskräftig; ich erinnere daran.

Ein Richter am OVG Münster sagte klar: Für weitere 
Hochstufungen bedarf es mehr. – Und für eine Ausgren-
zung von 12 Millionen Wählerstimmen durch Parteiver-
bot bedürfte es nach dem Grundgesetz noch unendlich 
viel mehr, Herr Wanderwitz.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 
Seitz [fraktionslos] – Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Millionen stehen hin-
ter ihm! Millionen stehen hinter ihm! Jeden 
Tag eine neue Million!)

Die Antragsteller wissen, dass die AfD auf Basis der 
lächerlichen anekdotischen Evidenz, die der CDU-Politi-
ker Haldenwang und 17 linke Professoren hochselektiv, 
willkürlich und parteiisch zusammengetragen haben, 
niemals verboten werden könnte oder dürfte. Der SPD- 
Staatsrechtler Brodkorb sagt eindeutig: Einzelbeispiele 
reichen nicht aus.

Unser Parteiprogramm ist vollkommen untadelig. Das 
bescheinigte uns eben erst das OVG Münster. Also be-
hilft man sich mit der böswilligen Ausdeutung von Ein-
zelzitaten, was per Gedankenunterstellung unsere angeb-
lichen wahren Ziele offenlegen soll; es steht auch in den 
Anträgen so drin. Grasgrüne Medien, schwarz-rote VS- 
Beamte, eine Antifa-nahe Innenministerin

(Lachen des Abg. Helge Lindh [SPD])
und linke Abgeordnete bestätigen sich alle gegenseitig, 
die verhasste AfD sei böse. Brodkorb sagt dazu, diese 
linke Gesamtschau sei von vorne bis hinten Unfug.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 
Seitz [fraktionslos] – Stephan Brandner [AfD]: 
Da hat er recht! – Kai Whittaker [CDU/CSU]: 
Wenn Sie sich so sicher sind, dann können Sie 
ja trotzdem zustimmen!)

Die Gewaltenteilung als Kernbestandteil der FdGO 
wird hier heute schlicht ignoriert. Die Legislative – oder 
Teile davon – will Richter spielen über einen politischen 
Wettbewerber und nutzt dafür die steuerfinanzierten Res-
sourcen der Exekutive. Ausgerechnet die Unterabteilung 
„BfV“ des Innenministeriums als Kronzeuge gegen die 
AfD, dasselbe Amt, dessen oberster Datensammler Hal-
denwang demnächst hier als CDU-Abgeordneter einzie-
hen will: Kein Interessenskonflikt? Nein, überhaupt 
nicht!

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 
Seitz [fraktionslos] – Stephan Brandner [AfD]: 
Durchschaubar!)

Sogar der links-grüne „Tagesspiegel“ schrieb genau da-
zu: „Ein AfD-Parteiverbot dürfte sich damit erledigt ha-
ben“. Der linke „Tagesspiegel“!

Haldenwangs Vorgänger war übrigens nicht zufällig 
eiskalt von Frau Merkel gefeuert worden, als er die AfD 
völlig mangels Indizien noch nicht einmal beobachten 
lassen wollte. Das ist drei Stufen unter dem Parteiverbot.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 
Seitz [fraktionslos])

12 Millionen Wählern würde mit einem Verbot ihr 
demokratisches freies Wahlrecht genommen. Die Antrag-
steller sind also selbst genau das, was sie uns vorwerfen: 
Gegner der demokratischen Grundordnung.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 
Seitz [fraktionslos])

Sie unterstellen allen 55 000 AfD-Mitgliedern – ernst-
haft? – eine „aktiv kämpferische … Haltung“ gegen die 
FdGO. Es ist absurd!

(Carmen Wegge [SPD]: Nein, Ihnen als Par-
tei!)

Oder sprechen Sie von den Grünen und ihren Sturmtrup-
pen? Dann würde der Antrag ja sogar Sinn machen, Frau 
Wegge.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 
Seitz [fraktionslos])

„Die Rechte von Menschen“ – ich zitiere aus dem 
Antrag – „… mit nicht heteronormativer Sexualität“ 
will die AfD angeblich „beseitigen“. Genau, darum ha-
ben wir x bekennende Schwule in unserer Partei und 
werden bald eine nicht heteronormativ ausgerichtete 
Kanzlerin stellen. Sie machen sich einfach nur lächerlich!

(Beifall bei der AfD sowie der Abg. Matthias 
Helferich [fraktionslos] und Thomas Seitz 
[fraktionslos])

Welch schlechtes Staatsschauspiel, welche Doppel-
standards: Herr Merz setzte gestern im Bundestag unsere 
Forderungen zur Immigration durch, und heute verfemt 
uns die Union – oder Teile davon – dafür. CDU-Halden-
wang müsste nach dieser Logik sofort den CDU-Extre-
misten Merz beobachten.

Wegge und Wanderwitz arbeiten sogar mit gerichtlich 
bereits festgestellten Lügen. Die „Correctiv“-Behaup-
tung zur angeblich millionenfachen Abschiebung deut-
scher Staatsbürger ist x-fach widerlegt.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das stimmt überhaupt nicht! Das ist 
totaler Quatsch!)

Trotzdem finden sich diese Lügen wieder im Antrag.
(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 
Seitz [fraktionslos] – Zuruf von der SPD: Der 
Vorsitzende sagt das doch selber auf dem Par-
teitag! – Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Liebe Mitbürger, selbstverständlich liegt der AfD in 
ihrer gesamten Breite nichts ferner als die Verletzung 
des Demokratieprinzips. Ganz im Gegenteil findet aber 
genau das statt: durch die Altparteien. Es ist die klassi-
sche linke orwellianische Verdrehung der Fakten: Was 
man selbst macht, wirft man anderen vor.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: Da 
sind Sie richtig!)

Die Wahlbürger ebenso wie das Verfassungsgericht 
werden die rein politische Motivation dieses schamlosen 
und durchschaubaren Marketingcoups direkt vor der 
Bundestagswahl erkennen: Abgehalfterte MdBs wollen 
sich in einem letzten Aufbäumen an ihrem Karriereende 
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nochmals wichtigtun. Die Deutschen haben in ihrem 
Land heute aber ganz andere Sorgen als die peinlichen 
Neurosen dieser Antragstellergruppe.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 

Seitz [fraktionslos])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Johannes Fechner.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Thomas Heilmann [CDU/CSU])

Dr. Johannes Fechner (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die AfD ist eine verfassungsfeindliche Partei.
(Dr. Michael Kaufmann [AfD]: Wer sagt das?)

Wir in der SPD-Fraktion sind uns hier sicher.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Marco Wanderwitz [CDU/CSU])

Sie wollen aus der Europäischen Union austreten, was 
ein klarer Verstoß gegen den Europagedanken unseres 
Grundgesetzes ist. Wir brauchen die Europäische Union, 
etwa in der Landwirtschaftspolitik oder in der Migration, 
um europäische Lösungen zu finden.

Sie wollen von einem Tag auf den anderen alle Wind-
räder abschalten. Das ist ein Verstoß gegen die Eigen-
tumsgarantie unseres Grundgesetzes.

Sie halten vom Rechtsstaatsprinzip nichts, weil Sie 
Straftäter in Ihren eigenen Reihen auch noch mit wichti-
gen Parlamentsposten belohnen.

(Beifall bei der SPD – Stephan Brandner 
[AfD]: Bei Ihnen ist der Olaf Scholz sogar 
Bundeskanzler! Olaf der Vergessliche! Was 
ist denn mit Cum-ex?)

Und Sie vertreten eine völkisch-nationalistische Ideo-
logie. Sie wollen Millionen Bürgerinnen und Bürger aus 
unserem Land werfen, auch die Anständigen, Fleißigen, 
die hier Steuern zahlen, sich in den Vereinen ehrenamt-
lich engagieren. Auch das ist ein klarer Verstoß gegen 
unser Grundgesetz, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Marco Wanderwitz [CDU/CSU])

Deswegen war es gestern so ein Skandal, dass sich die 
CDU/CSU mit diesen Verfassungsfeinden zusammen-
getan hat, gemeinsame Sache gemacht hat.

(Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Sie be-
greifen es einfach nicht! – Zuruf des Abg. 
Stephan Brandner [AfD])

Ich sage Ihnen: Überall dort in Europa, wo die Konser-
vativen die Tür aufgemacht haben für die Rechtsradika-
len, kamen sie rein, und wir sind sie nur schwer wieder 
losgeworden, wenn überhaupt. Das war ein schwerer 
Fehler gestern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Wahl-
kampf!)

Wir haben deshalb in dieser Wahlperiode mit anderen 
Fraktionen viel getan, um unsere Demokratie zu vertei-
digen. Wir haben das Bundesverfassungsgericht besser 
abgesichert. Wir haben dafür gesorgt, dass Verfassungs-
feinde keine Vizeposten im Präsidium bekommen, keinen 
Ausschussvorsitz.

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist eine 
Schande für die Demokratie, die Sozis!)

Und wir haben ein Gesetz gemacht, wonach parteinahe 
politische Stiftungen nur Geld bekommen,

(Stephan Brandner [AfD]: Ihre eigenen! Der 
Staat als Beute!)

wenn sie verfassungstreu sind. Das waren wichtige Ge-
setze. Wir verteidigen unsere Demokratie gegen die Ver-
fassungsfeinde.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Klar ist aber auch: Die Hürden des Bundesverfas-
sungsgerichtes für ein Verbot sind hoch. Die Verfassungs-
feindlichkeit allein reicht nicht, ob es uns passt oder nicht.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])
Wir müssen mit der Rechtsprechung leben, mit den hohen 
Hürden des Bundesverfassungsgerichtes, wonach eine 
„aktiv kämpferische, aggressive Haltung“ einer Partei, 
die verboten werden soll, vorliegen muss. Das müssen 
wir umso genauer prüfen, wenn so deutliche Anzeichen 
für die Verfassungsfeindlichkeit vorliegen wie bei der 
AfD; deshalb bin ich dankbar für diesen Antrag.

Ich bin den Antragstellern auch dankbar, dass heute 
keine Abstimmung stattfindet; denn vermutlich hätte es 
keine Mehrheit gegeben. Zwei Wochen vor der Bundes-
tagswahl den Bundestag mit dem Stempel zu versehen, er 
habe beschlossen, dass die AfD nicht verfassungswidrig 
ist, sollten wir uns ersparen. Insofern danke, dass ihr 
heute Überweisung in die Ausschüsse und keine Abstim-
mung möchtet.

In diesem Sinne, finde ich, sollten wir auch in Zukunft 
alles dafür tun, dass die Verfassungsfeinde bei uns keinen 
Fuß auf den Boden bekommen. Das, was CDU/CSU ges-
tern gemacht haben, war ein schwerer Fehler.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Wahlkampf!)

Großen Respekt für Angela Merkel dafür, wie deutlich 
sie sich hier positioniert hat. Verteidigen wir unsere De-
mokratie!

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Philipp Amthor.

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Philipp Amthor (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Obwohl die CDU/CSU-Bundestagsfraktion beide vor-
gelegten Gruppenanträge in der Mehrheit ablehnt, will 
ich zu Beginn ein wertschätzendes Wort sagen: Dass es 
auch aus unserer Fraktion maßgeblichen Antrieb zu die-
sen Gruppenanträgen gibt, ist demokratisch. Das verdient 
Respekt und steht auch für die Binnenpluralität in unserer 
Volkspartei und für die Pluralität hier im Parlament. Des-
wegen sage auch ich stellvertretend an den Kollegen 
Marco Wanderwitz: Vielen Dank, dass wir diese Debatte 
heute führen können.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe von der 
AfD: Oh!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, gerade weil hier so 
aufgeregte Stimmung ist und mancher es sich nicht neh-
men lassen kann, hier doch unqualifiziert Wahlkampf zu 
führen,

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Das würden Sie 
nie machen! – Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Kein Schabernack jetzt!)

will ich Ihnen sagen, was uns in der Sache schon einen 
sollte.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

– Bleiben Sie ganz ruhig. – Uns sollte schon einen – und 
das eint uns auch, auch die Mehrheit unserer Fraktion – 
die Sorge um eine fortschreitende Erosion unserer Demo-
kratie.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Uns eint die Sorge vor der Bekämpfung unserer liberalen 
Demokratie durch autoritär-populistische Kräfte von den 
Rändern dieses Parlaments. Und uns eint die Sorge vor 
einem Erstarken einer immer weiter radikalisierten AfD. 
Das ist ein gemeinsamer Grundkonsens dieses Hauses, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Peter Boehringer [AfD]: Das 
sagen Sie seit 2020! – Bruno Hönel [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Ihr macht gemein-
same Sache mit denen!)

Ich bleibe dabei – um das auch deutlich zu sagen –: Die 
AfD und ihre führenden Funktionäre sind in großen Tei-
len – und das in den letzten Jahren eher noch zunehmend – 
antisemitisch, rassistisch, ausländerfeindlich, frauenver-
achtend und einfach rechtsextrem.

(Beatrix von Storch [AfD]: Sie haben das mit 
Russland vergessen! Was ist mit Putin? – Wei-
tere Zurufe von der AfD)

Das ist klar, und das ist verfassungsfeindlich. Deswegen 
werden wir sie auch auf politischem Wege bekämpfen, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sie arbeiten mit denen zu-
sammen!)

Die AfD lehnt die Errungenschaften der parlamentari-
schen Demokratie ab. Sie will eine Welt organisiert nach 
dem Recht des Stärkeren, nicht nach der Stärke des 
Rechts, nicht nach dem Prinzip der Gerechtigkeit. Des-
wegen ist für uns auch klar: Sie sind keine gute Alterna-
tive für Deutschland, sondern Sie in politischer Verant-
wortung wären der Abstieg für Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Dr. Michael Kaufmann [AfD]: 
Was für ein Geschwätz!)

Wir sind hier klar.
Und ich sage für meine Fraktion noch mal: Wir lassen 

uns hier nicht unterstellen, dass es uns im Kern nicht um 
genau das ginge, was die demokratische Mitte dieses 
Hauses zusammenhalten sollte:

(Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Philipp, das glaubt euch niemand mehr! Das 
glaubt euch niemand!)

um den Kampf für den Erhalt und die Pflege der freien 
Gesellschaft. Darauf können sich die Bürger in diesem 
Land bei CDU und CSU verlassen, meine Damen und 
Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU – Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Glaube ich 
nicht! – Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Niemand glaubt euch das, 
Philipp!)

Beim Ziel haben wir Einigkeit, beim Weg aber durch-
aus Unterschiede. Meine Fraktion hält in ihrer Mehrheit 
den Weg eines Parteiverbotsverfahrens gemäß Artikel 21 
des Grundgesetzes für zu risikobehaftet. Es ist aufwen-
dig, es ist langwierig, und wir sind überzeugt, es gibt 
bessere Antworten unserer wehrhaften Demokratie.

(Stephan Brandner [AfD]: Wir müssen Politik 
machen! Dann wird alles besser!)

Die Abstimmung über diesen Antrag würde jetzt zum 
falschen Zeitpunkt kommen. Vor der Bundestagswahl 
gäbe man damit der AfD-Fraktion die Möglichkeit, sich 
in einer Opferrolle zu suhlen, die ihr nicht zusteht.

(Dr. Till Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die sind immer Opfer! Die haben ein 
Opfer-Abo!)

Wir sollten sie stattdessen mit politischen Argumenten 
bekämpfen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Zurufe von der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die rechtlichen Hürden für ein Parteiverbotsverfah-
ren – Kollege Kuhle hat es deutlich gemacht – sind hoch. 
Wir sind dafür darlegungs- und beweispflichtig. Wir sind 
zu dem Entschluss gekommen, dass wir diese hohe Dar-
legungs- und Beweislast im Moment als Parlament nicht 
erfüllen können,

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann können Sie doch dem zweiten 
Antrag zustimmen, sich nicht drücken!)
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und wir haben großen Zweifel daran, ob es überhaupt 
vielversprechend sein kann, das ohne die Bundesregie-
rung zu tun. Wir sehen die Gefahr, dass sich diese Frak-
tion im Falle eines Scheiterns eines Parteiverbotsverfah-
rens

(Stephan Brandner [AfD]: Warum wohl?)
ein demokratisches Gütesiegel anheftet, das ihr nicht zu-
steht, meine Damen und Herren,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Nein, das glaube ich 
nicht! Dann würden Sie dem zweiten Antrag 
zustimmen!)

und deswegen ziehen wir die richtigen Lehren aus der 
Vergangenheit.

Ich möchte in diesem Zusammenhang an Wolfgang 
Schäuble erinnern, der schon in der Debatte um ein ge-
scheitertes NPD-Verbotsverfahren vor 15 Jahren gewarnt 
hat, dass solche Debatten um ein Parteiverbot in der Re-
gel kein großer Beitrag zum Schutz der wehrhaften De-
mokratie sind, sondern eher oft ein Ablenken vom eige-
nen Versagen der politischen Mitte. Ich zitiere deshalb 
Wolfgang Schäuble: Anstatt nach einem Verbot zu rufen, 
müssen wir die Menschen überzeugen, dass die Gedan-
ken dieser Partei falsch und unsinnig sind.

(Maja Wallstein [SPD]: Das war eine ganz 
andere Situation!)

Ihre Gedanken wären immer auch nach einem Verbot 
nicht aus der Welt und müssen stattdessen durch gute 
und richtige Politik bekämpft werden. – Ende des Zitats.

(Rasha Nasr [SPD]: Das ist so naiv! – Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das 
ist Ihnen gestern gut gelungen!)

Das, was Wolfgang Schäuble über die NPD gesagt hat, 
stimmt auch für die AfD.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Wir glauben an die Lösungskraft der Demokratie, und 
wir sehen das Parteiverbot nicht als richtiges Instrument. 
Auch die NSDAP war über weite Strecken der Weimarer 
Republik verboten, ohne dass dadurch die Meinungen aus 
den Köpfen der Menschen verschwunden wären. Wir 
müssen die Probleme durch bessere Politik lösen. Wir 
wollen diesen Brand löschen und nicht Öl ins Feuer gie-
ßen. Das ist unsere Politik.

Insoweit ist das eine gute Diskussion; aber heute ist die 
Zeit nicht reif für die Einleitung eines solchen Parteiver-
botsverfahrens.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Bruno Hönel [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das glaubst du selber nicht, 
Philipp!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat Dr. Till Steffen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Dr. Till Steffen (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Herr 

Amthor, die AfD spielt immer das Opfer, außer gestern 
Abend; da war es tatsächlich mal anders.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das ist deren Masche. Darauf sollte man nicht herein-
fallen.

Worum geht es? Es geht um eine Grundfrage der De-
mokratie, die wir hier auch am Wickel hatten, als wir vor 
wenigen Wochen – gemeinsam mit CSU, CDU, FDP, 
Bündnis 90/Die Grünen, SSW, SPD und den Linken –

(Stephan Brandner [AfD]: Also die Kartell-
parteien! Können Sie kürzer machen!)

das Grundgesetz geändert und das Bundesverfassungs-
gericht krisenfest gemacht haben.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Das war eine ganz wichtige Aufgabe, bei der es erforder-
lich war, dass Demokratinnen und Demokraten zusam-
menstehen und zusammen handeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Stephan Brandner [AfD]: Das 
heißt Kartell!)

Wir haben mehrere Jahre über die Frage diskutiert und 
dann lange Wochen und Monate miteinander gerungen, 
wie wir das machen, was die gemeinsame Lösung ist. 
Dazu mussten wir Vertrauen aufbauen. Wir haben das 
hingekriegt.

Und das ist das, was es braucht, wenn es um Grund-
fragen der Demokratie geht: dass Demokraten zusam-
menstehen und deutlich machen: Wir treten ein für die 
Demokratie, und wir stellen eben die Unterschiede, die 
uns trennen, zurück, um gemeinsam für die Demokratie 
einzutreten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Stephan Brandner [AfD]: Sie wis-
sen in Ihrem ökofaschistischen Laden da doch 
gar nicht, was Demokratie ist!)

Die Gruppe, für die ich hier heute spreche, setzt sich 
aus Abgeordneten verschiedenster Fraktionen zusam-
men: aus der CDU/CSU, der SPD, von Bündnis 90/Die 
Grünen, den Linken, vom SSW. Uns trennt in diesem 
Hause vieles. Wir haben unterschiedliche politische Her-
künfte, unterschiedliche Grundüberzeugungen, und es ist 
in der Tat so, dass wir bei vielen Dingen hier im Streit 
liegen. Aber bei dieser Frage haben wir es für richtig 
gehalten, als Demokratinnen und Demokraten zusam-
menstehen,

(Stephan Brandner [AfD]: Sie tun nur so!)
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um hier für die Sicherung der Demokratie einzutreten, 
indem wir dieses scharfe Schwert ziehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Wenn man schaut, wer sich positiv zu dem Antrag 
geäußert hat, sieht man: Es sind viele Abgeordnete von 
Bündnis 90/Die Grünen, von der SPD und von den 
Linken. Bei der CDU/CSU – das wurde eben deutlich – 
ist die Unterstützung verhaltener. Deswegen will ich an 
dieser Stelle die Kolleginnen und Kollegen der Union 
noch mal sehr deutlich ansprechen; denn die Grundpfei-
ler unserer Demokratie, das, was in 75 Jahren unsere 
Demokratie ausgemacht hat, sind auch mit Leistungen 
von Kanzlern dieser Partei, der CDU, verbunden. Konrad 
Adenauer hat als christlicher Politiker Menschen zusam-
mengebracht, die nationalistisch geprägt waren, die libe-
ral geprägt waren. Er hat die Westbindung verankert. 
Helmut Kohl hat diese Partei dazu gebracht, dafür zu 
sorgen, dass Deutschland für Europa steht. Das sind 
wichtige Leistungen gewesen, die diese Kanzler für un-
sere Republik vollbracht haben.

Wenn jetzt manche in der Union glauben, das Erbe von 
Angela Merkel wegzuschenken, würde helfen, um diese 
Kräfte hier rechts zu bekämpfen, dann kann ich Ihnen 
sagen: Diese Kräfte werden nicht ruhen, bis auch das 
Erbe von Helmut Kohl und Konrad Adenauer zerstört 
ist. – Deswegen müssen wir als Demokratinnen und De-
mokraten gemeinsam handeln.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Linda Teuteberg.

(Beifall bei der FDP)

Linda Teuteberg (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich zitiere das Bundesverfassungsgericht:

„Das Grundgesetz geht davon aus, dass nur die stän-
dige geistige Auseinandersetzung zwischen … den 
politischen Ideen und damit auch den sie vertreten-
den Parteien der richtige Weg zur Bildung des 
Staatswillens ist … Es vertraut auf die Kraft dieser 
Auseinandersetzung als wirksamste Waffe auch ge-
gen die Verbreitung totalitärer und menschenverach-
tender Ideologien …“

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in einer ganz aktuel-
len Umfrage des ZDF-Politbarometers sagen 71 Prozent 
der Befragten, dass von der AfD eine Gefahr für unsere 
Demokratie ausgeht, und diese Einschätzung teilen wir 
Freie Demokraten uneingeschränkt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Stephan Brandner 
[AfD]: Und 97 Prozent sagen, dass sie keine 

FDP mehr wollen! Schauen Sie sich die Um-
fragen mal an!)

Zugleich sagt eine Mehrheit, dass sie gegen ein Verbot 
ist. Ich finde, es stimmt zuversichtlich, dass hier viele 
Bürgerinnen und Bürger die Differenzierungsfähigkeit 
und -bereitschaft an den Tag legen, die manche in dieser 
Debatte vermissen lassen. Nämlich zu sehen, dass es sich 
beim Parteiverbot um das schärfste und ein zweischnei-
diges Schwert des Grundgesetzes handelt.

(Zuruf der Abg. Maja Wallstein [SPD])

Es ist weder, wie Frau Weidel behauptet, undemokra-
tisch – nein, es ist eine Lehre aus der deutschen Ge-
schichte als Ultima Ratio – noch ein Regelinstrument, 
von dem man behaupten könnte, jeder, der die gute Ab-
sicht teilt, müsse auch das Instrument befürworten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Zuruf der Abg. Beatrix von 
Storch [AfD])

Wer das behauptet, zeigt damit ein mangelndes Bewusst-
sein dafür, wie schwerwiegend dieser schwerstmögliche 
Eingriff in die Willensbildung des Volkes ist; wenn man 
eine Partei aus dem Wettbewerb nimmt. Deshalb stellt 
das Grundgesetz hohe Anforderungen an dieses Instru-
ment.

Es liegt im Ermessen der Verfassungsorgane, ob sie es 
nutzen oder nicht. Wir müssen eine eigene Abwägung 
treffen. Ich finde, es ist seinerseits populistisch und lässt 
die nötige Demut vermissen, wenn man einfache binäre 
Logiken bedient und sagt, wer das Instrument nicht teilt, 
teile die Sorge nicht. Das lassen wir uns nicht unterstel-
len.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Nein, wir müssen abwägen: Was ist die größere Gefahr 
für unsere Demokratie, für das Verhältnis der Menschen 
zu unseren Institutionen? Ein Verbotsantrag birgt hohe 
juristische Risiken. Es gibt gute Gründe, warum er bisher 
immer von der Exekutive gestellt wurde; ich höre übri-
gens wenig von den Innenministern, auch von denen der 
SPD.

(Stephan Brandner [AfD]: Frau Faeser macht 
auch blau heute!)

Denn als Parlament haben wir gar nicht alle Erkenntnisse 
der Nachrichtendienste, haben nicht alles, was dafür nö-
tig wäre.

Die AfD bietet reichlich Angriffsfläche, politisch wie 
juristisch. Aber wir können die politische Auseinander-
setzung nicht an Gerichte delegieren. Wir müssen die 
politische Auseinandersetzung führen – besser als bisher. 
Die Probleme und die Energien, die der AfD Zulauf be-
scheren – sie werden durch ein Gerichtsverfahren nicht 
verschwinden. Es muss auf Wählerinnen und Wähler der 
AfD so wirken, als wolle man ihre Anliegen und sie nicht 
wahrnehmen. Wir müssen aber diese Auseinanderset-
zung führen.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie haben ja keine 
Wähler mehr!)
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Ich habe in meiner ersten Rede hier im Deutschen 
Bundestag vor fast genau sieben Jahren für meine Frak-
tion angesichts Ihres verächtlichen Wortes von den Sys-
temparteien deutlich gemacht: Wir sind eine Systempar-
tei im besten Sinne,

(Stephan Brandner [AfD]: Ja, weil Sie hier 
bald rausfliegen! Und die anderen werden fol-
gen!)

und das ist gut so. Denn dieses System ist die freiheitlich- 
demokratische Grundordnung, und die setzt auf die Kraft 
der Argumente, nicht auf Lautstärke, Gewalt oder Ein-
schüchterung.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der CDU/CSU)

Die Demokratie beruht übrigens auf einer unaus-
gesprochenen Prämisse, die mir in dieser Debatte zu 
kurz kommt. Nämlich dass verschiedene anständige 
Menschen gleichzeitig zu unterschiedlichen politischen 
Schlussfolgerungen kommen können. Das ist die 
Grundlage, auf der wir friedlich und zivilisiert nach Dis-
kussion mit Mehrheitsentscheidung politische Meinungs-
verschiedenheiten lösen. Und das schließt aus, denjeni-
gen, die andere Positionen haben, leichtfertig den 
Anstand abzusprechen.

Ich finde, das ist die Herausforderung für die nächsten 
Wochen vor dieser Bundestagswahl. Die Logik der Ver-
ächter der Demokratie bedient gerade, wer die nötige 
Auseinandersetzung über Sachfragen zu vielen Themen, 
die wir zu klären haben, ständig zu Integritäts- und Cha-
rakterfragen macht und „Negative Campaigning“ – nega-
tive Kampagnen – gegen die Integrität anderer führt. Ich 
glaube, das nicht zu tun, sollte unser Anspruch für die 
nächsten Wochen sein, damit diese Wahl ein Hochfest 
der Demokratie wird und wir Lösungsfähigkeit zeigen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Stephan Brandner für 

die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Stephan Brandner (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Seit un-

gefähr einer Stunde beschäftigen wir uns in der angeblich 
freiheitlichsten Demokratie, die es je gab, damit, dass 
große Teile der Regierungsfraktionen und irgendwelche 
Hinterbänkler aus der CDU rund um die Familie 
Wanderwitz/Magwas versuchen,

(Kai Whittaker [CDU/CSU]: Das zum Thema 
Anstand!)

die größte Oppositionspartei und die erfolgreichste Par-
tei, also einen politischen Mitbewerber, zu verbieten –

(Beifall bei der AfD)

aus pathologischem Frust über bereits geschehene oder 
anstehende Mandatsverluste, aus purem, schnödem Ei-
geninteresse. Das ist schäbig, eigennützig und feige, 
was Sie hier machen.

(Beifall bei der AfD)
Sie verschanzen sich hinter durch kriminelle Mittel er-
langte angebliche Geheimdienstinformationen, Geheim-
diensterfindungen, gewonnen durch Bespitzelung, Zer-
setzung, Abhören und andere Maßnahmen,

(Zuruf des Abg. Dr. Ralf Stegner [SPD])
die in Diktaturen oder Polizeistaaten zu Hause sind, aber 
nicht in Deutschland.

(Beifall bei der AfD)
Statt Ihre und unsere Zeit zu nutzen, um die wahren 

Probleme in Deutschland anzugehen, die Sie selber ver-
ursacht haben – zum Beispiel die vollständige Erosion 
der inneren und äußeren Sicherheit, die Milliardenkosten 
für illegale Migration und gruselige Kriegsfantasien, den 
wirtschaftlichen Niedergang unseres Landes und die 
Ausplünderung der Bürger durch immer mehr Steuern 
und höhere Abgaben –, leben Sie hier Ihren undemokra-
tischen Verbots- und Unterdrückungsfetischismus aus. 
Sie sind eine Schande für die Demokratie! Sie bezeichnen 
sich zwar als Super- und Qualitätsdemokraten, Sie sind 
aber das Gegenteil.

(Beifall bei der AfD sowie der Abg. Matthias 
Helferich [fraktionslos] und Thomas Seitz 
[fraktionslos])

Sie sind eine auf uns neidische, abgehobene Clique von 
Politfunktionären und Hofschranzen der Mächtigen, die 
alles tun würden, um uns loszuwerden. Sie wollen nicht 
um die besten Lösungen ringen, Sie wollen uns vernich-
ten. Sie wollen Blut sehen.

(Zurufe von der SPD)
Denn wir sind die Stimme der freien, selbstbestimmten 
Bürger in unserem Land. Wir verkörpern die Demokratie 
in Deutschland, meine Damen und Herren.

(Zuruf von der CDU/CSU)
Wir sind für Volksabstimmungen, für Gewaltenteilung, 
für Rechtsstaatlichkeit für jeden. Wir machen uns den 
Staat, seine Einrichtungen und seine Gerichte nicht zur 
Beute, so wie Sie. Wir stehen für soziale Marktwirtschaft, 
für Föderalismus, für Familie und für unsere Heimat.

(Zuruf des Abg. Dr. Johannes Fechner [SPD])
Und vor allem erteilen wir jeder Form des Extremismus 
und des Sozialismus eine klare Absage: rotem, braunem 
und grünem.

(Beifall bei der AfD – Dr. Till Steffen [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Genau! Es kann nur 
eine Partei geben! Eine Partei nur!)

Wir wollen keine ökofaschistischen und ökosozialisti-
schen Experimente.

Kurzum: Die Wahrheit lässt sich nicht verbieten. Und 
weil sich die Wahrheit auch in der Politik nicht verbieten 
lässt, –
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Vizepräsidentin Petra Pau:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Stephan Brandner (AfD):
– werden Sie politisch genauso scheitern wie mit Ihren 

Anträgen hier und heute.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD sowie der Abg. Matthias 
Helferich [fraktionslos] und Thomas Seitz 
[fraktionslos] – Zuruf von der SPD: Verlogen!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Dunja Kreiser.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dunja Kreiser (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Diese Rede hat gezeigt, wie wichtig diese heutige Debatte 
ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, 
der FDP und der Linken)

Am vergangenen Wochenende haben Hunderttausende 
Menschen in ganz Deutschland ein ganz klares Zeichen 
gesetzt: gegen Rechtsextremismus, gegen Hass und für 
unsere Demokratie.

(Stephan Brandner [AfD]: Aufgehetzt von der 
Regierung!)

Auch in Schladen, mitten in meinem Wahlkreis, sind 
Bürgerinnen und Bürger auf die Straße gegangen, um 
zu zeigen: Wir lassen nicht zu, dass Hass, Hetze und 
Hetzer unser Land spalten! Wir verteidigen unsere De-
mokratie!

Diese Demonstrationen haben mich tief beeindruckt. 
Sie zeigen: Unsere Gesellschaft ist wachsam. – Die vie-
len E-Mails, die ich täglich erhalte, die vielen Gespräche 
auch in den sozialen Medien, machen das noch deutli-
cher. Menschen erzählen mir von ihrer Angst vor der 
AfD,

(Dr. Michael Kaufmann [AfD]: Sie haben die 
Angst geschürt!)

von ihrer Sorge um die Demokratie und von ihrer Ent-
schlossenheit, dagegenzuhalten. Das zeigt: Die Mehrheit 
in diesem Land – mehr als 80 Prozent – will keinen 
Rechtsruck. Sie will eine offene, tolerante, freie und ge-
rechte Gesellschaft.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Stephan 
Brandner [AfD]: 60 Prozent wollen einen 
Rechtsruck!)

Doch wir müssen ehrlich sein: Unsere Demokratie ist 
in Gefahr. Die AfD ist keine normale Partei.

(Stephan Brandner [AfD]: Da haben Sie recht! 
Wir sind die basisdemokratische Vernunft!)

Das beste Beispiel dafür ist ihre im Kern rassistische, 
antisemitische und antidemokratische Aussage – ich zi-
tiere den Spitzenkandidaten der AfD Bayern, Martin 
Böhm –: „Wir müssen den Karnickeln in den Parlamen-
ten den verdienten Nackenschlag versetzen.“

(Zuruf von der SPD: Pfui!)

Das ist das Blut, das Sie sehen wollen.
Deshalb fragen sich viele Menschen: Sollte die AfD 

verboten werden? Diese Frage ist berechtigt, und ich 
würde sagen: Ja.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Ein Parteienverbot ist das schärfste Mittel unserer Demo-
kratie, und die Hürden dafür sind hoch. Es reicht nicht 
aus, dass eine Partei unsere demokratische Grundord-
nung ablehnt; sie muss sie aktiv bekämpfen. Wenn sie 
das tut, müssen wir handeln, und das tun wir auch. Wir 
werden den Antrag an den Ausschuss für Inneres und 
Heimat überweisen

(Stephan Brandner [AfD]: Weil Sie sich nicht 
trauen, abzustimmen! Lassen Sie uns doch ab-
stimmen! Machen Sie eine Vorabstimmung!)

und mit dem Bericht des Verfassungsschutzes Klarheit 
schaffen. Wir brauchen vor allen Dingen eine Mehrheit. 
Wir brauchen keine Diskontinuität und fehlende Verbind-
lichkeiten. Das würde dem Ernst der Thematik nicht ge-
recht werden.

Meine Damen und Herren, wir lassen uns nicht täu-
schen. Die AfD gibt sich bürgerlich, doch in Wahrheit 
steht sie für Hetze, für autoritäre Fantasien, für ein 
Deutschland, in dem nicht alle Menschen die gleichen 
Rechte haben, insbesondere Frauen nicht. Wer sie wählt, 
bekommt keine Antwort auf soziale Fragen, sondern Ras-
sismus, Geschichtsvergessenheit und offene Verfas-
sungsfeindlichkeit. Gerade jetzt, nach dem gestrigen Ta-
bubruch und den Remigrationsgedanken, ist es wichtiger 
denn je, wachsam zu bleiben.

(Stephan Brandner [AfD]: Welches Tabu ha-
ben wir denn gestern gebrochen? Wir haben 
doch kein Tabu gebrochen!)

Prüfen wir die Fakten! Entlarven wir ihre Lüge! Treten 
wir dem Hass entschlossen entgegen – in den Parlamen-
ten, in den Medien und auf der Straße.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Und auch am 23. Februar ist dazu Gelegenheit.
Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Michael Frieser.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Michael Frieser (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und Kollegen! Ja, 

ich kann die Besorgnis, die Sorge, die in den Anträgen 
vorgetragen wird, gut nachvollziehen. Ja, es hätte bereits 
am Anfang eines Gesetzes gegen die Gründung einer 
solchen Partei bedurft; da gebe ich Ihnen durchaus recht.

(Lachen des Abg. Stephan Brandner [AfD] – 
Stephan Brandner [AfD]: Ja! Das fehlt auch 
noch!)

Aber wir leben in einer Parteiendemokratie,

(Stephan Brandner [AfD]: Wo leben Sie 
denn?)

und Parteiendemokratie bedeutet eben, dass die Rolle der 
Partei im politischen Wettbewerb besonders zentral, be-
sonders wichtig ist. Deshalb sind die Hürden, um eine 
Partei aus diesem Wettbewerb zu entfernen, ganz bewusst 
besonders hoch. Verdachtsfall? Durchaus! Reicht aber 
nicht aus. Materialsammlung? Die Bände könnten eine 
Bibliothek füllen. Reicht aber nicht aus.

(Stephan Brandner [AfD]: Ihre Bibliothek viel-
leicht! Die scheint ja sehr überschaubar zu 
sein!)

Der Punkt ist, dass diese Erkenntnisverdichtung im 
Normalfall eben gerade der Grund dafür ist, dass nicht 
der Bundestag allein einen solchen Antrag stellen kann 
oder sollte, weil die Erkenntnisse, die man gewinnt, nicht 
unsere Erkenntnisse sind – das ist die Voraussetzung, 
derer es bedarf –, weil das, was wir über die Verfassungs-
widrigkeit dieser Partei an Wissen erlangen können, nicht 
aus unseren eigenen Erkenntnisquellen stammt. Wir ha-
ben in mehreren Verfahren als Staat bitter lernen müssen, 
dass diese Voraussetzungen – man nennt sie Staatsfreiheit 
und Quellenfreiheit; keine Einflussnahme während eines 
solchen Verfahrens – gewährleistet sein müssen. Und die 
kann der Deutsche Bundestag allein nicht gewährleisten.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das spricht ja für den zweiten Antrag!)

Die Regierung sollte sich schon die Frage stellen, wie 
sie sich zu einem solchen Verfahren verhält. Es ist auch 
wichtig, auf andere Rechtsprechungen in diesem Land zu 
verweisen – OVG Nordrhein-Westfalen –, die eben genau 
nicht auf die Frage der Staatsfreiheit und der Quellen-
freiheit abheben. Der Staat muss sich rausziehen aus die-
sem Prozess. Das ist der Grund; der Bundestag hat Vo-
raussetzungen zu erfüllen, die er eben für die Dauer 
dieses Verfahrens nicht gewährleisten kann.

Widmen wir uns dem, worauf sich die sogenannte 
Politik derer da drüben stützt, nämlich dem Populismus. 
Populismus ist keine Strategie. Populismus ist das Symp-
tom einer Gesellschaft. Und eine populistische Partei, die 
verfängt, ist immer so etwas wie ein Fieberthermometer 
einer Demokratie: Beseitigt man die Ursachen, beseitigt 
man die Unsicherheiten, die Sorgen, die Ängste, die Nöte 
der Menschen, dann wird auch der Populismus seine 
Grundlage verlieren.

Was wir mit Sicherheit nicht wollen, ist, ein Scheitern 
eines solchen Verfahrens in Kauf zu nehmen. Das wäre 
eine wirkliche Katastrophe. Aber auch ein lang andau-

erndes Verfahren würde ein Märtyrertum schaffen; das 
würde meines Erachtens diesen Populismus noch stärken. 
Deshalb können wir diese Anträge nicht unterstützen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Ricarda Lang.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Ricarda Lang (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Die Mütter und Väter des Grundgesetzes ha-
ben uns das Instrument des Parteienverbots mit auf den 
Weg gegeben, da sie wussten, dass es Kräfte gibt, die 
demokratische Mittel nutzen, um Macht zu erlangen, 
um dann Stück für Stück die Demokratie abzubauen. Ja, 
es ist ein scharfes Schwert. Es ist vielleicht sogar der 
letzte Schritt. Aber ich frage mich: Was muss noch pas-
sieren?

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der SPD und der 
CDU/CSU)

Wie viel weiter muss sich diese Partei radikalisieren, die 
offen von Remigration spricht, bis wir bereit sind, diesen 
Schritt zu gehen?

(Stephan Brandner [AfD]: Das haben Sie in 
14 Semestern Jura gelernt, oder? Wann machen 
Sie eigentlich Ihren Abschluss?)

Wenn „Wehret den Anfängen“ zur schalen Lüge zu wer-
den droht, dann ist der Moment des Handelns nicht ir-
gendwann, sondern jetzt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Stephan 
Brandner [AfD]: Sie reden so gescheit daher 
und haben keinen Abschluss!)

Der Umgang mit Rechtsextremen ist für mich eine 
Frage der Verantwortung, aber auch eine Frage des Ge-
wissens.

(Stephan Brandner [AfD]: Wie lange studieren 
Sie denn noch?)

Friedrich Merz hat hier gestern viel über sein Gewissen 
gesprochen. Als ich gestern Abend den Bundestag ver-
lassen habe, da habe ich mich gefragt: Was macht das mit 
eurem Gewissen, wenn wir hier mittags gemeinsam des 
Holocaust gedenken

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Ach Gott!)
und abends die Partei, die Hitler zu einem Fliegenschiss 
der deutschen Geschichte erklärt, frenetisch jubelt?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Philipp Amthor [CDU/ 
CSU]: Fragt ihr euch das auch?)

Was macht es mit eurem Gewissen, wenn ein KZ-Über-
lebender sein Bundesverdienstkreuz zurückgibt, weil er 
sich so sehr für diese Entscheidung schämt? Was macht 
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es mit eurer Selbstachtung, wenn eine Partei, die das 
erklärte Ziel hat, die Konservativen zu zerstören, hier 
vorne steht und am Rednerpult über euch lacht,

(Stephan Brandner [AfD]: Das machen die 
Konservativen schon selber!)

weil ihr euch zu ihren Handlangern gemacht habt,
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

und bei der SPD)
wenn Angela Merkel sich einschaltet, weil in Anbetracht 
eines wortbrüchigen Kanzlers hier fast niemand mehr den 
Mund aufmacht,

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: Das ist unter 
deinem Niveau!)

und wenn Viktor Orbán euch zuruft: „Welcome to the 
club!“? In dem Versuch, euch mehr Macht zu sichern, 
habt ihr denen Macht gegeben, die diese Macht einzig 
und allein dafür nutzen werden, die Demokratie zu zer-
stören.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Stephan Brandner [AfD]: 
Studieren Sie erst mal zu Ende, Frau Lang!)

Da will ich ehrlicherweise auch nichts mehr hören von: 
Ihr hättet ja auch zustimmen können.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: So ist es aber!)
Wen wollt ihr für dumm verkaufen? Wenn Friedrich Merz 
sagt: „Friss oder stirb, sonst mache ich es mit den Nazis“,

(Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU und der AfD – Philipp Amthor [CDU/ 
CSU]: Das ist doch gelogen! – Stephan 
Brandner [AfD]: Frau Präsidentin?)

dann weiß jeder Einzelne von euch, dass keine andere 
Partei sagen wird: Ja, Friedrich, dann gib uns halt mal 
die Gabel. – Das ist kein Angebot, das ist Erpressung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
Linken)

So arbeiten Demokraten nicht zusammen. Und wer so 
agiert, ist eines Kanzleramtes unwürdig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
Linken)

Demokratien sterben nicht immer geplant. Demokra-
tien sterben oft wegen Opportunismus, wegen Instrumen-
talisierung und auch wegen Nichtstun. Sie sterben aber 
auch nicht unaufhaltsam. Jeder von uns kann sich immer 
wieder entscheiden. Bei der morgigen Abstimmung kön-
nen sich die Abgeordneten entscheiden, einen Fehler 
nicht zu wiederholen, weil sie ihn nicht zugeben wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
Linken)

Die Menschen in Deutschland können sich entschei-
den, nicht zuzuschauen, wie an demokratischen Grund-
sätzen gerüttelt wird, sondern gewaltfrei zu protestieren. 
Wir als Abgeordnete können uns entscheiden, nicht 

nichts zu tun in Anbetracht von Verfassungsfeinden, son-
dern jetzt ein AfD-Verbotsverfahren auf den Weg zu brin-
gen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Wir alle können uns immer wieder entscheiden, auch 
in diesen Zeiten, entschlossen zu bleiben. Denn Zuver-
sicht ist nicht die Abwesenheit von Angst.

(Dr. Michael Kaufmann [AfD]: Was haben Sie 
denn im Jurastudium gelernt? – Gegenruf des 
Abg. Stephan Brandner [AfD]: Nichts!)

Zuversicht ist die Überzeugung und die aktive Entschei-
dung, dass es etwas gibt, was wichtiger ist als unsere 
Angst. Mir fällt nichts ein, was wichtiger sein könnte 
als diese Demokratie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
Linken – Stephan Brandner [AfD]: Studieren 
Sie mal zu Ende!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich komme auf 

meine Eingangsworte zurück: Ich bitte, jedwede Zwi-
schenrufe, die die Rednerinnen und Redner oder Mitglie-
der des Hauses persönlich herabsetzen können, zu unter-
lassen. Bitte setzen Sie sich mit den Argumenten 
auseinander! Das ist manchmal schwierig; das weiß ich.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie hat „Nazi“ ge-
sagt!)

– Sie sind im Moment noch nicht dran. Ich rede gerade 
auch zu Ihnen, Herr Brandner, und zum Inhalt Ihrer Zwi-
schenrufe.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, der FDP 
und der Linken und der Abg. Yvonne Magwas 
[CDU/CSU])

Gleichzeitig ein kleiner Hinweis: Manchmal passiert 
es im Eifer des Gefechts so; ich hatte letztens auch schon 
mal den Anlass; da ging es um ein ganz anderes Thema. 
Ich weiß nicht, Kollegin Lang, ob Sie tatsächlich mit 
allen Mitgliedern der CDU/CSU-Fraktion per Du sind.

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein!)
Insofern sollten wir, gerade im Eifer des Gefechtes, 
schauen, uns das zu sagen, was wir uns zu sagen haben, 
aber auch die ungeschriebenen Regeln beachten.

(Stephan Brandner [AfD]: Sie hat den Begriff 
„Nazi“ verwandt! Das ist ein Ordnungsruf!)

– Sie sind im Moment überhaupt nicht dran, Herr 
Brandner.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Also, ich nehme an, meine Botschaft ist auch dort 
angekommen. Und sie richtet sich ausdrücklich nicht 
nur an die Kollegin Lang, sondern das gibt es öfter ein-
mal.
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Dann komme ich jetzt zurück zu der Sequenz in ihrer 
Rede, die den Kollegen Brandner offensichtlich im Mo-
ment erregt.

(Stephan Brandner [AfD]: Ja! – Peter 
Boehringer [AfD]: Das sollte auch Sie erre-
gen! – Gegenruf der Abg. Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Warten Sie 
doch mal ab, bevor Sie rumquatschen!)

– So, Sie schweben im Moment in höchster Gefahr,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

sich hier durch Kritik an der Sitzungsleitung der amtie-
renden Präsidentin die entsprechenden Konsequenzen 
zuzuziehen, zu denen ich gezwungen bin. Insofern bitte 
ich Sie, sich einfach mal eine Sekunde zu beherrschen.

(Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Kann er nicht!)

Es ist richtig, und ich bleibe auch dabei: Es hat keinen 
Sinn, uns hier gegenseitig als Nazis oder mit anderen 
Vokabeln entsprechend zu beschimpfen.

(Zuruf von der Linken: Wo sie recht hat, hat sie 
recht!)

Und wenn die Kollegin Lang ein hier anwesendes Mit-
glied des Hauses tatsächlich namentlich oder mit einer 
entsprechenden Zuweisung so bezeichnet hätte, dann 
hätte ich in jedem Fall einen Ordnungsruf erteilt. Sie 
hat aber – und ich werde das gleich auch noch mal über-
prüfen, indem ich mir das Vorabprotokoll ihrer Rede an-
schaue –

(Beatrix von Storch [AfD]: Sie hat alle ge-
meint!)

dieses Wort einem indirekten Zitat des Kollegen Merz 
zugeschrieben. So, ich werde mir das alles anschauen. 
Und Sie wissen, ich habe alle Zeit dieser Welt – wir tagen 
im Moment bis circa 4 Uhr morgen früh –,

(Beifall der Abg. Lamya Kaddor [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

das zu prüfen und noch im Laufe der Sitzung zu klären, 
ob es notwendig ist, hier entsprechend Sanktionen aus-
zusprechen oder nicht.

So, ich bedaure es, dass ich diese Debatte jetzt auf 
diese Art und Weise ein wenig unterbrechen musste. 
Aber vielleicht gelingt es uns, uns jetzt wieder auf den 
Gegenstand dieser Debatte zu besinnen, nämlich auf zwei 
Anträge von Gruppen und den Austausch von Argumen-
ten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Nun fahren wir in der Debatte fort, und das Wort hat 
die Kollegin Martina Renner.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN und der Abg. Yvonne Magwas 
[CDU/CSU])

Martina Renner (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Jeden Tag ereignen sich in diesem 
Land drei rechte Gewalttaten. Es gibt ganze Landstriche, 
in denen Menschen Angst haben, sich als Bürgermeister 
oder Bürgermeisterin oder in der Zivilgesellschaft zu en-
gagieren.

(Zuruf von der Linken: Unglaublich!)
In allen rechtsterroristischen Netzwerken, gegen die der-
zeit ermittelt wird, spielt die AfD eine zentrale Rolle.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Bedrohung steigt nachweislich mit den Wahlerfolgen 
der AfD.

(Dr. Michael Kaufmann [AfD]: Unfug!)
Ein Beispiel: Seitdem die AfD den Landrat in Sonne-

berg stellt, verfünffachte sich binnen eines Jahres die 
Zahl rechter Gewalttaten. Die ehrenamtliche Migrations-
beauftragte sah keine Chance mehr, ihr Amt auszuüben 
und gab ihr Amt ab. Solchen Menschen sind wir ver-
pflichtet, Antworten zu geben.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der CDU/CSU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Geschichte wieder-
holt sich nicht, und doch müssen wir Fehler nicht zwei-
mal begehen. Es mag vielen vielleicht nicht bekannt sein: 
Auch in der Weimarer Republik wurde durch den preu-
ßischen Ministerpräsidenten Otto Braun 1930 ein Verbot 
der NSDAP gefordert. Er warnte davor, dass die NSDAP 
gezielt den Parlamentarismus zerstören würde. Reichs-
kanzler Brüning jedoch meinte, man könne zur Frage 
der Gefährlichkeit der NSDAP noch nicht abschließend 
Stellung nehmen.

(Zuruf des Abg. Steffen Janich [AfD])
Es wurde zu lange gewartet. Begehen wir nicht diesen 
Fehler! Warten wir nicht zu lange, und verschanzen wir 
uns nicht hinter widerlegbaren Argumenten!

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der CDU/CSU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN – Stephan 
Brandner [AfD]: Das erzählt jemand von der 
SED! Super!)

Es ist nicht unsere Aufgabe als Mitglieder des Deut-
schen Bundestages, die Verfassungswidrigkeit einer 
Partei abschließend zu klären. Es ist jedoch unsere par-
lamentarische Pflicht, eine Prüfung durch das Bundesver-
fassungsgericht zu ermöglichen.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der CDU/CSU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es ist unsere Verantwortung, dies zu tun, sobald hinrei-
chende Anhaltspunkte dafür vorliegen. Dazu ist hier viel-
fältig von Kolleginnen und Kollegen gesprochen worden. 
Die Beweise liegen vor.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD)
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Was nicht der Fall ist: Als Abgeordnete müssen wir 
nicht das letzte Blatt der Materialsammlung gelesen ha-
ben. Wir müssen von den Argumenten überzeugt sein; 
wir müssen überzeugt sein, dass eine Verfassungswidrig-
keit vorliegt.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Dann passt das?)

Das Parlament und alle Abgeordneten haben den Auf-
trag zur Verteidigung der Demokratie, als Selbstschutz 
der Institutionen und als Schutzauftrag für die Menschen 
in diesem Land. „Wehret den Anfängen“, das war ges-
tern. Handeln ist heute.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD, der CDU/CSU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat die Kollegin Jessica Tatti.

(Beifall beim BSW)

Jessica Tatti (BSW):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Wir werden den Antrag ablehnen. Nicht alles, 
was juristisch möglich ist, ist auch politisch klug.

(Beifall beim BSW)

Diese Debatte alleine ist nichts anderes als ein Wahl-
kampfgeschenk an die AfD. Sie sind nicht ansatzweise 
bereit, zu tun, was eigentlich nötig wäre, endlich eine 
Politik zu machen, die den Interessen der Bürger dient.

(Stephan Brandner [AfD]: Genau!)

Stattdessen hat Ihre Politik dafür gesorgt, dass sich die 
AfD von 10,5 Prozent bei den letzten Bundestagswahlen 
auf über 20 Prozent bei den Umfragen verdoppelt hat.

(Philipp Amthor [CDU/CSU]: So ist es! – 
Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wann wurde denn die AfD gegründet? 
Unter der CDU!)

Und offenbar fragt sich niemand hier ernsthaft, was das 
mit der unglaublich dämlichen Politik der vergangenen 
Jahre zu tun hat.

(Beifall beim BSW sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Sie haben sich einer sachlichen Auseinandersetzung 
verweigert. Wenn die AfD sagt: „Montags fängt die Wo-
che an“, dann sollte man nicht den Fehler machen, zu 
sagen: „Sie beginnt donnerstags“.

(Rasha Nasr [SPD]: Was ist denn das für ein 
Quatsch? Was erzählen Sie denn da?)

Warum? Weil die Bürger nicht bescheuert sind. Sie wis-
sen, dass die Woche montags anfängt. Deshalb sollte man 
auch nicht zulassen, dass nur noch die AfD sagt, dass die 
Woche montags beginnt oder dass es einen Coronaunter-
suchungsausschuss braucht. Es war ein schwerer Fehler, 
die Kritik an der Coronapolitik der AfD zu überlassen.

Und dabei gäbe es genug Gründe, die AfD in der Sache 
zu stellen. Dass Alice Weidel 5 Prozent des Brutto-
inlandsproduktes für die Rüstung fordert, das ist voll-
kommen irre.

(Dr. Michael Kaufmann [AfD]: Das ist eine 
Lüge!)

Aber Sie können das überhaupt nicht glaubwürdig kriti-
sieren, weil Sie selber radikal aufrüsten wollen.

(Beifall beim BSW)
Dass die AfD Politik für die Reichsten im Land macht, 
können Sie auch nicht kritisieren; denn Sie machen das 
selber. Sie haben nichts getan gegen Wohnungsnot und 
gegen Altersarmut, und das ist das Problem.

(Beifall beim BSW)
Was glauben Sie denn, was passiert, wenn die AfD 

tatsächlich verboten wird? Wählen diese 20 Prozent der 
Wähler dann plötzlich wieder die selbsternannte demo-
kratische Mitte, und alles wird gut?

(Rasha Nasr [SPD]: Meine Güte!)
Wer meint, allein die zur Schau gestellte antifaschistische 
Gesinnung und ein Verbotsantrag reichen, um diese Par-
tei kleinzukriegen, erliegt einem schweren Irrtum.

(Beifall beim BSW – Dr. Ralf Stegner [SPD]: 
Ihre Woche hat noch gar nicht begonnen!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Der nächste Redner ist der Kollege Adis Ahmetovic.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Adis Ahmetovic (SPD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 

große Stärke der Demokratie ist der Zusammenhalt. Des-
halb, liebe Ricarda, meine vollste Unterstützung für deine 
Worte. Sollte es am Ende zu einem Ordnungsruf kom-
men: Wenn es sein muss, nehme ich ihn dir gerne ab. Das 
war richtig stark, liebe Ricarda. Vollste Unterstützung!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken und des Abg. Marco Wanderwitz 
[CDU/CSU])

Wir haben die beste Verfassung der Welt. Diese Ver-
fassung ist seit 75 Jahren und länger ein Glücksfall und 
eine Errungenschaft für unser Land. Ich danke den Grün-
dungsvätern und -müttern für diese Verfassung, für dieses 
demokratische Erbe, ein Erbe, das einhergeht mit Ver-
pflichtungen und Verantwortungen.

Eine zentrale Idee dieser Verfassung ist die sogenannte 
wehrhafte Demokratie, und aus diesem Grund, meine 
Damen und Herren, sitzen wir heute hier zusammen 
und reden über Anträge zu einem Verbotsverfahren gegen 
die AfD: weil die AfD eine verfassungsfeindliche Partei 
ist.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der Linken)
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Ich stehe an diesem Redepult aber nicht nur als Demo-
krat und nicht nur als Abgeordneter, sondern auch als 
überzeugter Sozialdemokrat. Als Mitglied der Sozialde-
mokratie trage ich in meiner DNA den Kampf gegen 
rechts, den Kampf gegen Extremismus und auch den 
Kampf gegen Verfassungsfeinde.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Die AfD, meine Damen und Herren, tut seit Jahren 
nichts anderes, als mit den Ängsten der Menschen zu 
spielen. Sie verbreiten Hass. Sie hetzen mit Ihrer Politik 
und Sprache die Menschen gegeneinander auf. Sie deuten 
die deutsche Geschichte um; Sie verdrehen Fakten und 
Tatsachen. Sie sprechen davon, dass der größte Kriegs-
verbrecher der Menschheit kein Nazi ist, sondern ein 
Sozialist. Die AfD schadet mit allem, was sie tut, unserer 
Wirtschaft und letztendlich auch unserer Gesellschaft, 
und deshalb gehört eine solche Partei auch verboten, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Marco 
Wanderwitz [CDU/CSU])

Auf alle Zukunftsherausforderungen hat diese Partei 
keine Antwort; denn Sie machen vor allem Minderheiten, 
die Sie als solche kategorisieren, für das Unheil in dieser 
Welt verantwortlich. Sie sprühen Gift gegen Migranten, 
emanzipierte Frauen, Kulturschaffende, Homosexuelle, 
sogar gegen Menschen mit Behinderung. Sie haben – 
um Hannah Arendt, eine Philosophin aus Hannover, mei-
ner Heimatstadt, zu zitieren – das Wahrlügen perfektio-
niert.

Einen Punkt möchte ich herausnehmen nach Ihrem 
Programmparteitag. Sie stehen ja ganz offen für die Re-
migration. Wissen Sie, wie stolz ich bin, nach 22 Jahren 
diesen deutschen Pass zu haben?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
CDU/CSU)

Und Sie wollen ihn mir wegnehmen? Sie wollen vielen 
Millionen Menschen diesen Pass wegnehmen?

(Beatrix von Storch [AfD]: Eine dreckige Lüge 
ist das! Eine dreckige Lüge! – Weiterer Zuruf 
von der AfD: Eine Lüge!)

Ich verspreche Ihnen hier und jetzt: Ich werde alles daran-
setzen, dass eine Partei wie die AfD es nicht hinbekom-
men wird, den Menschen mit Migrationshintergrund, die 
seit Jahren dafür kämpfen, als Leistungsträgerinnen und 
Leistungsträger dieses Land nach vorne zu bringen, einen 
Teil ihrer Identität zu nehmen.

(Beifall bei SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU, der FDP und der Linken)

Sie werden es nicht schaffen; denn wir sind besser, wir 
sind mehr, und wir sind vor allem stärker und klüger, 
liebe AfD.

(Stephan Brandner [AfD]: Ruhig, Brauner! 
Ganz ruhig, Brauner!)

Das Allerschönste ist: Am 23. Februar haben wir die 
Wahl für eine Richtungsentscheidung. Liebe Bürgerinnen 
und Bürger da draußen, Sie haben die Wahl. Wählen Sie 
mit der Erst- und Zweitstimme demokratisch, und zeigen 
Sie der AfD die rote Karte! Sie hat nämlich im Parlament 
nichts zu suchen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der FDP und der Linken – Stephan 
Brandner [AfD]: Das wird nix! Glauben Sie 
mir!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Der nächste Redner ist der Kollege Stefan Seidler.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU, der FDP und der Linken)

Stefan Seidler (fraktionslos):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Moin! Liebe Kolle-

ginnen und Kollegen! Als Vertreter zweier und als Ver-
fechter aller nationalen Minderheiten im Deutschen Bun-
destag möchte ich klar und deutlich sagen: Wir leben im 
besten Deutschland, das es je gab, und das verpflichtet.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN, 
der FDP und der Linken)

Hier geht es mir natürlich besonders um den Schutz der 
gesellschaftlichen Vielfalt und Minderheiten, und als Ab-
geordneter des SSW sehe ich es auch als meine Aufgabe, 
für diese Werte einzustehen.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Doch Minderheitenschutz ist kein Selbstläufer. Wir 
Minderheiten spüren als Erste, wenn die Demokratie ins 
Wanken gerät. Besonders nach der Debatte gestern dür-
fen wir nicht zulassen, dass in unserer Gesellschaft Men-
schen wieder ausgegrenzt werden,

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
Linken – Stephan Brandner [AfD]: Wer ver-
folgt denn Ihre Minderheit, Herr Seidler? Wel-
che Probleme haben Sie denn in Schleswig- 
Holstein?)

je nach Herkunft, nach Kultur, nach Identität. Wir wissen, 
wohin das führt. Wir sehen, dass wieder versucht wird, 
die Gesellschaft anhand ethnisch-kultureller Kriterien zu 
definieren. Wir hören, dass wieder von einer Mehrheits-
bevölkerung gesprochen wird, die viele ausschließt.

(Stephan Brandner [AfD]: Wie definieren Sie 
denn Ihre Volkszugehörigkeit?)

Natürlich müssen wir uns in den politischen Debatten 
immer auch mit Positionen auseinandersetzen, die wir 
fundamental ablehnen. Aber es ist auch unsere staatsbür-
gerliche Verantwortung, die verfassungsrechtlichen 
Möglichkeiten zu nutzen.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken und des Abg. Marco Wanderwitz 
[CDU/CSU])

Wir müssen handeln, wenn unsere freiheitliche und plu-
rale Demokratie bedroht wird. Unsere Demokratie ist 
eine wehrhafte Demokratie.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Yvonne Magwas [CDU/CSU])

Ich verstehe jede Aufgeregtheit. Aber im Kern geht es 
darum, ein Instrument zu nutzen, das nach den Erfahrun-
gen des Dritten Reiches explizit in unserem Grundgesetz 
vorgesehen wurde, und nur die Feinde unserer Demokra-
tie müssen das Verfahren fürchten und werden hier laut 
schreien.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN – Stephan Brandner [AfD]: Deshalb 
schreien wir ja nicht!)

Letztlich geht es hier nicht darum, eine Partei zu ver-
bieten; diese Entscheidung liegt nicht bei uns als Abge-
ordneten.

(Stephan Brandner [AfD]: Schade, oder?)

Das Einzige, das wir machen können, ist, eine Prüfung 
durch das Bundesverfassungsgericht anzustoßen. Wir 
sind vielleicht der letzte Bundestag, der das kann.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der Linken)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Ansgar Heveling.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ansgar Heveling (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich habe allergrößten Respekt vor allen Kolle-
ginnen und Kollegen, die sich den vorliegenden Anträgen 
anschließen und die in der Abwägung für sich die Ent-
scheidung getroffen haben, dass das der richtige Weg ist.

Die AfD ist eine Partei, die nicht nur das gesellschaft-
liche Klima in Deutschland vergiftet, sondern deren of-
fenkundiges Ziel es ist – allen Lippenbekenntnissen zum 
Trotz –, unsere demokratischen Verfahren zu delegitimie-
ren

(Stephan Brandner [AfD]: So ein Quatsch!)

und unsere Institutionen zu delegitimieren.

(Stephan Brandner [AfD]: Und trotzdem arbei-
ten Sie mit uns zusammen seit gestern! Ist doch 
super, oder?)

Auch für uns als CDU und CSU ist die AfD nicht politi-
scher Mitbewerber, sondern politischer Gegner.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Carmen Wegge [SPD] – Stephan Brandner 
[AfD]: Waren Sie gestern nicht dabei?)

Wenn wir uns aber die Frage vorlegen, ob wir beim 
Bundesverfassungsgericht einen Verbotsantrag einrei-
chen, bewegen wir uns nicht mehr im rein politischen 
Raum. Wir müssen Antworten finden, die einer verfas-
sungsrechtlichen und verfassungsprozessualen Prüfung 
standhalten; denn wenn ein AfD-Verbotsverfahren ein-
geleitet wird, muss eine große Erfolgswahrscheinlichkeit 
für ein Verbot bestehen, und hier sind derzeit Zweifel 
angebracht.

Zum einen ist da die zeitliche Dimension. Wir befinden 
uns in der letzten regulären Sitzungswoche des Deut-
schen Bundestages in dieser Wahlperiode. Im März 
wird sich der neue Bundestag konstituieren. Wer mit ver-
fassungsgerichtlichen Verfahren vertraut ist, weiß, dass 
ein Verfahren dieser Größenordnung wochen- und mona-
telange Vorbereitung benötigt. Das dürfte also von daher 
schon schwer zu schaffen sein. Man kann jetzt mit einem 
Schriftsatz anfangen, aber gerät mit der Einreichung in 
jedem Fall in die Diskontinuität; das gilt im Übrigen auch 
für den Antrag, zunächst die Einholung eines Gutachtens 
vorzusehen. Denn das Verfahren wäre ja nicht mit einer 
Beschlussfassung heute eingeleitet, sondern erst mit der 
Einreichung des Schriftsatzes in Karlsruhe. Von daher ist 
es aber auch gut und folgerichtig, dass wir heute nicht 
entscheiden, sondern weiter beraten.

Das bringt mich aber auch zu einem weiteren zentralen 
Punkt. Der verfahrenseinleitende Schriftsatz in einem 
Parteiverbotsverfahren muss ja besonderen Anforderun-
gen genügen. Da geht es nicht nur um die Erörterung 
verfassungsrechtsdogmatischer Fragen, die für sich ge-
nommen schon anspruchsvoll sind. Vielmehr agiert das 
Bundesverfassungsgericht im Parteiverbotsverfahren als 
Tatsachengericht, das die ihm vorgelegten Beweise wür-
digt, mit denen belegt werden soll, dass eine Partei „da-
rauf ausgeht, die freiheitliche demokratische Grundord-
nung zu beeinträchtigen“.

Da stelle ich mir, wie viele andere auch, die Frage: Wie 
sieht es mit den Beweisen, die den hohen Anforderun-
gen – den zu Recht hohen Anforderungen – des Bundes-
verfassungsgerichts entsprechen, aus? Ich will gar nicht 
in Abrede stellen, dass es solche Beweise geben kann, ja, 
es sie wahrscheinlich sogar geben wird; aber das muss 
vorab feststehen.

Diese Beweise können nur in ganz engem Austausch 
mit den Sicherheitsbehörden erarbeitet werden. Deswe-
gen müssen bei einem Verbotsantrag Bundestag, Bundes-
regierung und auch die Landesregierungen intensiv zu-
sammenwirken. Davon ist bisher noch nicht viel zu 
hören.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Dann stimmen Sie doch dem zweiten 
Antrag zu!)

Aktuell wissen wir ja nicht einmal, wie es um die Staats-
freiheit der AfD bestellt ist.

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, das letzte NPD-Verbotsverfahren war insofern 
relativ einfach zu führen, als die NPD die Verfassungs-
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widrigkeit ihrer Ziele offen proklamiert hat. Bei der AfD 
haben wir es mit einem Gegner zu tun, der seine ver-
fassungsfeindlichen Bestrebungen camoufliert; das er-
schwert ein verfassungsgerichtliches Verfahren erheb-
lich.

(Stephan Brandner [AfD]: Was fantasieren Sie 
da eigentlich zusammen, Herr Heveling? – Zu-
ruf des Abg. Peter Boehringer [AfD])

Was es unter allen Umständen zu vermeiden gilt, ist, in 
ein unsicheres Verfahren hineinzulaufen, an dessen Ende 
ein Persilschein für die AfD ausgestellt wird. Daher 
komme ich in der Abwägung zu dem Ergebnis, einen 
AfD-Verbotsantrag derzeit nicht zu unterstützen.

Vielen Dank.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 

der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Matthias Helferich.

Matthias Helferich (fraktionslos):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der vor-

liegende Antrag soll wohl den Antragstellern ein Denk-
mal setzen, bevor sie allesamt in der politischen Bedeu-
tungslosigkeit verschwinden. Magwas und Wanderwitz 
werden dem Deutschen Bundestag nicht mehr angehö-
ren – ich allerdings schon. Ich glaube, das sagt alles.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf des 
Abg. Stefan Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Ihr Antrag ist ein Offenbarungseid, eine trübe Suppe 
aus Potsdam-Märchen, Rollator-Putsch und peinlich halt-
losen Diffamierungen. Aber Ihre Nervosität und Ihre 
Angst kann ich nachvollziehen. Gestern wurden volks-
freundliche Mehrheiten in diesem Hause sichtbar. Die 
Mehrheit der Deutschen wünscht sich eben eine Migrati-
onspolitik à la AfD. Wenn die CDU ihre weltanschauli-
che Katharsis erfolgreich abgeschlossen hat und sich wie-
der dem deutschen Volke zuwendet, dann ist der Weg für 
die Rettung unserer Heimat frei. Es ist nämlich schon ein 
skurriler Akt, wenn man zugestehen muss, einen Ge-
heimdienst einzusetzen, um die demokratische Opposi-
tion zu zersetzen, und nun den Abzug von V-Leuten 
und verdeckten Ermittlern fordert, um die demokratische 
Opposition verbieten zu können.

(Zurufe von Abgeordneten der SPD)
Da das Verbotsgeraune erfolglos und wirkungslos sein 

wird, empfehle ich Ihnen, es Ihrem Thüringer Verfas-
sungsschutzpräsidenten Stephan Kramer gleichzutun 
und Kritikern Ihrer Verbotsfantasien einfach Schläge an-
zudrohen.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der AfD – 
Dr. Paula Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das verstehen Sie, oder?)

Das ist ja Ihre feine, demokratische Art.
Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Nächste Rednerin ist Maja Wallstein.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Marco Wanderwitz [CDU/CSU])

Maja Wallstein (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Liebe Besucherinnen und Besucher, schön, 
dass Sie da sind! Hallo an alle, die diese Debatte heute 
live verfolgen! Wir haben heute so viel gehört, und dabei 
geht es nur um diesen einen einzigen Punkt: Wir wollen 
mit unserem Antrag erreichen, dass das höchste Gericht 
unseres Landes die Verfassungsmäßigkeit der AfD über-
prüft. Ich frage mich: Welche demokratische Partei fürch-
tet die Überprüfung ihrer Verfassungsmäßigkeit?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN – Zuruf von der AfD: Wir nicht!)

Wir können und wir wollen nichts verbieten; das kann 
nur das Bundesverfassungsgericht. Darum ist es auch 
kein Verbotsantrag, wie uns die AfD glauben machen 
will, sondern die Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Und wenn das Bundesverfassungsgericht zu der Erkennt-
nis kommt: „Ja, die AfD ist verfassungswidrig“, na ja, 
dann haben wir Gott sei Dank den Antrag gestellt. Es 
ist doch das Minimum an Serviceleistung, dass wir für 
die Wählerinnen und Wähler sicherstellen, dass auf dem 
Wahlzettel keine verfassungswidrige Partei steht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Marco Wanderwitz [CDU/CSU])

Wenn das Bundesverfassungsgericht zu der Erkenntnis 
kommt: „Nein, die AfD ist nicht verfassungswidrig“, 
dann vermutlich deswegen, weil im Laufe der Debatte, 
im Laufe des Verfahrens die AfD ihren Kurs geändert hat 
und vielleicht Leute losgeworden ist. Ich bin Demokratin 
genug, das dann auch anzuerkennen.

(Stephan Brandner [AfD]: Wo ist denn Ihre 
Alumütze?)

Aber ich bin auch klug genug, um zu erkennen, dass 
das nicht der Weg ist, den die AfD einschlagen wird. Das 
hat mein Vorredner, der AfD-Mann Matthias Helferich, 
gezeigt, der das beste Beispiel dafür ist, dass die AfD das 
selbsternannte „freundliche Gesicht des Nationalsozialis-
mus“ in ihren Reihen behält.

(Stephan Brandner [AfD]: Das hat er nicht ge-
sagt! Schauen Sie sich das Zitat mal an! Lernen 
Sie erst mal lesen, dann können Sie zitieren!)

Das zeigt mir auch, wie wichtig und wie richtig es ist, 
dass wir diesen Antrag stellen. Diese Entscheidung hat 
sich keiner von uns leichtgemacht. Es ist die Ultima Ra-
tio, es ist ein schwerer Eingriff in den politischen Wett-
bewerb. Aber noch mal: Das ist ein Eingriff, den nicht die 
Mitbewerber machen, sondern den ausschließlich das 
Bundesverfassungsgericht vollziehen kann.
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(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken und des Abg. Marco Wanderwitz 
[CDU/CSU])

Und weil das so gravierend ist, müssen wir natürlich 
begründen, warum das wichtig ist und warum die AfD 
verfassungswidrig ist. Ja, Herr Amthor, das ist aufwen-
dig, aber das ist unser Job. Das ist unser Job!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
LINKEN – Philipp Amthor [CDU/CSU]: Ja, 
dann machen Sie ihn doch!)

Es gibt viele Gründe, warum sich die Menschen der 
AfD zuwenden, und deshalb ist es nicht so einfach, zu 
sagen: Wir müssen sie inhaltlich stellen.

(Stephan Brandner [AfD]: Das schafft ihr auch 
gar nicht!)

Denn es gibt viele Gründe, aber eben auch viele politi-
sche Antworten, viele politische Konzepte. So ist das in 
der Demokratie. Und ja, wir müssen sie politisch stellen, 
immer und immer wieder. Aber das ist die eine Debatte, 
und die müssen wir trennen von der anderen Frage: Ist es 
eine verfassungswidrige Partei, ja oder nein? Das muss 
man doch trennen, Leute! Das muss man trennen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es ist völlig richtig, dass wir es Ihnen, liebe Bürgerin-
nen und Bürger, schuldig sind, gut zu erklären, warum 
wir das machen und warum wir zu dieser Erkenntnis 
kommen. Aber wir werden es denen, die zu Millionen 
auf die Straße gehen, um für unsere Demokratie und 
gegen die AfD zu demonstrieren, dann auch erklären 
müssen, warum wir es nicht tun.

Darum sage ich es mit Regine Hildebrandt, der wun-
dervollen Regine Hildebrandt: Kinder, sacht mir doch 
nich, dasset nich jeht!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
Linken und des Abg. Marco Wanderwitz 
[CDU/CSU])

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Abgeordnete Thomas Seitz.

Thomas Seitz (fraktionslos):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-

ren! Die Verbotsdebatte ist ein Angriff auf die Demokra-
tie aus der angeblichen Mitte: von Linken, Sozis, Grünen 
und auch einigen aus der CDU. Besser reden wir aber von 
der „Rache der Verlierer“; denn viele der Antragsteller 
des Verbotsantrages werden im nächsten Bundestag nicht 
mehr vertreten sein. Sie haben bereits kapituliert, oder der 
Wähler jagt sie vom Hof.

Bestes Beispiel ist der Verbotsinitiator Wanderwitz. 
Unter Merkel war er Staatssekretär und Beauftragter für 
die neuen Bundesländer. Sein Absturz begann, als ihm 
die Wähler 2021 die rote Karte zeigten. Diese Katastro-

phe hat der Scheinriese aus Chemnitz, der auch in die 
Aserbaidschan-Connection der CDU verwickelt sein 
könnte, bis heute nicht verwunden.

Im Februar werden im Osten nahezu alle Direktman-
date an die AfD gehen; dazu verliert jeder siebte Abge-
ordnete sein Mandat durch den kleineren Bundestag. Die 
SPD steht derzeit bei einem Stimmenminus von 40 Pro-
zent im Vergleich zu 2021,

(Stephan Brandner [AfD]: Das ist noch zu 
wenig!)

und Die Linke geht hoffentlich unter. Die Union wird bei 
aktuell 29 Prozent aus eigener Kraft nur knapp über 
180 Mandate erringen.

(Zuruf der Abg. Carmen Wegge [SPD])

Vor zehn Jahren waren es noch über 300. Die Pfründe 
schmelzen wie ein Schneemann im Hochsommer. Wenn 
das eigene Kuchenstück immer kleiner wird, was liegt 
dann näher, als den ungeliebten Konkurrenten AfD ein-
fach zu verbieten? Aktuell wären da auch 25 bis 30 Pro-
zent denkbar.

(Zuruf der Abg. Maja Wallstein [SPD])

So weit die Verbotsdiskussion für Dummies.
Gleichzeitig wäre ein Verbot der AfD – der einzigen 

Volkspartei in allen fünf neuen Ländern – das Ende der 
Demokratie; denn wenn Wahlen nicht das bewirken, was 
so viele Bürger wollen, dann braucht man keine Wahlen. 
Was kann jemand, der auf eine solche Idee kommt, also 
anderes sein als ein faschistoider Undemokrat? Corona 
lässt grüßen.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Helge Lindh.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Stephan 
Brandner [AfD]: Das juristische Sahnehäub-
chen kommt jetzt! – Zuruf von der AfD: Der 
Totalabsturz!)

Helge Lindh (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die AfD und ihr Kosmos sind nicht nur verfassungswid-
rig, sie sind auch noch armselig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Denn wenn man sich so an dem respektierten, hoch-
anständigen Kollegen Wanderwitz abarbeitet, ist man 
nur eines: erbärmlich und unanständig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Mein Grund, den Antrag von Wanderwitz und Co zu 
unterstützen und zu unterzeichnen, ist ganz einfach:

(Zuruf von der AfD: Dann mal los! – Stephan 
Brandner [AfD]: In einfacher Sprache!)
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Das Ansinnen richtet nicht gegen die AfD, sondern für 
die Demokratie. Das hat das BSW irgendwie auch miss-
verstanden. Es geht uns nicht um Trotz gegen die AfD, 
sondern es geht uns um die Opfer dieses grassierenden 
Faschismus, den wir mittlerweile alltäglich als Normali-
tät erleben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
Linken – Lachen bei Abgeordneten der AfD – 
Stephan Brandner [AfD]: Das sagt der Sozio-
faschist!)

Das ist ein Antrag für die Demokratie und für diejeni-
gen, die ohne Angst verschieden sein wollen in diesem 
Land und es längst nicht mehr können dank der AfD. Das 
ist ein Antrag für die Menschen mit Migrationsgeschich-
te, damit sie sich nicht mehr jeden Tag erklären und recht-
fertigen müssen. Das ist ein Antrag für die Menschlich-
keit und für – da gucken wir weder links noch rechts, 
sondern geradeaus – das Grundgesetz, und dessen zweiter 
Name lautet – hören Sie mal zu! – „Menschlichkeit“.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Marco 
Wanderwitz [CDU/CSU])

Erstaunlich und kontraproduktiv mit Blick auf Ihre 
Sache, Herr Brandner und Konsorten, ist aber, dass Sie 
hier dauernd so dazwischenrufen.

(Stephan Brandner [AfD]: Herr Lindh und 
Konsorten, was wollen Sie denn?)

Denn Sie liefern doch mit jedem Zwischenruf noch mehr 
Beweismaterial für die Verfahren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Linken)

Ja, Sie sind die personifizierten Beweismittel für Ihre 
Verfassungswidrigkeit hier im Parlament, und nichts an-
deres sind Sie!

(Stephan Brandner [AfD]: Ich will Ihnen gar 
nicht sagen, was Sie hier sind, Herr Lindh! Das 
würde gleich wieder Ordnungsrufe geben!)

Dann ist es auch ein logisches Problem, das ich habe. 
Es müssten sich doch alle – Sie besonders – freuen über 
so ein Verfahren. Wenn Sie doch so auf dem Boden des 
Grundgesetzes stehen, müssten Sie das ganz laut befür-
worten. Das tun Sie aber offensichtlich nicht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Stephan 
Brandner [AfD]: Beantragen Sie doch sofor-
tige Abstimmung!)

Und das lässt nur zwei Schlüsse zu. Variante eins: Sie 
wissen, dass Sie verfassungswidrig sind und haben Schiss 
vor dem Verfahren.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD)

Variante zwei: Sie halten sich nicht für verfassungswidrig 
und meinen, dass das Verfassungsgericht Sie manipulativ 
für verfassungswidrig erklären würde, womit Sie aber – 
da unser Verfassungsgericht unabhängig ist und jenseits 

eines solchen Verdachts steht – beweisen, wie verfas-
sungswidrig Sie sind. Sie haben also die Beweisführung 
hier selbst getroffen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie des Abg. Marco 
Wanderwitz [CDU/CSU])

„Wir wissen, was wir zu verlieren haben.“ Das ist der 
Satz einer Wuppertaler Sozialdemokratin von 1932, die 
aufrecht gegen die stärker werdenden Nationalsozialisten 
kämpfte. Wir hier wissen auch, was wir zu verlieren 
haben, nämlich eine Gesellschaft, in der nicht deine Her-
kunft oder kulturelle Identität über Würde und Chancen 
in deinem Leben entscheiden. Wir sind für eine Gesell-
schaft, in der nicht dein Geschlecht darüber entscheidet, 
welchen Beruf du ausübst.

Wir wissen, was wir zu verlieren haben. Wir haben 
eine Gesellschaft zu verlieren, in der Mehrheiten und 
Minderheiten miteinander frei, selbstbestimmt und sicher 
leben, wohl wissend, dass wir alle selbst in vielerlei Hin-
sicht Minderheiten sind und sein könnten. Wir sind für 
eine Gesellschaft – und wir könnten diese Gesellschaft 
verlieren –, in der Menschen jeder Herkunft Rechte, 
Pflichten und Stimmen haben, in der nicht der politische 
Arm von Autokraten und Akteuren aus Russland und 
China entscheidet.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
CDU/CSU – Zuruf von der AfD: Sie haben die 
USA vergessen!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Lindh.

Helge Lindh (SPD):
Daher wehren wir uns entschieden; denn wir wissen, 

was wir zu verlieren haben.
Eins sage ich Ihnen noch; denn Sie haben ja vollzogen, 

was Sie versprachen. Hier sagte einmal Herr Gauland: 
„Wir haben den humanitären Ansatz: für unser Volk!“ 
Und darauf antworte ich: Wir anderen haben den huma-
nitären Ansatz: Menschenwürde ist Menschenwürde.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Menschenwürde hat keine Hautfarbe, keine Religion.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Setzen Sie jetzt bitte den Punkt.

Helge Lindh (SPD):
Menschenwürde ist universell. Und nicht Sie definie-

ren, was das Volk ist. Was das Volk ist, definieren unsere 
Verfassung und unsere Gesetze.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken)
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Vizepräsidentin Petra Pau:
Ich vermisse gerade den Abgeordneten Brandner in 

den Reihen der AfD-Fraktion.
(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Ich weiß, warum 

er gegangen ist!)
Trotz alledem: Er hat heute zum zweiten Mal ein Mitglied 
dieses Hauses als „Sozialfaschisten“ beschimpft. Er hat 
dafür im Jahr 2023 einen Ordnungsruf bekommen, und 
ich erteile ihm hiermit einen weiteren Ordnungsruf. Alle 
wissen, was das im Wiederholungsfalle nach sich zieht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zurufe 
von der AfD)

Ich schließe die Aussprache. – Ich bitte alle, sich hier 
zu mäßigen und darüber nachzudenken, wo Kritik an der 
Sitzungsleitung geübt werden kann, nämlich nur in einem 
Gremium, im Ältestenrat, und nicht hier im Plenum.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen auf 
Drucksachen 20/13750 und 20/14105 an die in der Tages-
ordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es 
weitere Überweisungsvorschläge? – Das ist nicht der 
Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschlagen.

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 21 a bis 21 c 
und 8 sowie die Zusatzpunkte 10 a bis 10 e und 10 g bis 
10 m sowie den Zusatzpunkt 41. 

Es handelt sich um Überweisungen im vereinfachten 
Verfahren ohne Debatte.

Ich bitte, die notwendige Aufmerksamkeit herzustellen 
und auch Platz zu nehmen.

Wir kommen zunächst zu den unstrittigen Überwei-
sungen. Tagesordnungspunkt 8 sowie Zusatzpunkte 10 a 
bis 10 e, 10 g bis 10 j:

8 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Lukas Köhler, Anja Schulz, Renata Alt, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
Generationengerechte Rentenpolitik durch 
Kapitaldeckung – Gesetzliche Aktienrente 
und flexiblen Renteneintritt einführen
Drucksache 20/14716
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales

ZP 10 a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Anpassung des nationalen Rechts an die 
Reform des Gemeinsamen Europäischen 
Asylsystems (GEAS-Anpassungsgesetz) 
Drucksache 20/13963
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des AZRG und weiterer Gesetze 

in Folge der Anpassung des nationalen 
Rechts an das Gemeinsame Europäische 
Asylsystem (GEAS-Anpassungsfolgege-
setz) 
Drucksache 20/13964
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss 
Haushaltsausschuss mitberatend und gemäß § 96 der GO

c) Erste Beratung des von den Fraktionen SPD 
und BÜNDNIS 90/Die Grünen eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Stärkung der 
polizeilichen Befugnisse 
Drucksache 20/14704
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Digitales

d) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Lukas Köhler, Manfred Todtenhausen, 
Renata Alt, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der FDP 
Öffentliche Vergabe entfesseln – Ein effi-
zientes Vergaberecht für eine starke Wirt-
schaft

Drucksache 20/14723
Überweisungsvorschlag:  
Wirtschaftsausschuss

e) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Lukas Köhler, Tim Wagner, Renata Alt, 
weiteren Abgeordneten und der Fraktion der 
FDP eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes über die Insol-
venzsicherung durch Reisesicherungsfonds 
Drucksache 20/14706
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Tourismus

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Christoph Meyer, Frank Schäffler, Renata 
Alt, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der FDP 
Kryptowährungen als Chance – Bitcoin für 
Wohlstand und Wachstum in Deutschland 
nutzen

Drucksache 20/14724
Überweisungsvorschlag:  
Finanzausschuss

h) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Carina Konrad, Judith Skudelny, Renata Alt, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
FDP 
Klimaneutralen Verkehr ermöglichen – 
CO2-Flottengrenzwerte abschaffen –Ver-
brenner-Aus stoppen

Drucksache 20/14725
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Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz

i) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Carina Konrad, Ulrike Harzer, Renata Alt, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
FDP 

Absenkung des Schutzstatus des Wolfs – 
Realitäten anerkennen, Weidetiere schüt-
zen

Drucksache 20/14718
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz

j) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Lukas Köhler, Jens Teutrine, Renata Alt, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
FDP 

Update für die Grundsicherung – Leis-
tungsgerechtigkeit, Konsequenz und den 
Steuerzahler in den Blick nehmen

Drucksache 20/14707
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Arbeit und Soziales

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu 
überweisen. Gibt es weitere Überweisungsvorschläge? – 
Das ist nicht der Fall. Dann verfahren wir wie vorgeschla-
gen.

Tagesordnungspunkte 21 a bis 21 c sowie Zusatz-
punkte 10 k bis 10 m und 41. Wir kommen nun zu sieben 
Anträgen der Fraktion der AfD, bei denen strittig ist, ob 
abgestimmt oder überwiesen werden soll. Die Fraktion 
der AfD wünscht jeweils Abstimmung in der Sache. 
Die Fraktionen SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen 
und FDP wünschen jeweils Überweisung an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse. Nach ständiger 
Übung stimmen wir jeweils zuerst über den Antrag auf 
Ausschussüberweisung ab. Wird diesem Antrag zu-
gestimmt, entfällt jeweils die Abstimmung in der Sache.

Tagesordnungspunkt 21 a: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Joachim 
Wundrak, Barbara Benkstein, René Bochmann, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 
Einstufung der Hisbollah als terroristische 
Vereinigung durch die Vereinten Nationen er-
wirken

Drucksache 20/14722
Überweisung/Beschlussfassung 
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Rechtsausschuss

Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Dann ist die Über-
weisung mit den Stimmen der CDU/CSU-Fraktion, der 
FDP-Fraktion, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der 

SPD-Fraktion, der Gruppe Die Linke gegen die Stimmen 
der AfD-Fraktion bei Nichtteilnahme des BSW so be-
schlossen.

Tagesordnungspunkt 21 b: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Eugen 
Schmidt, Roger Beckamp, René Bochmann, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Auslandsdeutsche und deren Nachkommen 
mit der historischen Heimat verbinden

Drucksache 20/14728
Überweisung/Beschlussfassung 
Auswärtiger Ausschuss (f) 
Ausschuss für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
Ausschuss für Inneres und Heimat 
Sportausschuss 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Kultur und Medien 
Haushaltsausschuss

Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Auch diese Über-
weisung ist mit den Stimmen der gerade aufgezählten 
Fraktionen und der Gruppe Die Linke gegen die Stimmen 
der AfD-Fraktion bei Nichtteilnahme des BSW beschlos-
sen.

Tagesordnungspunkt 21 c: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Enrico 
Komning, Leif-Erik Holm, Dr. Malte Kaufmann, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Keine Klimaschutzverträge in Deutschland – 
Die sogenannte sozial-ökologische Transfor-
mation der deutschen Industrie beenden

Drucksache 20/13942
Überweisung/Beschlussfassung 
Wirtschaftsausschuss (f) 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie 
Haushaltsausschuss

Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – CDU/ 
CSU-Fraktion, FDP-Fraktion, Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen, SPD-Fraktion und die Gruppe Die Linke. Wer 
stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – 
Niemand. Und nach wie vor fehlt das BSW.

Zusatzpunkt 10 k: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Markus 
Frohnmaier, Edgar Naujok, Dr. Michael 
Espendiller, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der AfD 

Entwicklungspolitik neu strukturieren – Bun-
desministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung abschaffen und 
Entwicklungshilfe in das Auswärtige Amt 
und das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz eingliedern

Drucksache 20/14478
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Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (f) 
Auswärtiger Ausschuss 
Haushaltsausschuss

Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – CDU/ 
CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, SPD, Die Linke. Wer 
stimmt dagegen? – Die AfD. Wer enthält sich? – 
Niemand. Das BSW fehlt. Die Überweisung ist so be-
schlossen.

Zusatzpunkt 10 l: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Gerrit 
Huy, Ulrike Schielke-Ziesing, René Springer, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Rentenversicherung transparent und fair fi-
nanzieren – Gesamtstaatliche Finanzierungs-
verantwortung einlösen

Drucksache 20/14726
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Arbeit und Soziales (f) 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Haushaltsausschuss

Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – CDU/ 
CSU-Fraktion, FDP-Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen, 
SPD-Fraktion, die Gruppe Die Linke. Wer stimmt da-
gegen? – Die AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – 
Niemand. Und BSW ist nicht da. Die Überweisung ist 
so beschlossen.

Zusatzpunkt 10 m: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Christian Wirth, Dr. Gottfried Curio, Martin 
Hess, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
AfD 

Vertragsverletzungsverfahren gegen vertrags-
brüchige EU-Mitgliedstaaten einleiten

Drucksache 20/13779
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Rechtsausschuss 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – CDU/ 
CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, SPD und Die Linke. 
Wer stimmt dagegen? – Die AfD. Wer enthält sich? – 
Niemand. BSW ist nicht da. Dann ist die Überweisung 
so beschlossen.

Zusatzpunkt 41: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. Götz 
Frömming, Martin Erwin Renner, Volker Münz, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD 

Statistische Erfassung von Angriffen auf Ge-
denkstätten verbessern

Drucksache 20/14738
Überweisung/Beschlussfassung 
Ausschuss für Inneres und Heimat (f) 
Ausschuss für Kultur und Medien

Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – CDU/ 
CSU, FDP, Bündnis 90/Die Grünen, SPD, Die Linke. Wer 
stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – 
Niemand. BSW ist nicht da. Dann ist die Überweisung so 
beschlossen.

Sie können noch einmal kurz durchatmen vor dem 
nächsten Slot, der viel Aufmerksamkeit erfordert. Der 
Kollege Kubicki übernimmt. – Ich danke Ihnen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Einen wunderschönen guten Abend, liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Normalerweise dränge ich ja auf Ge-
schwindigkeit. Heute macht das keinen Sinn; wir sind 
bei 4 Uhr nachts. Ob ich da jetzt Geschwindigkeit rein-
bringe oder nicht, ist eigentlich völlig egal.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP)

Ich rufe auf die Tagesordnungspunkte 22 a und 22 b 
sowie die Zusatzpunkte 11 a bis 11 f und 42 a bis 42 r.

Es handelt sich um die Beschlussfassung zu Vorlagen, 
zu denen keine Aussprache vorgesehen ist. 

Tagesordnungspunkt 22 a: 
Beratung der Verordnung der Bundesregierung 
Verordnung zur Stärkung der Bewirtschaf-
tung von gewerblichen Siedlungsabfällen und 
bestimmten Bau- und Abbruchabfällen
Drucksache 20/13950

Die Fraktionen SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grü-
nen und FDP haben beantragt, die Verordnung der Bun-
desregierung zur Stärkung der Bewirtschaftung von ge-
werblichen Siedlungsabfällen und bestimmten Bau- und 
Abbruchabfällen auf Drucksache 20/13950 an den Aus-
schuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz zurückzuverweisen. Wer stimmt da-
für? – Das sind SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP, 
CDU/CSU, AfD und Die Linke. Wer stimmt dagegen? – 
Niemand. Dann ist das so beschlossen.

Tagesordnungspunkt 22 b: 
Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Rechtsausschusses (6. Ausschuss) 
Übersicht 7  
über die dem Deutschen Bundestag zugeleite-
ten Streitsachen vor dem Bundesverfassungs-
gericht
Drucksache 20/14766

Wer stimmt für die Beschlussempfehlung? – SPD, 
Bündnis 90/Die Grünen, FDP, CDU/CSU, AfD und Die 
Linke. Damit ist das ebenfalls einstimmig so beschlossen.

Zusatzpunkt 11 a: 
Zweite Beratung und Schlussabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu der Entschließung 
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vom 23. Mai 2023 zur Änderung des Überein-
kommens vom 29. November 1972 über die 
Errichtung des Afrikanischen Entwicklungs-
fonds 
Drucksache 20/13489
Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung (19. Ausschuss)
Drucksache 20/14739

Der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 20/14739, den Gesetzentwurf der 
Bundesregierung auf Drucksache 20/13489 anzunehmen.

Zweite Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP, CDU/CSU. Wer 
stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – 
Die Gruppe Die Linke. Damit ist der Gesetzentwurf in 
zweiter und letzter Lesung angenommen.

Zusatzpunkt 11 b: 
Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Außenhandelsstatistik-
gesetzes und weiterer statistischer Gesetze 
(Außenhandelsstatistikänderungsgesetz – 
AHStatG-ÄndG) 
Drucksachen 20/12791, 20/13254
Beschlussempfehlung und Bericht des Wirt-
schaftsausschusses (9. Ausschuss)
Drucksache 20/14764

Der Wirtschaftsausschuss empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 20/14764, den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung auf den Drucksachen 
20/12791 und 20/13254 in der Ausschussfassung an-
zunehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
in der Ausschussfassung zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. – Das gesamte Haus. Der Gesetzentwurf 
ist in zweiter Beratung angenommen.

Dann kommen wir zur

dritten Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben; das 
ist immer eine nette sportliche Übung. – Das ist wiede-
rum das gesamte Haus, wie wunderbar. Niemand stimmt 
dagegen. Enthaltungen: keine. Damit ist der Gesetzent-
wurf einstimmig angenommen.

(Maja Wallstein [SPD]: Und das BSW? – Ge-
genruf der Abg. Bettina Margarethe Wiesmann 
[CDU/CSU]: Das BSW ist nicht da, die ganze 
Zeit schon nicht!)

– Ja. Warum soll ich das regelmäßig erwähnen? Es macht 
ja keinen Sinn, wenn jemand nicht da ist, zu erklären, 
dass er nicht mit abstimmen kann.

Zusatzpunkt 11 c:
Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Feststellung des Wirtschaftsplans des 
ERP-Sondervermögens für das Jahr 2025 
(ERP-Wirtschaftsplangesetz 2025 – 
ERPWiPlanG 2025) 
Drucksachen 20/12786, 20/13086
Beschlussempfehlung und Bericht des Wirt-
schaftsausschusses (9. Ausschuss)
Drucksache 20/14767

Der Wirtschaftsausschuss empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 20/14767, den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung auf den Drucksachen 
20/12786 und 20/13086 in der Ausschussfassung an-
zunehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
in der Ausschussfassung zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. Das sind – ich fange mal hinten an – die 
Gruppe Die Linke, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP, 
CDU/CSU-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die AfD- 
Fraktion. Enthaltungen? – Keine. Damit ist der Gesetz-
entwurf in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die Gruppe Die Linke, SPD-Fraktion, Bünd-
nis 90/Die Grünen, FDP-Fraktion, CDU/CSU-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Das ist die AfD-Fraktion. Ent-
haltungen? – Keine. Damit ist der Gesetzentwurf in drit-
ter Beratung angenommen.

Zusatzpunkt 11 d: 
Zweite und dritte Beratung des von der Bundes-
regierung eingebrachten Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Schornsteinfeger- 
Handwerksgesetzes 
Drucksache 20/13085
Beschlussempfehlung und Bericht des Wirt-
schaftsausschusses (9. Ausschuss)
Drucksache 20/14765

Der Wirtschaftsausschuss empfiehlt in seiner Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 20/14765, den Ge-
setzentwurf der Bundesregierung auf Drucksache 20/ 
13085 in der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfas-
sung zustimmen wollen, um das Handzeichen. – Das sind 
SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen, FDP-Fraktion, 
CDU/CSU-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die Gruppe 
Die Linke und die AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Keine. 
Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung an-
genommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Ebenfalls die SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP-Fraktion, CDU/CSU-Fraktion. Wer stimmt da-
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gegen? – Die Fraktion der AfD und die Gruppe Die 
Linke. Damit ist der Gesetzentwurf in dritter Beratung 
angenommen.

Zusatzpunkt 11 e:
Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
eingebrachten Entwurfs eines Sechsten Gesetzes 
zur Änderung des Gesetzes zur Errichtung ei-
ner Stiftung „Erinnerung, Verantwortung und 
Zukunft“ 
Drucksache 20/14244
Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Inneres und Heimat (4. Ausschuss)
Drucksache 20/14778

Der Ausschuss für Inneres und Heimat empfiehlt in 
seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 20/14778, 
den Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen auf Drucksache 20/14244 anzuneh-
men. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustim-
men wollen, um das Handzeichen. – Das sind die SPD- 
Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen, FDP-Fraktion, CDU/ 
CSU-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Frak-
tion. Wer enthält sich? – Die Gruppe Die Linke. Damit 
ist der Gesetzentwurf in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind erneut die SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grü-
nen, FDP-Fraktion, CDU/CSU-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? – Das ist wiederum – überraschenderweise – die 
AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – Das ist die Gruppe Die 
Linke. Damit ist der Gesetzentwurf angenommen.

Zusatzpunkt 11 f:
Beratung der zweiten Beschlussempfehlung des 
Wahlprüfungsausschusses 
zu Einsprüchen gegen die Gültigkeit der Wahl 
der Abgeordneten des Europäischen Par-
laments aus der Bundesrepublik Deutschland 
am 9. Juni 2024 sowie zu einem Einspruch 
betreffend die ordnungsgemäße Zusammen-
setzung des 20. Deutschen Bundestages

Drucksache 20/14300

Der Ausschuss empfiehlt in seiner Beschlussempfeh-
lung auf Drucksache 20/14300, die aus den Anlagen 1 bis 
7 ersichtlichen Beschlussempfehlungen anzunehmen. 
Wer stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Alle. Da-
mit ist die Beschlussempfehlung einstimmig angenom-
men.

Zusatzpunkte 42 a bis 42 r; wir kommen zu den Be-
schlussempfehlungen des Petitionsausschusses. Nun 
muss man wirklich ordentlich aufpassen.

Zusatzpunkt 42 a: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss) 

Sammelübersicht 745 zu Petitionen
Drucksache 20/14745

Es handelt sich um 157 Petitionen. Wer stimmt dafür? – 
Das gesamte Haus. Damit ist die Sammelübersicht 745 
angenommen.

Zusatzpunkt 42 b: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 746 zu Petitionen
Drucksache 20/14746

101 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das ist wiederum 
das gesamte Haus. Damit ist die Sammelübersicht 746 
angenommen.

Zusatzpunkt 42 c: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 747 zu Petitionen
Drucksache 20/14747

78 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Wiederum das ge-
samte Haus, wie ich sehe. Damit ist die Sammelüber-
sicht 747 einstimmig angenommen.

Zusatzpunkt 42 d: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 748 zu Petitionen
Drucksache 20/14748

54 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Wiederum das ge-
samte Haus. Damit ist die Sammelübersicht 748 an-
genommen.

Zusatzpunkt 42 e: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 749 zu Petitionen
Drucksache 20/14749

58 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Wiederum das ge-
samte Haus. Damit ist die Sammelübersicht 749 an-
genommen.

Zusatzpunkt 42 f: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 750 zu Petitionen

Drucksache 20/14750
41 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Wiederum das ge-

samte Haus. Damit die Sammelübersicht 750 angenom-
men.

Zusatzpunkt 42 g: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
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Sammelübersicht 751 zu Petitionen
Drucksache 20/14751

52 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Wiederum das ge-
samte Haus. Damit ist auch Sammelübersicht 751 an-
genommen.

Zusatzpunkt 42 h: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 752 zu Petitionen
Drucksache 20/14752

76 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das ist diesmal 
anders. Es stimmen zu die SPD-Fraktion, Bündnis 90/ 
Die Grünen, FDP-Fraktion, CDU/CSU-Fraktion und 
AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die Gruppe Die 
Linke. Enthaltungen? – Keine. Damit ist die Sammel-
übersicht 752 angenommen.

Zusatzpunkt 42 i: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 753 zu Petitionen
Drucksache 20/14753

24 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Die Gruppe Die 
Linke, SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen, CDU/ 
CSU-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – AfD-Fraktion. 
Wer enthält sich? – Die FDP-Fraktion. Dann ist gleich-
wohl die Sammelübersicht 753 angenommen.

Zusatzpunkt 42 j: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 754 zu Petitionen
Drucksache 20/14754

47 Petitionen. Wer stimmt dafür? – SPD, Bündnis 90/ 
Die Grünen, FDP, CDU/CSU-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? – AfD-Fraktion und Gruppe Die Linke. Enthal-
tungen? – Keine. Damit ist die Sammelübersicht 754 an-
genommen.

Zusatzpunkt 42 k: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 755 zu Petitionen
Drucksache 20/14755

Fünf Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das ist wiederum 
das gesamte Haus. Damit ist die Sammelübersicht 755 
angenommen.

Zusatzpunkt 42 l: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 756 zu Petitionen
Drucksache 20/14756

Acht Petitionen. Wer stimmt dafür? – SPD-Fraktion, 
Bündnis 90/Die Grünen, FDP-, CDU/CSU-Fraktion, 
AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die Gruppe Die 
Linke. Damit ist die Sammelübersicht 756 angenommen.

Zusatzpunkt 42 m: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 757 zu Petitionen

Drucksache 20/14757

86 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind die 
Gruppe Die Linke, SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grü-
nen, FDP-Fraktion, CDU/CSU-Fraktion. Wer stimmt da-
gegen? – Die AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Keine. Da-
mit ist Sammelübersicht 757 angenommen.

Zusatzpunkt 42 n: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 758 zu Petitionen

Drucksache 20/14758

Vier Petitionen. Wer stimmt dafür? – SPD-Fraktion, 
Bündnis 90/Die Grünen, FDP-, CDU/CSU-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion und die 
Gruppe Die Linke. Enthaltungen? – Keine. Damit ist 
Sammelübersicht 758 angenommen.

Zusatzpunkt 42 o: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 759 zu Petitionen

Drucksache 20/14759

32 Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind die 
Gruppe Die Linke, SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grü-
nen, CDU/CSU-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die 
AfD-Fraktion. Enthaltungen? – Bei der FDP-Fraktion. 
Gleichwohl ist dann die Sammelübersicht 759 auf Druck-
sache 20/14759 angenommen.

Zusatzpunkt 42 p: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 760 zu Petitionen

Drucksache 20/14760

Eine Petition. Wer stimmt dafür? – SPD-Fraktion, 
Bündnis 90/Die Grünen, FDP-Fraktion, AfD-Fraktion. 
Wer stimmt dagegen? – Die CDU/CSU-Fraktion und 
die Gruppe Die Linke. Damit ist die Sammelübersicht 760 
auf Drucksache 20/14760 angenommen.

Zusatzpunkt 42 q: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 761 zu Petitionen

Drucksache 20/14761
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Vier Petitionen. Wer stimmt dafür? – Das sind die 
Gruppe Die Linke, SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grü-
nen und FDP-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Das sind 
die CDU/CSU-Fraktion und die AfD-Fraktion. Enthal-
tungen? – Keine. Damit ist die Sammelübersicht 761 an-
genommen.

Zusatzpunkt 42 r: 
Beratung der Beschlussempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuss)
Sammelübersicht 762 zu Petitionen

Drucksache 20/14762

Drei Petitionen. Wer stimmt dafür? – SPD-Fraktion, 
Bündnis 90/Die Grünen und FDP-Fraktion. Wer stimmt 
dagegen? – Das sind CDU/CSU-Fraktion, AfD-Fraktion 
und die Gruppe Die Linke. Gleichwohl ist die Sammel-
übersicht 762 auf Drucksache 20/14762 angenommen.

Ich bedanke mich herzlich für die Aufmerksamkeit. 
Damit sind wir durch.

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 12 und 13: 

ZP 12 Wahlvorschlag der Fraktion der AfD 

Wahl eines Stellvertreters der Präsidentin

Drucksache 20/14362

ZP 13 Wahlvorschlag der Fraktion der AfD 

Wahl eines Mitglieds des Parlamentarischen 
Kontrollgremiums gemäß Artikel 45d des 
Grundgesetzes

Drucksache 20/14363

Wir kommen nun zur geheimen Wahl eines Stellver-
treters der Präsidentin im ersten Wahlgang mit einer 
Stimmkarte in der Farbe Grün sowie zur offenen Wahl 
eines Mitglieds des Parlamentarischen Kontrollgremiums 
mit einer Stimmkarte in der Farbe Weiß. Hierfür benöti-
gen Sie Ihren blauen Wahlausweis aus Ihrem Stimmkar-
tenfach. In der Abgeordnetenlobby erhalten Sie die bei-
den Stimmkarten. Da die Wahl des Stellvertreters der 
Präsidentin geheim durchzuführen ist, erhalten Sie für 
diese Wahl zusätzlich einen grünen Wahlumschlag.

Sie können bei diesen Wahlen auf beiden Stimmkarten 
zu den aufgeführten Kandidatenvorschlägen ein Kreuz 
bei „ja“, „nein“ oder „enthalte mich“ machen. Die Wahl-
vorschläge der Fraktion der AfD liegen auf den Druck-
sachen 20/14362 und 20/14363 vor.

Die grüne Stimmkarte ist in den grünen Wahlumschlag 
zu legen. Dies muss in der Wahlkabine erfolgen. Nach 
Verlassen der Wahlkabine übergeben Sie bitte zuerst der 
Schriftführerin oder dem Schriftführer an der Wahlurne 
Ihren Wahlausweis. Nur durch die Abgabe des Wahlaus-
weises kann der Nachweis der Teilnahme an der Wahl 
erbracht werden. Erst danach werfen Sie den grünen 
Wahlumschlag sowie die weiße Stimmkarte in die ent-
sprechend farblich gekennzeichneten Wahlurnen. Ge-
wählt ist jeweils, wer die Stimmen der Mehrheit der Mit-
glieder des Bundestages auf sich vereint, das heißt, wer 
mindestens 367 Stimmen erhält.

Dann muss ich ganz kurz noch mal alle Beteiligten, 
auch die draußen, aufrufen: Das Fotografieren oder Fil-
men der ausgefüllten Stimmkarte bei der geheimen Wahl 
stellt einen Verstoß gegen das Wahlgeheimnis dar und 
verletzt die Ordnung und Würde des Hauses. Ich behalte 
mir vor, auch bei nachträglicher Kenntnis von entspre-
chenden Verstößen Ordnungsmaßnahmen zu ergreifen. 
Und Sie wissen: Untergrenze ist in diesem Fall ein Ord-
nungsgeld.

Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimmen 45 Minuten Zeit.
Ich sehe, die Schriftführerinnen und Schriftführer ha-

ben ihre Plätze eingenommen. – Ich eröffne die Wahlen. 
Die Schließung der Wahlen erfolgt um 19.59 Uhr.1)

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 43: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktionen SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN

Die Bundestagswahl effektiv vor auslän-
discher Einflussnahme schützen

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-
nerin der Kollegin Sonja Eichwede für die SPD-Fraktion 
das Wort.

(Beifall bei der SPD)

Sonja Eichwede (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen der demokratischen Fraktionen! Wahlen sind 
das höchste Gut unserer Demokratie. Sie sind eine Feier-
stunde der Demokratie. Sie sind der Tag – ob im Bund, im 
Land, in den Kommunen oder in Europa –, an dem die 
Bürgerinnen und Bürger unseres Landes ihre Stimme 
abgeben und die politische Zukunft mitbestimmen kön-
nen.

„Demokratie ist mehr als eine parlamentarische Re-
gierungsform, sie ist eine Weltanschauung, die wur-
zelt in der Auffassung von der Würde, dem Wert und 
den unveräußerlichen Rechten eines jeden einzelnen 
Menschen. Eine echte Demokratie muß diese unver-
äußerlichen Rechte und den Wert eines jeden einzel-
nen Menschen achten im staatlichen, im wirtschaft-
lichen und kulturellen Leben.“

Diese Worte der Würdigung der Demokratie stammen 
vom Bundeskanzler Konrad Adenauer. Sie machen deut-
lich, was Demokratie bedeutet, dass die Werte, die unver-
äußerlichen Rechte eines jeden Menschen geachtet wer-
den müssen. Daran müssen wir als Demokraten uns 
messen bei jeder Entscheidung, die wir hier im Bundes-
tag treffen. Und ich würde behaupten, dass einige Kolle-
gen, insbesondere die der CDU/CSU-Fraktion, am gest-
rigen Tage den Worten des ehemaligen Bundeskanzlers 
Adenauer hier nicht gerecht geworden sind.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Tobias B. 
Bacherle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

1) Ergebnisse Seite 27365 D
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Demokratie und demokratische Wahlen fußen eben 
nicht darauf, wer am lautesten schreit, wer menschen-
feindliche Stimmung verbreitet oder wer die meisten 
Klicks, die meisten Bots, die meisten Trolle hat, wer 
das meiste Geld hat. Sie fußen auf dem Rechtsstaat, auf 
den freien, gleichen, geheimen, allgemeinen Wahlen. Sie 
fußen auf einer ehrlichen Auseinandersetzung mit Pro-
blemen und der Lösungssuche auf dem Boden des Grund-
gesetzes. Sie fußen darauf, dass jeder Wähler weiß, dass 
auch wir als Gesetzgeber an Recht gebunden sind. Zu-
gleich wissen wir aus unserer Geschichte aber auch, dass 
Stimmungsmache und Populismus Gift für die Demokra-
tie sind.

Denn wenn man anfängt, Scheinlösungen zu suggerie-
ren, obwohl man gar keine Lösungen anbieten kann, dann 
ist die Demokratie in Gefahr; denn dann treffen Demo-
kraten keine demokratischen Entscheidungen mehr. Denn 
Demokratie muss Lösungen anbieten. Sie muss Maßnah-
men auch effektiv durchsetzen können. Und sie darf der 
Bevölkerung keine Sicherheit vorgaukeln, wie es gestern 
mit dem Antrag der Union geschehen ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Bei der gestrigen Abstimmung hat der Partei- und Frak-
tionsvorsitzende Friedrich Merz mit der Unionsfraktion 
zusammen mit Rechtsextremisten der AfD abgestimmt, 
mit einer Partei, die hier immer wieder Reden gegen die 
Würde des Menschen vorbringt. Das ist ein absoluter 
Dammbruch gewesen,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

eben weil vorgegaukelt wurde, dass es hier eine Lösung 
geben würde durch Grenzschließungen, die nicht mög-
lich sind.

Dabei sagte sogar Josef Strauß: Du sollst den Men-
schen auf den Mund schauen, aber ihnen nicht nach 
dem Mund reden. – Dass ich als Sozialdemokratin hier 
Franz Josef Strauß zitiere, muss schon zeigen, auf wel-
chen Abwegen die CDU von Merz ist – eine CDU, die 
nicht mehr zu Europa steht, eine CDU, die die Mitte der 
politischen Landschaft unseres Landes verlassen hat, was 
auch die eindeutige Kritik der ehemaligen Bundeskanz-
lerin Angela Merkel an Friedrich Merz zeigt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, dieser Tabu-
bruch passiert in einer Zeit, die äußerst sensibel für un-
sere Demokratie ist, vor Wahlen, die wichtig sind für die 
Integrität der Demokratie unseres Landes, in einer Zeit, 
wo wir wissen, dass es ausländische Einflussnahme auf 
unsere Demokratie gibt, Fake News, Lügen, Propaganda, 
wo wir wissen, dass in sozialen Netzwerken nicht mehr 
ordentliche Faktenchecks durchgeführt werden – in Eu-
ropa haben wir ja den DSA –, aber wo immer wieder 
versucht wird, mit der AfD als Sprachrohr von Putin zu 
agieren, wo in gemeinsamen Veranstaltungen der AfD 
mit dem Techmilliardär Elon Musk rechtsradikale Ver-
brechen der NS-Zeit verharmlost werden, Hitler ver-
harmlost wird und diese Partei ganz, ganz klar gegen 
die Interessen unseres Landes agiert, während sie immer 
wieder die deutsche Fahne, unsere Farben, hochhält. Das 
ist beschämend. Das ist nicht gut für unsere Demokratie, 

nicht gut für freie, gleiche Wahlen, für die wir in der 
Auseinandersetzung vor Ort, mit den Menschen im Dia-
log, kämpfen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Eichwede. – Die nächste 

Rednerin ist die Kollegin Mechthilde Wittmann, CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall des Abg. Jürgen Hardt [CDU/CSU] – 
Josephine Ortleb [SPD]: Wir sind ja wirklich 
auch nicht viele, aber zwei ist schon krass!)

Mechthilde Wittmann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Herr Kollege Hardt! Ich kann meinen 

Kollegen persönlich begrüßen.

(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Danke!)

Liebe Frau Eichwede, lassen Sie mich Ihnen aus Bayern 
zunächst einmal ein bisschen nachhelfen: Der Mann hieß 
nicht Josef Strauß, sondern Franz Josef Strauß – ein groß-
artiger Politiker. Und er hat auch nicht gesagt: „auf den 
Mund schauen“, sondern er hat auf gut Bairisch gesagt: 
Man soll den Leuten aufs Maul schauen, aber nicht nach 
dem Mund reden.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Daniel 
Baldy [SPD]: Er hat auch gesagt: Rechts von 
der CSU gibt’s nur noch die Wand! Schauen 
Sie mal, was Sie daraus gemacht haben!)

Franz Josef Strauß war der Mann, der in dieser Bun-
desrepublik so viel Gutes getan hat, wie Sie alle in den 
nächsten 100 Jahren nicht hinbringen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU und der AfD)

Ich denke da an die Wirtschaftspolitik, an die Verteidi-
gungspolitik, den Finanzminister mit der Null. Langer 
Rede kurzer Sinn: Ich an Ihrer Stelle würde mich mal 
zurückhalten. Das Format werden Sie in Ihrem Leben 
nicht erreichen.

(Zuruf von der AfD: Das waren noch Zeiten!)

Meine Damen und Herren, Internet und soziale Medien 
haben ohne jeden Zweifel den Medienkonsum der Men-
schen massiv verändert. Es gibt werthaltigen Content im 
Netz, und es gibt jede Menge Content, der nur Verhet-
zungspotenzial im Auge hat. Ein gutes Beispiel dafür ist 
ein junger Kollege aus den Reihen der Grünen, der dies 
regelmäßig tut und versucht, damit eine Wahlbeeinflus-
sung vorzunehmen.

Aber lassen Sie uns darüber reden, wie die sozialen 
Medien ein Einfallstor sind für eine Kommunikation, 
die immer wieder versucht, liberale Demokratien zu 
Fall zu bringen. Wir hatten vor den letzten Bundes-, 
Landtags- und auch Europawahlen immer wieder Be-
richte über ausländische Dienste, die mit teils großem 
technischem Aufwand das Netz fluten, um Falschinfor-
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mationen zu säen und Hass zu verbreiten. Hierüber hat 
vor allem das Bundesamt für Verfassungsschutz im In-
nenausschuss mehrfach und ausführlich berichtet.

Neben ausländischen Regierungen, die in immer hef-
tigerer Art und Weise versuchen, demokratische Wahlen 
auch hier bei uns zu beeinflussen, ist es jedenfalls für 
mich besonders unerträglich, wenn superreiche Milliar-
däre über den Kauf von Medien und die entsprechende 
Beeinflussung die Mehrheiten in nahezu jedem demokra-
tischen Land einseitig verändern können.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Auf besonders widerliche Art und Weise sehen wir dies 
bei den Putin-Freunden der AfD, die zeitgleich ihrem 
neuen Mentor Elon Musk huldigen. Um solch eine Politik 
in Deutschland nicht mehr ertragen zu müssen, brauchen 
wir Demokraten, die auch im Netz anständig miteinander 
umgehen und eine klare Mehrheit für die Demokratie 
schaffen.

Wenn der Staat diese Gefahren erkannt hat, erfordert 
eine sachgerechte Politik auch entschlossenes Handeln. 
Ich darf hier auf den Internetauftritt des Bundesinnen-
ministeriums verweisen, der über Desinformationen bei 
der Bundestagswahl aufklärt. Dies ist, wie ich finde, eine 
ganz hervorragende Aktion. Dafür lobe ich die Ministerin 
ausdrücklich. Sie hat auch eine Zentrale Stelle zur Erken-
nung ausländischer Informationsmanipulation eingerich-
tet. In dieser Zeit ist das leider unumgänglich, und wir 
unterstützen diese Maßnahme.

Aber was Sie gegen die Verbreitung von Falschinfor-
mationen bei den Plattformen konkret unternehmen oder 
zumindest unternehmen wollen, bleibt leider im Dunkeln. 
Die Maßnahme, die uns wirklich weiterhelfen würde, ist 
von Ihnen bedauerlicherweise bisher nicht ergriffen wor-
den.

Das bewusste Verbreiten von Unwahrheiten kann nicht 
legitim sein. Das gilt übrigens auch für den Bundeskanz-
ler der Bundesrepublik Deutschland. Die Meinungsfrei-
heit schützt nur das Innehaben und das Äußern einer 
Meinung. Das Verbreiten von falschen Fakten ist aber 
keine Meinung im Sinne unseres Grundgesetzes. Ich ver-
weise hier auf Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 des Grundgeset-
zes. Und Meinungen sind nach der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts „durch das Element der Stel-
lungnahme, des Dafürhaltens, der Beurteilung geprägt“, 
aber eben nicht durch eine falsche Aussage, die in die 
Welt gegeben wird. In diesem Sinne ist das Verbreiten 
falscher Fakten eben keine Meinung, sondern das be-
wusste Irreführen, das im Netz natürlich noch einen 
ganz anderen Lauf nimmt, eine ganz andere Verbreitung 
hat. Dadurch, dass damit beispielsweise auch Verleum-
dungen und Verunglimpfungen verbunden sind, müsste 
im strafrechtlichen Sinne noch einmal schärfer nach-
gehakt werden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Meine sehr verehrten Damen und Herren, es sollte 

auch viel strenger reglementiert werden, was von dieser 
Faktenverbreitung zulässig ist und was nicht. Ich meine, 
hier hinken wir deutlich hinterher. Derzeit gibt es eine 
vermeintliche Freiheit für jeden, alles im Netz einzustel-
len, es meist auch nicht wieder löschen zu müssen und 

dafür in keiner Weise belangt zu werden, weil die Nach-
verfolgungen so selten möglich sind. Und wieder landen 
wir bei einem Thema, das uns am Herzen liegt, nämlich 
dass das, was im Netz verbreitet wird, auch immer nach-
verfolgbar sein muss zu einer tatsächlichen Quelle. Das 
wird eine der größten Aufgaben, die wir in der kommen-
den Bundesregierung angehen müssen.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Wittmann. – Nächster 

Redner ist der Kollege Tobias B. Bacherle, Bündnis 90/ 
Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Tobias B. Bacherle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich möchte mich meiner Vorrednerin in einem 
Punkt anschließen: Die digitalen Debattenräume haben 
natürlich immens an Bedeutung gewonnen. Die großen 
Plattformen sind vor Wahlen, aber auch sonst im Alltag 
immer mehr der Raum, in dem Politik, in dem Meinungs- 
und Willensbildung stattfinden. Ich finde es gut und rich-
tig, zu sagen: Sie sind eigentliche kritische Infrastruktur 
für unsere Demokratie, für die Meinungs- und Willens-
bildung in dieser Demokratie.

Ich bin aber trotzdem ein bisschen alarmiert, wenn Sie 
jetzt hier in der Debatte wieder sagen, dass Sie unbedingt 
alles nachverfolgen wollen. Von Ihnen gibt es aber keine 
Unterstützung für anlassbezogene Instrumente wie zum 
Beispiel die Log-in-Falle. Bei dieser geht es um genau 
das, was Sie gerade beschrieben haben: Bei einer Äuße-
rung, die Hasskriminalität ist, die Terrorverherrlichung 
ist, die sich klar im strafrechtlich relevanten Bereich be-
findet und bei der die Gerichte entschieden haben, dass es 
sich klar im strafrechtlich relevanten Bereich befindet, 
kann eine Dokumentation zum Beispiel der IP-Adresse, 
die sich wiederholt in diesen Account einloggt, vor-
genommen werden und so eine Rückverfolgung stattfin-
den.

Das sind Mittel, die rechtlich robust sind, die funk-
tionieren würden. Da höre ich aber nie Unterstützung 
von der Unionsfraktion. Das erinnert mich ein bisschen 
an die letzten Wochen und die Debatten der letzten Tage, 
dass Sie was reinwerfen und sagen: Das muss es sein, 
alles andere geht nicht. – Aber eine Debatte mit den 
demokratischen Fraktionen, mit der demokratischen 
Mitte darüber scheuen Sie. Wenn Sie sagen, dass Sie 
etwas für die nächste Legislatur vorhaben, dann hoffe 
ich inbrünstig, dass es Debatten, ein Verhandeln, ein 
Sich-Stellen der demokratischen Mitte gibt. So hat es 
oft funktioniert und sollte es auch in Zukunft immer funk-
tionieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will noch mal kurz zu den kritischen Infrastruktu-
ren im digitalen Raum kommen. Ich glaube, wir sind uns 
einig, dass es da natürlich Regeln geben muss, aber vor 
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allem für die Plattformenbetreibenden. Wenn ich von 
kritischen Infrastrukturen spreche, dann denken wir viel-
leicht auch an ein Wasserwerk oder Ähnliches. Bei einem 
Wasserwerk, das vielleicht in privater Hand ist, würden 
wir dem Betreiber ja auch nicht sagen: Wie du das sauber 
hältst, wie du dafür sorgst, dass das Wasser am Ende 
sauber rauskommt, das wollen wir nicht wissen, das in-
teressiert uns nicht. Wir melden uns nur, wenn beispiels-
weise der Wasserhahn brennt. Dann wollen wir von dir 
wissen, was du sammelst. Dann wollen wir, dass du uns 
zeigst, was du eigentlich verändert hast. Und dann gu-
cken wir mal in ein paar Monaten, ob das wirklich ein 
Verstoß gegen die Regeln war, die wir uns gegeben ha-
ben.

Nein, wir sagen ganz klar: Es gibt bestimmte klare 
Regeln, an die sich jeder halten muss, der kritische In-
frastruktur betreibt. Mit dem Digital Services Act ist die 
Europäische Union einen entscheidenden Schritt in diese 
Richtung gegangen. Sie hat gesagt: Ihr könnt nicht ein-
fach irgendwelche Leute sperren, ihr könnt nicht einfach 
Shadowbans verhängen, also beschließen, dass etwas 
nicht mehr ausgespielt wird. Ihr müsst Transparenz darü-
ber herstellen. Ihr müsst die Nutzenden, die davon be-
troffen sind, informieren.

Das ist ein richtiger Schritt. Aber Sie haben es ja an-
gesprochen: Die große Frage, gerade vor Wahlen, ist die 
Frage der Manipulation des Ausspielens. Da gibt es zwei 
große Hebel:

Der eine ist, im Algorithmus zu sagen: Das wird aus-
gespielt und das andere nicht. Nehmen wir ein hypothe-
tisches Beispiel. Ich twittere zu gestern: Die Brandmauer 
ist gefallen. – Ein Kollege, Till Steffen, twittert: Es wurde 
eine Grenze überschritten. – Nun hat die Plattform, auf 
der wir das machen, entschieden: Ein Tweet mit dem 
Wort „Brandmauer“ wird nicht mehr ausgespielt, der an-
dere Tweet aber schon. – Das ist dann unfair, das ist dann 
ein unfairer Algorithmus. Jetzt sind wir uns in der Sache 
sehr einig gewesen, daher wäre das nicht so schlimm. 
Aber wenn nur noch die Bilder und die Argumentationen 
der jubelnden Rechtsextremen zu sehen sind und zum 
Beispiel nicht die Perspektiven derer, die sich ernsthaft 
Sorgen machen, ob sie beim nächsten Rechtsruck nicht 
mehr zu diesem Land gehören, dann haben wir in der 
Demokratie ein Problem.

Dieses unfaire Ausspielen, diese willkürliche Ent-
scheidung, was bevorzugt wird oder nicht, kann natürlich 
gekauft werden. Dies haben wir jüngst bei Elon Musk 
gesehen, der seine Leute angewiesen hat: Wenn Biden 
etwas twittert, darf das nicht erfolgreicher sein als meine 
Tweets. Deswegen zeigt den Leuten vor allem, was ich 
twittere.

Das kann auch von außen manipuliert werden; das 
haben Sie gesagt. Es gibt die Doppelgängerkampagne, 
also auf inhaltlicher Ebene fingierte Lügengeschichten, 
die irgendwie echt aussehen, die irgendwelche Nachrich-
tenseiten nachbauen. Aber es gibt natürlich auch das Ein-
greifen in die Verteilung mit Fake Accounts. Ich glaube, 
an der Stelle müssen wir uns echt noch mal zusammen-
schließen als demokratische Fraktionen in Europa und 
eine klare Ansage machen, dass es eben nicht durchgeht, 
dass zum Beispiel auf Twitter –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Tobias B. Bacherle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– vermutlich noch 20 Prozent Fake Accounts unter-

wegs sind, die da die Meinungsbildung extrem verzerren, 
indem sie hier eingreifen, –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege.

Tobias B. Bacherle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– meistens zugunsten Russlands und deren Freunden –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege.

Tobias B. Bacherle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
– und unserer Feinde der Demokratie.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Wir haben bei der Aktuellen Stunde fünf Minuten Zeit-

begrenzung. Ich bitte Sie alle, sich daran zu halten. Sonst 
muss ich leider durch einen Eingriff verhindern, dass die 
Zeit überzogen wird.

Konstantin Kuhle, FDP-Fraktion, ist der Nächste.
(Beifall bei der FDP)

Konstantin Kuhle (FDP):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir befin-

den uns gut drei Wochen vor einer Bundestagswahl. Es ist 
gut, dass wir anlässlich dieser Wahl über mögliche Beein-
flussung der Willensbildung im Vorfeld der Wahl spre-
chen. Das können wir aber gar nicht tun, ohne auch über 
die Funktion der Meinungsfreiheit in unserer Gesell-
schaft zu sprechen. Die Meinungsfreiheit ist gerade für 
den politischen Willensbildungsprozess essenziell.

Mir ist wichtig, noch einmal darauf hinzuweisen, dass 
die Meinungsfreiheit kein bequemes Grundrecht ist, dass 
die Meinungsfreiheit nicht nur guttun soll, sondern dass 
die Meinungsfreiheit auch wehtun kann. Deswegen nennt 
das Bundesverfassungsgericht das, was gerade in unserer 
Gesellschaft im Vorfeld einer Wahl stattfindet, auch Mei-
nungskampf, weil es um den Kampf unterschiedlicher 
Meinungen geht und weil der gerade vor einer Wahl 
ohne Zensur, ohne Beeinflussung und ohne illegitime 
Einflussnahme aus dem Ausland stattfinden soll. Und 
nicht alles, was robust zur Sache geht im Wahlkampf, 
ist gleich ein Verstoß gegen die Meinungsfreiheit oder 
gegen die Grundrechte; das müssen wir auch beachten, 
wenn wir darüber sprechen.

(Beifall bei der FDP)
Meine Damen und Herren, mir wird im Zusammen-

hang mit dem Thema Wahlbeeinflussung gerade ein biss-
chen viel in Deutschland über Elon Musk gesprochen. 
Elon Musk ist ein ziemlich unappetitlicher Typ, er macht 
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komische Dinge. Aber er ist nach meiner Auffassung in 
erster Linie ein Fall für das Kartellrecht; er ist ein Fall für 
die Medienregulierung, und er muss sich auch endlich an 
europäische Regeln halten.

(Beifall bei der FDP)

Aber es macht doch einen Unterschied, ob die tatsäch-
liche oder vermeintliche Beeinflussung der öffentlichen 
Meinung aus einem Land kommt, in dem es selber Mei-
nungsfreiheit gibt, oder ob sie aus einem Land kommt, in 
dem es eben keine Meinungsfreiheit gibt. Wenn Sie sich 
mit einem Schild vor den Kreml stellen und draufschrei-
ben: „Putin ist ein Idiot“, dann passiert mit Ihnen etwas 
ganz anderes, als wenn Sie sich vor das Weiße Haus 
stellen und draufschreiben: „Trump ist ein Idiot“.

(Jürgen Braun [AfD]: Oder „Schwachkopf“, 
zum Beispiel!)

Deswegen müssen wir, wenn wir hier eine Gleichset-
zung vornehmen, aufpassen und ganz deutlich ausspre-
chen, dass der zentrale Akteur bei der Beeinflussung von 
Willensbildungsprozessen in Deutschland Russland ist – 
durch finanzielle Unterstützung für extremistische Par-
teien, durch Cyberangriffe, durch Sabotage und auch 
durch Desinformation. Und ja, diese Desinformation 
wird – das hat der Kollege eben gesagt – auch über Platt-
formen verbreitet, bei denen jetzt gerade, um Donald 
Trump zu gefallen, Instrumente der Moderation zuguns-
ten von Desinformation zurückgefahren werden. Das ist 
ein Problem. Aber wir dürfen nicht aus den Augen ver-
lieren, dass der Verursacher und die Quelle dieser Beein-
flussung eben die russische Regierung ist.

Ich habe es hier an dieser Stelle schon gesagt, ich will 
es aber noch mal wiederholen: Wir können über die ver-
schiedenen Instrumente im Bereich der Bekämpfung von 
Wahlbeeinflussung sprechen. Es sind in Deutschland viel 
zu viele Behörden zuständig. Wir wissen gar nicht, wie 
viele hybride Angriffe es gibt. Wir sind viel zu zurück-
haltend, wenn es um Gegenmaßnahmen geht.

Aber wir müssen uns damit beschäftigen, warum 
Wahlbeeinflussung eigentlich ausgerechnet so sehr in 
Deutschland stattfindet. Sie findet durch Russland des-
wegen so sehr in Deutschland statt, weil Deutschland 
der größte Mitgliedstaat der Europäischen Union ist, 
weil wir im Verhältnis zu den anderen doch relativ viel 
für die Ukraine tun. Und der wichtigste Grund, warum 
Wahlbeeinflussung in Deutschland so stark stattfindet 
durch Russland, ist, weil sie in Deutschland funktioniert, 
weil wir keine ausreichende gesellschaftliche Resilienz 
gegen die Narrative des Kreml haben.

Wenn Wladimir Putin sich heute hinstellt und in einem 
Interview sagt: „Ich weiß gar nicht, was ihr wollt. Ich will 
doch nur die vier Oblaste in der Ukraine, die ich teilweise 
besetzt habe“, dann glauben ihm das AfD, BSW, ein sig-
nifikanter Teil der deutschen Bevölkerung und, wenn Sie 
Pech haben, auch noch ein Teil der niedersächsischen 
SPD.

(Beifall bei der FDP – Heiterkeit bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie diese Sachen im Baltikum, in Polen, in Tsche-
chien, in Skandinavien öffentlich sagen, dann glaubt das 
nicht mal ein Bruchteil der Bevölkerung. Deswegen muss 
unsere soziale, muss unsere gesellschaftliche Resilienz 
gegen Desinformation, gegen die Unterwanderung durch 
autokratische Staaten besser werden, und wir müssen 
darüber sprechen, warum das eigentlich in Deutschland 
nicht funktioniert.

Ich habe den Verdacht, dass das damit zusammen-
hängt, dass die Behörden, die bei uns zuständig sind, 
oftmals selber weisungsgebunden sind, sei es das Bun-
desamt für Verfassungsschutz, das eigentlich ganz andere 
Aufgaben hat, sei es das Bundespresseamt, sei es das 
Auswärtige Amt, das mal die Doppelgänger-Kampagne 
aufgedeckt und veröffentlicht hat. Es sind zu viele Insti-
tutionen verantwortlich, aber es gibt keinen gesellschaft-
lichen Akteur, der unabhängig die Bevölkerung infor-
miert. Vielmehr stehen diese Akteure im Verdacht, für 
den Staat zu arbeiten, und sind deswegen nicht glaubwür-
dig, wenn es darum geht, vor der russischen Beeinflus-
sung und Unterwanderung unserer Willensbildungspro-
zesse zu warnen.

Deswegen brauchen wir eine gesellschaftliche Debat-
te, brauchen stärkere Institutionen gegen diese Unterwan-
derung und brauchen mehr Unabhängigkeit und eine 
breite Brust, wenn es darum geht, zu verhindern, dass 
Putin unsere demokratischen Prozesse unterwandert.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Daniel 
Baldy [SPD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Kuhle. – Nächster Redner 

ist der Kollege Jürgen Braun, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD sowie bei fraktionslosen 
Abgeordneten)

Jürgen Braun (AfD):
Guten Abend, Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Liebe Kollegen! Als Elon Musk 
die AfD lobte, wurde das als ausländische Wahlbeein-
flussung gewertet, unter anderem vom „Spiegel“. Aber 
wenn Gates und Soros hier linke NGOs und Medien 
finanzieren – unter anderem den „Spiegel“ –, dann soll 
uns das freuen. Gates und Soros werden selbstlose Phi-
lanthropen genannt, Musk hingegen ist ein Milliardär, 
dessen Gespräch mit Alice Weidel von 150 EU-Beamten 
überwacht wurde. Wenn Milliardäre grün-links sind, sind 
sie gut. Wenn sie es nicht sind, werden sie als auslän-
dische Agenten eingestuft – wie Oppositionelle in Putins 
Reich auch.

(Beifall bei der AfD sowie bei fraktionslosen 
Abgeordneten – Enrico Komning [AfD]: So ist 
es!)

Wähler werden immer beeinflusst. Und die größte Be-
einflussung hierzulande resultiert aus jährlich 9 Milliar-
den Euro an Zwangsgebühren.
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(Beifall bei der AfD sowie bei fraktionslosen 
Abgeordneten – Enrico Komning [AfD]: Rich-
tig!)

Zehn grünstichige Chefs vom Dienst der „Tagesschau“ 
entscheiden, was dem ganzen Land täglich um 20 Uhr als 
vermeintlich neutrale Nachrichten serviert wird.

Wer Wahlen wegen angeblicher Beeinflussung des 
Wählers annulliert, der ist ein Feind der freiheitlichen 
Demokratie. Die freie Entscheidung des Wählers muss 
jeder Demokrat akzeptieren, sonst ist er kein Demokrat.

Beispiel Rumänien: Bei der Präsidentschaftswahl ge-
wann überraschend der parteilose Georgescu den ersten 
Wahlgang. In den Umfragen zum zweiten Wahlgang lag 
er vorne, unterstützt von christlich-konservativen und 
EU-kritischen Kräften.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Hähähä!)

Da wurde der zweite Wahlgang einfach abgeblasen und 
der erste für ungültig erklärt. Warum? Weil Georgescus 
Wahlkampf in den sozialen Medien aus Russland unter-
stützt worden sei. Das ist ein so durchsichtiger wie abge-
feimter Versuch der Globalisten, ein ihnen nicht geneh-
mes Ergebnis zu verhindern. Bei dieser Wahl kam es zu 
keinen Unregelmäßigkeiten. Niemand hat das Recht, die 
klare Entscheidung des Wählers anzuzweifeln; das ist der 
Kern der Volksherrschaft, der Demokratie.

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 
Seitz [fraktionslos])

Beispiel Bayern: Der Inlandsgeheimdienst nimmt eine 
russische Desinformationskampagne zum Anlass, etliche 
Medien zu verunglimpfen: „Tichys Einblick“, „Junge 
Freiheit“, „Alexander Wallasch“, „Freie Welt“, auch „Fo-
cus“ und „Münchner Merkur“, und zwar, weil diese Me-
dien von russischen Fake Accounts verbreitet worden 
seien. Sogar die „Jerusalem Post“ ist im Verfassungs-
schutzbericht aufgeführt. Im zunehmend autoritär regier-
ten Bayern

(Marianne Schieder [SPD]: Was?)

bekommt man nicht nur Hausdurchsuchungen, wenn man 
einen unfähigen Wirtschaftsminister als „Schwachkopf“ 
bezeichnet, man landet auch noch im Bericht des Ver-
fassungsschutzes, wenn man unabhängige Berichterstat-
tung betreibt. Schämen Sie sich im CSU-Land!

(Beifall bei der AfD sowie des Abg. Thomas 
Seitz [fraktionslos] – Lachen der Abg. 
Mechthilde Wittmann [CDU/CSU])

Der sogenannte Verfassungsschutz versteht sich zuneh-
mend als Regierungsschutz; man glaubt dort offenbar, 
dass Opposition eine Straftat sei und verfolgt werden 
müsse.

Politiker der Altparteien – von der FDP insbesondere – 
verdienen sogar Geld damit, dass sie unbescholtene Bür-
ger verklagen und mundtot machen. Das ist ein Angriff 
auf die Grundfeste unserer Freiheit und unserer Rechts-
sicherheit. Keine Demokratie ohne freie Opposition.

(Beifall bei der AfD sowie bei fraktionslosen 
Abgeordneten)

Der Kreml finanziert und verbreitet offenbar ge-
fälschte Webseiten. Etliche mit dieser Kampagne zusam-
menhängende Konten sind bereits gesperrt, sowohl auf 
Facebook als auch auf Instagram. Das ist in Ordnung. 
Welche Ausmaße hatte diese Desinformationskampagne? 
Für die Werbung hat Russland nur 100 000 US-Dollar 
ausgegeben. Das soll reichen, um Wahlen zu beeinflus-
sen? Es zeigt vor allem, wo Putins Prioritäten tatsächlich 
liegen, und das ist ganz woanders, als Grün-Linke ge-
meinhin glauben.

(Zuruf der Abg. Marianne Schieder [SPD])

Denn mehr als 80 Millionen Euro, also fast das Tausend-
fache, haben die Russen ausgegeben für Klimapropagan-
da. „Die Welt“ deckte auf, dass der Kreml 82 Millionen 
Euro in europäische Klimaschutzverbände und NGOs 
gesteckt hat.

(Enrico Komning [AfD]: Ah!)

Zum Teil kommt dieses Geld direkt vom staatlichen rus-
sischen Energiekonzern. Über den deutschen Ausstieg 
aus der Kernkraft freuten sich ausgerechnet Gazprom, 
Lukoil usw. – natürlich –; denn er machte Deutschland 
noch abhängiger von russischem Gas.

Auch NATO-Generalsekretär Rasmussen und Hillary 
Clinton warnten davor, dass Klimaschützer aus Russland 
unterstützt würden, um den Westen abhängig zu machen. 
Niemand in Deutschland hat Putin so sehr in die Hände 
gespielt wie die irren Klimaschützer. Niemand hat Putin 
einen so großen Gefallen getan wie Merkel, Habeck, 
Baerbock und alle anderen, die die dümmste Energiepoli-
tik der Welt zu verantworten haben.

(Beifall bei der AfD sowie bei fraktionslosen 
Abgeordneten)

Die AfD will Deutschland energiepolitisch wieder au-
tark machen. Klimaschützer und grüne Kernkraftgegner 
hingegen sind nichts weiter als nützliche Idioten Russ-
lands.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD sowie bei fraktionslosen 
Abgeordneten)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächster Redner ist der Kollege Daniel 

Baldy, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Daniel Baldy (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Briefwahl wird grundsätzlich gefälscht. 
Stimmzettel mit einem Loch sind immer ungültig. And 
in Springfield they are eating the cats. – Die Wahrheit ist 
aber: Die Briefwahl ist sicher und geheim. Stimmzettel 
mit einem Loch sind nicht ungültig, sondern sie helfen 
sehbehinderten Menschen, ihren Stimmzettel unter Ein-
haltung des Wahlgeheimnisses auszufüllen. Und in 
Springfield werden auch keine Katzen oder Hunde ge-
gessen.
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Auch wenn alle drei Behauptungen falsch sind und 
irgendwie auch ein bisschen bescheuert klingen, haben 
sie alle drei doch das gleiche Ziel: nämlich Wahlergeb-
nisse mit Falschaussagen zu beeinflussen oder das Ergeb-
nis von vornherein zu diskreditieren und Wahlen so schon 
vor dem Wahltag, dem Wahlakt selbst, zu delegitimieren, 
um danach das Ergebnis angreifen zu können.

Auch in Deutschland werden Wahlen in Misskredit 
gebracht und im Vorhinein demokratische Institutionen 
delegitimiert. Und ich muss es leider sagen: Der Angriff 
der Union auf die Bundeswahlleiterin beim Thema Neu-
wahltermin war so ein parteipolitischer Eingriff,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
der dazu geführt hat, dass die demokratische Institution 
der Bundeswahlleiterin delegitimiert wurde. Wer so han-
delt, der bedient sich der Methode Trump

(Zurufe des Abg. Dr. Günter Krings [CDU/ 
CSU])

und spielt genau denen in die Karten, die diese Demokra-
tie schon lange in Misskredit bringen wollen. Und das ist 
unverantwortlich. Gleichzeitig muss man aber auch sa-
gen: Es passte zu Ihrem Abstimmungsverhalten in dieser 
Woche, liebe Unionsfraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Wo unsere Bundestagswahl in einigen Wochen aller-

dings als sicher gilt, das ist bei der Übermittlung von 
Ergebnissen und der Ermittlung des finalen Wahlergeb-
nisses. Auch das haben wir tatsächlich der Union zu ver-
danken; denn durch die von der Union verschlafene und 
verschleppte Digitalisierung ist dieser Schritt der Wahl – 
die Übermittlung der Ergebnisse – relativ sicher.

(Zurufe von der CDU/CSU)
Und die Diskussion um Flugtaxis im Bereich der Digita-
lisierung in der Vergangenheit schützt uns heute vor der 
Manipulation von Wahlergebnissen. Herzlichen Dank, 
liebe Unionsfraktion!

(Alexander Throm [CDU/CSU]: Glauben Sie 
das, was Sie das sagen?)

Doch es ist nicht nur die Beeinflussung der Wahl und 
der Wählerinnen und Wähler. Es ist auch so, dass Ge-
wählte selbst Ziel von Einflusskampagnen sind. In der 
AfD sehen wir das und haben das auch dieses Jahr schon 
wieder gesehen. Dort finden Staaten wie Russland und 
China Verbündete, die sich für Geld zu Mittätern bei Ein-
flusskampagnen machen und machen lassen, wie bei-
spielsweise die Fälle Bystron und Krah zeigen.

Was ist der Hintergrund dabei? Der Hintergrund ist 
doch klar. Die AfD will ein schwaches Deutschland. Sie 
will, dass wir im Kampf gegen China, gegen Russland 
den Kürzeren ziehen, dass die EU in den nächsten Jahren 
schwächer wird, dass Deutschland schwächer wird

(Zurufe von der AfD)
und gegenüber Russland und China das Nachsehen hat;

(Zuruf des Abg. Enrico Komning [AfD])
denn dieses schwache Deutschland ist ja das Geschäft der 
AfD.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Und deshalb verkaufen die Abgeordneten der AfD auch 
dieses Land und ihre eigenen Interessen an China und 
Russland und damit an unsere Feinde.

Deshalb muss klar sein: Ja, wir müssen uns vor Wahl-
beeinflussung von außen schützen. Aber es gilt eben 
auch, die Feinde Deutschlands im Inneren im Auge zu 
behalten und zu bekämpfen. Das ist Aufgabe unserer 
Sicherheitsbehörden.

Gleichzeitig findet diese Beeinflussung nicht nur statt 
in der Zeitung, hier im Parlament oder dadurch, dass sich 
Abgeordnete kaufen lassen. Nein, sie findet auch im Netz 
statt. Das haben wir in den USA gesehen. Musk unter-
stützte Trump, und der eine Milliardär half dem anderen 
Milliardär. Die Menschen in den USA, die Trump wähl-
ten, wählten ihn unter anderem wegen der hohen Preise, 
wegen der Inflation. Und was machte Trump am ersten 
Tag? Richtig, mit einem Dekret kürzte er die Unterstüt-
zung von ärmeren, älteren kranken Menschen, durch die 
sie sich Medikamente leisten konnten. Er machte sie teu-
rer. Und das bedeutet libertäre Politik. Wir sehen, wo sie 
hinführt. Sie führt dazu, dass die Menschen, die Trump 
unterstützt haben, weil sie günstigere Produkte wollten, 
jetzt mehr für die Produkte zahlen müssen.

Und wenn wir das jetzt auf Deutschland übertragen, 
wenn wir sehen, dass sich Musk mit Weidel trifft, sie 
unterstützt und Weidel sagt: „Mensch, ich bin ja auch 
libertär“, dann, liebe Wählerinnen und Wähler, wissen 
wir, wohin die Wahl der AfD führen kann. Das wird in 
diesem Land zum Schlechteren, es wird nicht zum Bes-
seren führen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Dr. Ingrid Nestle [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Liebe Wählerinnen und Wähler, Sie haben am 23. Fe-
bruar die Wahl. Es liegt in Ihrer Hand, die Resilienz 
unserer Demokratie, die Resilienz Deutschlands gegen 
hybride Bedrohungen zu stärken.

(Enrico Komning [AfD]: 17 Prozent SPD!)
Deshalb: Gehen Sie am 23. Februar wählen! Beteiligen 
Sie sich an der Wahl, und stärken Sie demokratische Par-
teien!

(Enrico Komning [AfD]: Wählen Sie die AfD, 
genau!)

Einen schönen Abend.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Baldy. – Herr Kollege 

Hardt, bevor ich Ihnen gleich das Wort erteile, will ich 
nur darauf hinweisen: Bei aller Wertschätzung der freien 
Meinungsäußerung im Deutschen Bundestag sollten wir 
bei einer Debatte hinsichtlich Staaten, mit denen wir im-
mer noch in Verbindung stehen, vorsichtig sein mit Be-
grifflichkeiten wie „Feind“. Es hat eine Bedeutung, Herr 
Baldy, wenn wir von diesem Podium aus erklären, China 
sei unser Feind. Dann hätten wir einige Probleme, wenn 

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 210. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 30. Januar 2025                              27352 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Daniel Baldy 



wir das wirklich umsetzen wollten. Ich bitte nur bei aller 
Empathie, gerade was außenpolitische Dinge angeht, et-
was vorsichtiger zu sein.

Herr Kollege Hardt, Sie haben als Nächster das Wort.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Jürgen Hardt (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Des-

informationen und Einflussnahme von außen auf Wahlen 
in Deutschland haben eine lange Geschichte. Die beginnt 
mit der Unterstützung der SED bzw. der DDR für die 
kommunistischen Hochschulorganisationen. Die geht 
über die – wie wir wissen – historisch gesicherte Erkennt-
nis, dass in Deutschland auch mal ein Misstrauensvotum 
über einen Bundeskanzler, nämlich damals Brandt gegen 
Barzel, durch zwei gekaufte Stimmen möglicherweise 
maßgeblich entschieden wurde. Und wir haben auch 
heutzutage eine Situation in Deutschland, wo wir auf 
vielfältige Weise in dieser Richtung angegriffen sind.

Ich glaube zum Beispiel, dass das große Misstrauen, 
was viele Menschen aus der Spätaussiedlergeneration aus 
der ehemaligen Sowjetunion heute den deutschen staatli-
chen Strukturen entgegenbringen, auch damit zu tun hat, 
dass ihre Fernsehgewohnheiten bzw. ihre Sprachkom-
petenzen dazu führen, dass sie sich überwiegend aus Rus-
sia Today oder ähnlichen Quellen ernähren und dass sie 
eben nicht in der Lage sind oder es nicht für notwendig 
halten, sich aus deutschen westlichen Quellen zu infor-
mieren. Und dann kommen sie zu ganz abstrusen Auf-
fassungen über politische Dinge.

Ich bin ja Elon Musk und der AfD dankbar, dass wir 
jetzt wissen, dass der Eigentümer von X die AfD offen 
unterstützt und dass man, wenn man auf X parteipoliti-
sche Propaganda liest, diese immer durch diese Brille 
betrachten muss.

(Zuruf von der AfD)

Das ist offensichtlich. Es ist auch gut, dass in Deutsch-
land solche Dinge nicht unter der Decke bleiben.

Wir haben einen weiteren massiven Einfluss durch 
TikTok. Ich glaube, dass das ein ausgesprochen gefähr-
liches Medium ist, weil es so leichtgängig ist, gerade für 
sehr viele junge Menschen; dort hat es eine riesige An-
hängerschaft. In meinem Büro wird quasi wöchentlich 
diskutiert, ob wir da einsteigen oder nicht. Ich bin bisher 
nicht dabei. Ich glaube, da müssen wir unseren Blick 
scharf hinwenden.

Und wir müssen natürlich auch die Anstrengungen ver-
stärken, junge Menschen mit der digitalen Bildung ver-
traut zu machen und ihnen Fähigkeiten an die Hand zu 
geben, auch in sozialen Netzen Wahres von Unwahrem 
zu unterscheiden.

Es gibt natürlich auch Einflussnahme von außen auf 
politische Prozesse in Deutschland, wo Tech-Milliardäre 
konkret mit Geld in Deutschland aktiv sind. Dazu gibt es, 
wie ich finde, ein gutes Beispiel. Dazu wird die CDU/ 
CSU-Fraktion in den nächsten Tagen eine Kleine Anfrage 
an die Bundesregierung richten. Es gibt nämlich eine 
Institution, das Dezernat Zukunft in München, deren Ge-

schäftsführerin eine SPD-Bundestagskandidatin im Nor-
den Münchens ist. Diese Frau ist gleichzeitig die Lebens-
gefährtin des Kanzleramtsministers Wolfgang Schmidt.

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Was tut denn 
das hier zur Sache?)

Und viele Millionen von Moskovitz, dem Mitgründer von 
Facebook, fließen in die Finanzierung dieser NGO, die 
interessanterweise als wesentlichen Gegenstand ihrer Ar-
beit hat, das Vertrauen Deutschlands in die Schulden-
bremse im Grundgesetz zu untergraben

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Das ist wirklich 
unterste Schublade! Schämen Sie sich! – Wei-
terer Zuruf von der SPD: Ui!)

und für eine Aufhebung der Schuldenbremse zu werben.

(Patrick Schnieder [CDU/CSU]: Unglaub-
lich! – Kerstin Radomski [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Freun-
de,

(Zurufe der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

ich glaube, jeder Einzelne von uns wäre froh,

(Dr. Jens Zimmermann [SPD]: Es würde schon 
einmal helfen, wenn Herr Merz seine Finanzen 
offenlegen würde!)

wenn er eine solche Plattform für seinen Wahlkampf 
hätte. Ich kann die Bundestagsverwaltung eigentlich nur 
auffordern, da mal genau hinzuschauen. Die Kleine An-
frage von uns wird hoffentlich beantwortet werden, und 
dann wird auch klargestellt werden, welchen Zusammen-
hang es zwischen dem Hamburger Kandidaten Wolfgang 
Schmidt und der Münchner Kandidatin Sigl-Glöckner 
gibt und welcher Zusammenhang da zu Moskovitz und 
anderen in den USA besteht, die da viele Millionen auf-
wenden.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Jens 
Zimmermann [SPD]: Unterste Schublade!)

Ich habe hiermit nicht gesagt, dass das alles unzulässig 
und illegal ist. Aber ich finde, das gehört im Sinne von 
Transparenz und Wahrhaftigkeit an die Öffentlichkeit; 
und dafür werden wir sorgen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Jens 
Zimmermann [SPD]: Vollkommen daneben! – 
Zuruf des Abg. Tobias B. Bacherle [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Hardt. – Liebe Kolleginnen 

und Kollegen, ich weise darauf hin, dass ich in spätestens 
zehn Minuten die Wahlurnen schließen lasse. Wer seine 
Stimme noch nicht abgegeben hat, sollte sich vielleicht 
auf den Weg machen. Das gilt für alle Beteiligten.

Nächster Redner ist der Staatsminister im Auswärtigen 
Amt, Dr. Tobias Lindner, für die Bundesregierung.
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Tobias Lindner, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt:

Vielen Dank, Herr Präsident. – Verehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Letzten Herbst stimmten die Menschen in der Republik 
Moldau über die EU-Anbindung ihres Landes ab und 
wählten ihre Präsidentin. Danach konnten wir erfahren, 
dass Russland über 100 Millionen Dollar eingesetzt hat, 
um den Ausgang dieser Wahl zu beeinflussen, indem 
Stimmen gekauft wurden, indem mithilfe von Desinfor-
mation Ängste geschürt wurden. Und ein paar Wochen 
später blickten wir nach Rumänien. Das rumänische Ver-
fassungsgericht hat inzwischen die Präsidentschaftswah-
len annulliert.

(Zuruf von der AfD: Rechtsbrecher!)
Und auch hier – das legen Berichte der rumänischen 
Nachrichtendienste nahe – hat Russland mutmaßlich ver-
sucht, Einfluss auf die Wahlen auszuüben.

(Jürgen Braun [AfD]: Welche Beweise, Herr 
Lindner?)

Und auch hier wieder, indem Desinformation gestreut 
wurde, indem sogenannte Influencer eingespannt wur-
den, indem die Debatte, die ohnehin polarisiert war, 
noch weiter künstlich polarisiert wurde.

(Jürgen Braun [AfD]: Das ist undemokratisch, 
eine Wahl zu annullieren! Das wissen Sie doch, 
oder?)

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kol-
legen, Desinformation ist heutzutage ein Teil des russi-
schen Werkzeugkastens hybrider Kriegsführung.

(Zuruf von der AfD: ARD und ZDF!)
Und auch unsere Wahlen – da dürfen wir uns nichts vor-
machen – stehen im Fadenkreuz.

(Zuruf von der AfD)
Letzte Woche gab es Berichte über ein Netzwerk an 
Homepages, die angelegt werden, um Kampagnen gegen 
Einzelne von uns, gegen einzelne Kandidierende und Po-
litiker, zu starten.

(Zuruf des Abg. Patrick Schnieder [CDU/ 
CSU])

Auch unsere Analysten im Auswärtigen Amt beobachten 
ausländische Desinformationskampagnen, die darauf ab-
zielen, die freie Meinungsäußerung in Deutschland vor 
der Bundestagswahl zu beeinflussen.

(Zuruf von der AfD)
Politikerinnen und Politiker werden verunglimpft, demo-
kratische Prozesse diskreditiert, Ängste geschürt, die ge-
sellschaftliche Spaltung bewusst verstärkt.

Wir wissen: Russland, aber auch andere Akteure nut-
zen Desinformation, Meinungsmanipulation gezielt, um 
ihre geopolitischen Interessen durchzusetzen. Dazu wird 
zielgerichtet Stimmung angeheizt. Das Ziel ist es, uns zu 
schwächen,

(Zuruf von der AfD)

unsere Demokratie zu schwächen, ja, auch unsere Unter-
stützung für einen dauerhaften und gerechten Frieden in 
der Ukraine zu schwächen. Dabei ist jede Methode recht, 
ob es gefakte Webseiten sind, ob Bot-Netzwerke, ob ge-
nerierte falsche Videos auf Basis von künstlicher Intel-
ligenz.

Meine Damen und Herren, das Vertrauen in die Demo-
kratie, in unsere demokratischen Institutionen, in den 
Willensbildungsprozess soll zerstört werden. Wenn wir 
mal ganz ehrlich sind: Wenn ich mir den gestrigen Tag 
in Erinnerung rufe, dann muss ich sagen, dass wir es uns 
in diesem Haus manchmal sehr leicht machen. Wir ma-
chen es auch Russland sehr leicht. Und wenn ich mir hier 
die Debattenbeiträge von manchen Kolleginnen und Kol-
legen in Erinnerung rufe, dann muss ich sagen: Es 
braucht eigentlich gar keine russischen Trollnetzwerke, 
um die Propaganda Putins hier in diesem Saal zu ver-
breiten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Kampf gegen 
Meinungsmanipulation und Desinformation wird inzwi-
schen auch selbst diffamiert.

(Jürgen Braun [AfD]: Der Kampf gegen Mei-
nungsfreiheit! Sie betreiben den Kampf gegen 
Meinungsfreiheit, Herr Lindner! Nichts ande-
res! Durchgehend!)

Nichts anderes tun Sie auch hier mit Ihren Zwischen-
rufen. Ich will Ihnen eines sagen: Ich habe als Wissen-
schaftler gearbeitet. Man kann auch über Fakten trefflich 
streiten. Es ist in einem freien Land zulässig, zu sagen: 
Ich glaube dieses eine Faktum nicht, ich habe ein anderes.

(Jürgen Braun [AfD]: Das ist selbstverständ-
lich in einem freien Land! Selbstverständlich!)

Aber wer das für sich in Anspruch nimmt, der muss auch 
bereit sein, sich einer Überprüfung gerade dieser Fakten 
zu stellen. Das Recht auf freie Meinungsäußerung bein-
haltet nicht das Recht auf freie Faktenwahl und darauf, 
dass diese nicht überprüft werden kann. Das ist Unfug, 
liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Jürgen 
Braun [AfD]: Das wissen genau die Grünen, 
ja? Ausgerechnet die Grünen, ja? Sie haben 
doch von wissenschaftlichen Fakten am we-
nigsten Ahnung! Lächerlich! Mit einer Völker-
rechtlerin im Auswärtigen Amt, einer angebli-
chen! Irre!)

Denn die Demokratie lebt von einer freien und fakten-
basierten Debatte. Jeder hat das Recht auf seine eigene 
Meinung;

(Jürgen Braun [AfD]: Trampolin!)
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aber jeder muss sich eben auch dieser Debatte stellen. 
Und die Manipulation von Debatten gefährdet eben Mei-
nungsfreiheit. Wenn man sich auf Fakten nicht mehr ei-
nigen kann, wenn man nicht bereit ist, sich dieser Debatte 
zu stellen,

(Zuruf des Abg. Jürgen Braun [AfD])

wenn die Menschen am Ende des Tages alles für Lüge 
halten, dann stellen sie sich ja auch die Frage, was über-
haupt noch wahr sein kann.

(Jürgen Braun [AfD]: Sie reden einer Diktatur 
das Wort, Herr Lindner! Sie sprechen sich für 
eine Diktatur aus! – Gegenruf des Abg. Dr. Till 
Steffen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Mach 
mal das Radio aus da drüben!)

Meine Damen und Herren, wenn wir diese Debatte nicht 
führen, sondern nur noch herumschreien, dann lassen wir 
die Menschen in unserem Land, die darum ringen, was 
die besten Antworten sind, im Stich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Deshalb investieren wir als Bundesregierung so viel 
darin, Meinungsmanipulation nicht nur zu erkennen, son-
dern sie dann auch transparent zu machen, ein Schutz-
schild gegen diese Manipulation mit aufzubauen, damit 
nämlich die Meinungsfreiheit und die freie Meinungs-
äußerung in der Debatte in diesem Land gewährleistet 
und gestützt werden.

(Zurufe von der AfD)

Keiner von uns mag manipuliert werden. Deshalb set-
zen wir uns mit unseren europäischen Partnern dafür ein,

(Jürgen Braun [AfD]: … dass Wahlen annul-
liert werden! Dass Wahlen annulliert werden, 
dafür setzen Sie sich ein!)

dass der Digital Services Act effektiv angewandt wird. 
Denn die großen sozialen Plattformen – darauf ist schon 
eingegangen worden – sind heutzutage ein zentraler Ort 
der Meinungsbildung geworden. Daran ist überhaupt 
nichts Schlechtes. Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, 
diese Plattformen tragen nun mal, gerade weil sie auch 
Geld mit Meinungsäußerungen verdienen, eine immense 
Verantwortung. Und wir tragen eine Verantwortung, dass 
auch auf diesen Plattformen freie Meinungsäußerungen 
und eine faire Debatte möglich sind.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Mike 
Moncsek [AfD]: Dann lassen Sie sie doch zu!)

Genau deshalb haben wir in den vergangenen drei Jah-
ren die Zusammenarbeit innerhalb der Bundesregierung 
zur Erkennung und zum Schutz vor Meinungsmanipula-
tion ausgebaut. Gemeinsam mit anderen Ressorts bauen 
wir im Bundesministerium des Innern und für Heimat 
eine zentrale Stelle zur Erkennung ausländischer Mei-
nungsmanipulation auf.

(Nicole Höchst [AfD]: Sie bauen eine Diktatur, 
nicht mehr und nicht weniger, auf!)

Wir haben im Auswärtigen Amt unsere Analysefähigkei-
ten zur Erkennung von Desinformation im Ausland aus-
gebaut. Und wir können dabei auf ein globales Netzwerk 
unserer Auslandsvertretungen zurückgreifen, die für uns 
weltweit Debatten beobachten.

Lassen Sie mich eines ganz deutlich sagen, gerade 
wenn hier vom rechten Rand ständig dazwischen-
geschrien wird: Es geht gerade nicht darum, irgendwie 
eine Wahrheitsbehörde oder ein Wahrheitsministerium zu 
errichten.

(Lachen bei Abgeordneten der AfD – Steffen 
Janich [AfD]: Ach, Quatsch! – Weiterer Zuruf 
von der AfD: Nein!)

Es geht darum – und davor mögen Sie hier Angst haben –, 
genau diese Mechanismen transparent und öffentlich dar-
zustellen, damit die Bürgerinnen und Bürger sich selbst-
ständig im Wissen darum ihre Meinung frei bilden kön-
nen, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Das tun wir gerade jetzt auch vor der Bundestagswahl, 
indem wir nämlich die Kosten für diejenigen erhöhen, die 
diese Versuche unternehmen, indem wir sanktionieren, 
indem wir die Urheber klar und deutlich benennen, wo 
wir Fakten nachweisen können.

(Jürgen Braun [AfD]: Können Sie doch eh 
nicht!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vor allem geht es 
aber darum, unsere Zivilgesellschaft zu stärken.

(Zuruf von der AfD: Ah!)

Denn Meinungsmanipulation richtet sich nicht nur ir-
gendwie gegen staatliche Stellen. Sie richtet sich gegen 
Medienschaffende, gegen engagierte Bürgerinnen und 
Bürger, gegen Menschen, die für die Demokratie oder 
für die Rechte von Minderheiten eintreten und denjeni-
gen, die nur polarisieren, spalten oder schreien wollen, 
ein Dorn im Auge sind.

Deshalb: Propaganda, die Manipulation von Informa-
tion, Diffamierung sowie Hass und Hetze sind keine 
neuen Phänomene. Aber mit sozialen Netzwerken, mit 
künstlicher Intelligenz ist es vielleicht noch schneller 
und auch billiger geworden, diese zu verbreiten. Wir 
haben die Aufgabe, gemeinsam unsere Demokratie davor 
zu schützen: vor Einflussnahme von außen, aber auch 
von innen.

Unsere Kontrahenten haben ein Interesse daran, das 
Vertrauen in unsere demokratischen Prozesse, das Ver-
trauen in die Integrität des Wahlprozesses zu untergraben. 
Die Väter und Mütter des Grundgesetzes haben uns eine 
wehrhafte Demokratie mitgegeben. Arbeiten wir gemein-
sam daran, dass wir in diesen Zeiten mit diesen techno-
logischen Möglichkeiten wehrhaft bleiben, gerade auch 
mit Blick auf den 23. Februar.

Ich danke Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Jürgen 
Braun [AfD]: Entlarvend!)
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Bevor ich dem 

nächsten Redner, Herrn Funke-Kaiser, das Wort erteile, 
muss ich zunächst den Wahlgang schließen. Ich frage 
letztmalig und auch nur noch für 30 Sekunden, ob jemand 
noch im Saal oder außerhalb des Saales ist, der seine 
Wahlentscheidung noch nicht getroffen hat. – Ich sehe 
Menschen laufen. Das ist ja wunderschön.

(Zuruf von der AfD: Sie rennen!)

– Er muss ja erst noch wählen. Also, wenn ich den Wahl-
gang jetzt schließe, dann darf er nicht mehr wählen.

(Mike Moncsek [AfD]: Danke für die Fairness, 
Herr Präsident! – Canan Bayram [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Kennt man Sie so 
gnädig, Herr Präsident?

– Am Ende dieser Legislaturperiode kommt bei mir ein-
fach die Güte durch.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der FDP und der 
Abg. Canan Bayram [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

So, liebe Kolleginnen und Kollegen, damit kann ich 
den Wahlgang schließen und bitte die Schriftführerinnen 
und Schriftführer, mit der Auszählung zu beginnen. Das 
Ergebnis wird Ihnen zu einem späteren Zeitpunkt bekannt 
gegeben werden.1)

Ich komme zurück zum Tagesordnungspunkt, Herr 
Kollege Funke-Kaiser, und erteile Ihnen nunmehr das 
Wort für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Maximilian Funke-Kaiser (FDP):
Ganz herzlichen Dank. – Sehr geehrter Herr Präsident! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Demokratie ist keine 
Selbstverständlichkeit. Sie muss geschützt werden, sie 
muss verteidigt werden, und sie muss ständig erneuert 
werden. Doch heute steht unsere Demokratie vor einer 
doppelten Herausforderung. Denn während ausländische 
Akteure versuchen, die öffentliche Meinungsbildung in 
Deutschland zu beeinflussen, erleben wir gleichzeitig – 
das sage ich mit großer Sorge – zunehmend auch Zensur-
fantasien hier in diesem Land und auch aus der demokra-
tischen Mitte. Diese gefährliche Entwicklung zeigt sich 
insbesondere in den sozialen Medien, über die sich – das 
wurde schon angesprochen, und das weiß jeder – Millio-
nen Menschen in diesem Land informieren.

Wenn eine Person, unabhängig von ihrem Einkommen 
und von ihrem Vermögen, öffentlich eine radikale deut-
sche Partei unterstützt, dann kritisiere auch ich ihre Po-
sition. Sie bleibt aber erst einmal von der Meinungsfrei-
heit gedeckt; das ist gutes Recht. Kritisch wird es erst 
dann, wenn eine Person, der eine Plattform alleine gehört, 
einseitig zur Wahl einer Person aufruft. Deswegen kann 
ich Ihnen sagen, dass aufgrund der europäischen Gesetz-
gebung das sicherlich auch untersucht werden wird.

Genauso ist es kritisch, wenn Plattformbetreiber ihre 
Algorithmen missbrauchen, um politische Positionen zu 
bevorzugen, oder wenn, wie es beispielsweise bei TikTok 
der Fall ist, was von der Kommission untersucht wird, der 
Empfehlungsalgorithmus von ausländischen Akteuren 
ausgenutzt wurde, um Wahlen zu beeinflussen.

Im Vergleich zu anderen Bereichen in der Welt haben 
wir in Europa die Werkzeuge, um uns dagegen zu weh-
ren.

(Beifall bei der FDP)

Der DSA, der Digital Services Act, und die Verordnung 
über Transparenz und das Targeting politischer Werbung 
schaffen Klarheit darüber, wie Inhalte priorisiert werden, 
wer politische Inhalte schaltet, und auch, wie sie finan-
ziert werden. Diese Transparenzpflichten sind der 
Schlüssel, um verdeckte Manipulationen des demokrati-
schen Diskurses zu verhindern.

Diese Transparenz ist dringend nötig. Denn die Bedro-
hungen für die Bundestagswahl 2025 sind real; das 
wissen wir. Russische Trollfabriken arbeiten auf Hoch-
touren, Desinformationskampagnen werden gezielt ge-
streut, und die Plattformen moderieren Inhalte oft nach 
eigenen, oft intransparenten Regeln. Das sehen wir be-
reits jetzt: Gezielte Falschinformationen über angebli-
chen Wahlbetrug werden massenhaft gestreut, Deepfakes 
von Politikern erscheinen, und ausländische Staats-
medien vertreiben ihre Propaganda über soziale Netzwer-
ke.

Der Digital Services Act gibt uns Instrumente, diesen 
Bedrohungen wirksam zu begegnen. Er schafft Trans-
parenz über Moderationskriterien und Algorithmen der 
Plattformen. Er macht sichtbar, wer politische Werbung 
schaltet und wie sie finanziert wird. Und er ermöglicht es, 
gegen koordinierte Desinformationskampagnen vorzu-
gehen.

Was wichtig ist – das ist mir an dieser Stelle wichtig zu 
sagen –: Die Rechtsdurchsetzung muss am Ende aber 
immer nach rechtsstaatlichen Regeln durch den Staat er-
folgen und nicht nach Gutdünken der Plattformbetreiber 
durch Private.

(Beifall bei der FDP)

Das und nur das kann der richtige Ansatz sein: Statt 
Zensur setzen wir auf Transparenz. Statt Overblocking 
setzen wir auf rechtsstaatliche Verfahren. Und statt will-
kürlicher Content-Moderation setzen wir auf klare demo-
kratisch legitimierte Regeln, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

(Beifall bei der FDP)

Zudem – das wurde schon thematisiert; das muss aber 
noch mal gehighlightet werden – brauchen wir neben den 
Regeln und Transparenzen auch eine informierte und 
mündige Gesellschaft. Es rollt mir regelmäßig die Zehen-
nägel hoch, wenn ich sehe, dass Menschen unreflektiert 
irgendwelche Inhalte auf irgendwelchen sozialen Platt-
formen oder Messengerdiensten weiterleiten, ohne sich 
die Herkunft dieser Memes oder der Bilder mal genauer 
anzuschauen. Medienkompetenz ist ein zentraler Bau-
stein für eine wehrhafte Demokratie. Deswegen muss 1) Ergebnisse Seite 27365 D
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Medienbildung auch endlich mehr in die Schulen, in die 
politische Bildung und auch in die gesellschaftliche De-
batte, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der FDP sowie der Abg. Dr. Ingrid 
Nestle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Die Bundestagswahl wird zu einer Bewährungsprobe 
für unsere Demokratie. Mit dem DSA verhindern wir, 
dass Plattformen durch manipulierte Algorithmen be-
stimmte Positionen bevorzugen. Gleichzeitig schützen 
wir damit auch die Meinungsvielfalt. Denn gerade im 
Wahlkampf muss jede Position gleichberechtigt gehört 
werden können, auch wenn sie uns nicht gefällt.

Geltendes Recht muss einfach mal durchgesetzt wer-
den. Und die Meinungsfreiheit muss geschützt werden, 
und zwar sowohl vor prüden und überzogenen Commu-
nity-Standards der Plattformen als auch vor Zensurfan-
tasien mancher politischen Kräfte. Dafür steht die FDP; 
dafür kämpfen wir.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Funke-Kaiser. – Nächste 

Rednerin ist die Kollegin Anke Domscheit-Berg für die 
Gruppe Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Anke Domscheit-Berg (Die Linke):
Sehr geehrter Präsident! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! In den USA spricht man schon von „The Nerd 
Reich“ und von „Broligarchie“, weil Tech-Bro-Milliar-
däre großer digitaler Konzerne mit ihrer Macht die De-
mokratie aushebeln und fremdenfeindliche Politik unter-
stützen.

Elon Musk, einer von ihnen, ist mit 417 Milliarden 
Dollar der reichste Mensch der Welt. Das ist so viel Geld, 
dass jemand, der vor der letzten Eiszeit damit angefangen 
hätte, jeden einzelnen Tag 10 000 Dollar auszugeben, 
heute, 114 000 Jahre später, immer noch Kohle übrighät-
te. So absurder Reichtum ist gefährlich. Denn er führte 
unter anderem dazu, dass Elon Musk denkt, er kann nicht 
nur Jachten und Raketen kaufen, sondern auch Demokra-
tien und Gesetzeslosigkeit.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Rechtsextreme Parteien unterstützt er, weil sie Kapitalis-
mus pur mit wenig Steuern und Regulierung versprechen; 
so steht es ja auch im Wahlprogramm der AfD. Und als 
Profiteur der südafrikanischen Apartheid ist für ihn auch 
ihr Rassismus völlig okay.

So wie es Elon Musk egal ist, was das für die Sicher-
heit von Menschen bedeutet, die irgendwie nach einem 
Migrationshintergrund aussehen, queer sind oder anti-
faschistisch, so war das gestern Union und FDP egal, 
als sie gemeinsam und geplant die Brandmauer einrissen, 
um mit der AfD gemeinsame Sache zu machen – einer 
laut Tausender Beweise verfassungswidrigen Partei. 

Putins und Elons Trollarmeen haben nun noch leichteres 
Spiel; denn gestern wurde unsere Demokratie von innen 
beschädigt.

(Detlef Seif [CDU/CSU]: Oijoijoi!)
Vor solch illegitimer ausländischer Einflussnahme in 

Deutschland sind wir leider schlecht geschützt, nicht nur 
wegen mangelnder Medienkompetenz, sondern auch, 
weil die für die Umsetzung des Digital Services Act zu-
ständige Behörde Bundesnetzagentur nicht einmal ein 
Viertel der notwendigen Stellen bekam. Wirklich effektiv 
verhindert man eine Manipulation politischer Diskurse 
auf digitalen Plattformen aber nur durch drei strukturelle 
Maßnahmen:

Erstens: Tax the Rich!
(Beifall bei der Linken)

Zweitens: eine Einstufung digitaler Plattformen als 
Medien. In Medien wie dem Fernsehen ist zum Beispiel 
Wahlwerbung streng reguliert. Dennoch kann Elon auf 
seiner Plattform X, deren Algorithmen er ganz persönlich 
beeinflussen kann, in seinem Kanal mit 200 Millionen 
Followern mit mehr Reichweite als der öffentlich-recht-
liche Rundfunk eine Debatte mit Frau, wie er sie nennt, 
„Wiedel“ ausstrahlen, die Spitzenkandidatin einer Partei 
mit faschistischem Führungspersonal ist, und unberührt 
davon Desinformation verbreiten.

Drittens braucht es ein gemeinwohlorientiertes sozia-
les Netz: offen, interoperabel, ohne Datenhandel und Ma-
nipulation, mit einer verlässlichen Finanzierung durch 
die Europäische Union, im Fediverse oder als Variante 
von Bluesky, wie es die „Free Our Feeds“-Initiative plant. 
Diese wichtige Infrastruktur der digitalen Gesellschaft 
muss Daseinsvorsorge sein –

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss bitte.

Anke Domscheit-Berg (Die Linke):
– und kein Instrument zur Bereicherung rücksichts-

loser Milliardäre. – Das ist nun wirklich meine letzte 
Rede.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, bitte.

Anke Domscheit-Berg (Die Linke):
Und deshalb erlaube ich mir noch einen Satz.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Einen Satz, ja.

Anke Domscheit-Berg (Die Linke):
Ich hoffe, die Wähler/-innen werden vor und bei der 

Wahl gegen Rechtsextreme und ihre Steigbügelhalter auf 
die Barrikaden gehen und mit ihrem Kreuz dafür sorgen, 
dass es im nächsten Bundestag eine starke Linksfraktion 
mit verlässlich antifaschistischer Politik gibt.

Vielen Dank.
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(Beifall bei der Linken)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Das war zwar keine persönliche Verabschiedung, aber 

gleichwohl. – Nächster Redner ist der Kollege Marc 
Henrichmann für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Marc Henrichmann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zen-

trale politische Ereignisse wie eine Bundestagwahl sind 
natürlich Angriffsziel von Autokraten und Diktatoren in 
der Welt. Und gerade in einer kritischen politischen 
Phase – Krieg, Abstiegsängste und auch die große Mi-
grationsbewegung – sind die Menschen in diesem Land 
anfällig für Einflussnahme. Verzweiflung und Unsicher-
heit sind Angriffspunkte für psychologische Kriegsfüh-
rung. Und wir sehen auch ein wachsendes Aufkommen 
an Falschinfos und Verschwörungstheorien.

Insofern ist es gut, diese Debatte vor der Bundestags-
wahl zu führen und für dieses Thema zu sensibilisieren. 
Es ist wichtig, darauf hinzuweisen – das fehlt ein biss-
chen –, in welchem Ausmaß Bot-Netzwerke, bezahlte 
Werbespots und Negativkommentare unter Posts im In-
ternet oder sonst wo die Gesellschaft mürbe machen. 
Diejenigen in der Gesellschaft, die sich in sozialen Me-
dien engagieren, lesen in Hülle und Fülle Nachrichten 
von Bots. Das macht eine Gesellschaft kaputt. Wir müs-
sen alles tun, um die Verantwortlichen zu benennen und 
auf diese Gefährdung hinzuweisen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die Verharmlosung von Ländern, von Systemen wie in 

Russland und China macht mir Sorge, insbesondere auch 
das Verteufeln und das Verächtlichmachen von Demokra-
tien in der ganzen Welt. Wie weit das schon gekommen 
ist, haben wir in Rumänien gesehen. Das oberste Gericht 
dort hat die Präsidentenwahl annulliert, weil die Dienste 
sehr deutliche Hinweise hatten, dass die Wahl im Land 
Ziel eines hybriden russischen Angriffs war. Der 
zufälligerweise rechtsextreme und zufälligerweise russ-
landtreue Kandidat hat die Wahl mit bezahlter TikTok- 
Werbung, mit bezahlten Konten, mit Empfehlungsalgo-
rithmen gewonnen. Das Gericht hat gesagt: So kann es 
nicht bleiben. – Und immer wieder spielt Russland eine 
entscheidende Rolle. Das Bundesamt für Verfassungs-
schutz verweist schon seit 2020 auf die Verbreitung pro-
russischer und antiwestlicher Narrative, auf den Informa-
tionskrieg.

Und was tun wir, um Resilienz zu erzeugen? Ich glau-
be, zuerst einmal müssen wir klarmachen, wo die Bedro-
hung sitzt; denn sie ist gar nicht diffus. Sie sitzt auch hier 
in diesem Haus. Ich will nur auf ein paar Beispiele hin-
weisen: der Fall Bystron. Jetzt werden Sie sagen, das sei 
ein Einzelfall und nicht erwiesen. Rein zufällig hat im 
Februar ein Treffen von Bystron – damals auf Platz 
zwei der Europaliste der AfD – mit dem Kopf des russi-
schen Propagandaportals „Voice of Europe“ stattgefun-
den. Der Vorwurf der Dienste lautete: Bystron habe Geld 
für prorussische Interviews bekommen – mitten im Par-
lament.

(Mike Moncsek [AfD]: Nie erwiesen! – 
Dr. Götz Frömming [AfD]: Was ist daraus ge-
worden?)

– Nicht erwiesen.
Aber nehmen wir doch den Namen, der noch mehr 

Berühmtheit erlangt hat: Maximilian Krah. Einer seiner 
Mitarbeiter war ein offenkundiger chinesischer Spion, ein 
Mitarbeiter des chinesischen Nachrichtendienstes. Der 
versammelten europäischen Rechtspopulistenfraktion 
wurde es zu bunt und zu verrückt, sodass sogar Frau Le 
Pen gesagt hat: Wir wollen mit diesem Mann nichts mehr 
zu tun haben.

(Mike Moncsek [AfD]: Eine Lüge!)
Sie hat ihn aus Ihrer Fraktion der Rechtspopulisten raus-
geschmissen. Aber Sie kriegen die Lage nicht in den 
Griff – und das ist ja einigermaßen bedrohlich –; denn 
der gute Mann kandidiert jetzt als Direktkandidat in 
Sachsen.

(Zuruf von der AfD: Genau!)

Sie wollten ihn loswerden. Er kommt wieder durch die 
Hintertür rein. Sie haben Ihren Laden nicht im Griff.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Auch dadurch ist die Bundestagswahl durch Desinforma-
tion von Populisten und Extremisten bedroht.

(Zurufe von der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, bitte.

Marc Henrichmann (CDU/CSU):
Es wird ja immer verrückter: MdLs und MdBs Ihrer 

Fraktionen werden nach Russland gekarrt und mit Ein-
flussagenten Russlands, so die internationalen Dienste, in 
Kontakt gebracht. Und all das soll ein Zufall sein.

Das Fazit muss für uns Demokraten doch klar sein: Wir 
müssen diese Angriffe jederzeit klar benennen. Da muss 
die Bundesregierung wie bei der Cyberbedrohung ins-
gesamt mehr tun und auf diese Gefahren hinweisen; 
denn ich glaube, viele Menschen in diesem Land wissen 
noch gar nicht, wie perfide und vielschichtig die Bedro-
hungslagen sind. Wir brauchen Aufklärungskampagnen. 
Das ist ganz, ganz wichtig.

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Als hätte die CDU nie 
schwarze Kassen gehabt!)

Und warum sind die Polen, warum sind die Finnen und 
viele andere deutlich resistenter? Weil sie die Bedrohung 
publik machen,

(Konstantin Kuhle [FDP]: Sehr wichtiger 
Punkt!)

weil sie attribuieren, dass Putin, dass China hinter diesen 
Bedrohungen stecken. Das müssen wir auch machen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)
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Insgesamt müssen wir als Demokraten zusammenhal-
ten. Das heißt auch: Ja zu Bündnissen wie der NATO, Ja 
zu der EU, Ja zur transatlantischen Partnerschaft. Und mit 
Blick auf das Parlamentarische Kontrollgremium sage 
ich Ihnen – Sie jammern ja immer, dass Sie keinen Platz 
kriegen bei der Kontrollstelle der Dienste –: Ich habe 
keine Lust, dass deutsche sicherheitssensible Informatio-
nen exklusiv auf dem Tisch von Putin oder in China 
landen. Das können wir nicht zulassen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP und des Abg. Uwe 
Kekeritz [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Deswegen ist es patriotisch, unsere Freiheit mit allen 
möglichen Mitteln gegen diejenigen zu verteidigen, die 
sie zerstören oder verraten wollen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege, kommen Sie zum Schluss bitte.

Marc Henrichmann (CDU/CSU):
An den Rändern sitzt die Bedrohung, sitzen die Feinde 

der Demokratie. Und wir werden sie auch über die Bun-
destagswahl hinaus entschieden bekämpfen.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Herr Kollege.

Marc Henrichmann (CDU/CSU):
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Nächste Rednerin ist die Kollegin Amira Mohamed 

Ali für die Gruppe BSW.

(Beifall beim BSW)

Amira Mohamed Ali (BSW):
Sehr geehrter Herr Präsident! Kolleginnen und Kolle-

gen! Ja, es gibt Kräfte, die von außen auf die Bundestags-
wahl Einfluss nehmen wollen. Ganz vorne dabei: Elon 
Musk, der reichste Mann der Welt und oberster Wahl-
kampfhelfer von Donald Trump. Er macht gerade massiv 
Wahlkampf für die AfD. Und das hat einen Grund: Die 
AfD macht genau die Politik, die Musk und Trump ge-
fällt.

Die AfD will 90 Milliarden Euro Steuergeschenke ma-
chen für die reichsten 10 Prozent, für die Multimillionäre 
und Milliardäre in unserem Land – und das auf Kosten 
der arbeitenden Bevölkerung. Stichwort „arbeitende Be-
völkerung“: Mit Arbeitnehmerrechten hat die AfD ge-
nauso wenig am Hut wie Elon Musk, der seine Mitarbei-
ter bei Tesla gerne ausspionieren lässt.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Das ist doch 
Quatsch! – Hannes Gnauck [AfD]: Mit dem 
Ausspionieren kennen Sie sich ja aus mit Ihrer 
Truppe da drüben!)

Und die AfD steht für immer mehr Aufrüstung. 5 Pro-
zent und mehr des Bruttoinlandsproduktes will Alice 
Weidel für Rüstung ausgeben, weil „America First“-Do-
nald-Trump es so will. 5 Prozent unseres BIP: Das sind 
über 200 Milliarden Euro. Für dieses Geld könnte man 
400 neue Krankenhäuser bauen und ausstatten und zu-
sätzlich noch alle Schulen in Deutschland sanieren. Die 
AfD will aber lieber Rüstungskonzerne immer reicher 
machen. Unverantwortlich ist das!

(Beifall beim BSW – Daniel Baldy [SPD]: Sie 
wollen Russland reicher machen!)

Aber da sind Sie nicht die Einzigen. Wir haben hier 
eine ganz große Aufrüstungskoalition im Haus. SPD, 
Grüne, FDP und Union: Sie alle wollen zur Freude Do-
nald Trumps Milliarden und Abermilliarden mehr für 
Rüstung ausgeben, anstatt sich endlich um die drängen-
den Probleme in unserem Land zu kümmern: darum, dass 
das Leben bezahlbar ist, dass unsere Industrie nicht ka-
puttgeht und unsere Infrastruktur nicht immer weiter zer-
fällt.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ihnen glaubt doch 
kein Mensch mehr!)

Ja, wir müssen unser Land schützen vor politischer 
Einflussnahme von Tech-Milliardären, vor russischen 
Cyberangriffen und vor allen anderen, die nicht das 
Wohl unseres Landes, sondern ihre eigenen Interessen 
im Blick haben. Aber es fängt damit an, dass in diesem 
Parlament endlich Politik im Interesse unserer Bevölke-
rung gemacht wird.

Danke schön.
(Beifall beim BSW)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Mohamed Ali.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich höre mir schon 

die ganze Zeit diese wunderbaren Beiträge an. Ich will 
auf etwas hinweisen: Die Aktuelle Stunde hat ein Thema. 
Es macht relativ wenig Sinn, dass wir uns jetzt wechsel-
seitig unsere Wahlprogramme um die Ohren hauen und 
sie für gut oder schlecht befinden. Das ermüdet die Men-
schen da draußen, für die wir diese Debatte ja auch ver-
anstalten.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Nächster Redner ist der Kollege Dr. Jens 

Zimmermann, SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD – Marianne Schieder 
[SPD]: Jetzt wird es vernünftiger! – Daniel 
Baldy [SPD]: Die SPD hat ein gutes Wahlpro-
gramm!)

Dr. Jens Zimmermann (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebes Präsidium! Ich 

will Ihren Hinweis gerne aufnehmen. Damit es hier ein 
bisschen munter wird, möchte ich eine Bemerkung von 
Herrn Hardt aufgreifen, die ich für die SPD-Fraktion 
nicht so stehen lassen will. Herr Kollege Hardt, Sie haben 
vorhin eine Kandidatin der SPD für die Bundestagswahl 
in Verbindung mit einem Regierungsmitglied gebracht. 
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Erstens will ich feststellen: Es spielt überhaupt keine 
Rolle – und das darf es auch nicht –, wessen Lebens-
gefährtin jemand ist, wenn er oder sie für den Deutschen 
Bundestag kandidiert.

(Jürgen Hardt [CDU/CSU]: Aber man darf es 
wissen, oder?)

Das mag Ihnen schwerfallen. Und zweitens ist das un-
terste Schublade; das muss ich wirklich sagen. Unterste 
Schublade!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Sie suggerieren hier Dinge, die niemand nachprüfen 
kann, und stellen sie einfach in den Raum.

Es wäre aus meiner Sicht interessant – und das wäre 
auch für die Bürgerinnen und Bürger interessant –, wenn 
Ihr Spitzenkandidat Herr Merz mal seine Finanzen offen-
legen würde, wenn er mal seine potenziellen Interessen-
konflikte offenlegen würde: Welche Aktien, welche An-
teile hat er denn? Das wäre für die Menschen interessant.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber das will er ja aus irgendwelchen Gründen nicht tun. 
Der Bundeskanzler hat es getan.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in Bezug auf die Ein-
flussnahme durch ausländische Akteure auf diese Wahlen 
werden vor allem drei Unternehmen immer wieder ins 
Spiel gebracht: Facebook und Instagram, TikTok und X. 
Wir wollten gestern im Digitalausschuss des Deutschen 
Bundestages mit diesen Unternehmen genau über die 
Dinge, die wir jetzt in dieser Aktuellen Stunde themati-
sieren, sprechen. Und ich muss sagen: Ich bin ziemlich 
erschüttert, dass alle drei Unternehmen es nicht geschafft 
haben, dem Deutschen Bundestag Vertreterinnen und 
Vertreter zur Verfügung zu stellen. Es wurde uns mit-
geteilt, sie hätten gerade alle so viel zu tun, weil Bundes-
tagswahl ist.

(Lachen des Abg. Mike Moncsek [AfD])
Das ist eine Missachtung des Parlaments, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. Das können wir uns nicht bieten las-
sen!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Linken)

Mit Blick auf die ausländische Einflussnahme ist eben 
schon gesagt worden: Es ist teilweise unerträglich, was 
man sich von einem Elon Musk anhören muss. Aber auch 
für ihn gilt das Recht auf freie Meinungsäußerung, und 
das verteidigen wir. Was aber nicht geht, ist, dass man 
sich für 46 Milliarden Dollar ein soziales Netzwerk kauft 
und am Ende an den Algorithmen herumdreht, sodass 
jeder die Tweets von Herrn Musk sehen muss. Ich glaube, 
viele von uns, die beruflich immer noch auf dieser Platt-
form sein müssen, stellen fest: Obwohl wir ihm nicht 
folgen, obwohl uns seine Inhalte nicht interessieren, krie-
gen wir sie dennoch von morgens bis abends angezeigt. 
Das zeigt doch ganz deutlich: Hier wird manipuliert, hier 
wird künstlich eine Reichweite erzeugt.

(Zuruf des Abg. Mike Moncsek [AfD])

Und das, liebe Kolleginnen und Kollegen, zeigt diese 
illegale Einflussnahme auch auf unsere Bundestagswahl.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Christian Görke [Die Linke])

Aber ich will auch andere Plattformen nicht zu leicht 
davonkommen lassen. Schauen wir uns an, was auf Tik-
Tok passiert, dieser chinesischen Plattform. Viele von 
Ihnen wurden mit Sicherheit von den Lobbyisten von 
Tiktok besucht; dafür hatten die komischerweise Zeit.

(Mike Moncsek [AfD]: Bei uns war keiner!)
Sie erzählen Ihnen immer das Gleiche: Nein, nein, wir 
haben mit China nichts zu tun. – Aber, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, mir wurde ein 50-seitiges Dokument zu-
gespielt, das die Lobbyisten bei TikTok, glaube ich, aus-
wendig lernen müssen, wenn sie dort anfangen. Der erste 
Punkt, der darauf steht, lautet: Spielen Sie die Verbindung 
zu China herunter.

Ich stelle mir die Frage: Warum müssen Lobbyisten bei 
TikTok so was auswendig lernen, wenn sie uns immer 
erzählen: „Nein, nein, das ist alles gar nicht so. Wir sitzen 
ja in Singapur“?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Das macht mich bösgläubig an dieser Stelle. Deswegen 
ist es auch richtig, dass wir hier genau hinschauen, wel-
che Einflussnahme stattfindet.

Eine Handvoll Milliardäre hat plötzlich unglaublichen 
Einfluss. Es kommt einem vor, als würden wir uns in 
einer Dystopie befinden. Wir sehen diese Milliardäre, 
die Einfluss nehmen auf unsere Wahlen. Wir sehen, wie 
hier im Hohen Hause plötzlich Gewissheiten ins Rut-
schen kommen. Und wenn am nächsten Tag der ungari-
sche Ministerpräsident Herr Orbán in Richtung der Union 
twittert: „Welcome to the club!“, dann denke ich mir: Wir 
sind hier irgendwie im falschen Film, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Lassen Sie mich für die SPD aber eins klarstellen: Wir 
stehen für Ordnung, für Recht und für Menschlichkeit. 
Auf uns ist Verlass, und wir werden unsere Verfassung 
und die Meinungsfreiheit und unsere demokratischen 
Werte schützen.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Konstantin Kuhle [FDP])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Dr. Zimmermann. – Die 

nächste und letzte Rednerin in dieser Aktuellen Stunde 
ist die Kollegin Renate Künast, Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Leni Breymaier [SPD])
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Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

will mit einer Reaktion auf Kollegen beginnen. Zunächst 
zu Konstantin Kuhle, der gerade einen Unterschied ge-
macht hat. Er hat was zum Thema Kartellrecht aus-
geführt – sicherlich auch richtig; denn man muss alle 
Instrumente nutzen –, aber dann kam der Satz: Es ist 
schon ein Unterschied, wenn Einflussnahme aus einem 
Land kommt, in dem Meinungsfreiheit herrscht. – Und da 
sage ich: Für mich nicht.

Warum? Mir ist egal, woher sie kommt. Bei einer 
Manipulation, einer Einflussnahme auf unsere Wahlen 
ist es mir egal, ob es vom Roten Platz, vom Weißen 
Haus oder vom sogenannten Platz des Himmlischen Frie-
dens kommt. Wenn sie Trolle und Agenten schicken, 
wenn Präsidenten und ihr Umfeld uns beeinflussen wol-
len und auf Social-Media-Plattformen Werbung machen, 
sie aber nicht kennzeichnen, dann sage ich: Nichts davon 
ist akzeptabel als Einfluss auf unsere demokratischen 
Prozesse und freien Wahlen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Bei Herrn Henrichmann füge ich nur an: gute Rede 
über den Einfluss und darüber, was bei der AfD los ist. 
Aber dann verstehe ich nicht, warum Sie vorhin bei der 
AfD-Debatte so zurückhaltend waren. Denn Sie haben 
eigentlich eine schöne Begründung dafür gegeben, dass 
man mindestens ein Gutachten in Auftrag geben oder 
auch dem anderen Antrag zustimmen muss.

(Zuruf der Abg. Beatrix von Storch [AfD])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir reden über Des-
informationen. Das ist was Schärferes als zum Beispiel 
Fake News: Das ist nämlich mit Absicht gemachter Ein-
fluss. Eine Desinformationskampagne setzt nicht nur hier 
oder da mal eine Information oder ein Falschzitat, son-
dern sie hat das Ziel der Zerstörung, der Zersetzung de-
mokratischer Prozesse. Das Ziel ist: Man soll nicht mehr 
an unsere demokratischen Strukturen glauben. Man soll 
gegenüber allen demokratischen Institutionen Zweifel 
haben.

In dem Bereich ist im Augenblick eine Menge los. Ich 
glaube, Russland hat dafür mindestens 6 000 Leute. In 
China geht die Zahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die im Ausland Einfluss nehmen, in Richtung 1 Million. 
Meine Damen und Herren, das ist nicht trivial.

Und das andere – viele Kollegen und Kolleginnen 
haben es ja schon gesagt – sind die digitalen Plattformen, 
ob Musk, Zuckerberg oder wie auch immer sie heißen, 
die das EU-Recht nicht einhalten und eben auch ganz 
massiv einschreiten.

Von Russland wissen wir das ja schon lange Jahre. Das 
ist nicht trivial; dessen Einfluss hat wirklich Wirkung. 
Von russischen Oligarchen wurde Boris Johnson der 
Wahlkampf für London bezahlt; die Tories haben danach 
Geld bekommen. Der ganze Brexit ist finanziert worden 
von rechtsextremen Hedgefondsmanagern aus den USA, 
russischen Trollfabriken und russischen Oligarchen, 
meine Damen und Herren. Deren Interesse ist, dass es 
kein demokratisches Europa gibt, das bestimmte Pro-

zesse hat und wo wirklich Meinungsfreiheit herrscht. 
Deshalb wollen sie destabilisieren. Und das ist doch un-
sere Sorge.

(Zuruf des Abg. Mike Moncsek [AfD])

Warum gerade Deutschland? Ein Kollege – ich weiß 
gar nicht mehr, wer es vorhin war – hat gesagt: Deutsch-
land ist vielleicht besonders naiv und gutgläubig oder 
wehrt sich zu wenig.

(Konstantin Kuhle [FDP]: Habe ich auch ge-
sagt!)

– Du hast das gesagt, genau. Siehst du, ich habe zu-
gehört. – Da geht es darum, dass Deutschland vielleicht 
noch zu naiv ist und in solchen Dingen noch nicht hin-
reichend aufgestellt ist. Und genau das müssen wir än-
dern.

Russland hat zum Beispiel ein Interesse daran, zwei 
Staaten, die in Europa, in der EU eine große Verantwor-
tung tragen, die Prozesse zusammenführen, die große 
Volkswirtschaften sind, zu destabilisieren. Das ist auch 
im Interesse der Parteien, die hier in gewisser Weise das 
Sprachrohr Russlands sind. Sie sitzen auf der linken und 
rechten Seite des Hauses, meine Damen und Herren. 
Proeuropäische Koalitionen werden nicht gewollt. Wir 
sehen, dass Russland an vielen anderen Stellen entspre-
chend Einfluss nimmt. Sie wollen nicht – auch deshalb 
war der gestrige Tag ein Problem –, dass Koalitionen von 
demokratischen Parteien zahlenmäßig möglich sind. Sie 
wollen keine freien Wahlen, meine Damen und Herren.

Was ich mir wünschen würde, ist, dass wir in diesem 
Haus Zeitenwende anders verstehen als bisher. Zeiten-
wende umfasst viel mehr als 100 Milliarden Euro für 
die Bundeswehr. Sie ist viel mehr; denn hybride Kriege 
bedeuten, dass man gegen Cyberangriffe gewappnet sein 
muss, dass man sich verteidigen und aufstehen muss, 
wenn Meinungsbildung manipuliert ist.

(Mike Moncsek [AfD]: Das machen ganz viele 
Bürger jeden Montag!)

Ob in Landtags-, in Kommunal-, in Bundestagswahlen: 
Wir müssen uns schützen. Ich sage: Wir haben dafür noch 
nicht genug getan, meine Damen und Herren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deutschland hat als erster Mitgliedstaat der EU ein 
Netzwerkdurchsetzungsgesetz beschlossen. Wir haben 
den Digital Services Act durchgesetzt, wo der Aufbau 
und Umbau jetzt langsam beginnt. Aber was wir brau-
chen, sind Stellen zur Erkennung. Wir brauchen Auf-
sichtsbehörden, wir brauchen bessere Strafverfolgung, 
meine Damen und Herren. Wir müssen mehr machen 
gegen unlauteren Wettbewerb. Und ich sage Ihnen: Alles, 
was die Bundesregierung bisher eingerichtet hat, reicht 
mir nicht.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Ein Wahrheits-
ministerium brauchen wir!)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte.
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Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ich frage mich, warum das Innenministerium bisher 

keine Kampagne gegen Desinformationen vorgelegt hat. 
Genau das brauchen wir, und das erfordert die Zeiten-
wende.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Sonja Eichwede [SPD])

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Damit beende ich die Aktuelle Stunde.

Ich rufe auf die Zusatzpunkte 14 und 15: 

ZP 14 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Sechsten Gesetzes zur Verbesserung reha-
bilitierungsrechtlicher Vorschriften für 
Opfer der politischen Verfolgung in der 
ehemaligen DDR 

Drucksachen 20/12789, 20/13250, 20/13439 
Nr. 4

Beschlussempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuss)

Drucksache 20/14744

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache 20/14799

ZP 15 Beratung des Antrags der Fraktionen SPD, CDU/ 
CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP 

Die Geschädigten des staatlich organisierten 
Dopingsystems der ehemaligen DDR als Op-
fergruppe anerkennen und besser unterstüt-
zen

Drucksache 20/14702

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 
beschlossen.

Bevor ich die Aussprache eröffne, möchte ich auf der 
Tribüne Gäste des Opferbeauftragten der Bundesregie-
rung herzlich begrüßen, die der Aussprache, die wir 
gleich haben, aufmerksam lauschen werden.

(Beifall)
Ich eröffne die Aussprache und erteile als erster Red-

nerin der Kollegin Katrin Budde, SPD-Fraktion, das 
Wort.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Philipp Hartewig [FDP])

Katrin Budde (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das wird 

heute meine letzte Rede in diesem Hohen Haus sein; wir 
haben diesen Satz schon oft gehört. Es ist selbst gewählt, 
also alles gut.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber was gäbe es Schöneres, als das Thema zu bespre-
chen, das mich seit meinem ersten Tag hier im Bundestag 
und auch vorher im Landtag immer beschäftigt hat und 
das ich begleitet habe. Als der Gesetzentwurf vor vier 
Monaten eingebracht wurde, habe ich meine Rede eröff-
net mit den Worten: „Es gibt eine gute und eine schlechte 
Nachricht.“ Heute kann ich sagen: Es gibt eine zweite 
gute Nachricht.

Manchmal gibt es Zeitfenster, die man sich nicht ge-
wünscht hat, die aber neue Möglichkeiten eröffnen. Auf-
grund meiner Erfahrung von 35 Jahren als Mandatsträge-
rin sage ich auch: Wir hätten das Gesetz wahrscheinlich 
nicht so umfänglich ändern können, wenn die Koalition 
gehalten hätte. Bitte machen Sie es trotzdem nicht nach! 
Es ist immer besser, wenn Koalitionen bis zum Ende 
halten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Seit dem Bruch der Koalition haben sich aber bei einigen 
Themen große Mehrheiten gefunden – so auch bei diesem 
hier. Nicht möglich wäre das Ganze gewesen ohne die 
Einrichtung des Amtes einer Bundesbeauftragten für die 
Opfer der SED-Diktatur beim Deutschen Bundestag 
2021, und zwar mit breiter Unterstützung der Fraktionen 
hier im Bundestag. Das war eine gute Idee, genauso wie 
die Aufgaben und Rechte, die wir mitgegeben haben. Ich 
möchte Evelyn Zupke und ihrem Team recht herzlich 
danken. Ohne sie wäre das alles nicht möglich gewesen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Zur zweiten guten Nachricht. Wir dynamisieren nicht 
nur die Opferrenten, sondern passen auch den Sockel-
betrag an. Wir ermöglichen das Zweitantragsrecht. Wir 
erkennen die Zersetzung von Personen außerhalb des 
Territoriums der ehemaligen DDR durch die Staatssicher-
heit an. Wir führen die Beweislastumkehr für gesund- 
heitliche Folgeschäden ein. Wir streichen die Bedürftig-
keitsklausel. Wir reduzieren die Voraussetzungen der be-
ruflichen Verfolgungszeit, um eine Anerkennung zu be-
kommen. Angehörige von Haftopfern werden in deren 
Todesfall zukünftig aktiv auf Unterstützungsmöglichkei-
ten hingewiesen. Was mir seit unserer ersten Anhörung in 
der letzten Legislatur besonders auf der Seele gebrannt 
hat, sind die Opfer von Zwangsaussiedlungen. Wir konn-
ten die Summe für diese Opfergruppe verfünffachen. Ich 
glaube, es ist ein gutes Ergebnis, das wir da erreichen 
konnten.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Es gibt den bundesweiten Härtefallfonds für Opfer po-
litischer Verfolgung. Ikea hat schon eingezahlt, und ich 
hoffe, dass noch sehr viel mehr Unternehmen sich ihrer 
Verantwortung bewusst werden und den Fonds gut füllen 
werden. Daran werden wir weiter arbeiten.

Natürlich bleibt wie immer etwas für die nächste Le-
gislatur übrig. Das zeigt der Antrag zum Thema Doping. 
Ich bitte alle Kolleginnen und Kollegen, sich gleich am 
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Anfang der nächsten Legislaturperiode damit zu befas-
sen; denn Staatsdoping ist ein Verbrechen, und die Opfer 
müssen anerkannt werden.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Das sagt sich so leicht. Das klingt nach Kleinigkeiten. 
Aber ich kann Ihnen versichern: Das sind keine Kleinig-
keiten; denn dahinter stehen Menschen mit Schicksalen 
und Traumata, Menschen, die sich jetzt gesehen und ge-
hört und ein wenig mehr anerkannt fühlen.

Dieses Gesetz hat ganz viele Väter und Mütter, und 
denen möchte ich in der letzten Minute meiner Redezeit 
danken, allen voran den Opferverbänden. Ich kann sie 
nicht alle aufzählen. Deshalb, lieber Dieter Dombrowski, 
danke ich dir stellvertretend für alle hartnäckigen, un-
ermüdlichen Kämpferinnen und Kämpfer für die gute 
Sache.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Ich danke den Landesbeauftragten, die immer für die 
Rechte der Opfer einstehen, meinen Kolleginnen und 
Kollegen aus meiner Fraktion, aber auch aus den anderen 
Fraktionen und deren Teams, die mitgeholfen haben, dass 
es ein so gutes Ergebnis gibt. Ich darf hier – ich weiß, 
dass es etwas ungewöhnlich ist – den Namen meiner Mit-
arbeiterin sagen, die – als 1989 Geborene – vom ersten 
Tag an, seitdem sie bei mir tätig ist, an diesem Thema 
gearbeitet hat. Ich darf einfach einmal Danke meiner Mit-
arbeiterin Franca Meye sagen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Danke auch an das BMJ und den Parlamentarischen 
Staatssekretär Johann Saathoff, ohne den das nicht mög-
lich gewesen wäre. Johann, du warst ein Schatz. – Ich bin 
ganz aufgeregt. Das passiert mir selten; aber es ist auch 
wirklich ein großer Glücksmoment, Herr Präsident, dass 
wir das noch hinbekommen. Ich danke auch dem BMAS, 
mit dem wir hart gerungen haben.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Letzter Satz. Vielen Dank, meine Damen und Herren, 
dass ich meine letzte Rede hier zu dieser wunderbaren 
Sache in diesem Hause halten darf, nach 27 Jahren Land-
tag und 8 Jahren wunderbarer Arbeit in diesem Bundes-
tag. Vielen Dank an alle, mit denen ich streiten und mich 
dann auch einen durfte! Es war eine zauberhafte Zeit, und 
das ist der schönste Abschluss, den ich mir für uns alle 
vorstellen kann.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Budde. – Nächster Redner 

ist der Kollege Carsten Müller, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Carsten Müller (Braunschweig) (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Sie haben es schon bei meiner Vorrednerin gemerkt: 
Es gibt wirklich einen Grund für gute Stimmung. Das ist 
ein sehr wichtiges Vorhaben, das wir wie versprochen – 
Ende September haben wir darüber geredet – zu einem 
hervorragenden Abschluss bringen. Der Präsident hat da-
rauf hingewiesen, dass unmittelbar Betroffene auf der 
Zuschauertribüne der Debatte beiwohnen, darunter Eve-
lyn Zupke und Dieter Dombrowski. Viele werden von 
diesem Gesetz profitieren. Ich möchte meinem kurzen 
Beitrag ein herzliches Dankeschön an all diejenigen vo-
ranstellen, die daran mitgewirkt haben.

Die Opfer blieben viel zu lange ungehört. Nach 35 Jah-
ren können wir endlich sagen, dass wir zusammen viel 
geschafft haben. Es gibt eine Dynamisierung der Opfer-
renten und Ausgleichszahlungen für beruflich Verfolgte. 
Es gibt keine Bedürftigkeitsprüfung mehr. Wenn jeman-
dem staatliches Unrecht des DDR-Regimes zugefügt 
wurde, dann geht es nicht mehr um die Frage der Bedürf-
tigkeit. Das haben wir so geregelt.

Die Anerkennungsprozeduren gesundheitlicher Folge-
schäden haben oftmals – wir haben darüber gesprochen – 
zu einem erneuten Erleben dessen geführt, was einem 
einst angetan wurde. Das haben wir deutlich entbürokra-
tisiert und im Interesse der Betroffenen deutlich verein-
facht.

Das Zweitantragsrecht ist – auch wenn es technisch 
klingt – elementar wichtig für dieses Gesetzesvorhaben. 
Bei Einmalzahlungen als Ausgleich für Zwangsumsied-
lungen war der ursprüngliche Regierungsentwurf stark 
defizitär. Gemeinsam haben wir den Ausgleichsbetrag 
erheblich angehoben. Als die Kolleginnen und Kollegen 
der SPD-Fraktion wegen dieses Betrags parteiintern et-
was unter Druck kamen, haben wir ihnen den Rücken 
gestärkt, und das hat super geklappt. Liebe Katrin Budde, 
ich verrate das einfach mal: Diesmal habt ihr einfach 
gegen eure Haushälter gewonnen, und damit haben die 
Betroffenen gewonnen. Darüber freuen wir uns gemein-
sam, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Katrin Budde [SPD]: Mit den Haushältern! 
Sie haben es dann eingesehen!)

– Dann haben sie es eingesehen. Das ist ja noch besser. 
Dann passiert so etwas nie wieder.

Ich will noch kurz auf das Thema Zwangsdopingmaß-
nahmen zu sprechen kommen. Wir haben ja fast nicht 
gewagt, zu glauben, dass wir dafür einen tollen Antrag 
hinkriegen; mein Kollege Stephan Mayer wird dazu noch 
ausführen.

Ich will die letzten knapp eineinhalb Minuten meiner 
Redezeit für ein aus meiner Sicht wichtiges Thema ver-
wenden. Wir haben jetzt einen bundesweiten SED-Här-
tefallfonds. Das schwedische Unternehmen Ikea hat mit 
einem Betrag von 6 Millionen Euro den ersten Aufschlag 
macht. Darüber freuen wir uns riesig, genauso wie die 
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Betroffenen. Aber ich will deutlich sagen: Es ist eine 
riesige Enttäuschung, dass sich deutsche Unternehmen, 
die von Zwangsarbeit politischer Häftlinge in DDR- 
Knästen profitiert haben, bisher nicht daran beteiligt ha-
ben.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Ich nenne hier die Unternehmensnamen Otto und Aldi. 
Ehrlich gesagt, habe ich die unmittelbare Erwartung, dass 
da mehr passiert. Und ich verspreche Ihnen: Wir werden 
mit dem Druck nicht nachlassen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Ich will noch einmal ganz kurz auf das Thema Doping-
opfer zurückkommen. Dazu bringen wir heute einen An-
trag ein. Daraus werden dann weitere Konsequenzen und 
Maßnahmen, möglicherweise auch mit Gesetzeskraft, er-
wachsen und abgeleitet werden, und zwar sehr kurzfris-
tig, wenn es nach mir geht.

Was mich besonders geschmerzt hat, war, dass die 
Opfer des DDR-Unrechtsstaates zum Teil übersehen wor-
den sind und dass diejenigen, die diesen Menschen das 
Leid zugefügt haben, von Sonderrenten profitierten.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Bis heute!)

Das kann insbesondere nach dem Verständnis meiner 
Fraktion dauerhaft so nicht bleiben.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege. – Nächster Redner ist der 

Kollege Helge Limburg, Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Helge Limburg (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Was 

bedeutet Zwangsaussiedlung? Ich möchte dafür aus ei-
nem Zeitzeugenbericht zitieren:

„Am 3. Oktober 1961 wurde meine elterliche Fami-
lie, also meine Eltern, meine damals 78-jährige 
Großmutter und ich, von einem bewaffneten Kom-
mando … gegen unseren erklärten Willen aus unse-
rem Haus getrieben. … Wir wurden genötigt, in 
einen Kleinbus zu steigen, unter Bewachung durch 
einen bewaffneten Polizisten … in einen uns bis 
dato unbekannten Ort im Inland deportiert. Dort 
wurden wir in ein eigentlich nicht zumutbares Quar-
tier eingewiesen.

Der Gesundheitszustand der alten Großmutter ließ 
in dieser Situation keine weiteren Aufregungen zu. 
Nur deshalb stiegen wir aus und bezogen an diesem 
Abend drei kleine Räume ohne funktionierende 
Wasser- und Abwasserversorgung. …

Am nächsten Tag erhielten wir unsere Personalaus-
weise wieder ausgehändigt … In den Ausweisen 
war die Berechtigung zum Betreten unseres Heimat-
ortes … gelöscht.“

Meine Damen und Herren, es ist höchste Zeit, dass wir 
die Zwangsausgesiedelten entschädigen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der Linken sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und der FDP)

Dass es gerade bei dem Thema „Entschädigung für 
SED-Opfer“ zu einer übergreifenden guten Zusammen-
arbeit der Demokratinnen und Demokraten gekommen 
ist, war ein gutes Signal. Vielen Dank dafür an die Kol-
leginnen und Kollegen hier im Haus und ein besonderer 
Dank auch an die beteiligten Ministerien. Es ist bereits 
gesagt worden, aber ich möchte es wiederholen: Lieber 
Johann Saathoff, auch dein Einsatz ist ausdrücklich zu 
würdigen. An dieser Stelle vielen Dank dafür.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Es ist wichtig, dass die Zwangsausgesiedelten entschä-
digt werden. Es ist wichtig, dass wir die Anerkennung 
von Gesundheitsschäden vereinfachen und die Opfer-
rente dynamisieren. Das Zweitantragsrecht ist wichtig, 
genauso wie der bundesweite Härtefallfonds. Meine Vor-
rednerinnen und Vorredner haben es gesagt: Es bleibt als 
Aufgabe – das halten wir in einem Entschließungsantrag 
fest –, eine Regelung für Opfer von Zwangsdoping zu 
finden.

Auch ich möchte mich natürlich dem Dank an die 
SED-Opferbeauftragte des Bundestages, Frau Evelyn 
Zupke, und an ihr Team und natürlich dem Dank an alle 
Vertreterinnen und Vertreter der Opferverbände anschlie-
ßen. Ihrer Arbeit ist es ganz maßgeblich zu verdanken, 
dass dieses Gesetzesvorhaben heute hier in dieser Einig-
keit möglich geworden ist.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich selbst komme 
aus Niedersachsen. Meine Familie stammt aus dem West-
harz. Dort war die deutsche Teilung immer präsent. Und 
als die Mauer fiel und die Grenze offen war, herrschte das 
Gefühl, dass der Harz endlich wieder vollständig war. Die 
Teilung war kein ostdeutsches Problem, sie war eine ge-
samtdeutsche klaffende Wunde.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD und des 
Abg. Philipp Hartewig [FDP])
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Die SED-Diktatur und ihre Opfer, die natürlich ganz 
überwiegend Ostdeutsche waren, sind aber kein rein ost-
deutsches Thema. Sie sind Teil der gesamtdeutschen Ge-
schichte und, was die Nachwirkungen auf die Opfer bis 
heute angeht, auch Teil der gesamtdeutschen Gegenwart. 
Das menschenverachtende, zum Teil sogar mörderische 
Agieren der DDR-Staatssicherheit beschränkte sich auch 
nicht auf die frühere DDR. Die Stasi spitzelte, zersetzte 
und ja, sie mordete auch in der Bundesrepublik.

Mit den Folgen der SED-Diktatur müssen wir uns auch 
jetzt, 35 Jahre nach dem Mauerfall, in ganz Deutschland 
auseinandersetzen. Deshalb ist es selbstverständlich eine 
gesamtdeutsche Aufgabe, die Opfer – alle Opfer – dieser 
Diktatur angemessen zu entschädigen. Mit diesem Gesetz 
gehen wir einen weiteren wichtigen Schritt.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit. Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Limburg. – Nächster Red-

ner ist der Kollege Philipp Hartewig, FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Philipp Hartewig (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Vertreterinnen und Vertreter der 
Opferverbände! Diese Debatte und der Beschluss des 
Gesetzes heute sind etwas Besonderes. Der Beschluss 
wird nach der Gedenkstunde gestern wohl einer der wür-
digsten Momente dieses Hohen Hauses in dieser Woche 
sein.

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Um es vorab zu sagen: Keine rechtliche Regelung, 
keine Ausgleichszahlung wird das geschehene Unrecht 
ungeschehen machen. Keine rechtliche Regelung kann 
das geschehene Unrecht aufwiegen. Aber der heutige 
Beschluss ist ein großes Zeichen des Respekts und der 
Anerkennung des gesamten Hauses.

Auch wenn ich den beiden Berichterstattern, die vor 
mir geredet haben, nur zustimmen kann – und es ist wirk-
lich was Besonderes, dass wir in den letzten Monaten 
nach intensiven Beratungen auf einen gemeinsamen Nen-
ner gekommen sind und das heute beschließen –, möchte 
ich noch auf ein paar Einzelheiten eingehen. Wir richten 
einen Härtefallfonds ein. Wir erhöhen die SED-Opferren-
te. Und wir haben es im parlamentarischen Verfahren 
gemeinsam geschafft, auch die eine oder andere Unge-
rechtigkeit zu beseitigen, sei es, dass wir durch den Weg-
fall der Bedürftigkeitsprüfung anerkennen, dass das Un-
recht geschehen ist, unabhängig davon, wie viel jemand 
später verdient hat, sei es die Einführung des Zweit-
antragsrechts, sei es dadurch, dass es keine Ungleichbe-
handlung mehr bei den Verfolgten durch die Bundeslän-
der gibt, oder sei es durch eine verbesserte Anerkennung 

gesundheitlicher Folgeschäden. Auch gut ist, dass wir 
den weiteren Handlungsbedarf genauso wie bei den 
SED-Dopingopfern klar adressieren konnten. Das Gesetz 
ist wirklich ein positives Signal.

Erst gestern haben wir alle hier in der Gedenkstunde 
spüren können, welchen Wert es für uns hat, wenn Zeit-
zeugen aus Diktaturen berichten. Daher ist es ist für mich 
eine besondere Ehre, dass sie heute anwesend sind. Als 
Vertreter der ersten Generation Abgeordneter, die im wie-
dervereinigten Deutschland geboren wurde, und im Be-
wusstsein, dass sowohl meine Eltern als auch meine 
Großeltern in unterschiedlichen Diktaturen aufgewach-
sen sind, spüre ich eine besondere Verantwortung, eine 
Verantwortung, ihnen zuzuhören, aber sie auch zu ermun-
tern, weiterhin ihre Geschichten zu erzählen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Ich nehme es auch als eine Mahnung an uns, klar Stellung 
zu beziehen gegenüber totalitärem Gedankengut, sensibel 
zu sein bei Freiheitseinschränkungen und klar zu sagen: 
Wir wollen niemals wieder sozialistische Experimente 
auf deutschem Boden, wir wollen nie wieder eine Dikta-
tur. Wir machen uns tagtäglich dafür stark, dass stets die 
Freiheit gewinnt.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD, 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Von daher stimmen wir aus Überzeugung diesem Ge-
setz heute zu und senden ein positives Signal aus dem 
gesamten Haus ins ganze Land.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Hartewig.
Ich unterbreche zunächst die weitere Aussprache, um 

Ihnen die von den Schriftführerinnen und Schriftführern 
ermittelten Ergebnisse unserer Wahlen bekannt zu ge-
ben.1)

Zunächst das Ergebnis der Wahl eines Stellvertreters 
der Präsidentin des Deutschen Bundestages im ersten 
Wahlgang:

Abgegebene Stimmzettel 639, ungültige Stimmen 1. 
Mit Ja haben gestimmt 77 Abgeordnete, mit Nein haben 
gestimmt 553 Abgeordnete, Enthaltungen gab es 8. Der 
Abgeordnete Thomas Dietz hat die erforderliche Mehr-
heit von mindestens 367 Stimmen nicht erreicht. Er ist 
zum Stellvertreter der Präsidentin nicht gewählt.

Wir kommen dann zur Wahl eines Mitglieds des Par-
lamentarischen Kontrollgremiums gemäß Artikel 45d des 
Grundgesetzes:

1) Namensverzeichnis der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Wahlen 
siehe Anlage 4
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Abgegebene Stimmzettel 639, ungültige Stimmen kei-
ne. Mit Ja haben gestimmt 69 Abgeordnete, mit Nein 
haben gestimmt 567 Abgeordnete, Enthaltungen 3.

(Beatrix von Storch [AfD]: Ganz knapp!)

Die Abgeordnete Beatrix von Storch hat die nach § 2 
Absatz 3 des Gesetzes über die parlamentarische Kon-
trolle nachrichtendienstlicher Tätigkeit des Bundes erfor-
derliche Mehrheit von 367 Stimmen nicht erreicht. Sie ist 
damit als Mitglied des Parlamentarischen Kontrollgremi-
ums nicht gewählt.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Schade!)

Dann kommen wir zurück zur Aussprache zu den Zu-
satzpunkten 14 und 15. Nächster Redner ist der Kollege 
Dr. Götz Frömming, AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Götz Frömming (AfD):
Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Bundesbeauftragte! 

Sehr geehrte Vertreter der Opferverbände! Vor einiger 
Zeit stand ein schon etwas älterer Mann vor meinem 
Büro und bat um ein Gespräch. Er hielt im Arm eine 
Puppe. Ich muss zugeben: Im ersten Moment dachte 
ich, das ist vielleicht ein Verrückter. Ich bat ihn trotzdem 
herein, und er erzählte mir seine Geschichte. Ich erfuhr, 
wofür diese Puppe stand und steht. Diese Puppe stand für 
das Kind, das man ihm geraubt hatte, weil er versucht 
hatte, den Arbeiter- und Bauernstaat zu verlassen. So 
wie ihm ist es vielen Tausenden Eltern ergangen, die 
mit der SED-Obrigkeit in Konflikt geraten sind, die ein-
gesperrt worden sind, oder anderen, die an der Mauer 
sogar erschossen worden sind.

Meine Damen und Herren, die DDR war ein Unrechts-
staat.

(Beifall bei der AfD)

Deshalb ist es gut, dass wir heute an diesem Tag – es 
wurde schon gesagt, es ist ein historischer Tag – einen 
Teil dieses Unrechts wiedergutmachen. 400 Euro monat-
lich – das ist weiß Gott nicht viel; Zeit wurde es – als 
Anerkennung oder Entschädigung für erlittene Haft.

Meine Damen und Herren, es ist schon peinlich, dass 
bis vor Kurzem noch die Opfer selber nachweisen muss-
ten, dass sie bedürftig sind. Es ist gut, dass diese Bedürf-
tigkeitsprüfung jetzt nicht mehr im vorliegenden Gesetz-
entwurf enthalten ist.

(Beifall bei der AfD)

Wir begrüßen es auch, dass die gesundheitlichen Fol-
gen von erlittener Haft nun leichter anerkannt werden 
können. Auch das war eine Demütigung für die Opfer, 
dass sie selbst den Nachweis erbringen mussten, dass ihre 
Erkrankungen, die sie heute noch haben, tatsächlich auf 
die Haft zurückzuführen sind. Dies hat teilweise auch zu 
Retraumatisierungen geführt. Gut, dass auch dies im Ge-
setz nun erleichtert und enthalten sein wird.

Kurzum: Wir begrüßen den vorliegenden Gesetzent-
wurf; wir werden ihm zustimmen. Wir werden ihm 
auch deshalb zustimmen, weil er vieles enthält, was wir 
schon vorher in unserem Antrag gefordert haben.

Meine Damen und Herren, das Thema Wiedergutma-
chung ist damit aber noch nicht erledigt; wir haben noch 
viele weitere Baustellen in diesem Bereich. Eine habe ich 
schon genannt: die geraubten Kinder der DDR. Ebenso 
steht die Aufarbeitung der Speziallager noch aus. Auch 
die Stärkung der Forschungsverbünde zur DDR und viele 
weitere Themen müssen wir noch bearbeiten.

Ich muss Ihnen leider zurufen – Sie haben sich ja alle 
heute selber gelobt; Frau Budde, Sie haben die Zahl ge-
nannt –: 35 Jahre hat es gedauert, bis Sie sich zu den 
Selbstverständlichkeiten, die wir heute beschließen, ha-
ben durchringen können. Das hätte viel schneller gehen 
können

(Mike Moncsek [AfD]: … und müssen!)

und müssen, meine Damen und Herren.
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist die Kollegin 

Sonja Eichwede, SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Sonja Eichwede (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen und 

Kollegen der demokratischen Fraktionen! Liebe Evelyn 
Zupke! Liebe Gäste! Heute stehe ich tief bewegt vor 
Ihnen. Jahrzehntelang haben Sie als Betroffene und viele 
weitere mit Ihnen für die Maßnahmen gekämpft, die wir 
heute endlich mit dem SED-Unrechtsbereinigungsgesetz 
beschließen. Heute erkennen wir endlich das widerfah-
rene Unrecht an und sorgen für eine bessere Unterstüt-
zung.

(Beatrix von Storch [AfD]: Für die Demokra-
ten!)

Für die Überzeugung, die Sie hatten, wurden Sie im 
SED-Regime verfolgt, ausgegrenzt, beruflich benachtei-
ligt. Ihnen wurde Eigentum und – was für mich als Mutter 
schwer erträglich ist – Ihnen wurden Kinder entzogen. 
Viele wurden politisch inhaftiert, auch in Brandenburg 
an der Havel, der größten Stadt in meinem Wahlkreis. 
Das Zuchthaus Brandenburg-Görden war ab 1949 eine 
der größten Haftanstalten der DDR. Heute erinnert die 
Gedenkstätte auf dem Gelände der Justizvollzugsanstalt 
an das Unrecht. Die erfahrenen Repressionen jedoch wir-
ken nach. Die Betroffenen sind in ihrer Lebensführung 
immer noch nachhaltig beeinträchtigt, und auch das hat 
uns die öffentliche Anhörung gezeigt. Sie war eindrück-
lich; sie war bewegend. Dabei möchte ich insbesondere 
auf die Ausführungen des bereits erwähnten Dieter Dom-
browski eingehen, der heute anwesend ist und den wir als 
Betroffenen, aber auch als ehemaligen Vizepräsidenten 
des Brandenburger Landtags kennen.
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Die Verabschiedung des Gesetzes ist 35 Jahre nach der 
Einheit längst überfällig und drängt auch, weil viele der 
Betroffenen bereits im fortgeschrittenen Alter sind. Von 
daher ist es wichtig, dass wir heute endlich dieses Gesetz 
beschließen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und des Abg. Carsten Müller [Braun-
schweig] [CDU/CSU])

Lassen Sie mich auf ein paar Verbesserungen ein-
gehen. Der bundesweite Härtefallfonds für Opfer politi-
scher Verfolgung wurde genannt. Es erfolgt auch die An-
passung der Opferrenten ohne Bedürftigkeitsprüfung, da 
eine solche Prüfung dem Grundgedanken der Anerken-
nung des erlittenen Unrechts widerspricht. Betroffene be-
kommen ein Zweitantragsrecht, da sich die Voraussetzun-
gen geändert haben. Von daher ist das nur folgerichtig 
und wichtig.

Wir führen eine Beweislastumkehr für gesundheitliche 
Folgeschäden insbesondere politischer Haft ein, damit 
die Opfer sich nicht immer wieder trotz der traumatisie-
renden Erlebnisse und schlechtem Gesundheitszustand 
Gutachten unterziehen müssen, die oft retraumatisierend 
wirken. Zwangsausgesiedelte erhalten eine Einmalzah-
lung von 7 500 Euro. Weitere Maßnahmen wurden ge-
nannt. All das ist sehr wichtig.

Grundlegend für dieses Gesetz waren die gute Zusam-
menarbeit mit Evelyn Zupke und die gute überfraktio-
nelle Zusammenarbeit. Wir haben nun die Chance, den 
Betroffenen etwas mehr Gerechtigkeit zukommen zu las-
sen, wenngleich wir wissen, dass das widerfahrene Un-
recht niemals wiedergutgemacht werden kann. Gerade in 
dieser Woche, in der der Kampf für die Demokratie und 
die Freiheit umso wichtiger ist, ist das ein sehr wichtiges 
Signal.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin Eichwede. – Nächste Red-

nerin ist die Kollegin Dr. Christiane Schenderlein, CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Dr. Christiane Schenderlein (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Ich komme aus Nordsachsen, und in 
diesem Landkreis liegt Torgau, ein Ort, der die Ge-
schichte ganz Mitteldeutschlands geprägt hat: einst 
Hauptresidenz der ernestinischen Linie der Wettiner, 
dann Ort der Reformation, später Begegnungsort der 
amerikanischen und sowjetischen Truppen am Ende des 
Zweiten Weltkrieges. Aber Torgau hat auch eine dunkle 
Geschichte: den Geschlossenen Jugendwerkhof, der von 
1964 bis 1989 existierte. Er ist Mahnmal und Sinnbild der 

zweiten Diktatur, die auf deutschem Boden errichtet wur-
de.

Die DDR war ein Unrechtsstaat. Viele Opfer des Sys-
tems leiden bis heute unter den Folgen von Willkür und 
Repression. Viele Opfer waren zum Tatzeitpunkt noch 
Kinder. Etwa eine halbe Million Kinder und Jugendliche 
wuchsen in DDR-Heimen auf; 135 000 von ihnen sollten 
in sogenannten Spezialheimen, den Jugendwerkhöfen, zu 
sozialistischen Persönlichkeiten gedrillt werden. Aber am 
schlimmsten war der Geschlossene Jugendwerkhof in 
Torgau. Es war grausam, wie hier junge, unschuldige 
Menschen physischer und psychischer Gewalt ausgesetzt 
waren. Dieses Unrecht verjährt nicht; denn die Betroffe-
nen tragen diese Leiden ein Leben lang mit sich. Sie 
leiden an gesundheitlichen Langzeitfolgen wie beispiels-
weise an Rheuma aufgrund der miserablen Bedingungen, 
aber oftmals noch viel mehr an der psychischen Zerset-
zung. Psychische Krankheiten wie posttraumatische Stö-
rungen sind die Folge; hinzu kommen Isolation, Scham 
und Angst.

Ich bin dankbar, dass es gelungen ist, die Anerkennung 
dieser Leiden zu erleichtern. Fortan müssen die Betroffe-
nen nichts mehr beweisen, sondern die Verfolgung wird 
als wahrscheinliche Ursache angenommen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Neben der konkreten Hilfe ist allein dieser Umstand auch 
eine wichtige Form der Anerkennung als Opfer.

Ich möchte auch die Opfergruppe der Zwangsumge-
siedelten ansprechen. Etwa 12 000 Menschen mussten 
durch die Sicherung der innerdeutschen Grenze ihr Zu-
hause verlassen – ein Willkürakt ohne Chance auf Wider-
stand. Mit einer Entschädigungszahlung von einmalig 
7 500 Euro werden nun die noch wenigen Überlebenden 
in das Rehabilitationsverfahren mit aufgenommen. Sie 
sind nicht vergessen.

Wir machen einen großen Schritt; der heutige Tag ist 
eine wichtige Wegmarke. Die Ampel hat im Koalitions-
vertrag Zusagen zur Verbesserung der Unterstützung der 
SED-Opfer gemacht. Aber im parlamentarischen Verfah-
ren haben wir gemeinsam den Regierungsentwurf noch-
mals deutlich verbessert. Hier zeigt sich die Stärke des 
Parlaments. Die Opfer müssen eben nicht bis zur nächs-
ten Wahlperiode warten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Auch ich danke allen Kolleginnen und Kollegen, die 
mitgewirkt haben, dass wir nach 35 Jahren diesen großen 
Schritt gegangen sind.

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Dr. Christiane Schenderlein (CDU/CSU):
Ich danke der Opferbeauftragten Frau Zupke und allen 

Opferverbänden, die mit Rat und Tat zur Seite standen. 
Wir werden das Unrecht nicht vergessen –
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Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Frau Kollegin, kommen Sie zum Schluss, bitte.

Dr. Christiane Schenderlein (CDU/CSU):
– und alles dafür leisten, es weiterhin aufzuarbeiten.
Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank. – Nächste Rednerin ist für Bündnis 90/ 

Die Grünen die Kollegin Dr. Paula Piechotta.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Vertreterinnen und 

Vertreter der Opferverbände! Liebe Evelyn Zupke! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Wie wenig wir bei der Auf-
arbeitung der SED-Diktatur vorangekommen sind, sieht 
man an vielen Stellen, nicht nur auf dem ehemaligen 
Gebiet der DDR, aber vor allen Dingen auch dort. Mitten 
in der Leipziger Südvorstadt, durch die ich fast jede Wo-
che fahre, liegt die zentrale Hinrichtungsstätte der DDR. 
Die ist bis heute 364 Tage im Jahr verschlossen. Nur 
einmal im Jahr kann man hinein; da ist nichts aufgear-
beitet. Man bekommt dann eine Führung, bei der erzählt 
wird, dass die damaligen Henker so dreist waren, zu 
denken, dass sie das mitten in der Stadt tun können, und 
dass sie nur mit sehr viel Alkohol ihrem Beruf, Henker in 
der DDR, nachgehen konnten. Das ist ein kaum bekann-
ter Erinnerungsort, einer von vielen, wo wir noch viel 
machen müssen.

Wenn man in Chemnitz die erst 2023 eröffnete Ge-
denkstätte Kaßberg, das zentrale Gefängnis, besichtigt, 
wo der gesamte Häftlingsfreikauf in die BRD organisiert 
wurde und Devisen mit Inhaftierten gemacht wurden, 
dann hört man Geschichten von Frauen, die in der Haft 
die Kloschüsseln mit Lappen leergemacht haben, damit 
sie über das System der Kanalisation miteinander reden 
konnten. Man hört, dass sie, wenn sie dann plötzlich – 
weil sie zusammen freigekauft wurden – über die ver-
bundenen Kloschüsseln hörten, dass ihr Mann, den sie 
vielleicht Monate oder Jahre nicht gesehen hatten, im 
gleichen Gefängnis war, fast in dieser Kloschüssel ver-
schwanden.

Das sind Geschichten, die auch in Ostdeutschland 
kaum jemand kennt, weil wir mit der Aufarbeitung 
noch nicht so weit sind. Wie auch die Geschichte von 
den sogenannten Tripperburgen, wo junge Frauen zum 
Beispiel am Leipziger Hauptbahnhof einfach aufgele- 
sen wurden, wenn sie – in Anführungszeichen – „gegam-
melt“ haben, wenn sie sich nicht so verhalten haben, wie 
das DDR-Regime dachte, dass sich 16-jährige Frauen zu 
verhalten haben, die dann Wochen eingesperrt waren, 
jeden Tag vermeintlich gynäkologisch untersucht wurden 
und bis heute traumatisiert sind und sich nicht zum Frau-
enarzt trauen.

Das sind alles Punkte, die uns zeigen: Es ist keine 
Seltenheit, dass Diktaturen erst eine Generation später 
so richtig aufgearbeitet werden, und wir stehen da an 
vielen Punkten noch am Anfang. Es zeigt aber auch, 
warum selbst viele wie Philipp und ich, die in den 90er- 
Jahren im Osten groß geworden sind, so oft auf sprach-
lose Eltern und Großeltern getroffen sind, auf Großeltern, 
die plötzlich anfingen, loszuweinen, und man konnte das 
gar nicht einordnen.

Das sind alles Punkte, die immer noch das Gift der 
DDR und des Unrechtsstaates und auch der Diktatur, 
die davor nicht aufgearbeitet war, weiter in die Gesell-
schaft einsickern lassen. Und wir werden dieses Gift nur 
loswerden, wenn wir aufarbeiten, wenn wir nicht nur 
rehabilitieren, sondern auch darüber reden. Und da ist 
noch wahnsinnig viel zu tun.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Deswegen gehört zur Wahrheit in diesem Haus auch – 
in einer Woche, in der man sich hier vielleicht so sehr 
zerstritten hat, wie lange nicht mehr in diesem Hohen 
Haus –: Es gibt eben auch diesen Kompromiss zwischen 
den vier großen Parteien, der genau das möglich macht. 
Und das zeigt auch wieder: Das Gute und das Destruktive 
liegen auch in diesem Haus verdammt nah beieinander, 
und es kommt am Ende immer auf die an, die miteinander 
verhandeln.

(Mike Moncsek [AfD]: Warum laden Sie denn 
uns nicht ein?)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Deswegen auch an dieser Stelle noch mal vielen Dank 

an Katrin Budde, Frau Schenderlein, Herrn Müller, 
Philipp Hartewig und Helge Limburg.

Vielen herzlichen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich grüße Sie zu-

nächst einmal. – Der nächste Redner ist Jan Plobner für 
die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Jan Plobner (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen der demokratischen Fraktionen! Liebe 
Gäste! Am 4. November 1992 trat das erste SED-Un-
rechtsbereinigungsgesetz in Kraft. Viele andere Gesetze 
folgten. Und trotz allem gibt es 35 Jahre nach der Fried-
lichen Revolution immer noch grobe Lücken bei der Ent-
schädigung der Opfer des SED-Regimes. Wir haben Op-
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fergruppen übersehen, Schäden nicht anerkannt und lä-
cherliche Summen zur Wiedergutmachung gezahlt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, seit Einführung der 
Opferrente war diese nicht an die allgemeine Rentenent-
wicklung angepasst. Das heißt, eine Maßnahme, von der 
sogar ehemalige Stasimitarbeiter profitiert haben – wir 
haben es schon gehört –, galt nicht für die Entschädigung 
der Opfer – bis heute. Menschen, denen vom SED-Re-
gime Unrecht angetan wurde, mussten nachweisen, dass 
sie arm genug sind, um Anspruch auf unsere Entschädi-
gung für ihr Leid zu haben – bis heute. Opfer, die an 
gesundheitlichen Folgen ihrer Inhaftierung oder ihrer 
Folter leiden, die das aber nicht felsenfest nachweisen 
konnten, haben für ihr Leid keine Entschädigung bekom-
men – bis heute. Zwangsaussiedlungen wurden sym-
bolisch als rechtswidriger Verwaltungsakt angesehen, 
aber finanziell wurde für die Zwangsausgesiedelten 
nichts getan – bis heute.

Heute kommen wir zusammen, um endlich ein Gesetz 
zu verabschieden, das damit aufräumt, ein Gesetz, das 
den Opfern wirklich gerecht werden will. Und auch 
wenn wir das Unrecht des SED-Regimes niemals wirk-
lich wiedergutmachen können, so verabschieden wir 
doch ein Gesetz, das zeigt, dass aus den Versäumnissen 
der letzten 35 Jahre gelernt wurde, und das große Schritte 
geht. Und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und des Abg. Carsten Müller [Braun-
schweig] [CDU/CSU])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die eigentlichen Ver-
antwortlichen für diesen Erfolg sitzen hier oben auf der 
Tribüne: die Mitglieder der Opferverbände, die über 
30 Jahre lang unermüdlich für angemessene Entschädi-
gung gekämpft, die Druck auf die Politik ausgeübt und 
Aufklärung in der Gesellschaft betrieben haben. Liebe 
Gäste, Ihnen gegenüber empfinde ich unendlichen Res-
pekt und Demut für Ihren Einsatz. Vielen Dank dafür!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Das gilt ebenso für die Opferbeauftragte Evelyn Zup-
ke, ohne die dieses Gesetz heute so nicht möglich gewe-
sen wäre. Du hast bewiesen, dass es dein Amt braucht 
und dass du genau die Richtige dafür bist. Auch dir herz-
lichsten Dank dafür!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und des Abg. Carsten Müller [Braun-
schweig] [CDU/CSU])

Es wurde heute noch nicht erwähnt, deswegen sage ich 
ganz kurz: Wir hängen heute ein Omnibusgesetz an, mit 
dem wir Musiklehrerinnen und -lehrern, die bisher nicht 
wirklich wussten, wie sie mit dem Herrenberg-Urteil wei-
ter verfahren können, endlich ein bisschen Sicherheit 
geben. Das ist wichtig, auch wenn es heute eine kleinere 
Rolle spielt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich war am 4. No-
vember 1992, als das erste Unrechtsbereinigungsgesetz 
verabschiedet wurde, ein fideler acht Monate alter 
Franke. Und Wiedervereinigung bedeutet, dass gerade 
auch Menschen wie ich Verantwortung für unsere ge-
meinsame Geschichte übernehmen, junge Westdeutsche, 
die damit vermeintlich eigentlich nicht viel am Hut hat-
ten. Wiedervereinigung bedeutet, dass wir zusammenste-
hen, im Guten wie im Schlechten. Sie bedeutet, dass wir 
gemeinsam dankbar sind für die Freiheit und für den 
Zusammenhalt, die die Menschen in Ostdeutschland 
1989 erkämpft haben.

Sie bedeutet aber auch, dass wir gemeinsam trauern, 
dass wir gemeinsam des Unrechts gedenken, dass das 
Leid einiger unser aller Leid ist. Ja, Wiedervereinigung 
bedeutet, dass es uns alle angeht, wenn Menschen auf 
deutschem Boden Unrecht zugefügt wurde. Dieses Un-
recht darf sich niemals wiederholen. Wir dürfen die Leh-
ren des 20. Jahrhunderts nicht vergessen. Im 21. Jahrhun-
dert gelten sie weiter fort. Ich freue mich sehr, dass uns 
allen dieses Gesetz noch gelungen ist.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und des Abg. Carsten Müller [Braun-
schweig] [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Das Wort erhält Stephan Mayer für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der FDP)

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Sehr verehrte Frau SED-Opfer-
beauftragte! Meine sehr verehrten Vertreter der Opferver-
bände! Ich möchte zu einer SED-Opfergruppe sprechen, 
die aus meiner Sicht nicht immer die notwendige Beach-
tung bekommen hat, die sie verdient hat: zu den Opfern 
des staatlich gelenkten Zwangsdopings.

Es begann im Jahr 1974 mit dem „Staatsplan-
thema 14.25“ und hat bis zum Jahr 1989 gedauert. In 
diesem Zeitraum sind Tausende von Leistungssportlerin-
nen und -sportlern, aber auch viele Freizeitsportler auf 
ganz perfide Art und Weise Opfer des SED-Zwangs-
dopings geworden. Die Folgen waren mannigfaltig, so-
wohl im physischen als auch im psychischen Bereich. Es 
kam zu Körpermissbildungen, zu Veränderungen des 
Körperbaus, zu Wachstumsretardierungen, zu Karzino-
men, zu Leberschäden, zu Organversagen, aber auch in 
psychischer Hinsicht zu Depressionen und, gerade auch 
bei Minderjährigen, zu Posttraumatischen Belastungsstö-
rungen.
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Die Bundespolitik hat reagiert, indem sie zwei Doping-
opfer-Hilfegesetze verabschiedet hat: das erste im Jahr 
2002, das zweite dann im Jahr 2017 mit einer Laufzeit 
bis Ende 2019. Bis Ende 2019 konnten Anträge gestellt 
werden.

Ich bin sehr wohl der Auffassung, dass wir ein Stück 
weit zufrieden sein können mit dem, was bisher erreicht 
wurde. Aber ich sage ganz offen: Dies ist noch nicht 
ausreichend. Es wurde zwar im Rahmen des zweiten 
Dopingopfer-Hilfegesetzes auch noch mal das Entschä-
digungsvolumen auf 13,65 Millionen Euro erhöht, und es 
wurden weit über 1 000 Anträge positiv beschieden, aber 
es gibt noch Lücken. Deshalb bin ich der SED-Opfer-
beauftragten sehr dankbar, dass sie in ihren Jahresberich-
ten immer wieder den Finger in die Wunde gelegt und 
deutlich gemacht hat: Es gibt noch Personengruppen – 
und da meine ich vor allem die Freizeitsportler, die in 
der DDR teilweise auf ganz perfide Art und Weise als 
Versuchskaninchen benutzt wurden –, die bislang noch 
nicht entschädigt wurden.

Ich persönlich bin schon etwas überrascht – das sage 
ich sehr vorsichtig –, dass das Bundesjustizministerium 
der Auffassung ist, dass es keine Veranlassung dafür gibt, 
die Opfer des DDR-Zwangsdopings in das Verwaltungs-
rechtliche Rehabilitierungsgesetz mitaufzunehmen. Und 
Gott sei Dank konnten wir uns im Kreise der Fraktionen, 
die diesen Entschließungsantrag tragen, darauf verständi-
gen, dass wir die Bundesregierung auffordern, diesem 
Thema noch mal sehr substanziiert nachzugehen.

Ich glaube, es gibt gute Gründe dafür, dass man beim 
DDR-Zwangsdoping von einem rechtsstaatlichen Will-
kürakt spricht.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Deshalb ist es aus meiner Sicht gerechtfertigt, zu prüfen, 
die Opfer des DDR-Zwangsdopings in das Verwaltungs-
rechtliche Rehabilitierungsgesetz und damit in das 
Bundesversorgungsgesetz mitaufnehmen. Ich halte es 
für richtig, dass wir in diesem Entschließungsantrag die 
SED-Opferbeauftragte ermächtigen, –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Sie müssen bitte langsam zum Schluss kommen.

Stephan Mayer (Altötting) (CDU/CSU):
– die vorhandenen Forschungsergebnisse auszuwerten, 

insbesondere was die gesundheitlichen Langzeitfolgen 
anbelangt.

Ich bin dankbar, dass es möglich ist, diesen substanzi-
ierten Entschließungsantrag heute zur Abstimmung zu 
stellen. Ich bitte um Zustimmung und freue mich darauf, 
auch in der nächsten Legislaturperiode dieses Thema 
weiterhin nachdrücklich und engagiert vertreten und be-
arbeiten zu dürfen.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP und der Abg. Dr. Paula 
Piechotta [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Damit schließe ich die Aussprache.
Wir sind bei Zusatzpunkt 14 und kommen zur Abstim-

mung über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Gesetzentwurf zur Verbesserung rehabilitierungsrecht-
licher Vorschriften für Opfer der politischen Verfolgung 
in der ehemaligen DDR.

Der Rechtsausschuss empfiehlt in seiner Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 20/14744, den Gesetzent-
wurf der Bundesregierung auf Drucksache 20/12789 in 
der Ausschussfassung anzunehmen. Die Fraktion der 
AfD hat beantragt, über den Gesetzentwurf in der Aus-
schussfassung getrennt abzustimmen, und zwar zum ei-
nen über die Artikel 6a und 6b, zum anderen soll über den 
Gesetzentwurf im Übrigen abgestimmt werden.

Ich bitte nun diejenigen, die Artikel 6a und 6b des 
Gesetzentwurfs in der Ausschussfassung zustimmen wol-
len, um das Handzeichen. – Das sind die SPD-Fraktion, 
Bündnis 90/Die Grünen, die CDU/CSU-Fraktion, die 
Gruppe Die Linke; BSW ist nicht anwesend. Wer stimmt 
dagegen? – Das ist niemand. Wer enthält sich? – Die 
FDP-Fraktion und die AfD-Fraktion. Artikel 6a und 6b 
sind somit angenommen.

Ich bitte nun diejenigen, die den übrigen Teilen des 
Gesetzentwurfs in der Ausschussfassung zustimmen wol-
len, um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen und 
die Gruppe Die Linke. – Gegenstimmen gibt es dann 
keine, Enthaltungen auch nicht. Die übrigen Teile des 
Gesetzentwurfs sind einstimmig angenommen. Alle Teile 
des Gesetzentwurfs sind damit in zweiter Beratung an-
genommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind wiederum alle Fraktionen und auch die Gruppe 
Die Linke. Gibt es Gegenstimmen? – Das sehe ich nicht. – 
Enthaltungen gibt es auch nicht. Damit ist der Gesetz-
entwurf endgültig angenommen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
Linken – Abgeordnete aller Fraktionen erhe-
ben sich)

Wir haben noch einen Zusatzpunkt. Wenn Sie sich kurz 
noch einmal setzen könnten, wir machen das noch eben 
zu Ende.

Zusatzpunkt 15. Mir liegt eine Erklärung nach § 31 
unserer Geschäftsordnung vor.1)

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag der 
Fraktionen der SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen 
und FDP auf Drucksache 20/14702 mit dem Titel 
„Die Geschädigten des staatlich organisierten Doping-
systems der ehemaligen DDR als Opfergruppe anerken-
nen und besser unterstützen“. Wer stimmt für diesen An-
trag? – Das sind wiederum alle Fraktionen. Wer stimmt 
dagegen? – Das ist die Gruppe Die Linke. Wer enthält 

1) Anlage 5
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sich? – Das ist niemand. Damit ist auch dieser Antrag mit 
großer Mehrheit angenommen. – So, jetzt können Sie 
sich freuen.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP, der 
AfD und der Linken – Die Fraktionen der 
SPD, der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN, der FDP, der AfD und der 
Gruppe Die Linke erheben sich)

Vielen herzlichen Dank.

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, die heutige Tagesordnung soll um die 
Beratung von zwei Beschlussempfehlungen des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord-
nung – das sind die Drucksachen 20/14805 und 20/ 
14806 – jeweils zu einem Antrag auf Genehmigung zur 
Durchführung eines Strafverfahrens erweitert werden. 

Diese sollen jetzt gleich als Zusatzpunkte 46 und 47 
zur Beratung aufgerufen werden. Dieses Verfahren ent-
spricht der langjährigen Praxis des Deutschen Bundes-
tages. Ich gehe davon aus, dass wir auch heute so ver-
fahren. Ist das der Fall? – Dann ist das so, und die Punkte 
sind aufgesetzt.

Ich rufe jetzt auf den Zusatzpunkt 46: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung (1. Ausschuss) 

Antrag auf Genehmigung zur Durchführung 
eines Strafverfahrens

Drucksache 20/14805

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Der Ausschuss 
empfiehlt, die Genehmigung zu erteilen. Wer stimmt für 
diese Beschlussempfehlung? – Das sind alle Fraktionen 
und auch die Gruppe Die Linke. Gegenstimmen? – Gibt 
es keine. Enthaltungen? – Auch nicht. Die Beschluss-
empfehlung ist einstimmig angenommen.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 47: 

Beratung der Beschlussempfehlung des Aus-
schusses für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung (1. Ausschuss) 

Antrag auf Genehmigung zur Durchführung 
eines Strafverfahrens

Drucksache 20/14806

Auch hier ist eine Aussprache nicht vorgesehen. Der 
Ausschuss empfiehlt, die Genehmigung zu erteilen. Wer 
stimmt für diese Beschlussempfehlung? – Das sind wie-
derum alle Fraktionen und auch die Gruppe Die Linke. 
Gegenstimmen? – Keine. Enthaltungen? – Keine. Auch 
diese Beschlussempfehlung ist einstimmig angenommen.

Wir fahren in unserer Tagesordnung fort. Ich rufe auf 
die Tagesordnungspunkte 12 a und 12 b: 

a) – Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuss) zu dem Antrag der Bundes-
regierung 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der durch die 
Europäische Union geführten Operation 
European Union Naval Force ASPIDES 
(EUNAVFOR ASPIDES)

Drucksachen 20/14044, 20/14709

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache 20/14789

b) – Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuss) zu dem Antrag der Bundes-
regierung 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der Mission 
der Vereinten Nationen in der Republik 
Südsudan (UNMISS)

Drucksachen 20/14045, 20/14708

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache 20/14790

Über beide Beschlussempfehlungen werden wir später 
namentlich abstimmen.

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 
vorgesehen. – Ich glaube, Sie sind so weit.

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort erhält zu-
nächst Lamya Kaddor für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Lamya Kaddor (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Seit mehr als einem Jahr greift die Huthi-Miliz im Jemen 
gezielt internationale Handelsschiffe im Roten Meer an. 
Sie tun es aus vermeintlicher Solidarität mit den Palästi-
nenserinnen und Palästinensern, nachdem die Hamas Is-
rael am 7. Oktober brutal angegriffen hat und damit 
Krieg, Not, Elend über Gaza gebracht hat, aber auch, 
um sich im innerjemenitischen Konflikt zu profilieren.

Der Auftrag von Aspides ist der Schutz der Handels-
schiffe im Roten Meer. Deutschland ist als Exportnation 
auf freie und sichere Handelswege und Seewege beson-
ders angewiesen. Aspides trägt maßgeblich dazu bei und 
bleibt weiterhin eine wichtige Mission. An dieser Stelle 
möchte ich natürlich auch meinen expliziten Dank an all 
die deutschen Soldatinnen und Soldaten aussprechen, die 
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in unterschiedlichster Funktion an dieser Mission betei-
ligt sind und unter teils äußerst gefährlichen Bedingun-
gen erfolgreich ihren Auftrag erfüllen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Die Huthis werden unterstützt und ausgerüstet und 
handeln mindestens im Interesse des Irans. Berichte legen 
nahe, dass auch die Zusammenarbeit zwischen den Hut-
his und Russland zunimmt. Jemenitische Söldner werden 
an die Front in der Ukraine geschickt. Russland liefert im 
Gegenzug Waffen an die Huthis. Die Huthis spielen in 
dieser unheilvollen Achse Moskau–Teheran–Peking– 
Pjöngjang eine wichtige Rolle. Diese Achse dürfte nach 
der Niederlage der Hisbollah und dem Machtwechsel in 
Syrien noch an Bedeutung zunehmen.

Meine Damen und Herren, Aspides ist damit nicht nur 
eine erfolgreiche Marinemission, sondern auch ein Aus-
weis erfolgreicher europäischer Zusammenarbeit in der 
Sicherheitspolitik, die dem globalen Bedrohungsnetz-
werk aus Russland und Iran etwas entgegensetzt. Genau 
deshalb ist es so wichtig, dass wir diesen Ansatz weiter-
verfolgen und diese Mission verlängern.

Neben militärischen Mitteln bedarf es eines umfassen-
den EU-Ansatzes für Stabilität in der Region rund um das 
Rote Meer. Militär allein reicht nicht, um der Destabili-
sierungsstrategie Teherans oder Moskaus zu begegnen. 
Die Zusammenarbeit mit allen Anrainerstaaten sollte 
auf ein logischerweise nachhaltiges Engagement zur Be-
friedung der Konflikte im Jemen, im Sudan oder auch in 
Nahost abzielen. Wo wir uns zurückziehen – so muss ich 
es betonen –, füllen Iran, Russland und China die Lücke.

Europa hat mit Aspides eine Antwort formuliert. Las-
sen Sie uns diese Mission gemeinsam heute fortführen! 
Es ist dringend notwendig. Ich rate meiner Fraktion drin-
gend, diese Mission mitzuverlängern und dafürzustim-
men.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Dr. Johann David Wadephul für 

die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Johann David Wadephul (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Für die CDU/CSU-Fraktion kündige ich an, dass wir 
ebenfalls zustimmen werden und dringend dem ganzen 
Haus empfehlen, diese beiden Missionen weiter zu man-
datieren. Wir haben das ausführlich in den Ausschüssen 
miteinander diskutiert. Wir können das guten Gewissens 
tun.

Ich mache allerdings die Anmerkung dazu, dass ich bei 
derartigen Debatten erwarte, dass das federführende Aus-
wärtige Amt mit mehreren Staatsministern eigentlich in 
der Lage sein müsste, auch an solchen Debatten teilzu- 

nehmen. Es ist auch eine Form des Respektes gegenüber 
dem Parlament, hier anwesend zu sein und an den Debat-
ten möglichst auch teilzunehmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP, der AfD und der Linken und 
des Abg. Jürgen Coße [SPD])

In der Sache ist es so, dass beide Missionen richtig und 
notwendig sind. Sie sind allerdings langwierig, und sie 
beanspruchen die Bundeswehr materiell und personell 
auf das Äußerste. Deswegen muss ich sagen, in der 
nächsten Legislaturperiode müssen diejenigen von uns, 
die darüber Entscheidungen zu treffen haben werden, 
miteinander verantwortungsvoll darüber diskutieren, 
was wir der Bundeswehr zumuten und wie wir sie aus-
statten.

Wenn wir uns die Mission Aspides genau angucken, 
dann ist in der Tat an allererster Stelle festzustellen, dass 
die Fregatte „Hessen“ mit ihrer Besatzung dort – Frau 
Kollegin Kaddor, ich schließe mich Ihren Worten an – 
einen hervorragenden seemännischen Einsatz geleistet 
hat und soldatische Disziplin und Mut bewiesen hat. All 
diesen Soldatinnen und Soldaten schuldet der Deutsche 
Bundestag, der sie ja dorthin geschickt hat, wirklich Dank 
und Anerkennung für diese Tätigkeit, die sie für uns 
gemeinsam dort verrichtet haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN, der FDP und der AfD)

Wir haben aber nicht unendlich viele Fregatten der 
Sachsen-Klasse, und in dem Moment, wo die Fregatte 
„Hessen“ dort im Einsatz gewesen ist, haben wir sofort 
eine Fähigkeitslücke im Nordatlantik gehabt, wo norma-
lerweise die Fregatte „Hessen“ ihren NATO-Auftrag 
hätte erfüllen müssen. Das zeigt ad hoc, dass die Bundes-
wehr weiter zu schwach ausgestattet ist, dass wir mehr 
seegehende Einheiten brauchen; das gilt für alle anderen 
Dimensionen genauso gut.

Zum Zweiten zeigt sich mit Blick darauf, dass dieser 
Einsatz faktisch beendet worden ist und dass zwei weitere 
Einheiten, die im Indopazifik-Einsatz gewesen sind, die 
„Baden-Württemberg“ und die „Frankfurt am Main“, die-
ses Seegebiet umfahren haben, dass wir uns die Fähig-
keiten unserer Kriegsschiffe anschauen müssen. Sie sind 
nämlich bedauerlicherweise einer Auseinandersetzung 
mit dieser Terroristengruppe der Huthis technisch nicht 
mehr gewachsen. Das muss jeder von uns bedenken, der 
Soldatinnen und Soldaten in einen Einsatz dort schickt. 
Das haben Sie begründet: Der internationale Seeverkehr 
ist wichtig. Das Rote Meer ist de facto gesperrt für den 
Seeverkehr; es fährt niemand mehr richtig durch. Wir 
müssen unsere Soldatinnen und Soldaten auch bei den 
seegehenden Einheiten mit einem technischen Gerät ver-
sorgen, sodass sie in der Lage sind, auch einen Einsatz 
gegen die Huthis durchzustehen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Die zweite Bemerkung, die ich dazu machen möchte, 

ist diejenige, dass wir keinen einzigen dieser Konflikte, 
weder denjenigen im Südsudan, wo wir mit einem gerin-
gen Personaleinsatz, aber auch sehr lange tätig sind, noch 
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denjenigen gegen die Huthis, allein mit militärischen 
Mitteln bewältigen werden. Es zeigt sich nämlich, dass 
alle anderen, die noch über bessere militärische Fähig-
keiten auch auf See verfügen, wie die Vereinigten Staaten 
von Amerika, das Vereinigte Königreich und andere, die 
durchaus auch Landziele im Jemen angegriffen haben, es 
nicht geschafft haben, am Ende die Huthis in der Weise 
auszuschalten und zu neutralisieren, dass das Rote Meer 
und damit der Suezkanal und eine der wichtigsten See-
verbindungen zwischen Asien, Südostasien und Europa 
wieder sicher wäre.

Also, rein militärisch lässt sich das nicht lösen. Wir 
können uns hier noch für zehn weitere Bundeswehrman-
date aussprechen, wenn wir nicht eine Strategie ent-
wickeln. Das gilt natürlich auch für Afrika. Das bedeutet 
Eindämmung des Iran an allererster Stelle. Das ist ein 
großes Manko, muss ich sagen, was diese Bundesregie-
rung uns hinterlassen hat: Es fehlt eine wirklich abge-
stimmte Strategie, im europäischen Rahmen, auch mit 
Bündnispartnern anderswo auf der Welt, den Iran wir-
kungsvoll einzudämmen. Das ist eine der großen Auf-
gaben, die in der nächsten Legislaturperiode ganz schnell 
angepackt werden müssen, meine sehr verehrten Damen 
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – Zu-
ruf der Abg. Sara Nanni [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

– Nein, die Politik ist an der Stelle gefragt. Sie müssen 
nicht immer reflexhaft antworten. Formulieren Sie gerne, 
was das Außenministerium unter grüner Verantwortung 
an der Stelle geleistet hat!

(Jürgen Coße [SPD]: Ich komme nach Ihnen!)

– Kollege Coße wird das nachher solidarisch mit der 
Restkoalition darstellen. – Wir haben das an vielen Stel-
len kritisiert. Sie kennen die Listung der Garden usw. Es 
gibt viele Maßnahmen, die man hätte treffen müssen. Es 
fehlt seitens der Bundesrepublik Deutschland an einer 
konsequenten Politik, die realistisch die Feindseligkeit 
des Iran einschätzt.

Dann müssen wir zu den rechtlichen Grundlagen kom-
men. Sie sehen den komplizierten Titel, der da genannt 
ist: EUNAVFOR Aspides. Es ist mit einer Konstruktion 
gerade eben noch gelungen, sozusagen ein europäisches 
Mandat herzuleiten, weil man an der Stelle gesagt hat: 
Wir müssen auf Artikel 24 Absatz 2 Grundgesetz, auf ein 
System kollektiver Sicherheit rekurrieren, um ein solches 
Mandat zu rechtfertigen. Wenn das nicht gelungen wäre, 
dann hätten wir vor der Frage gestanden: Gehen wir dann 
überhaupt dorthin? Ich glaube, das hätte nicht die Ant-
wort sein können. Das heißt, wir werden in der nächsten 
Legislaturperiode auch darüber reden müssen, ob nicht 
eine andere verfassungsrechtliche Herleitung möglich 
ist – das haben wir in anderen Debatten schon angespro-
chen –, nämlich aus Artikel 87a, damit wir sagen können: 
Wir verteidigen die nationale Sicherheit auch durch sol-
che Einsätze und brauchen nicht zwangsläufig eine Dis-
kussion über Artikel 24 Absatz 2 Grundgesetz. Es ist eine 
wichtige, notwendige rechtspolitische Diskussion, die 
wir in unserem sicherheitspolitischen Interesse miteinan-
der führen müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Sie müssen jetzt wirklich zum Schluss kommen.

Dr. Johann David Wadephul (CDU/CSU):
Ich muss zum Schluss kommen. – Ich möchte einen 

abschließenden Satz sagen, –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Ja, einen letzten.

Dr. Johann David Wadephul (CDU/CSU):
– weil es meine letzte Wortmeldung in einer außen-

politischen Debatte ist und ich in der ersten Debatte 
auch dazu gesprochen habe. Ich möchte mich bedanken, 
dass in vielen Bereichen in der demokratischen Mitte ein 
Zusammenwirken in vielen außen- und europapolitischen 
Punkten möglich gewesen ist. Ich glaube, das zeichnet 
dieses Haus aus.

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Danke schön.

Dr. Johann David Wadephul (CDU/CSU):
Das sollten wir uns auch für die Zukunft bewahren.
Herzlichen Dank für das Verständnis, Frau Präsidentin 

und liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Das Verständnis war natürlich da, aber ist tatsächlich 

begrenzt.

(Heiterkeit)

Wir haben noch einen ziemlich langen Abend vor uns, 
und wenn Sie schon so viele Minuten haben, nehmen Sie 
bitte den Dank in Ihre Redezeit auf. Ein klarer Appell an 
den nächsten Redner, der Jürgen Coße heißt und für die 
SPD-Fraktion jetzt spricht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Jürgen Coße (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Frau Wehrbeauftragte! Ich nehme Ihren Rat an, mache 
das sofort an erster Stelle und beginne meine Rede damit, 
Danke an die Soldatinnen und Soldaten vor Ort, im Roten 
Meer, im Golf von Aden und im Südsudan zu sagen. Sie 
sind es, die durchaus Deutschlands internationale Hand-
lungsfähigkeit verkörpern und im Zweifel sogar Kopf 
und Kragen für unser Land riskieren. Deshalb haben 
sie, glaube ich, unseren Dank verdient, liebe Kolleginnen 
und Kollegen.
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(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Ich will den Blick auf die ganze Region „Horn von 
Afrika“ richten, eine Region, die oft am Rande unserer 
Aufmerksamkeit steht, aber keineswegs am Rande der 
Welt, eine Region, die unabhängig von der Verlängerung 
der wichtigen Mandate Aspides und UNMISS auf unse-
rer Agenda stehen sollte. Das Horn von Afrika ist nicht 
nur ein geografisches Zentrum am Schnittpunkt von Kon-
tinenten, sondern auch ein Ort von immenser geopoliti-
scher Bedeutung. Konflikte dort haben Auswirkungen 
weit über die Region hinaus, bis nach Deutschland. Die 
Bedrohung der freien Schifffahrt, länderübergreifende 
Terrornetzwerke – all diese Herausforderungen betreffen 
uns direkt.

Zeitgleich erleben wir am Horn von Afrika besorgnis-
erregende humanitäre Krisen. Allein im Südsudan und im 
benachbarten Sudan sind derzeit über 30 Millionen Men-
schen von akuter Nahrungsmittelunsicherheit betroffen. 
Eine Hungersnot breitet sich aus. Es ist die schlimmste 
Hungerkrise weltweit seit der Hungersnot am Horn von 
Afrika 2011. Derartige Katastrophen fördern wiederum 
Konflikte und im Übrigen auch Flucht.

Angesichts der beschriebenen Realitäten müssen wir 
klare Prioritäten setzen.

Erstens. Es braucht mehr Aufmerksamkeit für die Re-
gion. Das Horn von Afrika darf nicht nur aufgrund von 
Bundeswehrmissionen Teil unserer politischen Diskus-
sion sein. Wir müssen in unserem Parlament, in unseren 
Medien und in unserer Gesellschaft eine klare Botschaft 
senden: Die Region ist wichtig, sie verdient unsere Unter-
stützung auf Augenhöhe, und sie erfordert unser lang-
fristiges Engagement, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Eine strategische Partnerschaft auf Grundlage gegensei-
tiger Interessen und unserer Werte bleibt unser Ziel.

Zweitens. Es braucht Gelder. Weder unsere außenpoli-
tischen noch unsere entwicklungspolitischen Budgets 
dürfen durch die Schuldenbremse diesem Engagement 
zum Opfer fallen. Gelder, die in die Region fließen, sollen 
nicht gekürzt werden; denn jede Kürzung wäre eine 
Verneinung unserer Verantwortung und eine verpasste 
Chance, Stabilität, Frieden und Sicherheit zu fördern. 
Deutschland muss außen-, entwicklungs- und verteidi-
gungspolitisch weiterhin am Horn von Afrika präsent 
bleiben, auch im Rahmen von Aspides und von UNMISS.

Drittens. Es braucht mehr Afrika-Expertise innerhalb 
der Ministerien, aber auch innerhalb des Bundestages, 
insbesondere nachdem unser Afrika-Politiker schlecht-
hin, Karamba Diaby, leider nicht mehr antreten wird. 
Lieber Karamba, es war mir eine Ehre, mit dir zusam-
menzuarbeiten. Ich wünsche dir für die Zukunft nur das 
Beste.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie der Abg. Susanne Ferschl [Die Linke])

Abschließend will ich noch betonen: Stabilität, Frieden 
und Sicherheit am Horn von Afrika liegen im strategi-
schen Interesse Deutschlands, und mit unserer Betei-
ligung an den Missionen Aspides und UNMISS leisten 
wir ganz konkrete Unterstützung zur Eindämmung von 
regionalen Konfliktherden.

Meine Fraktion, die SPD, stimmt dem Antrag der Bun-
desregierung zu, und ich bitte das ganze Haus, diesen zu 
unterstützen. Lieber Johann Wadephul, diese Debatte 
zeigt vielleicht: Es ist möglich, gemeinsam Verantwor-
tung zu übernehmen. Ich würde mir wünschen, dass uns 
das auch morgen, am Freitag, gelingt – mithilfe der CDU/ 
CSU.

(Zuruf des Abg. Dr. Johann David Wadephul 
[CDU/CSU])

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Jetzt erhält das Wort Sandra Weeser für 

die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP)

Sandra Weeser (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Wir debattieren hier heute unter einem Tages-
ordnungspunkt die Fortsetzung zweier Auslandseinsätze 
der Bundeswehr mit zwei völlig unterschiedlichen sicher-
heitspolitischen Zielen. Ich halte das, ehrlich gesagt, 
nicht für dienlich, weil es die parlamentarische Sorgfalts-
pflicht verletzt.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD)

Wer die beiden Einsätze gleichsetzt, wird ihrer jeweiligen 
Komplexität nicht gerecht. Unsere Soldaten verdienen es, 
dass das Parlament die Mandate explizit adressiert. Das 
ist eine Frage der Wertschätzung.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der AfD und der Abg. Annette Widmann-Mauz 
[CDU/CSU])

Nun aber zu den Mandaten. Die Beteiligung an der 
EU-Operation Aspides ist nicht nur eine sicherheitspoli-
tische Verpflichtung, sondern sie ist auch eine wirtschaft-
liche Notwendigkeit. Deutschland ist eine Exportnation, 
und die Sicherheit von Transportschiffen ist für unsere 
Wirtschaft von zentraler Bedeutung. Seitdem die Huthi- 
Miliz aus dem Jemen heraus gezielt Handelsschiffe an-
greift, sehen wir eine massive Verschiebung der mariti-
men Routen. Das bedeutet längere Transportzeiten, er-
höhte Frachtkosten und belastet wichtige Lieferketten. 
Aspides ist die Antwort der Europäischen Union auf 
diese Bedrohung, und die Bundeswehr leistet dazu mit 
luftgestützter Aufklärung und Stabspersonal einen wich-
tigen Beitrag.
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Diese Beteiligung ist wichtig und richtig, aber sie zeigt 
auch unsere strukturellen Defizite. Unsere Verteidigungs-
fähigkeit muss die Sicherung globaler Interessen deutli-
cher in den Blick nehmen; denn die Bedrohungslage wird 
komplexer, vielfältiger und ist direkter mit unseren na-
tionalen Interessen verknüpft. Geopolitische Überlegun-
gen müssen mit industrie- und rüstungspolitischen Erfor-
dernissen in Einklang gebracht werden.

Wer die Zeitenwende ernst nimmt, darf sie nicht auf 
bestimmte Konflikte beschränken. Zeitenwende bedeutet 
auch: Deutschland muss seine ökonomischen Interessen 
auch auf den Weltmeeren verteidigen können. Deutsch-
land muss seine Rolle in der europäischen Sicher- 
heitsarchitektur aktiv gestalten und zur strategischen Au-
tonomie Europas beitragen. Und Deutschland muss si-
cherstellen, dass unsere Bundeswehr für die Bewältigung 
dieser Herausforderungen nicht nur politisch legitimiert, 
sondern auch materiell ausgestattet ist.

(Beifall bei der FDP)

Langfristig wird eine stabile Sicherheitsordnung aber 
nur durch diplomatische Einbettung der militärischen 
Strategie zu machen sein. Es ist Zeit, dass wir auch mit 
unseren außenpolitischen Instrumenten dementsprechend 
agieren.

Zur UN-Friedensmission UNMISS im Südsudan, in 
einem der fragilsten Staaten der Welt, ist zu sagen, dass 
der geschlossene Waffenstillstand brüchig ist. Die huma-
nitäre Lage ist dramatisch. Die UN-Mission bleibt einer 
der wenigen verbliebenen Anker der Stabilität in der Re-
gion. Deutschland zeigt mit seiner Beteiligung, dass es zu 
langfristigem Engagement fähig ist. Die Beteiligung an 
UNMISS ist eine humanitäre Verpflichtung und bleibt 
unbestritten sinnvoll.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich wünsche mir, 
dass wir bei der sicherheitspolitischen Debatte nicht nur 
über Mandate und Zahlen sprechen, sondern auch quali-
tative Auseinandersetzungen nicht scheuen, nämlich über 
unsere strategische Verantwortung in einer zunehmend 
unsicheren Welt, und dass wir jene immer im Blick be-
halten, die mit ihrer Gesundheit und ihrem Leben für uns 
in der Welt einstehen: unsere Soldatinnen und Soldaten. 
Sie verdienen unsere Anerkennung, unseren Respekt und 
vor allem unsere volle politische Unterstützung und Ver-
antwortung.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der CDU/CSU)

Auf Europa kommen herausfordernde Zeiten zu. Ich 
bin Deutsch-Französin und mit Herzblut Mitglied der 
Deutsch-Französischen Parlamentarischen Versamm-
lung. Eins bleibt auch für den Außen- und Sicherheits-
bereich klar: Deutschland und Frankreich sind die beiden 
Herzkammern Europas und müssen gerade jetzt noch viel 
mehr gemeinsam für ein souveränes Europa einstehen – 
ein Europa, das handlungsfähig ist, geopolitisch mit einer 
Stimme spricht und seine sicherheitspolitische Verant-
wortung wahrnimmt. Der deutsch-französische Zusam-
menhalt ist entscheidend für die europäische Sicherheits-
kultur und -architektur. Wenn wir ein Europa der Ver- 

teidigungsfähigkeit und der Resilienz wollen, dann müs-
sen wir unsere Partnerschaft weiter vertiefen, auch mit 
unseren europäischen Nachbarn.

Ich schließe heute meine vorerst letzte Rede in diesem 
Hohen Haus mit einem Wunsch: Lassen Sie uns die 
deutsch-französischen Beziehungen, so kompliziert sie 
auch manchmal erscheinen mögen, niemals aus den Au-
gen verlieren; denn sie sind und bleiben das Fundament 
für ein starkes Europa.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Jürgen Coße 
[SPD] und Annette Widmann-Mauz [CDU/ 
CSU])

Ich danke meinen tollen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern und vor allen Dingen meiner Familie für die 
tolle Unterstützung in den letzten Jahren, ohne die vieles 
nicht möglich gewesen wäre. Meine Damen und Herren, 
es war mir eine Ehre.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Frau Weeser, wenn ich Sie jetzt richtig verstan-

den habe, treten Sie nicht wieder an. War das so gemeint 
mit „vorerst letzte Rede“?

(Sandra Weeser [FDP]: Ja!)

– Ja, doch. – Dann möchte ich Ihnen für Ihr Engagement 
danken. Sie waren zwei Legislaturperioden hier, und ne-
ben dem Engagement – ich erlaube mir, das einfach mal 
zu sagen – haben Sie immer eine große Portion gute 
Laune hier mit reingebracht. Das hat Sie sehr ausgezeich-
net. Vielen, vielen Dank!

(Beifall)

Der nächste Redner ist Hannes Gnauck für die AfD- 
Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Hannes Gnauck (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Heute 

stimmen wir über die Fortsetzung zweier bedeutender 
Auslandseinsätze der Bundeswehr ab, zum einen über 
die Beteiligung an der UN-Mission UNMISS im Südsu-
dan und zum anderen über die europäisch geführte Mis-
sion Aspides im Roten Meer. Beide Mandate sind von 
großer Bedeutung, doch gilt es, ihre jeweilige Relevanz 
und Wirkung sorgfältig abzuwägen.

Der Südsudan zählt zu den fragilsten Staaten der Welt. 
Millionen Menschen leiden dort unter Gewalt, Ernäh-
rungsunsicherheit und humanitären Katastrophen. Die 
UNMISS-Mission leistet einen wichtigen Beitrag zum 
Schutz der Zivilbevölkerung, zur Ermöglichung humani-
tärer Hilfe und zur Umsetzung des Friedensprozesses. 
Deutschland trägt mit Stabspersonal und Beobachtern 
erheblich dazu bei, das Land zu stabilisieren.

Sie konnten bereits gestern bei der Abstimmung sehen, 
dass es mit der AfD konstruktive Mehrheiten für eine 
vernunftorientierte Politik in diesem Hause gibt.
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(Beifall bei der AfD)

Obwohl wir von der AfD-Fraktion, wie Sie wissen, Aus-
landseinsätzen der Bundeswehr grundsätzlich kritisch ge-
genüberstehen, unterstützen wir selbstverständlich Man-
date, die darauf abzielen, Fluchtursachen zu bekämpfen 
und den Migrationsdruck auf Europa und speziell auf 
Deutschland zu verringern. Mit der AfD können Sie nicht 
nur die Symptome bekämpfen und die Grenzen schlie-
ßen, sondern auch eine nachhaltige Lösung für die Mi-
grationsproblematik erreichen.

(Beifall bei der AfD)

Besonders hervorzuheben ist die Operation Aspides. 
Ziel dieser Mission ist es, die Freiheit der Schifffahrt 
und die Sicherheit der Handelswege im Roten Meer zu 
gewährleisten. Diese Mission gehört zu den originären 
Aufgaben der deutschen Marine. Sie dient unmittelbar 
der Sicherung deutscher Interessen, dem Schutz deut-
scher Handelsrouten und der Gewährleistung unserer 
wirtschaftlichen Stabilität. Rund 15 Prozent des weltwei-
ten maritimen Handels fließen durch diese Region. Ein 
reibungsloser Warenverkehr ist für Deutschland von exis-
tenzieller Bedeutung. Die Bedrohung durch die Huthi- 
Miliz, die gezielt Handelsschiffe angreift, verdeutlicht 
noch einmal die Dringlichkeit dieses Einsatzes.

Ein kritischer Blick auf die Ausgestaltung der Mission 
Aspides zeigt jedoch erhebliche Defizite. Während die 
US-Marine mit ihrer Operation Prosperity Guardian ent-
schlossen gegen die Huthi-Miliz vorgeht und deren An-
griffe effektiv eindämmt, stellt Deutschland derzeit nicht 
einmal mehr ein geeignetes Schiff zur Verfügung. Dabei 
hat die Fregatte „Hessen“ doch hervorragende Arbeit ge-
leistet. Sie hat 27 Handelsschiffe erfolgreich geschützt 
und ihre Flugabwehrfähigkeiten unter Beweis gestellt. 
Dies wirft also die zentrale Frage auf, warum ein erfolg-
reiches Mandat, das ja unmittelbar deutschen Interessen 
dient und zum Kernauftrag der Marine gehört, nicht mit 
den notwendigen Ressourcen ausgestattet wird, um seine 
volle Wirksamkeit zu entfalten.

Stattdessen bindet die Bundesregierung militärische 
Kapazitäten zum Beispiel bei Übungen im Indopazifik – 
eine strategische Weichenstellung, deren sicherheitspo- 
litischer Mehrwert für Deutschland zumindest fraglich 
erscheint, birgt sie doch das Potenzial, geopolitische 
Spannungen noch zu verschärfen. Angesichts knapper 
Verteidigungsressourcen stellt sich also die berechtigte 
Frage, ob solche Einsätze tatsächlich Priorität genießen 
sollten oder ob Deutschland nicht vielmehr seine be-
grenzten Mittel gezielt für die Wahrnehmung zentraler 
sicherheitspolitischer Aufgaben einsetzen muss. Ich 
sage es Ihnen ganz klar und deutlich: Die deutsche Ma-
rine hat im Indopazifik nichts zu suchen.

(Beifall bei der AfD)

Unsere Ressourcen sollten für die Wahrung deutscher 
Interessen eingesetzt werden, zum Beispiel für Missionen 
wie Aspides. Dafür benötigen wir eine schlagkräftige, gut 
ausgerüstete Truppe. Trotz der angebrachten Kritik stim-
men wir der Fortsetzung auch dieses Mandates zu, da es 
eindeutig der Sicherung deutscher Interessen und dem 
Schutz unserer Wirtschaft dient. Gleichzeitig fordern 

wir die Bundesregierung eindringlich auf, das Mandat 
nun endlich wieder mit Leben zu füllen, sodass der Auf-
trag auch erfüllt werden kann.

Mein abschließender Dank gilt allen Soldaten. Sie leis-
ten einen unverzichtbaren Beitrag für Frieden, Sicherheit 
und den Schutz deutscher Interessen weltweit.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Der nächste Redner ist Boris Mijatović für die Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Boris Mijatović (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau 

Wehrbeauftragte Högl! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Beide Missionen zeigen: Die Bundesrepublik 
Deutschland ist ein verlässlicher internationaler Partner 
für Sicherheit, Diplomatie und humanitäre Verantwor-
tung in einer Welt voller Krisen. Unsere Soldatinnen 
und Soldaten sowie unsere Polizistinnen und Polizisten 
leisten hierbei Großartiges. Ihnen gilt unser besonderer 
Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP und des Abg. Dr. Johann David Wadephul 
[CDU/CSU])

Ich möchte Ihnen drei Argumente an die Hand geben, 
die für die Verlängerung der Mandate sprechen:

Erstens. Aspides sichert Handelsrouten weltweit, auf 
die wir alle angewiesen sind. Die Bedrohung durch An-
griffe im Roten Meer – sie wurde genannt – gefährdet 
nicht nur Handelsschiffe, sondern auch unsere wirtschaft-
liche Stabilität. Ein freier und sicherer Handel ist die 
Grundlage unseres Wohlstands in der Welt. Das gilt nicht 
nur für das Rote Meer, sondern – und da muss der Redner 
von der AfD jetzt stark sein – auch für andere wichtige 
Wasserstraßen wie die Straße von Taiwan und die Straße 
von Malakka. Handelswege müssen offen und sicher 
sein. Das Seevölkerrecht – nur mal ganz am Rande – ist 
eine der ältesten Regeln des internationalen Völkerrechts. 
Das gilt es zu schützen, und genau hier setzt Aspides an.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Ein zweites Argument, meine Damen und Herren, ist 
die Sicherheit. UNMISS schützt die Zivilbevölkerung im 
Südsudan. Ich war selber mit dem Menschenrechtsaus-
schuss Ende Oktober letzten Jahres im Südsudan, und wir 
haben uns ein Bild von der Lage dort, von der humanitä-
ren Situation vor Ort machen können: Überflutungen und 
Überschwemmungen im Norden des Landes, schwierige 
staatliche Strukturen. Aber aus den Gesprächen mit den 
Einsatzkräften vor Ort haben wir schon gelernt, was es 
bedeutet, auch mit wenig personellen Ressourcen eine 
große Wirkung entfalten zu können. Das liegt am Enga-
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gement der Soldatinnen und Soldaten und der Polizistin-
nen und Polizisten. An der Stelle noch mal herzlichen 
Dank!

Das Land steht vor immensen Problemen. Südsudan 
steht vor seinem 14. Unabhängigkeitstag und hat erheb-
liche Probleme. Lehrerinnen und Lehrer werden seit fast 
einem Jahr nicht bezahlt, arbeiten aber trotzdem weiter. 
Im Norden, in Sudan, sind Millionen Menschen auf der 
Flucht in den Süden. All dies – ich habe die Überschwem-
mungen angesprochen – wird durch die Klimakrise deut-
lich verschärft. Deswegen müssen wir mit UNMISS dort 
weiter präsent sein.

Das führt mich zu meinem dritten Punkt. Krisen ma-
chen keinen Halt an nationalen Grenzen. Wir wissen, dass 
sie Auswirkungen haben: auf die lokale Bevölkerung, 
insbesondere auf Frauen und Kinder, auf die Nachbar-
länder und auf die internationalen Beziehungen. UN-
MISS schützt den Friedensprozess im Südsudan, leistet 
einen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung, und das wol-
len wir weiter unterstützen.

Als Bundesrepublik Deutschland setzen wir uns ein für 
Sicherheit, Diplomatie, aber auch für humanitäre Ver- 
antwortung. Mit den Mandaten übernehmen wir eine An-
sprechpartnerfunktion. Sie sind Ausdruck unserer Ver-
pflichtung gegenüber einer regelbasierten internationalen 
Ordnung. Wir ducken uns nicht weg, sondern überneh-
men mit unseren Partnern in der Welt Verantwortung für 
den Schutz von Menschenleben, für Frieden, Freiheit und 
Stabilität. Meine Damen und Herren, die Bundesrepublik 
ist ein verlässlicher Partner, und das wird auch so bleiben.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Jetzt darf ich das Wort geben an 

Annette Widmann-Mauz für ihre eventuell letzte Rede, 
so wurde mir gesagt, für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und des Abg. Ulrich Lechte [FDP] – Dr. Johann 
David Wadephul [CDU/CSU]: Man weiß es 
nicht!)

Annette Widmann-Mauz (CDU/CSU):
Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Ein zentrales Element der Zeitenwende ist, dass 
wir auch in der Außen- und Sicherheitspolitik priorisie-
ren und Entscheidungen treffen müssen. Wenn der Fokus 
auf unserer Landes- und Bündnisverteidigung liegen 
muss, kommen wir um die Beantwortung zentraler Fra-
gen nicht herum: In welche Auslandseinsätze schicken 
wir unsere Soldatinnen und Soldaten? Wo bringen diese 
Einsätze am meisten, wenn Personal und Ressourcen 
überall dringend benötigt werden?

Für uns als Union steht fest: Der Einsatz unserer Sol-
datinnen und Soldaten bei der EU-Marineoperation Aspi-
des, aber auch bei UNMISS im Südsudan ist weiter rich-
tig und macht einen Unterschied. Und deshalb werden 
wir der Verlängerung beider Mandate auch zustimmen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Auch in einer Phase des politischen Umbruchs stehen 
wir zur Verantwortung, die in Europa und international 
mehr denn je von Deutschland erwartet wird. Vor knapp 
einem Jahr haben wir mit Aspides einen neuen Auslands-
einsatz beschlossen, der gleich zum größten und bislang 
gefährlichsten für unsere Marine wurde. Es ist ein heraus-
fordernder Einsatz, der den Soldatinnen und Soldaten viel 
abverlangt, und deshalb gebührt ihnen allen unser Dank 
und unsere Anerkennung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Ich brauche hier nicht mehr zu erläutern, wie wichtig 
offene Seewege und der Schutz der Handelsschiffe im 
Roten Meer vor den Angriffen der Huthis für Deutsch-
land und für Europa sind; das haben andere bereits getan. 
Doch so wichtig und unerlässlich dieser Einsatz ist: Die 
Mission wird ihrem Schutzauftrag bislang noch nicht voll 
gerecht. Warum? Weil die EU-Partner und auch wir nicht 
in der Lage sind, genügend Schiffe abzustellen. Nach 
dem erfolgreichen Einsatz der Fregatte „Hessen“ sollte 
sich Deutschland im zweiten Halbjahr letzten Jahres mit 
der Fregatte „Hamburg“ an Aspides beteiligen. Sie wird 
aber im östlichen Mittelmeer gebraucht, um auf Entwick-
lungen im Nahen Osten reagieren zu können.

So wichtig diese Abwägungen sind, so zeigen sie doch: 
Wenn wir als Europäische Union imstande sein wollen, in 
unserer unmittelbaren Nachbarschaft für Sicherheit zu 
sorgen, dann müssen wir mehr tun. Das beginnt bei der 
Ausstattung unserer Marine, der Bundeswehr insgesamt 
und dem, was wir in der EU gemeinsam leisten können 
und wollen.

(Beifall der Abg. Nina Warken [CDU/CSU] – 
Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!)

Genauso können wir nicht wegsehen, wenn sich im 
Südsudan und Sudan die größte humanitäre Katastrophe 
weltweit abspielt. Nach einer Reihe von Putschen in 
Westafrika, einem neuen Gewaltausbruch im Kongo 
und einer weiteren volatilen Lage am Horn von Afrika 
spannt sich ein Bogen der Instabilität von West- nach 
Ostafrika, dessen Auswirkungen uns in Europa unmittel-
bar berühren.

Es braucht also militärische Unterstützung weiterhin 
auch dort, wo es um elementare Menschenrechte und 
den Zugang zu humanitärer Hilfe geht. Unsere Soldatin-
nen und Soldaten sorgen mit ihren Patrouillen tagtäglich 
für den Schutz von Frauen, Mädchen und Kindern – ein 
zahlenmäßig zwar geringer, aber dennoch vielbeachteter 
Beitrag.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Die humanitäre Lage im Südsudan, die Gewalt, die 
derzeit wieder aus dem Sudan überschwappt, machen 
unser weiteres Engagement im Südsudan unerlässlich. 
Daran wird sich auf absehbare Zeit leider wohl nichts 
ändern. Auch der politische Druck auf die Konfliktpar-
teien muss steigen – gerade jetzt, wo die Friedensgesprä-
che in Nairobi wieder aufgenommen wurden. Deutsch-
land und die Bundeswehr werden ihren Beitrag dazu 
leisten.

Das ist und war heute meine letzte Rede von diesem 
Pult. In den letzten 26 Jahren hatte ich das große Privileg, 
in meiner Arbeit in Parlament und Regierung unglaublich 
interessanten Menschen zu begegnen und wichtige Vor-
haben mitgestalten und voranbringen zu können. Ich habe 
viel Unterstützung und große Kollegialität erfahren – in 
der CDU, der Unionsfraktion und auch darüber hinaus. 
Besonders dankbar bin ich aber für den großen Rückhalt, 
den mir mein Wahlkreis und mein fantastisches Mitarbei-
terteam in Tübingen und Berlin stets gegeben hat.

Ein Satz, der mich die ganze Zeit bei meiner Arbeit 
begleitet hat, stammt von dem Philosophen Karl Popper: 
„Optimismus ist Pflicht.“ Diesen Optimismus, nämlich 
das Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten und Stärken, 
die Kraft der Gemeinschaft und Gottes Segen, das wün-
sche ich Ihnen für die Zukunft und unserem Land.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie des Abg. Dr. Götz Frömming [AfD] – 
Die Abgeordneten der CDU/CSU erheben 
sich)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Liebe Frau Widmann-Mauz, sieben 

Legislaturperioden verzeichnet unser Buch. Man kann 
eine so lange Zeit ja gar nicht von hier aus jetzt anständig 
würdigen. Aber ich möchte schon nennen: Ihr Engage-
ment hatte auch mit Ämtern zu tun. Sie waren Parlamen-
tarische Staatssekretärin im Gesundheitsministerium, 
Staatsministerin bei der Bundeskanzlerin; das war die 
Zeit, in der wir uns auch etwas mehr begegnet sind.

Ich möchte Ihnen einfach alles, alles Gute wünschen, 
Ihnen sehr danken für diese lange Zeit, die Sie sich nicht 
nur für dieses Haus, sondern für das Land, für Deutsch-
land, eingesetzt haben. Und ich glaube, viele kennen Sie 
hier ja auch schon länger und wissen, mit wie viel En-
gagement Sie an die Dinge wirklich herangehen und sie 
auch immer sehr empathisch bei anderen Menschen rü-
berbringen. Ich glaube, das ist schon eine besondere Ga-
be. Ganz herzlichen Dank dafür! Alles Gute für Sie!

(Beifall)

Wir kommen zu einer weiteren letzten Rede: Wolfgang 
Hellmich für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Dr. Johann 
David Wadephul [CDU/CSU] und Stephan 
Thomae [FDP])

Wolfgang Hellmich (SPD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Wehrbeauftragte! 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wie Sie sagten, halte 
ich heute meine letzte Rede – zu einem Mandat. Meine 
erste Rede vor circa 13 Jahren war auch zu einem Man-
dat, nur bezogen auf eine ganz andere Gegend dieser 
Welt, nämlich Afghanistan. Ich habe die Debatte über 
Afghanistan im Laufe dieser Tage sehr intensiv verfolgt, 
weil es über viele Jahre einen Großteil unserer Arbeit 
ausgemacht hat, die im Rahmen der Mandate in Afgha-
nistan eingesetzten Soldatinnen und Soldaten zu beglei-
ten. Die Parallelität zu den hier zu diskutierenden Man-
daten liegt darin, dass es darum geht, Menschen zu 
schützen, Frieden zu schützen, Frieden herzustellen, Si-
cherheit herzustellen, und das mit militärischen Mitteln. 
Das war für Deutschland nicht immer selbstverständlich.

Es ist viel zu den beiden in Rede stehenden, zu dis-
kutierenden Mandaten gesagt worden. Das brauche ich an 
der Stelle nicht alles zu wiederholen. Ich möchte nur zwei 
Punkte vom Kollegen Wadephul aufnehmen, weil er die 
Finger in Wunden gelegt und Punkte aufgezeigt hat, an 
denen wir werden arbeiten müssen:

Der erste Punkt: die Frage, wie es mit der Ausstattung, 
der Ausrüstung aussieht. Ja, das, was die Bundeswehr an 
Schiffen hat, ist nicht dazu gedacht, die Aufgaben zu 
machen, die sie jetzt machen soll. Deshalb setze ich 
sehr auf die Fregatte F 127; denn internationales Seerecht 
muss nicht nur geschützt, es muss auch durchgesetzt wer-
den.

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: Ja!)

Dazu braucht man die nötigen Mittel und die nötigen 
Soldatinnen und Soldaten, die diese Mittel auch einsetzen 
und anwenden können.

Der zweite Punkt. Wir haben nicht sehr viel Zeit, über 
diese Fragen abstrakt zu sprechen. Wenn im März dieses 
Jahres, also sehr bald, auf der europäischen Ebene der 
Entwurf eines Weißbuches zur Sicherheit und Verteidi-
gung auf den Tisch gelegt wird, dann werden wir uns sehr 
konkret verhalten müssen und bekennen müssen, was wir 
denn an der Stelle für Europa leisten wollen und leisten 
können. Da wird es sehr konkret werden müssen.

Ich bin leider nicht mehr dabei, wenn das hier dis-
kutiert wird. Das tut mir sehr leid; das müssen andere 
tun. Aber hier ist doch der Ort, um dankzusagen – Dank 
dafür, dass ich jetzt 13 Jahre in diesem Haus der Demo-
kratie, in der Herzkammer der deutschen Demokratie, 
meinem Land ein Stück dienen durfte, Dank an meine 
Familie, vor allem an meine Frau, die oft auf mich ver-
zichten musste, an meine Partei und die Wählerinnen und 
Wähler, die mit dafür gesorgt haben, dass ich hier bin, an 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in meinen Büros in 
Lippstadt, in Soest und hier in Berlin und an die Kolle-
ginnen und Kollegen, auch über Parteigrenzen hinweg, 
mit denen ich sehr kollegial gestritten habe – dem einen 
oder anderen, der einen oder anderen mag ich auf die 
Zehen getreten haben; es mag seine Gründe gehabt ha-
ben –, auf jeden Fall aber immer konstruktiv gestritten 
habe.
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Ich möchte mich bei den schwerstversehrten Soldatin-
nen und Soldaten und ihren Familien, die mich auf Ein-
ladung des BundeswehrVerbandes einen Tag an der Ost-
seeküste haben in die Abgründe ihres Berufs blicken 
lassen, ganz besonders bedanken. Denn das sind Eindrü-
cke, die geblieben sind und die mich immer daran er-
innert haben, was die Soldatinnen und Soldaten tun und 
wie weit es gehen kann, in Ausübung ihres Eides, ihres 
Dienstes, den sie für unser Land tun. Dafür gilt ihnen 
mein Dank, allen Soldatinnen und Soldaten, den zivilen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern,

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

hier auch ganz besonders denjenigen, die sich für die 
Veteranenarbeit eingesetzt haben und damit für mehr An-
erkennung der Soldatinnen und Soldaten in unserer Ge-
sellschaft gesorgt haben.

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen, ich 
melde mich ab – nicht ganz! Denn wenn es darum geht, in 
der nächsten Zeit um Recht und Freiheit und Demokratie 
zu streiten, wenn es um die Verteidigung der Rechte und 
um Gerechtigkeit geht, dann bin ich immer dabei. Ich bin 
nämlich Sozialdemokrat, und deshalb werden wir weiter 
streiten. Bei diesem Streiten werde ich dabei sein.

Glück auf, und vielen Dank für die Zeit!

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP – 
Die Abgeordneten der SPD erheben sich)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Sehr geehrter Herr Abgeordneter, lieber Wolfgang – 

vielleicht kann ich es ja auch mal so direkt machen –, 
auch bei dir gibt es ja ein paar Stationen, von denen 
man zumindest zwei hier nennen könnte: als Schatzmeis-
ter der Parlamentarischen Versammlung der NATO – 
wenn ich das jetzt richtig gesagt habe –

(Dr. Johann David Wadephul [CDU/CSU]: 
Sehr richtig!)

und auch als Vorsitzender des Verteidigungsausschusses, 
immer sehr präsent, immer sehr aktiv. Ich habe mich eben 
die ganze Zeit gefragt, ob jemals jemand gesehen hat, 
dass du ausgerastet bist. Ich glaube, das hat es nie gege-
ben.

(Wolfgang Hellmich [SPD]: Ein Mal! – Hei-
terkeit bei Abgeordneten der SPD)

– Doch!
Ich wünsche alles Gute für die Zukunft, und ich hoffe, 

dass du auch so bleibst. Tatsächlich, wir brauchen alle 
aufrechten Demokraten in diesem Land. Vielen lieben 
Dank für das ganze Engagement!

(Beifall bei der SPD)

Jetzt kommen wir zu Kathrin Vogler für die Gruppe 
Die Linke.

(Beifall bei der Linken)

Kathrin Vogler (Die Linke):
Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Wir stimmen heute nach nur 78 Minuten Debatte 
über die Verlängerung von vier bewaffneten Bundes-
wehreinsätzen ab. Wie Sie wissen, lehnt Die Linke die 
Auslandseinsätze der Bundeswehr ausnahmslos ab und 
fordert eine grundlegend andere Außenpolitik, die auf 
Diplomatie, zivile Konfliktlösungen und gerechte Wirt-
schaftsbeziehungen setzt.

(Beifall bei der Linken)

Deswegen werden wir auch diese beiden Einsätze jetzt 
wieder ablehnen.

Aber ich will noch etwas sagen: Es macht mir richtige 
Sorgen, wie die Parlamentsbeteiligung bei Auslandsein-
sätzen in diesem Haus zur Farce verkommt. Als ich 2009 
in den Bundestag gewählt wurde, haben wir hier noch 
jeden Bundeswehreinsatz einzeln ausführlich debattiert. 
2010 hat das Parlament mindestens 200 Minuten, also gut 
dreieinhalb Stunden, allein über den Bundeswehreinsatz 
in Afghanistan gesprochen. Auch wenn danach immer 
eine Mehrheit hier im Haus dem am Ende katastrophal 
gescheiterten Einsatz zugestimmt hat, hatte Die Linke 
wenigstens die Möglichkeit, ihre abweichende Position 
inhaltlich ausführlich zu begründen.

Heute ist die Mehrheit hier im Haus der Auffassung, 
dass für bewaffnete Bundeswehreinsätze 20 Minuten De-
battenzeit pro Einsatz schon zu viel wären. Das mögen 
vielleicht die Jüngeren von Ihnen für normal halten, aber 
das ist es nicht.

(Beifall bei der Linken)

Die Soldatinnen und Soldaten und die Öffentlichkeit ha-
ben eine transparente Debatte darüber verdient.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Reden Sie doch mal über den Einsatz!)

Ich finde auch, dass es eine unerträgliche Selbstent-
machtung des Parlaments ist. Die Parlamentsbeteiligung 
bei Bundeswehreinsätzen ist in harten politischen Debat-
ten und Auseinandersetzungen durchgesetzt worden. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, nutzen Sie sie! Die 
Bundesregierung zu kontrollieren, ist Aufgabe nicht nur 
der Opposition, sondern von jedem und jeder Einzelnen 
hier.

(Beifall bei der Linken – Dr. Johann David 
Wadephul [CDU/CSU]: Sagen Sie mal etwas 
zur Sache, Frau Kollegin! Sagen Sie mal etwas 
zum Südsudan! Sagen Sie mal etwas zu UN-
MISS! – Boris Mijatović [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Kein Wort zu UNMISS!)

Dafür möchte ich Ihnen einen Satz des unsterblichen 
Kurt Tucholsky mitgeben: „... nichts ist schwerer und 
nichts erfordert mehr Charakter, als sich in offenem Ge-
gensatz zu seiner Zeit zu befinden und laut zu sagen: 
Nein.“

(Beifall bei der Linken – Dr. Johann David 
Wadephul [CDU/CSU]: Nichts zur Sache ge-
sagt! – Lamya Kaddor [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dafür hat Ihre Zeit ja gereicht!)
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Und jetzt kommt noch eine letzte Rede, 

nämlich von Josip Juratovic für die SPD-Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und des 
Abg. Stephan Thomae [FDP])

Josip Juratovic (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Verehrte Damen und 

Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich schließe 
mich meinen Fraktionskollegen vollumfänglich an und 
bitte um Ihre Zustimmung zu den Anträgen. Mein beson-
derer Dank gilt unseren Soldatinnen und Soldaten, die 
sich täglich für unsere Sicherheit einsetzen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Kolleginnen und Kollegen, da dies nach fünf Wahl-
perioden meine letzte Rede im Deutschen Bundestag 
ist, erlauben Sie mir einige Dankesworte und Gedanken 
zum Abschied.

Mein besonderer Dank gilt meinen Wählerinnen und 
Wählern, die mir als ehemaligem Gast- und Fließband-
arbeiter ihr Vertrauen geschenkt haben. Das spricht für 
das Deutschland von heute. Ich danke meiner SPD-Frak-
tion für ihre solidarische Unterstützung sowie Ihnen, ge-
schätzte Kolleginnen und Kollegen, für die gute Zusam-
menarbeit im Parlament.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Mein besonderer Dank gilt auch meinen Brüdern und 
Schwestern aus dem Gebetsfrühstückskreis. Überpartei-
lich und überkonfessionell durften wir gemeinsam die 
Präambel unserer Verfassung vorleben, „im Bewusst-
sein“ der „Verantwortung vor Gott und den Menschen“.

Kolleginnen und Kollegen, als Zugewanderter stellt 
man sich immer wieder die Frage nach eigener Heimat-
zugehörigkeit und Identität. Meine Heimat ist die deut-
sche Verfassung. Ich bin ein Sozialdemokrat und ein Ver-
fassungspatriot.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und der Abg. Annette Widmann-Mauz 
[CDU/CSU])

Aus historischer Erfahrung wissen wir: Unsere Ver-
fassung schützt uns vor Nationalisten, Fundamentalisten 
und Fanatikern, egal welcher nationalen Herkunft, die 
uns unserer Heimat berauben wollen. Wir Verfassungs-
patrioten lieben unser Land und begegnen einander mit 
Respekt. Nationalisten hingegen säen Hass und Miss-
trauen aus purem Machtkalkül. Ja, wir Verfassungspatrio-
ten, ob deutscher oder nichtdeutscher Herkunft, stehen 
heute vor gleichen Sorgen und Herausforderungen, und 
wir wissen: Diese lassen sich nur miteinander statt gegen-
einander lösen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN und des Abg. Stephan Thomae 
[FDP])

Kolleginnen und Kollegen, nach 20 Jahren im Deut-
schen Bundestag stellt sich die Frage: Was habe ich er-
reicht? Allein nichts von besonderer Bedeutung. Ich gebe 
zu, oft flog mir bei unseren Debatten durch den Kopf: 
Mein Gott, do machsch was mit, bis Rente kriegsch.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der 
SPD – Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Spaß beiseite! Ich hatte die Ehre, mit vielen von Ihnen – 
oft über Fraktionsgrenzen hinweg – Kompromisse zu 
schließen, die unseren Mitmenschen in Zeiten globaler 
Krisen Frieden und Wohlstand ermöglichten. Denn ein 
Kompromiss ist keine Schwäche, sondern der Garant 
für Fortschritt, Stabilität und Zusammenhalt – übrigens 
die beste Verteidigung unserer Heimat nach außen. Aller-
dings: Auch Kompromisse haben ihre Grenzen, nämlich 
dann, wenn sie die Charta der Menschenrechte verletzen, 
den festen Bestandteil unserer Verfassung.

Kolleginnen und Kollegen, nun stehen wir vor der 
Neuwahl der Repräsentanten unserer Bevölkerung in die-
sem Hohen Haus. Politik braucht Vision und Emotion. 
Jedoch darf niemand mit den menschlichen Gefühlen 
spielen, sie schon gar nicht für politische Zwecke miss-
brauchen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Einigkeit und Recht und Freiheit kann man auch an der 
Wahlurne zerstören. Deshalb: Seid wachsam! Wer in der 
Demokratie schläft, wacht in der Diktatur auf.

Gott schütze dieses Haus und unsere freiheitliche De-
mokratie in Deutschland und in Europa!

Danke und tschüs!
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und der 
Linken – Die Abgeordneten der SPD sowie 
Abgeordnete der CDU/CSU und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. 
Michael Georg Link [Heilbronn] [FDP] erhe-
ben sich)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Sehr geehrter Herr Abgeordneter Juratovic, lieber 

Josip, ich möchte die persönlichen Verabschiedungen ge-
rade gar nicht stören, aber doch ganz kurz sagen: Ich 
glaube, eins wird allen hier wirklich in Erinnerung blei-
ben, gerade denen, die deinen Weg länger begleiten durf-
ten: dass du dich immer und sehr ausdrücklich für Frieden 
eingesetzt hast. Bei dir hatte das einfach immer noch mal 
einen ganz anderen Klang; denn du hast dich für den 
Balkan im Besonderen eingesetzt, für Kroatien, für Bos-
nien. Du warst immer dabei. Du hast immer wieder ge-
mahnt, dass solche schrecklichen Dinge nicht wieder pas-
sieren dürfen. Und du hast dich auch für das Thema 
Einwanderung im Besonderen immer wieder ausgespro-
chen und daran gearbeitet.
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Ganz herzlichen Dank für dein Engagement und alles 
Liebe und alles Gute! Und bleib der Demokratie immer 
erhalten!

(Beifall)
Ich schließe jetzt die Aussprache und möchte an der 

Stelle noch der Wehrbeauftragten danken, dass sie der 
Debatte beigewohnt hat; denn ich hatte am Anfang ver-
gessen, sie zu begrüßen. Das habe ich hiermit nachgeholt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, jetzt kommen wir zu 
den Abstimmungen über die Beschlussempfehlungen des 
Auswärtigen Ausschusses zu den Anträgen der Bundes-
regierung zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte. Die Fraktionen SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen haben jeweils namentliche Abstim-
mung verlangt, die wir hintereinander während des fol-
genden Tagesordnungspunktes durchführen werden. 
Nach Schließung der ersten namentlichen Abstimmung 
wird die zweite namentliche Abstimmung eröffnet.

Zuerst stimmen wir über die Beschlussempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag der Bundes-
regierung zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der durch die Europäische 
Union geführten Operation European Union Naval Force 
ASPIDES (EUNAVFOR ASPIDES) ab. Der Ausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
20/14709, den Antrag der Bundesregierung auf Druck-
sache 20/14044 anzunehmen.

Sie haben zur Abgabe Ihrer Stimme nach Eröffnung 
der Abstimmung 20 Minuten Zeit. Wie ist es mit den 
Schriftführerinnen und Schriftführern? Haben sie die 
Plätze besetzt? – Wunderbar. Dann eröffne ich die erste 
namentliche Abstimmung, also die über die Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 20/14709. Die Abstim-
mungsurnen werden um 22.27 Uhr geschlossen. Das be-
vorstehende Ende der namentlichen Abstimmung gebe 
ich Ihnen dann wieder rechtzeitig bekannt.1)

Ich bitte um ein wenig Ruhe hier im Saal; denn wir 
müssen ja weitermachen. Schaffen Sie es, die Gespräche 
auf den Gängen einzustellen? – Ja.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 19: 

Zweite und dritte Beratung des von der Fraktion 
der CDU/CSU eingebrachten Entwurfs eines Ge-
setzes zur Anpassung des Mutterschutzge- 
setzes und weiterer Gesetze – Anspruch auf 
Mutterschutzfristen nach einer Fehlgeburt 
(Mutterschutzanpassungsgesetz) 

Drucksache 20/14231

Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschus-
ses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
(13. Ausschuss)

Drucksache 20/14783

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten ver-
einbart. Sind die Rednerinnen und Redner da? – Das ist 
der Fall.

Dann eröffne ich die Aussprache, und das Wort erhält 
Dr. Franziska Krumwiede-Steiner für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Franziska Krumwiede-Steiner (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Liebe Eltern! Wow, wir führen einen gestaffel-
ten Mutterschutz nach einer Fehlgeburt ein. Wer hätte das 
gedacht? Ich nicht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Als ich vor einem Jahr in den Bundestag nachgerückt 
bin und meine Büroleiterin mir gesagt hat, dass ich direkt 
in der ersten Woche ein Treffen zum gestaffelten Mutter-
schutz nach einer Fehlgeburt haben werde, habe ich ihr 
gesagt, dass ich dieses Gesetz nicht verhandeln kann. Ich 
sah nicht die Relevanz, nicht bei einer frühen Fehlgeburt. 
Ich verstand die Emotionalität nicht, und ich wollte sie 
auch nicht verstehen. Aus meiner Perspektive war mir 
viel Schlimmeres passiert, und meine Empathie reichte 
für so etwas nicht aus.

Daraufhin hat meine Büroleiterin, die so viel klüger ist 
als ich, mich mit Betroffenen und der Petentin vernetzt, 
und mir wurde klar, dass meine Haltung von Grund auf 
falsch war. Leid, das Frauenkörpern und -seelen ge-
schieht, wiegt anderes Leid nicht auf. Sie sind nicht mit-
einander vergleichbar und sollten nicht gegeneinander 
verhandelt werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Bei einem Kinderwunsch kann eine Fehlgeburt eine 
erträumte Zukunft wie eine Seifenblase zerplatzen lassen. 
Und ja, nicht bei allen geschieht eine Fehlgeburt. Sie 
kann unter Umständen andauern, traumatisierend sein 
und zu Depressionen führen. Deshalb ist es so wichtig, 
dass wir mit unserem heutigen Beschluss einen gestaffel-
ten Mutterschutz nach einer Fehlgeburt einführen und 
damit einen Schutzraum schaffen, der nichts voraussetzt 
und wo Frauen sich nicht mehr rechtfertigen müssen. Für 
Bündnis 90/Die Grünen ist klar: Wir stehen ein für alle 
Frauen. Sie können fortan selbst entscheiden: Nehme ich 
Mutterschutz in Anspruch? Lasse ich mich krankschrei-
ben, oder gehe ich direkt wieder arbeiten?

Jede dritte Frau! Jedes Erleben einer Fehlgeburt ist 
individuell. Diesem Frauenrecht auf individuelle Selbst-
bestimmung tragen wir mit diesem Gesetz Rechnung.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Als Bündnisgrüne fehlt uns noch eine kleine Sache im 
Gesetzentwurf der Union, die im rot-grünen Gesetzent-
wurf enthalten gewesen wäre – danke an das Familien-
ministerium an der Stelle für die wichtige fachliche Vor-
arbeit –: Auch selbstständige Frauen, die privat versichert 
sind, sollten nach Fehlgeburten Anspruch auf Kranken-1) Ergebnis Seite 27390 C
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tagegeld haben. Die, die freiwillig gesetzlich versichert 
sind, schließen wir ein. An dieser Stelle auch ein Dank an 
Johanna Röh. Auch deine Petition wird Politik machen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Nicole Bauer [FDP])

Deswegen ist unser gemeinsamer Entschließungsantrag 
so wichtig. Er verpflichtet die zukünftige Regierung da-
zu, Selbstständige, die privat versichert sind, so schnell 
wie möglich in den Schutz aufzunehmen.

Im Übrigen muss auch die Familienstartzeit kommen.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD)
Dass wir diesem Entwurf der CDU/CSU heute zustim-

men, zeigt zwei Dinge, die uns hoffen lassen für unsere 
Demokratie:

Erstens. Petitionen zeigen Wirkung.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)
Danke, Natascha Sagorski!

Zweitens. Demokratische Mehrheiten sind möglich, 
wenn wir ganz klassisch miteinander verhandeln, um 
Inhalte ringen –

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Sie müssen aber bitte zum Schluss kommen.

Dr. Franziska Krumwiede-Steiner (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN):

– das ist auch meine letzte Rede; ich nutze das ganz 
kurz –,

(Heiterkeit bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

hart in der Sache, fair im Umgang. Das schätze ich an 
Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD, von 
den Linken, von der FDP und, ja, auch von Ihnen, CDU.

(Dorothee Bär [CDU/CSU]: CSU auch!)
Eine Mehrheit ohne Faschisten ist möglich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie des Abg. Stephan 
Thomae [FDP])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Okay, das war mir jetzt nicht bekannt. Ich glaube, Sie 

treten auch noch mal an.
(Dr. Franziska Krumwiede-Steiner [BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN]: Unfreiwillig!)
– Auf eine andere Art, genau. – Wir wünschen Ihnen 
trotzdem alles Gute.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Dann erhält jetzt das Wort Silvia Breher für die CDU/ 
CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Silvia Breher (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Liebe Frauen! Und vor allen Dingen: Liebe Natascha 
Sagorski! Heute ist dein Tag. Am 19. Dezember 2024 
hast du geschrieben: Ich wünsche mir ein Weihnachts-
wunder. – Da hatten wir die erste Lesung, noch von 
zwei Gesetzentwürfen. Und etwas verspätet: Heute wird 
es dieses Weihnachtswunder geben. Das ist vor allen 
Dingen dir und dieser Petition zu verdanken sowie den 
ganzen Mitstreiterinnen und Mitstreitern und der Öffent-
lichkeit, die hergestellt worden ist. Das zeigt: Die Demo-
kratie funktioniert in unserem Land, wenn Menschen 
Dinge aufs Tableau heben, die wichtig sind, von denen 
sie überzeugt sind und für die sie streiten. Dann kann es 
im Parlament auch mal schnell gehen. Im Namen aller 
Frauen in diesem Land danke ich für diese Petition.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Worum geht es in diesem Gesetzentwurf? Um den 
Mutterschutz, um den Schutz durch die Gesellschaft, 
den es bislang für Frauen bei einer Fehlgeburt, bei einer 
stillen Geburt erst ab der 24. Schwangerschaftswoche 
oder ab einem Gewicht des totgeborenen Babys von 
500 Gramm gibt. Davor gibt es eben nichts.

Es ist ein Tabu. Frauen reden nicht darüber, man ver-
schweigt es. Man macht einfach so weiter wie vorher, 
oder man lässt sich krankschreiben. Aber den Schutz 
durch die Gesellschaft haben Frauen an der Stelle eben 
noch nicht. Und genau das, liebe Frauen, ändern wir 
heute mit unserem Gesetzentwurf, den wir gleich mit 
Zustimmung der CDU/CSU, der FDP, des Bündnis-
ses 90/Die Grünen und der SPD gemeinsam verabschie-
den werden.

Zukünftig wird der Anspruch auf Mutterschutz schon 
ab der 13. Schwangerschaftswoche greifen und dann auf-
wachsend gestaffelt. Und er wird freiwillig sein für die 
Frauen. Sie dürfen sich entscheiden. Es ist ein Recht, aber 
keine Pflicht, ihn in Anspruch zu nehmen. Jede darf für 
sich entscheiden: Brauche ich diesen Schutzraum, oder 
hilft es mir, wenn ich weiter arbeiten gehen kann? Genau 
das ist der entscheidende, der wichtige Unterschied.

Daneben nehmen wir noch eine Klarstellung hinsicht-
lich der Fristen bei einer späten Totgeburt vor, damit es 
hier nicht zu Unterschieden bei der Länge der Mutter-
schutzfristen kommt.

Und vor allen Dingen sind auch die selbstständigen 
Frauen, die in der gesetzlichen Krankenversicherung ver-
sichert sind und Krankengeld erhalten, miterfasst, aber 
eben nicht die Frauen – deswegen haben wir auch ge-
meinsam den Entschließungsantrag erarbeitet –, die 
privat krankenversichert sind und Krankentagegeld er-
halten. Dazu gab es leider keine Vorgespräche, keine Vor-
arbeit im Ministerium, worauf wir hätten zurückgreifen 
können. Wir können in diese Versicherungsverträge nicht 
ad hoc eingreifen. Deswegen: Das machen wir später.
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Ein paar andere Themen im Bereich des Mutterschut-
zes haben wir ja auch noch, zum Beispiel die Petition 
„Mutterschutz für Selbstständige“ von Johanna Röh. 
Auch das ist noch offen und ein Auftrag für die Zukunft.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich möchte für heute sagen: Dies ist ein richtig guter 
Tag, ein richtig guter Moment für alle Frauen und im 
Grunde für unsere gesamte Gesellschaft; denn wir an-
erkennen ein weiteres Recht von Frauen. Das ist es, was 
wir heute, glaube ich, in den Mittelpunkt stellen sollten.

Meine Vorrednerin hat es schon angesprochen: Es geht 
darum, dass wir gemeinsam, wenn wir wollen, gute 
Dinge voranbringen können, über alle Grenzen hinweg. 
Und dafür bedanke ich mich bei den Kolleginnen von 
FDP, SPD und Bündnis 90/Die Grünen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist sehr laut hier, 

und das ist ein sensibles Thema. Deswegen bitte ich da-
rum – Unterhaltungen sind ja wunderbar, nur nicht hier 
im Saal –, dass Sie am besten raus- oder um die Ecke 
gehen, damit hier in Ruhe debattiert werden kann.

Jetzt erhält das Wort Sarah Lahrkamp für die SPD- 
Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sarah Lahrkamp (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Vor über drei Jahren standen wir als frisch-
gewählte neue Abgeordnete hier in Berlin und hatten 
die Aufgabe, uns für einen Fachbereich zu entscheiden. 
Sozial-, Wirtschafts- oder auch Finanzpolitik sind ganz 
beliebt. Für mich war sofort klar: Ich will Politik für 
Familien, Frauen und Kinder machen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der Abg. Nicole Bauer 
[FDP])

Das ist einfach das, was mein Herz bewegt – seit über 
20 Jahren in der Kommunalpolitik, als Frau und auch als 
Mama von vier Kindern.

Ich weiß, wie wichtig es ist, sich auch für diejenigen 
einzusetzen, die nicht immer im Rampenlicht stehen. Ge-
rade in existenziellen Situationen sind Frauen darauf an-
gewiesen, dass es im Bundestag Politikerinnen und 
Politiker gibt, die Frauen zuhören, ihre Lebensrealität 
kennen und auch wirkliche Frauenpolitik machen – ob 
es um den Mutterschutz bei Fehlgeburten, um die Hilfe 
für Frauen, die von Gewalt betroffen sind, oder um den 
Zugang zu sicheren Schwangerschaftsabbrüchen geht. 
Das Besondere ist: Trotz aller Unterschiede, die wir als 
Abgeordnete der demokratischen Fraktionen haben, eint 

viele von uns der Wille, mit aller Kraft für die Rechte von 
Frauen zu kämpfen, ihr Leben zu erleichtern und für 
schwierige Situationen funktionierende Hilfesysteme zu 
schaffen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Nicole Bauer [FDP])

Dass der Mutterschutz bei Fehlgeburten heute zur Ver-
abschiedung kommt und dieses Thema das Licht der po-
litischen Öffentlichkeit erblickt, liegt an einer Person, die 
sehr viele hier kennen. Liebe Natascha Sagorski, das ist 
dein Verdienst. Du hast aus einer zutiefst schmerzvollen 
Erfahrung, dem Verlust eines Kindes durch eine Fehl-
geburt, die Kraft und den Mut gefunden, dich für alle 
Frauen einzusetzen. Als dir nach deiner Fehlgeburt die 
Krankschreibung verweigert wurde, hast du nicht ge-
schwiegen, sondern bist mit aller Entschlossenheit dafür 
eingetreten, dass keiner Frau mehr so etwas passiert.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU)

Du hast es pointiert auf den Punkt gebracht: „Keine Frau 
sollte am Tag nach einer Fehlgeburt wieder zur Arbeit 
gehen müssen“.

Heute beschließen wir dafür den ersten Schritt. Wir 
führen einen gestaffelten Mutterschutz ab der 
13. Schwangerschaftswoche ein. Wir schaffen einen ge-
setzlichen Anspruch auf Regenerationszeit, der den kör-
perlichen und seelischen Belastungen Rechnung trägt. 
Bei Totgeburten beenden wir die Ungleichbehandlung 
zwischen frühen und späten Totgeburten.

Klar ist aber, dass das persönliche Leid der Mütter, 
Väter und Familien kaum zu ermessen und sehr schwer 
zu lindern ist. Wir können von hier aus nur das Signal 
senden, dass wir dieses Leid sehen und dass wir helfen 
wollen.

Als Initiatorin eines fast identischen Gesetzentwurfes 
gemeinsam mit Franziska Krumwiede-Steiner von den 
Grünen fällt es mir heute inhaltlich sehr leicht, dem Ge-
setzentwurf der Union zuzustimmen, da sie wirklich nur 
minimale Unterschiede aufweisen, wenngleich es mir 
politisch – das muss ich auch sagen – nach gestern heute 
nicht mehr ganz so leicht fällt.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Henning 
Otte [CDU/CSU]: Das ist Demokratie! Sie 
müssen ja nicht zustimmen! Es geht darum, 
das Gemeinsame zu suchen! Das ist nicht zu 
fassen! Ihr nutzt auch jede Chance!)

Es ist ein gutes Gesetz, ein Gesetz mit vielen Müttern. 
Es ist gut und wichtig, dass es heute beschlossen wird. 
Wir sorgen damit für mehr Rechte von Frauen. Dies ist 
etwas Gutes und bleibt immer wieder Aufgabe, gerade in 
diesen Zeiten.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
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Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Falls ein Mitglied des Hauses anwe-

send ist, das noch nicht an der ersten namentlichen Ab-
stimmung teilgenommen hat, hätte es jetzt die letzte 
Chance. – Ich sehe einige rennen. Wunderbar!

Dann erhält jetzt das Wort Nicole Bauer für die FDP- 
Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Nicole Bauer (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Vor einigen Wochen sprach ich mit einer 
Freundin, deren Worte immer noch in meinen Gedanken 
kreisen. Sie erzählte mir von der Vorfreude, die sie emp-
fand, als sie erfuhr, dass sie ein Kind erwartet. Sie sprach 
von den Träumen, die sie für ihr Baby hatte, dem Namen, 
den sie sich ausgesucht hatte, und dem kleinen Strampler, 
den sie mit ihrem Partner bereits liebevoll gekauft hatte. 
Doch dann kam der Tag, der alles veränderte, der Tag, an 
dem ihr Frauenarzt ihr mit sanfter Stimme sagte: Es tut 
mir leid. – Ein Satz, der für sie die Welt zum Einstürzen 
brachte! Sie kam nach Hause, in eine Wohnung voller 
unerfüllter Hoffnung. Die Stille, sagte sie, war für sie 
unerträglich.

Obwohl fast jeder von uns hier in diesem Raum jemand 
Betroffenen im Bekannten- oder Freundeskreis hat, wird 
dieses Thema oft noch totgeschwiegen. Es ist tabuisiert, 
wird kaum angesprochen und nur selten diskutiert. Doch 
dieses Schweigen hilft niemandem. Es isoliert Betroffene 
und macht ihr Leid unsichtbar. Und dabei erleidet etwa 
jede zehnte Frau in unserem Land eine Totgeburt und 
mindestens jede dritte Frau eine Fehlgeburt. In diesen 
Fällen sprechen wir liebevoll von „Sternenkindern“.

Genau darum geht es: Es geht um die Frauen, die 
plötzlich mit Trauer und Schuldgefühlen und mit den 
körperlichen Auswirkungen konfrontiert sind. Diese Er-
fahrungen sind nicht nur emotional belastend, sondern 
können auch schwerwiegende psychische Folgen haben: 
Traumatisierungen, Depressionen, Angststörungen und 
Posttraumatische Belastungsstörungen sind keine Selten-
heit. Viele Frauen fragen sich: Was habe ich falsch ge-
macht? War ich nicht vorsichtig genug? Liegt es etwa an 
mir? Diese Schuldgefühle sind irrational, aber sie ent-
stehen, weil wir über Fehlgeburten viel zu wenig spre-
chen, weil wir viel zu wenig über deren Ursachen wissen 
und weil Frauen immer noch das Gefühl haben, sich stets 
rechtfertigen zu müssen.

Bisher hatten wir keinen Mutterschutz nach Fehlgebur-
ten. Bisher lag es allein im Ermessen des Arztes, ob eine 
Frau krankgeschrieben wird. Und genau das wollen wir 
ändern, meine Damen und Herren!

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Genau deshalb ist heute ein ganz besonderer Tag, ein 
wichtiger Meilenstein für die vielen Frauen und Familien 
in unserem Land, die leider die Erfahrung einer Fehl-
geburt machen mussten. Wir stehen heute hier gemein-
sam und können sagen, dass wir parteiübergreifend ein 

klares Zeichen setzen. Wir legen heute den Grundstein 
für einen gestaffelten freiwilligen Mutterschutz ab der 
13. Schwangerschaftswoche.

An dieser Stelle darf ich mich dem Dank meiner Vor-
rednerinnen anschließen. Liebe Natascha Sagorski – sie 
ist heute mit ihrer Familie bei uns anwesend –, herzlichen 
Dank, dass du mit deinen Mitstreiterinnen diese Petition 
auf den Weg gebracht hast und dass du damit etwas 
Wundervolles gestartet hast, was wir heute in die Tat 
umsetzen können.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ganz besonders möchte ich aber auch meiner sehr ge-
schätzten Kollegin Maren Jasper-Winter danken. Sie ist 
Mitglied im FDP-Bundesvorstand und war die erste Po-
litikerin Deutschlands, die ihre persönliche Geschichte 
öffentlich gemacht hat. Sie hat den Mutterschutz nach 
Fehlgeburten bereits in die Koalitionsverhandlungen 
und schließlich in den Koalitionsvertrag der Ampel ein-
fließen lassen. Liebe Maren, herzlichen Dank für deine 
Offenheit und dass du die Bereitschaft hattest, die für 
dich und deine Familie schmerzliche Erfahrung mit uns 
zu teilen. Dein Engagement hat entscheidend dazu beige-
tragen, dass wir dies heute gemeinsam in die Tat umset-
zen können und dass dieses Thema die Aufmerksamkeit 
der Menschen und in unserem Parlament erhält.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, ich möchte aber auch kei-
nen Hehl daraus machen, dass es für mich unglaublich 
wichtig ist, dass wir über den gestaffelten Mutterschutz 
hinaus noch weitere Maßnahmen auf den Weg bringen. 
Der Verlust eines Kindes betrifft nämlich nicht nur die 
schwangere Frau und werdende Mutter, er betrifft auch 
die Partner, die Geschwister, die miterleben, wie ein Baby 
im Bauch heranwächst, aber nie das Licht der Welt er-
blickt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, jeder, der ein Kind 
verliert, egal ob Mutter, Vater oder Geschwisterkind, hat 
ein Recht auf unsere Unterstützung, Würde und Rück-
halt.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ist jetzt noch ein 

Mitglied des Hauses anwesend, das an der ersten nament-
lichen Abstimmung noch nicht teilgenommen hat? – Das 
sehe ich nicht. Dann schließe ich die erste namentliche 
Abstimmung.1)

Tagesordnungspunkt 12 b. Wir kommen nun zur Ab-
stimmung über die Beschlussempfehlung des Auswärti-
gen Ausschusses zu dem Antrag der Bundesregierung zur 

1) Ergebnis Seite 27390 C
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Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streit-
kräfte an der Mission der Vereinten Nationen in der Re-
publik Südsudan (UNMISS). Der Auswärtige Ausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Druck-
sache 20/14708, den Antrag der Bundesregierung auf 
Drucksache 20/14045 anzunehmen.

Die Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen ha-
ben namentliche Abstimmung verlangt. Wie Sie wissen, 
haben Sie für die Stimmabgabe nun 20 Minuten Zeit. Das 
heißt, ich werde um 22.47 Uhr diese Abstimmung schlie-
ßen; vorher werde ich Ihnen Bescheid geben.

Die Plätze an den Urnen sind besetzt. Damit eröffne 
ich jetzt die zweite namentliche Abstimmung.1)

Wir fahren hier in unserer Debatte fort, und das Wort 
erhält Nicole Höchst für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Nicole Höchst (AfD):
Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Meine sehr verehr-

ten Damen und Herren! Wir sind sehr froh über den vor-
liegenden Gesetzentwurf; denn er holt Fehlgeburten und 
Totgeburten endlich aus der gesellschaftlichen Tabuzone. 
Zwar sprechen immer mehr Frauen offen über ihre Fehl-
geburten – von Beyoncé bis Michelle Obama –, im Alltag 
der meisten Betroffenen hat sich jedoch bislang erschre-
ckend wenig verändert. Noch immer gilt die ungeschrie-
bene Regel, eine Schwangerschaft in den ersten zwölf 
Wochen besser geheim zu halten; denn etwa 80 Prozent 
aller Fehlgeburten geschehen genau in dieser Phase.

Es ist eine sehr emotionale Zeit, schließlich entsteht 
bereits zu diesem Zeitpunkt eine Bindung zu dem kleinen 
Etwas. Zärtlich hoffende Mutterliebe steht oft brutaler 
Verlustangst gegenüber. Für viele Mütter bleibt der Ver-
lust eine einsame Angelegenheit. Insbesondere bei Ver-
lusten im zweiten oder dritten Trimester oder unter der 
Geburt kommen oft zu den seelischen Schmerzen noch 
körperliche hinzu. Oft heilen die körperlichen Wunden 
schneller als die seelischen.

Wer sein Baby verliert, fällt bislang durch ein fragwür-
diges Raster, das Mütter vor allem unterstützt, solange 
sie als werdende Mütter gelten oder wenn sie nach der 
Geburt ein Kind vorzuweisen haben. Das bislang in 
Deutschland geltende Mutterschutzgesetz ist dafür nur 
eines von so vielen Beispielen. Denn bisher ist es so: 
Hat eine Mutter eine Fehlgeburt erlitten, muss sie gleich 
danach wieder arbeiten gehen – es sei denn, sie findet 
jemanden, der sie krankschreibt. Das aber verweigern 
viele, solange es keine körperlichen Komplikationen gibt.

Dieser Fokus auf das rein Körperliche ist nun Gott sei 
Dank gebrochen. Mütter in solch schweren Situationen 
werden nun nicht mehr darauf angewiesen sein, dass 
jemand sie krankschreibt, sie müssen nicht zusätzlich zu 
allen seelischen und körperlichen Belastungen auch noch 
einen Seelenstriptease hinlegen.

Wichtig ist uns von der AfD-Fraktion, dass Mütter sich 
auch entscheiden können, unverzüglich in ihren Alltag 
zurückzukehren; denn dieser wird oft nicht als Belastung 

empfunden, sondern dankbar als strukturgebendes Ele-
ment angenommen, das nach einem solchen Schicksals-
schlag in das eigene Leben zurückhilft. All dies weist der 
vorliegende Gesetzentwurf auf.

(Beifall bei der AfD)

Wissen Sie, wie eine Mutter trauert, das ist eine ganz 
individuelle Sache, die mit den Selbstheilungskräften der 
Seele zu tun hat. Deshalb ist das auch von Mutter zu 
Mutter völlig unterschiedlich. Dieses Gesetz lässt Müt-
tern die notwendige Selbstbestimmung und damit auch 
die unbedingte Würde. Wir stimmen selbstverständlich 
zu.

Wir sind überdies der Ansicht, dass diese neugeltenden 
Regelungen auch für privatversicherte Mütter gelten 
müssen, und stimmen deshalb auch dem vorliegenden 
Entschließungsantrag zu.

Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die nächste Rednerin ist Dr. Kirsten Kappert-Gonther 

für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Kirsten Kappert-Gonther (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Natascha Sagorski! Frauen vertrauen! Das ist der 
Kern, über den wir jetzt reden. Als Feministinnen gehen 
wir ja seit vielen Jahren auf die Straße mit der Forde- 
rung: Ob Kinder oder keine, entscheiden wir alleine! 
Aber manchmal ist es eben nicht unsere Entscheidung, 
ob ein Kind kommt oder nicht. Jede dritte Frau – jede 
dritte Frau! – erlebt im Laufe ihres Lebens eine oder 
sogar mehrere Fehlgeburten. Manche Fehlgeburten vor 
der zwölften Schwangerschaftswoche bleiben unerkannt. 
Auch in diesem frühen Stadium können sie große Trauer 
und großen Schmerz auslösen. Bis zu 15 Prozent der fest-
gestellten Schwangerschaften enden in einer Fehlgeburt, 
manchmal wenn der Bauch noch flach, manchmal wenn 
er schon ganz schön rund ist. Körper und Seele brauchen 
nach einer Fehlgeburt Zeit, zu heilen.

Bisher gab es für Frauen, die eine Fehlgeburt vor der 
24. Schwangerschaftswoche erlebt haben, kein Anrecht 
auf Mutterschutz oder Mutterschaftsgeld. Das ändern wir 
jetzt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Damit eben keine betroffene Frau mehr traurig und er-
schöpft um eine Krankschreibung kämpfen muss! Damit 
keine Frau mit dem Schmerz am nächsten Tag zur Arbeit 
gehen muss! Statt Druck zum Funktionieren sollen 
Frauen heilen können – an Körper und Seele. Frauen ver- 
trauen!1) Ergebnis Seite 27401 C
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Wir beschließen, dass Frauen nach einer Fehlgeburt 
das Recht auf Mutterschutz haben, gestaffelt nach der 
Dauer der Schwangerschaft ab der 13. Woche. Das Recht, 
nicht die Pflicht! Dieses Gesetz wird übrigens auch zur 
Entstigmatisierung von Fehlgeburten beitragen, weil wir 
mehr darüber sprechen werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

In einer Woche wie dieser, in der die Grundfesten 
unserer Demokratie erschüttert wurden und werden,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
Linken – Stephan Brandner [AfD]: Jetzt fan-
gen Sie doch nicht damit an! Reden Sie doch 
zum Thema! Was soll denn das?)

fällt es gar nicht so leicht, sich auf andere Themen zu 
konzentrieren.

(Nicole Höchst [AfD]: Das fällt Ihnen in dieser 
Debatte ein?)

Doch darum muss es uns Demokratinnen und Demokra-
ten im Bundestag gehen: das Leben für die Menschen zu 
verbessern und unser Verständnis füreinander und unse-
ren Zusammenhalt miteinander zu stärken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Frauen vertrauen! Nach Fehlgeburt, beim Zugang zum 
legalen und sicheren Schwangerschaftsabbruch, mit einer 
guten Geburtshilfe, die die Frau und ihre Bedürfnisse in 
den Mittelpunkt stellt. Gute Politik ist, wenn sie mehr 
Selbstbestimmung für Frauen ermöglicht.

Frauen vertrauen!
Ich danke Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
Linken und der Abg. Silvia Breher [CDU/ 
CSU])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die nächste Rednerin ist Dorothee Bär für die CDU/ 

CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dorothee Bär (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Es ist hier angeschrieben: „Mutterschutzanpassungs-
gesetz“. Das ist ein typisch deutsches Wort. Hinter „Mut-
terschutzanpassungsgesetz“ versteckt sich aber sehr viel 
mehr. Wir als Fraktionen haben erkannt, dass wir in 
Deutschland hier eine Lücke haben. Ich bin dankbar, 
dass wir sie erkannt haben, auch dank Natascha Sagorski 
und dank vieler Mitstreiterinnen.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Jetzt schließen wir gemeinsam diese Lücke für die be-
troffenen Frauen.

Eine stille Geburt ist ein sehr schwerer Verlust. Eine 
Frau, die das durchgemacht hat, musste sich bislang 
krankschreiben lassen – oder wurde gar nicht krank-
geschrieben. Sie hat schmerzhaft erfahren müssen, dass 
es, wenn sie Zeit und Raum braucht, in Deutschland gar 
nicht so einfach ist, das zu bekommen. Einen solchen 
Schutzraum gibt es jetzt lückenlos von der 13. bis zur 
24. Schwangerschaftswoche.

Das ist so wahnsinnig wichtig, weil ab der 13. Woche 
eine Schwangerschaft sozusagen als sicher gilt. Das ken-
nen wir alle aus dem näheren, aus dem weiteren Umfeld, 
jede Frau kennt das, die schon mal schwanger war: In der 
Zeit nach der zwölften Woche schleicht sich das gewisse 
Gefühl ein, dass man aufatmen kann und dass man es jetzt 
endlich jedem mitteilen kann. Wenn dennoch ein Abgang 
passiert, ist das ganz intensiv. Wir wissen, dass sich ab 
der 13. Woche auch psychologisch die Bindung der wer-
denden Mutter zum Baby ganz besonders entwickelt. Es 
dann bis zur 24. Woche zu verlieren – man muss sich 
vorstellen: das ist Ende des sechsten Monats, wenn ein 
Baby schon einen Greifreflex entwickelt hat, wenn es 
schmecken kann, am Daumen lutscht –, ist höchst drama-
tisch. Deswegen war diese Neuregelung fällig.

Sie wäre übrigens auch beim Mutterschutz für Selbst-
ständige und für Gründerinnen längst fällig. Wir hatten 
hier auch einen sehr guten und konkreten Vorschlag ge-
macht, der von der Ampel leider abgelehnt wurde, weil 
sie weiter nach Lösungen suchen wollte. Ich hätte mir 
gewünscht, dass wir in dieser Legislaturperiode beim 
Mutterschutz weitergekommen wären.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Aber heute ist ein guter Tag. Ich bin – das muss ich an 

dieser Stelle sagen – stolz auf unsere Fraktion, weil wir 
bei der Frauenpolitik bewiesen haben, dass man auch aus 
der Opposition heraus sehr viel anstoßen kann – für Frau-
en, für Mütter, bei der Frauengesundheit, im Kampf ge-
gen Gewalt und Prostitution und eben heute bei diesem 
wichtigen Thema des Mutterschutzes nach Fehlgeburten. 
Da danke ich besonders meiner Fraktion und auch unse-
rem Fraktionsvorsitzenden Friedrich Merz, der uns hier 
immer unterstützt.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Abschließend bleibt mir bei diesem wirklich schwieri-

gen Thema nur noch zu sagen: Es ist gut, dass wir diese 
Regelung jetzt haben, und es ist auch gut, dass wir das 
heute im Konsens entscheiden. Trotzdem wünsche ich 
allen Frauen da draußen, dass sie dies nie in Anspruch 
nehmen müssen.

Ganz herzlichen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die nächste Rednerin ist Josephine Ortleb für die SPD- 

Fraktion.
(Beifall bei der SPD sowie der Abg. 
Dr. Franziska Krumwiede-Steiner [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])
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Josephine Ortleb (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Heute ma-
chen wir als Parlament deutlich: Wir lassen Frauen in 
ihrer schwersten Stunde nicht allein. Und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte meine Rede mit einem sehr persönlichen 
Einblick beginnen, mit etwas, worüber ich sehr oft nach-
denken musste. Mein Sohn kam 2021 in der 23. Schwan-
gerschaftswoche zur Welt. Heute ist er ein fitter kleiner 
Junge, ich würde sogar sagen: ein frecher kleiner Junge. 
Er geht in die Kita, will Schlagzeugspieler werden und 
liebt es über alles, mit seiner Cousine zu spielen. Bei 
einem Kind, das sich in der 23. Schwangerschaftswoche 
auf den Weg macht, ist es eben nicht sicher, ob es über-
lebt. Meine Geschichte ist keine Geschichte einer Fehl- 
oder Totgeburt, mein Sohn hat es geschafft. Aber wäre es 
anders ausgegangen, hätte ich keinen Anspruch auf Mut-
terschutz gehabt, und das will ich mir gar nicht vorstellen. 
Deswegen ist es so wichtig, dass wir das heute endlich 
ändern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Bisher gilt der Mutterschutz erst ab der 24. Schwanger-
schaftswoche. Diese starre Frist, die darüber entscheidet, 
ob eine Frau Mutterschutz bekommt oder nicht, ist will-
kürlich und einfach nicht nachvollziehbar. Das kann nicht 
sein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, jede dritte Frau in 
Deutschland erlebt im Laufe ihres Lebens eine Fehl-
geburt. Der heutige Tag wird deswegen für viele Frauen, 
Paare und Familien eine tiefgründige Bedeutung haben. 
Heute erweitern wir die Regelungen zum Mutterschutz. 
Das ist ein längst überfälliger Schritt, mit dem wir als 
Staat anerkennen, dass es nach Fehlgeburten Schutz 
braucht, um den Verlust verarbeiten zu können, dass es 
Zeit braucht, um körperlich und seelisch zu heilen. Vor 
allen Dingen erkennen wir damit an, dass diese Frauen 
auch Mütter geworden sind.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP und der Abg. Silvia Breher [CDU/CSU])

Mit der Einführung des gestaffelten Mutterschutzes set-
zen wir ein Zeichen der Empathie und des Respekts ge-
genüber Frauen, die mit den Folgen einer Fehlgeburt zu 
kämpfen haben.

Liebe Natascha, du hast aus deiner persönlichen Ge-
schichte etwas Größeres gemacht und gezeigt, dass sich 
wirklich etwas bewegt, wenn Frauen sich für Frauen ein-
setzen. Vielen Dank dafür!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Ich will aber die Gelegenheit nutzen und noch jeman-
dem danken, der heute auch auf der Tribüne sitzt, nämlich 
Herrn Jörg Loth. Er ist der Vorstandsvorsitzende der In-
nungskrankenkasse meiner Region. Er hat viel gerechnet, 
wie die Kosten eines solchen gestaffelten Mutterschutzes 
finanzierbar sind. Er hat Gespräche geführt, die Kranken-
kassen mit an Bord geholt und auch dafür gesorgt, dass 
dieses Thema im politischen Berlin Gehör findet. Vielen 
Dank dafür!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir senden heute das 
wichtige Zeichen in die Gesellschaft, dass eine Fehl-
geburt nichts ist, was eine Frau einfach so wegzustecken 
hat. Wir senden heute das Signal an Frauen: Wir stehen an 
eurer Seite.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Silvia Breher [CDU/CSU])

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Die nächste Rednerin ist Melanie Bernstein für die 

CDU/CSU-Fraktion.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Melanie Bernstein (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Am 19. Dezember des letzten Jahres habe ich hier bei 
der ersten Beratung des Gesetzentwurfes gesprochen. 
Bei aller Übereinstimmung in der Debatte, die ich in 
guter Erinnerung habe, hatte ich doch Zweifel, Zweifel, 
ob es wirklich noch in dieser Legislaturperiode eine Ei-
nigung zum Mutterschutz nach Fehlgeburten geben wür-
de. Wenn man das politische Geschäft ein bisschen ver-
folgt, weiß man: Erst an den Erfolg glauben, wenn der 
Gesetzentwurf wirklich beschlossen ist. Und so richtig 
viel Zeit hatten wir ja auch nicht mehr in dieser jetzt 
noch sehr kurzen Legislaturperiode.

Umso mehr freue ich mich, dass wir es nun trotz des 
Wahlkampfes geschafft haben, eine Einigung zu erzielen. 
Wir wollten es halt unbedingt, und wenn man etwas unbe-
dingt will, dann kann das auch klappen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Unser Gesetz, so wie es gestern aus dem Ausschuss kam, 
sieht einen gestaffelten Mutterschutz bereits ab der 
13. Schwangerschaftswoche vor. Wir haben außerdem 
gemeinsam mit der SPD und den Grünen einen Entschlie-
ßungsantrag formuliert, der die Notwendigkeit betont, 
eine Regelung zu erarbeiten, durch die auch privat ver-
sicherte Selbstständige die Möglichkeit zur Absicherung 
erhalten.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)
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Da ist in der nächsten Wahlperiode noch einiges zu tun; 
aber so ist das in der Politik ja immer. Wir haben jetzt 
aber gut vorgelegt und gemeinsam eine tragfähige Lö-
sung gefunden.

Ich möchte mich, auch als Berichterstatterin, ausdrück-
lich bei den Kolleginnen und Kollegen der anderen Frak-
tionen dafür bedanken, dass sie sich dazu bereit erklärt 
haben, unserem Gesetzentwurf zuzustimmen. In der Sa-
che und bei dieser für so viele Frauen entscheidenden 
Frage haben wir es eben doch geschafft, zu einer Eini-
gung zu kommen, auch nach dem Auseinanderbrechen 
der Ampelkoalition und vor dem Hintergrund eines sehr 
intensiven Wahlkampfes. Danke dafür!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Daran sollten wir uns ab und zu erinnern, wenn es am 
Wahlkampfstand vielleicht mal etwas hitzig zugeht.

Auch allen Unterstützerinnen, allen, die die vielen Un-
terschriften gesammelt haben, die dieses wichtige Anlie-
gen hier in unser Parlament getragen haben, gilt mein 
Dank.

Liebe Natascha Sagorski, Sie haben im Dezember 
2023 im „Spiegel“ ein Interview gegeben und es zu Recht 
als großen Erfolg angesehen, Ihr Projekt in den Deut-
schen Bundestag zu bringen. Etwas mehr als ein Jahr 
später sitzen Sie nun hier und sehen, wie aus Ihrer Peti-
tion ein Gesetz wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich freue mich so sehr mit Ihnen und allen Ihren Unter-
stützerinnen und Unterstützern, dass es nun endlich ge-
klappt hat.

Herzlichen Dank noch mal an alle.
(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie 
bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – An dieser Stelle möchte ich noch ein-

mal darauf hinweisen, dass die zweite namentliche Ab-
stimmung nach der nächsten Rednerin geschlossen wird. 
Sollte jemand also noch nicht teilgenommen haben, wäre 
jetzt eine passende Gelegenheit dafür.

Die nächste Rednerin heißt Leni Breymaier, und sie 
spricht für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Leni Breymaier (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Frau Ministerin! Liebe Familie Sagorski und alle Mit-
streiterinnen und Mitstreiter! Wenn man über sein Thema 
zwischen zwei Tagesordnungspunkten zu Bundeswehr-
einsätzen debattiert, dann ist das Haus relativ voll, auch 
noch nachts kurz vor 23 Uhr. Das ist einfach großartig; 

denn so kriegen viele Kolleginnen und Kollegen mit, was 
uns bewegt.

Was uns bewegt, ist, dass in Deutschland eine Frau, die 
eine Fehlgeburt erlebt hatte, danach keine Krankschrei-
bung bekommen hat. Daraufhin stellt sie einen Volks-
antrag, eine Petition, und findet viele, viele Mitstreite-
rinnen. Sie erzählt ihre persönliche Geschichte und 
bringt richtig Power auf die Straße. Die Rede ist von 
Natascha Sargorski. So haben wir Druck bekommen. Un-
abhängig davon, dass wir uns schnell einig waren, war 
dieser Druck von außen nötig. Und ich sage: Diese Ak-
tion und diese Abstimmung heute hier sind eine Stern-
stunde der Demokratie. Vielen Dank dafür!

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der FDP)

Wir werden uns mit dem Mutterschutzgesetz weiter 
befassen. Ich hoffe, die Familienstartzeit und der Mutter-
schutz für die Selbstständigen werden irgendwann kom-
men. Auch das Thema Fehlgeburten ist mit der heutigen 
Debatte, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, auf 
keinen Fall beendet. Das ist erst der Anfang.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Man muss sich vorstellen, wie es den Frauen geht. 
Liebe Kollegen, Sie sind vermutlich selten in gynäkolo-
gischen Praxen: Man kommt in den Wartebereich, der 
voll hängt mit Dankeskarten mit Fotos von glücklichen, 
strahlenden, fitten, gesunden, tollen Kindern. Es gibt dort 
Prospekte über Nackenfaltenmessungen und über Entbin-
dungsorte. Alles ist darauf ausgerichtet, dass demnächst 
ein Kind auf die Welt kommt. Man kommt überhaupt 
nicht auf die Idee, dass eine Fehlgeburt Thema sein könn-
te. Das findet nicht statt. Alles ist Glückseligkeit, und 
davon, meine lieben Kolleginnen und Kollegen, müssen 
wir weg.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Trauer, der Schmerz und auch die Scham, kein 
gesundes Kind auf die Welt gebracht zu haben, sondern 
ein totes Kind, oder das Kind nicht austragen zu können, 
beherrschen alles und werden nur mit dem kleinsten Fa-
milienkreis ausgemacht. Das ist nicht gut für die Frauen 
und nicht gut für unsere Gesellschaft. Deshalb bin ich 
froh, dass wir es geschafft haben, in dieser Legislaturpe-
riode 55 Millionen Euro für Frauengesundheitsforschung 
bereitzustellen. Auch dieses Thema gehört dazu.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Fehlgeburten sind leider normal, und deshalb müssen 
wir Fehlgeburten einen Raum geben: in der klinischen 
Praxis, in den Arztpraxen, in den Ärztinnenpraxen und 
in der Gesellschaft. Es ist wichtig, dass die Frauen das 
nicht mit sich allein ausmachen, dass sie nicht das Gefühl 
haben, sie hätten irgendwas falsch gemacht. Klar, die 
SPD stimmt diesem Gesetzentwurf zu, und zwar mit rest-
loser Begeisterung; und das sage ich selten bei CDU/ 
CSU-Anträgen. Und wir werden weitermachen.
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Mein Dank gilt neben Natascha Sagorski allen Betrof-
fenen, die in der letzten Zeit bereit waren, ihre Geschich-
ten öffentlich zu machen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Das ist einfach großartig. Davon hat die ganze Debatte 
profitiert. Diese Frauen haben anderen Frauen großen 
Mut gemacht.

Ich bin ganz bei der Kollegin Bär: Wir hoffen, nicht 
viele Frauen müssen diese neue Regelung in Anspruch 
nehmen. Aber für den Fall, dass sie es müssen, haben wir 
gute Verhältnisse geschaffen, und darauf können wir alle 
miteinander stolz sein. Danke an die Berichterstatterin-
nen. Danke an die stellvertretenden Fraktionsvorsitzen-
den aller Parteien dafür, dass das so möglich war.

Schönen Dank für die Aufmerksamkeit.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, darf 

ich davon ausgehen, dass alle an der zweiten namentli-
chen Abstimmung teilgenommen haben? – Es meldet 
sich niemand. Dann schließe ich die Abstimmung und 
bitte die Schriftführerinnen und Schriftführer, mit der 
Auszählung zu beginnen. Das Ergebnis wird, wie ge-
wohnt, später bekannt gegeben.1)

Wir kommen zur letzten Rednerin in dieser Debatte, 
und das ist Ina Latendorf für die Gruppe Die Linke.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. 
Dr. Kirsten Kappert-Gonther [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Ina Latendorf (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Vor circa acht Wochen appellierte ich bei der 
Berichterstattung über eine Petition, die Staffelung des 
Mutterschutzes auf den Weg zu bringen. Und sie kommt! 
Die Linke unterstützt die Anpassung ausdrücklich.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Es ist ein echter Erfolg, dass der gesetzliche Missstand, 
die bisherige Ignoranz gegenüber Frauen, die eine Fehl-
geburt oder einen Schwangerschaftsabbruch erlebt ha-
ben, nun zumindest zum Teil ein Ende hat. Es ist aus 
meiner Sicht absurd, dass es sich bei einer Fehlgeburt 
vor der 24. Schwangerschaftswoche bisher rechtlich 
nicht um eine Entbindung handelt und keine Schutzfrist 
gilt. Wir Linken hätten eine Staffelung gerne ab der vier-
ten Schwangerschaftswoche gehabt, aber trotzdem ist die 
Regelung, die nun hier auf dem Tisch liegt, nämlich dass 
Mutterschutzfristen ab der 13. Schwangerschaftswoche 
gelten sollen, deutlich besser als die bisherige.

(Beifall bei der Linken)

Die Linke hätte sich gewünscht – wir haben es gerade 
gehört –, dass darüber hinaus, zum Beispiel durch eine 
Expertenkommission, mehr für die Sensibilisierung von 
Ärztinnen und Hebammen getan sowie mehr Aufklärung 
und Information für Betroffene gemacht wird. Aber viel-
leicht kommt das ja noch.

Viele Frauen warten auf die versprochenen gesetzli-
chen Änderungen, und zwar selbstlos, damit andere nicht 
das erleiden müssen, was sie selbst erleben mussten. Die 
bisherige Regelung war für uns eine Zumutung. Und 
wenn ich sage: „viele Frauen“, dann lassen Sie mich die 
Zahlen hier noch einmal nennen: Jede dritte Frau erleidet 
in ihrem Leben eine Fehlgeburt. Geschätzt sind das in 
Deutschland jährlich 200 000 Frauen, die eine Fehlgeburt 
erleiden. Man kann die wirkliche Zahl nur schätzen, weil 
Fehlgeburten im frühen Stadium gar nicht erfasst werden.

Auch ich sage: Großer Dank und Lob gehen an die 
Initiative „Leere Wiege. Volle Arbeitskraft?“ und an die 
Gründerin der Initiative, Natascha Sagorski, die Petentin. 
Der außerparlamentarische Druck und ihre Petition an 
den Bundestag haben wesentlich zu dieser Debatte und 
zu der breiten Zustimmung beigetragen. Die Linke 
stimmt auf jeden Fall zu.

Vielen Dank.

(Beifall bei der Linken sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des BÜNDNISSES 90/ 
DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Aydan Özoğuz:
Vielen Dank. – Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den Gesetzentwurf 

der Fraktion der CDU/CSU zur Anpassung des Mutter-
schutzgesetzes und weiterer Gesetze – Anspruch auf 
Mutterschutzfristen nach einer Fehlgeburt.

Hierzu liegt mir liegt eine Erklärung nach § 31 der 
Geschäftsordnung vor.2)

Der Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 20/14783, den Gesetzentwurf der Fraktion 
der CDU/CSU auf Drucksache 20/14231 anzunehmen. 
Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen 
wollen, um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen 
und die Gruppe Die Linke; die Gruppe BSW ist nicht 
anwesend. Wer stimmt dagegen? – Niemand. Wer enthält 
sich? – Keiner. Damit ist der Gesetzentwurf in zweiter 
Beratung einstimmig angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – Ge-
genprobe! – Enthaltungen? – Damit ist der Gesetzentwurf 
einstimmig und endgültig angenommen. Das Ergebnis 
der dritten Beratung war das gleiche wie das der zweiten.

1) Ergebnis Seite 27401 C 2) Anlage 6
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(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der Linken sowie bei Abgeordneten der AfD – 
Die Abgeordneten erheben sich)

Liebe Frau Sagorski, im Namen des gesamten Hauses 
darf ich Ihnen für Ihre Initiative danken. Es werden viele 
Frauen davon profitieren, dass Sie den Mut hatten, diese 
Initiative anzustoßen. Herzlichen Dank!

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der FDP und 
der Linken sowie bei Abgeordneten der AfD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich werde jetzt das 
Protokoll des von den Schriftführerinnen und Schriftfüh-
rern ermittelten Ergebnisses der namentlichen Abstim-
mung über die Beschlussempfehlung des Auswärtigen 
Ausschusses zu dem Antrag der Bundesregierung „Fort-
setzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streit-
kräfte an der durch die Europäische Union geführten 
Operation European Union Naval Force ASPIDES (EU-
NAVFOR ASPIDES)“, Drucksachen 20/14044 und 20/ 
14709, verlesen: 

Abgegebene Stimmkarten 636. Mit Ja haben gestimmt 
596, mit Nein haben gestimmt 37. Es gab drei Enthaltun-
gen. Die Beschlussempfehlung ist damit angenommen.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            635;
davon

ja:                                      595
nein:                                   37
enthalten:                              3

Ja
SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Alexander Bartz
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Hakan Demir
Dr. Daniela De Ridder
Dr. Karamba Diaby
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede

Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Dr. Edgar Franke
Fabian Funke
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Kerstin Griese
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Anke Hennig
Nadine Heselhaus
Heike Heubach
Thomas Hitschler
Angela Hohmann
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Gabriele Katzmarek
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Simona Koß

Anette Kramme
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp
Andreas Larem
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Thomas Lutze
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Holger Mann
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Dirk-Ulrich Mende
Robin Mesarosch
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Claudia Moll
Siemtje Möller
Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Dietmar Nietan
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)

Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
Christian Petry
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Martin Rabanus
Andreas Rimkus
Daniel Rinkert
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Michael Roth (Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Nadine Ruf
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Rebecca Schamber
Lucia Schanbacher
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Daniel Schneider
Olaf Scholz
Christian Schreider
Michael Schrodi
Svenja Schulze
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Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Nadja Sthamer
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Frank Ullrich
Marja-Liisa Völlers
Emily Vontz
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Carmen Wegge
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Gülistan Yüksel
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Dr. Yannick Bury
Gitta Connemann
Mario Czaja
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Hansjörg Durz
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Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben 
oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der entschuldigten 

Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Wir fahren fort. Ich rufe die Tagesordnungspunkte 13 a 
und 13 b sowie Zusatzpunkt 20 auf: 

13 a) – Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuss) zu dem Antrag der Bundes-
regierung 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der durch die 
NATO geführten Maritimen Sicherheits-
operation SEA GUARDIAN (MSO SEA 
GUARDIAN)

Drucksachen 20/14046, 20/14711

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache 20/14791

13 b) – Beratung der Beschlussempfehlung und des 
Berichts des Auswärtigen Ausschusses 
(3. Ausschuss) zu dem Antrag der Bundes-
regierung 

Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an der durch die 
Europäische Union geführten Operation 
European Naval Force Mediterranean 
IRINI (EUNAVFOR MED IRINI)

Drucksachen 20/14047, 20/14710

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache 20/14792

ZP 20 Beratung der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Bericht der Bundesregierung zu einer Evaluie-
rung der laufenden, mandatierten Auslands-
einsätze der Bundeswehr (Zusammenfassung)

Drucksache 20/12075

Über die beiden Beschlussempfehlungen werden wir 
später ebenfalls namentlich abstimmen.

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 
beschlossen.

Es sind alle so weit. Der erste Redner steht bereit. 
Tobias B. Bacherle eröffnet die Aussprache für die Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Tobias B. Bacherle (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Seit dem 24. Februar 2022 haben wir die im-
perialistischen Pläne Putins nicht nur schwarz auf weiß, 
sondern auch in brutaler und insbesondere für die 
Ukraine in blutiger Realität. Wir sehen und erleben damit, 
was diese Wahnvorstellungen, dieser Größenwahn und 
Großmachtfantasien anrichten können.

Wir alle wissen: Dieser Angriff ist auch ein Angriff auf 
den Frieden und die Stabilität in Europa, auf den Multi-
lateralismus und auf die internationale Gemeinschaft und 
die internationale Zusammenarbeit an sich. Zu dieser in-
ternationalen Zusammenarbeit gehört für uns natürlich 
auch die Zusammenarbeit in der NATO. Denn dieser 
Angriffskrieg mit seinen massiven Auswirkungen – 
aber auch die erfolgreichen Destabilisierungsversuche 
in der Vergangenheit in Syrien, aber auch in Libyen, 
das Ausnutzen Putins dieser schrecklichen Situationen: 
Das findet direkt vor unserer europäischen Haustür, in 
unserer europäischen Nachbarschaft statt.

Wir sehen jetzt nach dem Sturz Assads in Syrien, dass 
eine weitere Verlagerung von Militärgerät nach Libyen zu 
passieren scheint. Das steht im Einklang mit dem, dass 
aus den ehemaligen Wagner-Truppen jetzt das Afri-
kakorps geworden ist. Es ist der Versuch, sich in Libyen 
festzusetzen und damit die Spaltung des Landes weiter 
voranzutreiben, aber auch auszunutzen: das auszunutzen 
aus der geostrategischen Sicht Russlands, aber auch, um 
uns in Europa weiterhin auf vielfältige Art und aus unse-
rer direkten Nachbarschaft heraus zu bedrohen.

Gerade in Zeiten, in denen auf der anderen transatlan-
tischen Seite die NATO in Zweifel gestellt wird, mit dem 
Austritt kokettiert oder gedroht wird – wie auch immer 
man das nennen möchte –, uns Trump also vor neue 
Herausforderungen stellt, sind mir und uns diese Mandate 
ein besonders wichtiges Anliegen. Ich bitte Sie heute 
umso mehr um die Zustimmung zu diesen Mandaten, 
damit wir als Deutschland unsere Aufgabe in der EU, in 
der NATO und als NATO-Partner im Rahmen des 360- 
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Grad-Ansatzes an allen NATO-Grenzen – in diesem Fall 
auch am südlichen Teil des Bündnisgebietes – wahrneh-
men und uns daran beteiligen können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Wie gesagt, es handelt sich um unsere direkte euro-
päische Nachbarschaft. Das heißt, jeder Beitrag, um diese 
zu stabilisieren, ist enorm relevant. Es handelt sich aber 
auch um ein Einsatzgebiet, das eine der tödlichsten 
Fluchtrouten der Welt umfasst. Deswegen möchte ich 
an dieser Stelle nicht unerwähnt lassen, dass es natürlich 
auch ein potenzieller Beitrag zum Retten von Menschen-
leben ist, wenn sich deutsche Schiffe im Mittelmeer auf-
halten und dort die Seeraumbeobachtung übernehmen.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, mit deutscher 
Beteiligung im Rahmen des NATO-Mandats Sea Guar-
dian unterstützen unsere Soldatinnen und Soldaten die 
freie, internationale Schifffahrt. Sie unterstützen dabei, 
sie zu schützen und ganz klar Terrorismus und Waffen-
schmuggel zu bekämpfen. Als Partner des europäischen 
Mandats EUNAVFOR MED Irini trägt die Bundeswehr 
zur konsequenten Durchsetzung des UN-Waffenembar-
gos gegen Libyen bei. Beides ist relevant, und beides 
tut unsere Bundeswehr im Auftrag von uns, im Auftrag 
des deutschen Parlaments. Gemeinsam mit unseren 
Bündnispartnern trägt sie mit insgesamt bis zu 850 Solda-
tinnen und Soldaten in beiden Mandaten zur Sicherheit 
und zur Sicherung der Schifffahrt im Mittelmeer bei.

Für diesen Einsatz unserer Soldatinnen und Soldaten, 
die im Mittelmeer und in allen anderen Einsätzen für 
unsere Sicherheit, den Schutz und die Stabilität Europas 
jeden Tag und jede Nacht einstehen, gelten unser größter 
Respekt und unsere tiefste Dankbarkeit. Um diese aus-
zudrücken, bitte ich Sie alle um Zustimmung zur Fortset-
zung dieser Mandate.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Der nächste Redner ist für die Unionsfraktion Markus 

Grübel.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Markus Grübel (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wir reden heute über zwei alte Bekannte, nämlich Sea 
Guardian – „Seewächter“; der Vorgänger hieß Active 
Endeavour – und die europäische Mittelmeeroperation 
Irini – „Frieden“; schöner Name –, deren Vorgängerope-
ration den Mädchennamen Sophia – „Weisheit“ – trug. 
Über beide habe ich hier schon öfter gesprochen, und ich 
kann es kurz machen: Wir werden den Mandatsverlän-
gerungen zustimmen. Zum Schluss komme ich noch da-
rauf zu sprechen, dass die Mandatsverlängerungen heute 
nicht mein Mandat betreffen.

Ich möchte einige Anmerkungen machen. Irini ist ja 
eine europäische, Sea Guardian eine NATO-Mission. Wir 
reden immer von Kooperation und Kohärenz zwischen 
EU und NATO. Auch die Bundesregierung betont immer 
wieder, dass sie die Zusammenarbeit zwischen den bei-
den Organisationen weiter stärken will. Wir sehen 
ausdrücklich vor, dass Sea Guardian und Irini in den 
Bereichen „Informationsaustausch“ und „Logistik“ ko-
operieren können sollen.

Voraussetzung für diese Kooperation ist eine ent- 
sprechende Vereinbarung zwischen EU und NATO. 
Diese Kooperationsvereinbarung ist immer noch nicht 
geschlossen, während dies bei der Vorgängermission 
von Irini der Fall war. Streitigkeiten zwischen der Türkei 
und Griechenland stehen dem im Weg. Angesichts der 
vielen schweren Krisen in der Welt bedaure ich sehr, 
dass EU und NATO sich nicht einmal darauf einigen 
können. Da muss sich Putin freuen. Es gibt leider auch 
niemanden in der Bundesregierung, der den Knoten in 
Athen und Ankara lösen will oder kann. Es wäre ein gutes 
Beispiel für die Kohärenz zwischen EU und NATO, wenn 
man sich wenigstens in solchen Dingen einigen könnte.

Bei Irini ist das deutsche Bundeswehrmandat restrikti-
ver als das EU-Mandat. Einer künftigen Bundesregierung 
würde ich empfehlen, sich eng am europäischen Kurs zu 
orientieren und nicht auszuscheren.

Keine Frage, wir brauchen ein gutes Lagebild. Aber 
Lagebilderstellung ist nicht mandatierungspflichtig. Das 
machen andere Schiffe, die sich im Mittelmeer bewegen, 
auch. Und richtig robuste Aufgaben werden mit beiden 
Mandaten eigentlich nicht mehr übernommen.

Ich denke – anders als die Linken –, wir sollten die Zeit 
auch mal nutzen, um über andere einsatzgleiche Ver-
pflichtungen zu reden, wie zum Beispiel die gute Arbeit 
unserer Luftwaffe, die zwei Patriot-Batterien in Polen an 
der Grenze zur Ukraine betreibt. Das ist ein hochspan-
nender Einsatz, wenn man es bis in die letzte Konsequenz 
denkt. Darüber sollten wir auch mal reden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und des Abg. Nils Gründer 
[FDP])

Die vier Mandate, die wir heute Nacht beschließen, 
haben eine Mandatsobergrenze von 1 600 Soldatinnen 
und Soldaten. Tatsächlich im Einsatz sind zurzeit 81; 
das sind rund 5 Prozent. Viel mehr wäre auch gar nicht 
dauerhaft zu leisten, weder hinsichtlich Personal noch 
hinsichtlich Material. Zurzeit im Einsatz sind unter ande-
rem ein ziviles Aufklärungsflugzeug und das Wehrfor-
schungsschiff „Planet“. Darum, meine ich, ist Zeit zum 
Handeln.

Ich möchte auf das Thema Personal eingehen. Mir 
genügen die Pläne der Ampel bei Weitem nicht. Ich halte 
es für völlig ausgeschlossen, dass die Zielmarke von 
203 000 aktiven Soldaten durch die Maßnahmen erreicht 
wird. Wir wissen doch alle, dass wir eigentlich 230 000 
bräuchten, um die heutigen Aufgaben zu erledigen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Ich glaube, dass auch mit der Reserve der Aufwuchs auf 
460 000 nicht gelingen kann.
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Ursprünglich hat der Verteidigungsminister ja die rich-
tige Idee gehabt. Er wollte eine Auswahlwehrpflicht nach 
skandinavischem Modell, ist aber an der Ampel geschei-
tert. Ich bin – das möchte ich auch sagen – für einen 
verpflichtenden Gesellschaftsdienst für alle dauerhaft 
hier lebenden Menschen. Dieser hilft bei der Auswahl-
wehrpflicht und stärkt den Zusammenhalt der Gesell-
schaft. Beides stärkt die Resilienz und dient einer wirk-
samen Abschreckung. Ich selbst war 46 Jahre und drei 
Monate Soldat bzw. Reservist und war auch im Auslands-
einsatz auf der Fregatte „Hessen“. Ich verlange also 
nichts, was ich nicht selber zu leisten bereit war.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Für die Lösung müssen jetzt die neue Bundesregierung 

und der neue Bundestag sorgen. Es gibt also aktuell keine 
Planungssicherheit. Wir kennen die einfache Formel: 
Wer nicht glaubhaft abschreckt, der lädt ein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Nils 
Gründer [FDP])

Zum Schluss möchte ich noch ein paar versöhnliche 
Töne in alle Richtungen anschlagen. Ich danke den Mit-
streiterinnen und Mitstreitern in meiner eigenen Fraktion 
und auch über die Fraktionsgrenze hinaus. Ich möchte 
sagen: Wir sind trotz mancher sachlich-inhaltlicher Aus-
einandersetzung – das kann ich zumindest für mich be-
haupten – menschlich immer gut miteinander ausge- 
kommen. Ich danke auch den Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern in den verschiedenen Organisationseinheiten.

Ganz persönlich möchte ich meiner Frau Danke sagen; 
sie hat MS. Mein Vater ist jetzt über 100. Beide hätten 
mich eigentlich gebraucht, hatten aber immer Verständ-
nis, wenn ich nach Berlin gegangen bin oder innerhalb 
Deutschlands oder sonst irgendwo unterwegs war.

Schön, dass ich den Abschluss jetzt selber bestimmen 
konnte und zu zwei Marineeinsätzen reden durfte! Denn 
wer mich kennt, weiß: Marineblau ist mir mindestens so 
ans Herz gewachsen wie Cadenabbia-Blau.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP)

Für die Zukunft wünsche ich mir im eigenen Interesse 
die richtigen Entscheidungen für die Sicherheit Deutsch-
lands und der Welt. Ich danke wirklich allen, die sich für 
die Sicherheit Deutschlands und der Welt einsetzen und 
dafür kämpfen, und melde mich hiermit ab.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP 
sowie bei Abgeordneten der AfD und von der 
Regierungsbank – Die Abgeordneten der 
CDU/CSU erheben sich)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Lieber Markus Grübel, auch wir möchten uns bei 

Ihnen für die Arbeit im Parlament recht herzlich bedan-
ken. Seit 2002 sind Sie Abgeordneter des Deutschen 
Bundestages. Zudem sind Sie Parlamentarischer Staats-
sekretär im BMVg gewesen. Sie wussten als Verteidi-
gungspolitiker, wovon Sie sprechen. Sie haben selbst 
gerade gesagt, Sie waren 46 Jahre als aktiver Soldat 

bzw. Reservist für die Marine unterwegs. Vielen herz-
lichen Dank für diese Arbeit, aber auch für die Arbeit 
als Beauftragter der Bundesregierung für weltweite Re-
ligionsfreiheit! Das ist auch ein Thema, das Sie mit sehr 
viel Herzblut und mit sehr viel innerer Überzeugung be-
arbeitet haben. Vielen Dank auch dafür!

Ich wünsche Ihnen persönlich und Ihrer Familie alles, 
alles Gute und hoffe, dass Ihr Vater, Ihre Frau und Ihre 
Kinder jetzt mehr Zeit mit Ihnen verbringen können. 
Alles, alles Liebe und Gute und Gottes Segen für Sie 
persönlich!

(Beifall)
Wir führen die Debatte fort. Das Wort hat jetzt für die 

SPD-Fraktion Michael Roth.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Michael Roth (Heringen) (SPD):
Guten Abend! Liebe Frau Präsidentin! Liebe Kollegin-

nen und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Dass ich mich als Frühaufsteher und vor allem 
auch als Früh-zu-Bett-Geher um 23.09 Uhr von Ihnen 
verabschiede, das ist vermutlich eine boshafte Ironie 
des Schicksals.

(Heiterkeit der Abg. Jürgen Coße [SPD] und 
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU])

Aber ich werde mein Bestes zu geben versuchen.
Meine persönliche Geschichte des Aufstiegs durch Bil-

dung ist bis heute für viel zu viele junge Menschen ein 
leeres Versprechen. Ohne meine Oma, ohne Lehrerinnen 
und Lehrer, die an mich glaubten, und nicht zuletzt ohne 
meine SPD hätte ich nicht das geschafft, was nur wenige 
schaffen. Aus dem schüchternen Spross einer Bergarbei-
terfamilie wurde ein Bundestagsabgeordneter und acht 
Jahre lang auch Staatsminister. Aber ich bin eine Aus-
nahme. Arbeiterkinder haben es nach wie vor schwer. 
Tun wir endlich mehr, um wirklich allen Talenten, un-
abhängig von ihrer Herkunft oder der Dicke des Geldbeu-
tels ihrer Eltern, eine faire Chance zu eröffnen in Wirt-
schaft und Wissenschaft, Diplomatie und eben auch in 
der Politik!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP – Zuruf von der AfD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich wuchs im nord-
hessischen Heringen unweit der Grenze zur ehemaligen 
DDR auf. Bis zu meinem Abitur ging es für mich hinter 
dem Horizont eben nicht weiter. Mauer, Zaun und Selbst-
schussanlagen hinderten mich daran. Der 9. November 
1989 änderte fast alles. Der Fall der Mauer machte 
mich zum überzeugten Europäer. Europa war für mich 
die Erfüllung eines Traums: ein Leben in Freiheit und 
Selbstbestimmung, ohne Abschottung, ohne Zäune, 
ohne Stacheldraht und ohne Mauer. Und wir wissen, 
wie es jetzt in Europa aussieht.

Den Zusammenbruch der sowjetkommunistischen 
Diktatur verband ich mit einer großen Hoffnung: stabiler 
Frieden, die Überwindung von Gewalt, Diplomatie statt 
Krieg – „Frieden schaffen ohne Waffen“. Menschenrech-
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te, Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit setzen 
sich in ganz Europa und weltweit durch. Doch meine 
Hoffnung trog. Ich habe die Rechnung ohne die neuen 
Diktatoren und die autoritären Herrscher dieser Welt ge-
macht. Sie sind wieder bereit, Konflikte mit militärischer 
Gewalt zu lösen. Sie töten, statt zu verhandeln, unterdrü-
cken, statt zu kooperieren – ob Iran, Nordkorea, China 
oder Russland. Vom russischen Imperialismus geht die 
größte Gefahr aus. Frieden und Sicherheit in Europa 
wird es nur geben, wenn wir den russischen Terrorstaat 
stoppen –

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

in der um ihre Freiheit kämpfenden Ukraine, in Georgien, 
in Moldau und in Armenien.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir alle ringen in der 
Frage von Krieg und Frieden um den richtigen Weg. Ich 
persönlich hätte mir weniger Schärfe in der Auseinander-
setzung gewünscht. Denn niemand von uns hat eine Blau-
pause in der Schublade. Wir alle machen uns schuldig auf 
die eine oder auf die andere Weise: diejenigen, die so wie 
ich der Ukraine alles geben wollen, was sie für ihren 
Freiheitskampf braucht, aber eben auch die, die einer 
stärkeren militärischen Unterstützung skeptisch oder ab-
lehnend gegenüberstehen.

Wir müssen viel mehr tun für den Frieden und die 
Sicherheit, und zwar durch Abschreckung und Wehrhaf-
tigkeit, gemeinsam mit EU und NATO.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das verlangt Zumutungen – Zumutungen für uns alle. Für 
meine Sozialdemokratie bedeutet das, dauerhaft deutlich 
mehr Geld in Verteidigung zu investieren. Und für Kon-
servative und Liberale heißt es, diese Investitionen auch 
über mehr Schulden zu finanzieren, nicht über Kürzun-
gen im Sozialen. Doch der Schutz unserer liberalen und 
sozialen Demokratie muss uns allen hier etwas wert sein.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Nun noch ein paar Worte an meine eigenen geschätzten 

Kolleginnen und Kollegen in der SPD-Fraktion. „Die 
Internationale erkämpft das Menschenrecht“ – das hat 
mich immer geleitet. Die Freiheitskämpferinnen und 
Freiheitskämpfer in Georgien und der Ukraine, im Iran 
und in Taiwan, in Venezuela und auf dem Westbalkan 
müssen spüren und wissen: Wir stehen an ihrer Seite. 
Wir kuscheln nicht mit den Mächtigen. Wir kämpfen 
für unsere Werte und Prinzipien. Autoritarismus führt 
zu Unterdrückung und Krieg. Nur die liberale und soziale 
Demokratie schafft einen gerechten Frieden und Freiheit.

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP – 
Michael Brand [Fulda] [CDU/CSU]: Starke 
Rede! – Stefan Keuter [AfD]: Sagen Sie noch 
etwas zu den Soldaten? Missachtung unserer 
Soldaten!)

Gestern gedachten wir im Bundestag der Opfer 
des Holocaust. Der ukrainische Holocaustüberlebende 
Roman Schwarzman rüttelte uns mit seiner Rede wach. 

Er erinnerte nicht nur an die Opfer, sondern nahm uns in 
die Pflicht: Tut jetzt etwas, um die drohende Auslöschung 
der Ukraine abzuwenden, nicht mit Worten, sondern mit 
Taten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bin erschüttert, 
dass Jüdinnen und Juden in Deutschland wieder in Angst 
leben müssen: auf deutschen Straßen, in deutschen Uni-
versitäten, in deutschen Schulen und am Arbeitsplatz. 
Mein Land ist mir fremd geworden. „We remember“ 
wird zu einer hohlen Phrase, wenn wir uns dem Antisemi-
tismus nicht kompromisslos entgegenstellen;

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

sei es der Hass alter und neuer Nazis, der Judenhass in 
Teilen unserer Gesellschaft mit migrantischen Wurzeln 
oder die Dämonisierung Israels in meinen eigenen linken 
Kreisen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Wenn man 38 Jahre politisch aktiv ist und fast 27 Jahre 
dem Deutschen Bundestag angehört, macht man Fehler, 
enttäuscht und verletzt Menschen. Ich bitte um Entschul-
digung, wenn ich aus Angst, Trägheit, Unsicherheit oder 
Arroganz weggeschaut habe oder nicht laut genug war: 
bei der Unterstützung meiner Freundinnen und Freunde 
in Israel und in der Ukraine oder wenn Menschen wegen 
ihrer Religion oder ihrer Hautfarbe, ihrer Herkunft, ihrer 
Behinderung oder ihrer sexuellen Identität entwürdigt 
oder gar bedroht wurden.

Und eine Bitte zum Schluss: Machen Sie diesen Bun-
destag zu einem Ort leidenschaftlicher Debatten, in denen 
sich unsere Bürgerinnen und Bürger wiederfinden! Wer-
den Sie Mutmacher für die Verängstigten und Hoffnungs-
losen! Kämpfen Sie alle für ein Land, in dem wir ohne 
Angst verschieden sein können!

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP – 
Die Abgeordneten der SPD, des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der FDP sowie 
Abgeordnete der CDU/CSU erheben sich)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Lieber Michael Roth, die fraktionsübergreifenden ste-

henden Ovationen sprechen für Sie, für Ihre Arbeit als 
Abgeordneter im Deutschen Bundestag. Seit 1998 haben 
Sie Ihren Wahlkreis immer direkt gewonnen, beim ersten 
Mal mit über 50 Prozent. Sie sind acht Jahre Staatsminis-
ter gewesen, danach Vorsitzender des Auswärtigen Aus-
schusses. Und mit großem Respekt und großer Ehrlich-
keit haben Sie in diesem Jahr angekündigt, dass Sie aus 
dem Bundestag ausscheiden möchten, auch wegen der 
Entfremdung vom Politikbetrieb. Das haben Sie als 
Rückzugsthema genannt. Das war sehr ehrlich – nicht 
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jedem gelingt diese Ehrlichkeit –, und es ist auch kon-
sequent. Vielen Dank für diese Ehrlichkeit!

Vielen, vielen Dank auch für Ihre klare Haltung gegen-
über Antisemitismus, für Ihren Einsatz für die Ukraine, 
für Ihre Rede gerade eben. Alles Gute für Sie persönlich. 
Gottes Segen für Sie. Und der Applaus des Hauses ist 
Ihrer.

(Beifall)

Für die FDP-Fraktion hat jetzt das Wort Rainer Semet.

(Beifall bei der FDP)

Rainer Semet (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich warte mal noch einen kleinen Moment, 
während sich einige vom Kollegen Roth verabschieden.

(Karsten Hilse [AfD]: Können wir weiterma-
chen?)

– Ja, Wir können gleich weitermachen.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Wir machen gleich weiter. Ich bitte darum, dass die 

Glückwünsche draußen erfolgen. Aber es gehört auch 
zum Respekt dazu, dass wir einen langjährigen Kollegen 
gebührend verabschieden.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Lieber Herr Semet, Sie dürfen.

Rainer Semet (FDP):
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir sprechen heute 

über die Verlängerung von gleich zwei Mandaten. Die 
NATO-Mission Sea Guardian erstreckt sich über den ge-
samten Mittelmeerraum sowie den darüber liegenden 
Luftraum. Durch den Einsatz von bis zu 550 Bundes-
wehrsoldaten wird ein Lagebild erstellt. Man könnte sa-
gen, Sea Guardian ist unser Auge an der NATO-Südflan-
ke. Es hilft uns, verdächtige Schiffe zu erkennen, 
Waffenschmuggel und Schlepperaktivitäten zu unterbin-
den. Auch dank des Mandats sehen wir aktuell Putins 
Rüstungstransporte von Syrien nach Libyen.

Die EU-Operation Irini sichert das Waffenembargo 
gegen Libyen. Bis zu 300 Bundeswehrsoldaten kontrol-
lieren Schiffe und melden den Schmuggel von Waffen, Öl 
und Menschen. Wir stärken damit den Friedensprozess.

Deshalb stimmen wir Freie Demokraten für die Ver-
längerung beider Mandate ohne Veränderungen, dafür 
mit großer Wirkung. Aber wir müssen EU und NATO 
dazu bewegen – das hat ein Vorredner auch schon an-
gesprochen –, diese beiden Mandate zu einem zu ver-
binden. Das würde sie effektiver und effizienter machen.

(Beifall bei der FDP)

Warum ist das jetzt so wichtig? Das Mittelmeer ist eine 
Transitroute für Waffen, Terroristen und für Russlands 
Schattenflotte. Die NATO-Südflanke ist angreifbar; 
denn die Region brodelt. Syrien ist instabil. Russland 
verlegt seine Kräfte nach Libyen, direkt vor unsere euro-

päische Haustür. Iran ist geschwächt, aber nicht besiegt. 
Und die Hisbollah und Hamas halten den Nahen Osten 
nach wie vor in Atem.

Wir können Israel dankbar dafür sein, dass es die 
Machtverhältnisse in der Region verändert hat. Doch 
auch wir tragen viel Verantwortung; denn als Export-
nation sind wir abhängig von Seewegen, die frei und 
sicher sind. Fakt ist auch: Wir können die Handelsroute 
durch das Rote Meer nicht sichern.

Seit Beginn dieser Legislaturperiode hat sich die Be-
drohungslage in der Welt drastisch verschlechtert. Diese 
Entwicklung hat sich schon damals abgezeichnet. Wir 
werden in der nächsten Legislatur mehr für unsere Ver-
teidigung ausgeben müssen. Unsere Soldatinnen und un-
sere Soldaten verdienen nicht weniger als die beste Aus-
rüstung, und das so schnell wie möglich.

Bei meiner nun vermutlich letzten Rede in diesem 
Hohen Haus möchte ich einen nachdenklichen und viel-
leicht etwas selbstkritischen Ton anschlagen. Bei der Ver-
einbarung des Koalitionsvertrags haben wir außenpoliti-
sche Schwerpunkte gesetzt, die schon damals umstritten 
oder heiß diskutiert waren. Einige Stichpunkte hierzu 
sind: die feministische Außenpolitik, Entwicklungsgel-
der an Staaten, die längst keine Entwicklungshilfe mehr 
benötigen, und Belehrungen von Regierungen unserer 
Partner, die diese nie eingefordert haben. Viel zu oft bin 
ich auf meinen zahlreichen Auslandsreisen mit dem Aus-
wärtigen Ausschuss und dem Unterausschuss Vereinte 
Nationen auf Unverständnis und Kopfschütteln gestoßen.

Lassen Sie uns die Realität ansprechen. Deutschland 
ist längst kein Vorbild mehr. Unsere Klima- und Energie-
politik wird schon lange nicht mehr kopiert. Fakt ist doch: 
Deutschland steht mit seinen Entscheidungen oft alleine 
da.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Dr. Götz 
Frömming [AfD]: Sehr wahr!)

Unsere Außen- und Entwicklungspolitik hat Partner in 
der ganzen Welt teilweise abgeschreckt. Wenn ich mit 
Unternehmern in meinem Wahlkreis spreche, sehe ich 
die Folgen unserer verfehlten Außenpolitik. Wer über 
Deutschland spricht, redet nicht mehr von Wandel durch 
Handel, made in Germany und deutschem Innovations-
geist, sondern von Lieferkettengesetzen, Belehrungen 
und Gutmenschentum.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD – Zuruf von 
der SPD: Da klatscht die AfD! Da wäre ich 
nicht so stolz drauf!)

Zu oft wurde mir gesagt, dass nun andere Partner bevor-
zugt werden. Es lohnt sich schlichtweg nicht mehr, in 
Deutschland zu investieren oder zu wirtschaften.

Die deutsche Außenpolitik muss sich in der kommen-
den Legislaturperiode auf ihre Kernaufgabe konzen- 
trieren, das heißt auf die Vertretung von deutschen und 
europäischen Interessen in der Welt. Die beste Entwick-
lungshilfe sind Freihandelsabkommen, wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und sichere Handelswege.

(Beifall bei der FDP)

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 210. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 30. Januar 2025                                                                                                                                                                                             27397 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

Vizepräsidentin Yvonne Magwas 



Das Know-how der deutschen Wirtschaft wird in der 
Welt gebraucht. Saubere Energieerzeugung, weltbeste 
Maschinen oder klimaneutrale Autoantriebe – wir haben 
viel zu bieten. Ob die Gewinnung von Fachkräften, das 
Werben für Investitionen oder das Erschließen neuer 
Märkte für unsere exportorientierte Wirtschaft, die FDP 
im Bundestag wird niemals aufhören, dafür zu kämpfen.

Ich danke Ihnen.
(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Lieber Herr Semet, auch bei Ihnen möchten wir uns 

bedanken. Sie haben gerade gesagt, dass es Ihre letzte 
Rede im Bundestag sein wird. Herzlichen Dank für Ihre 
parlamentarische Arbeit in dieser Legislaturperiode. Al-
les Gute für Sie persönlich, für Ihre Familie und Gottes 
Segen. Danke schön.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und der AfD)

Für die AfD-Fraktion hat das Wort Jan Ralf Nolte.
(Beifall bei der AfD)

Jan Ralf Nolte (AfD):
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zuerst möchte ich allen Soldaten, die im Rahmen dieser 
beiden Mandate ihren Dienst tun, herzlich danken. Für 
die schlechten politischen Rahmenbedingungen können 
Sie nichts.

(Beifall bei der AfD)
Diese beiden Mandate sind jedes Jahr, wenn wir darü-

ber sprechen, wieder ein plakatives Beispiel für etwas, 
das viel zu oft im Deutschen Bundestag passiert, nämlich 
dass man völlig an der Realität vorbei debattiert; das ist 
zumindest den Fachpolitikern im Grunde auch klar.

Fangen wir mal mit der Operation Sea Guardian an. 
Wenn wir die Vorgängermissionen dazurechnen, jagen 
wir jetzt seit 23 Jahren Terroristen und Waffenschmugg-
ler im Mittelmeer und haben noch nie welche gesehen. 
Seit 23 Jahren, meine Damen und Herren, jagen wir jetzt 
einen Feind, den es gar nicht gibt, und jedem hier ist das 
klar.

(Beifall bei der AfD – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Nicht zu fassen!)

Manch einer versucht dann – das haben wir auch heute 
wieder gehört –, mit einer angeblichen Präsenz im Mittel-
meer zu argumentieren, die ja abschreckend wirke. Auch 
das ist Unsinn. Sea Guardian arbeitet mit Schiffen, die 
sowieso schon im Mittelmeer unterwegs sind und sich 
temporär in das Mandat einmelden. Wir könnten Sea 
Guardian morgen beenden, es würde keiner merken, 
meine Damen und Herren.

(Heiterkeit des Abg. Dr. Götz Frömming 
[AfD])

Jetzt zur Operation Irini, dem zweiten Mandat, um das 
es hier geht. Irini hat den Auftrag, den Waffenschmuggel 
nach Libyen zu verhindern, und ist dafür das völlig fal-
sche Instrument. Das liegt vor allem daran, dass wir die 

Schiffe von Waffenschmugglern nur durchsuchen dürfen, 
wenn sie damit einverstanden sind; sonst widerspricht 
nämlich der Flaggenstaat. Das schränkt einen natürlich 
schon ein, meine Damen und Herren.

Dazu kommt, dass ein Großteil des Waffenschmuggels 
über den Land- und den Luftweg erfolgt. Auch das ist 
zumindest den Fachpolitikern klar. Das Ergebnis ist, 
dass es in keinem Land dieser Erde mehr Waffenschmug-
gel gibt als in Libyen, und zwar nicht nur nach Libyen 
hinein, sondern auch aus Libyen heraus. Die haben so 
viele Waffen, dass sie schon angefangen haben, die zu 
verkaufen. Meine Damen und Herren, deutlicher kann 
man doch gar nicht machen, dass Irini das völlig falsche 
Instrument ist.

(Beifall bei der AfD)
Dazu kommt: Wenn dieses Mandat eine Wirkung ent-

falten würde, dann bestände die ja darin, dass wir nur eine 
Seite vom Nachschub abschneiden würden, und das wäre 
ausgerechnet die international anerkannte Regierung in 
Tripolis. Die hat sich deswegen in der Vergangenheit 
auch schon über Irini beschwert. Wir würden unsere An-
sprechpartner in Libyen vom Nachschub abschneiden.

Man sieht also: Es gibt überhaupt keine Gründe, diesen 
beiden Mandaten hier zuzustimmen. Trotzdem wird es 
gleich eine Mehrheit dafür geben. Das ist schon ein Phä-
nomen, meine Damen und Herren: Zwei völlig wirkungs-
lose Mandate kriegen hier gleich eine Mehrheit. Denje-
nigen, die hier zuschauen, rate ich, mal genau auf die 
Argumente der Befürworter zu hören. Wir konnten das 
ja auch schon sehen. Da geht man eben nicht darauf ein, 
wie man diese Mandate in Zukunft effektiv machen will, 
wie man konkret dafür sorgen will, dass sie eine Wirkung 
entfalten, sondern es wird über die allgemeine politische 
Weltlage gesprochen, über die Sicherheit des Mittel-
meers. Das sind viele Allgemeinplätze, die richtig sein 
mögen, die aber völlig am Kern der Sache vorbeigehen.

Wir stimmen hier mit Nein, meine Damen und Herren. 
Allgemein möchte ich einfach darum bitten, dass sich die 
Debatten hier nicht zu weit von der Realität entfernen.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Auch vom The-
ma!)

Das ist gut für die Glaubwürdigkeit und auch für die 
politischen Entscheidungen, die wir hier treffen.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Und für die SPD-Fraktion hat das Wort Dr. Joe 

Weingarten.
(Beifall bei der SPD)

Dr. Joe Weingarten (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Frau Wehrbeauf-

tragte! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen 
und Herren! Diesen hanebüchenen Unsinn von dem 
Mann mit dem Uniformverbot,

(Jan Ralf Nolte [AfD]: Was für ein Unsinn?)
den sind wir ja nun gewohnt, und da erwarte ich auch 
nichts Besonderes mehr.
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(Zurufe von der AfD)

Aber die Kolleginnen und Kollegen von der Union soll-
ten sich schon überlegen, ob das die Partner sind, mit 
denen sie unser Land gemeinsam gestalten wollen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
von der CDU/CSU)

Wollen Sie mit diesen Gestalten wirklich Verteidigungs-
politik machen?

(Stefan Keuter [AfD]: Überlegen Sie sich die 
Wortwahl, Herr Kollege! – Dr. Götz Frömming 
[AfD]: Wo waren Sie, Herr Kollege? Waren 
Sie eben auf Toilette? Nicht zu fassen! – Wei-
tere Zurufe von der AfD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, seit rund zwei Jahr-
zehnten betrauen wir die Bundeswehr mit einer wichtigen 
Aufgabe: der Sicherheit im Mittelmeerraum. Die NATO- 
Sicherheitsoperation Sea Guardian und die EU-geführte 
Mission European Union Naval Force Mediterranean 
Irini sind wichtige Missionen der Bundeswehr an der 
südlichen Flanke Europas. Sie haben unterschiedliche 
Schwerpunkte, aber dienen dem gleichen Ziel: dem 
Schutz unseres Kontinents und der Region vor militäri-
schen und terroristischen Bedrohungen. Es liegt nicht nur 
im ureigenen Interesse unseres Landes, dass wir dort 
aktiv sind, sondern der gesamten Europäischen Union 
und des NATO-Bündnisses. Deshalb wollen wir die deut-
sche Beteiligung an beiden Missionen fortführen und 
Mitverantwortung für die Sicherheit auf unserem Kon-
tinent weiter übernehmen.

Heute ist das wichtiger denn je. Gerade unter den Vor-
zeichen der neuen amerikanischen Administration ist es 
zentral, dass wir für unsere eigene Sicherheit sorgen; 
denn als drittgrößte Handelsnation der Welt bauen wir 
unseren Wohlstand auf Stabilität und Frieden auf. Und 
für beides werden wir in Zukunft noch mehr tun müssen 
als bisher.

Das geschieht auf der Basis einer klaren Analyse un-
serer Interessenlage: Nicht die Überhöhung unseres in-
ternationalen Auftritts gibt uns Bedeutung und Hand-
lungsspielräume, sondern der klare Wille, in einer von 
zunehmenden Interessenkonflikten von Staaten und so-
zialen Schichten geprägten internationalen Politik für 
Freiheit, Recht und gleiche Chancen für alle einzutreten, 
mit unserer ganzen politischen, wirtschaftlichen und mi-
litärischen Kraft. Denn dort, wo wir Verantwortung über-
nehmen, schlägt uns und unserem Gesellschaftsmodell 
mehr Vertrauen und Interesse entgegen. Deswegen danke 
ich im Namen meiner Fraktion allen zivilen und militäri-
schen Stellen, die diese Missionen unterstützen und sie 
auch in Zukunft tragen werden.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Markus 
Grübel [CDU/CSU])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Deutschland ist in 
den letzten drei Jahren in eine Rolle hineingewachsen, 
die sich sehr deutlich von der zögerlichen Haltung der 
Jahre und Jahrzehnte davor unterschiedet. Unsere Unter-
stützung für die Ukraine ist da das sichtbarste Beispiel. 
Der Rollenwechsel hin zu mehr aktiv wahrgenommener 

Verantwortung war nicht immer einfach, und er hat 
manchmal Schmerzen verursacht. Dass unsere Diskus-
sionen über Hilfen an die Ukraine mit 5 000 Helmen 
begonnen haben, war schmerzlich, auch für mich. Aber 
dass daraus innerhalb kürzester Zeit eine Hilfe von 
28 Milliarden Euro geworden ist, ist eine der größten 
politischen Leistungen unseres Landes in der Nach-
kriegsgeschichte – plus 100 Milliarden Euro Sonderver-
mögen für die Bundeswehr, plus mehr Verantwortung im 
Mittelmeer, im Roten Meer und in der Ostsee, plus ge-
meinsame Manöver mit unseren Verbündeten im Pazifik, 
von Alaska bis Australien. Wer darauf in einigen Jahren 
zurückblickt, wird anerkennen, dass viel passiert ist. Und 
es darf kein Zurück hinter dieses Erreichte geben.

Deswegen unterstützt die sozialdemokratische Frak-
tion nicht nur den weiteren Aufbau von Kompetenzen 
der Bundeswehr in dieser internationalen Verantwortung, 
sondern wir werden explizit auch den heute vorliegenden 
Anträgen der Bundesregierung zu Sea Guardian und EU-
NAVFOR MED Irini zustimmen. Denn wir werden in 
Europa keine dauerhafte Sicherheit haben, wenn es im 
Mittelmeer keine Sicherheit gibt.

Das hat alles nur Erfolg, wenn es in ein gemeinsames 
Handeln Europas eingebettet ist, mit einer stärkeren 
Zusammenarbeit mit Frankreich, die dauerhaft Basis un-
serer Verteidigungsbemühungen sein muss. Gleiches gilt 
für die Kooperation mit Italien und Griechenland, die wir 
auch in der Flüchtlingsfrage nicht im Stich lassen dürfen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sicherheit und Ver-
antwortung sind fest verbunden mit Freiheit und Wohl-
stand, ob an der östlichen Grenze unseres Kontinents 
oder im Mittelmeer. Wir sollten weiterhin dafür einste-
hen. Deshalb bitte ich Sie, den vorliegenden Mandaten 
zuzustimmen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Tobias B. 
Bacherle [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] und 
Rainer Semet [FDP])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Ich erteile das Wort Herrn Nolte, der kurz eine Klar-

stellung vornehmen möchte.

Jan Ralf Nolte (AfD):
Herr Kollege Weingarten, wenige Sekunden, nachdem 

Sie zu reden begonnen haben, das erste Falsche – das ist 
bei Ihnen jetzt keine Seltenheit.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kurz!

Jan Ralf Nolte (AfD):
Aber es ging hier diesmal um mich. Sie haben behaup-

tet, ich hätte ein Uniformtrageverbot.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Nein, hat er 
nicht! Hat er nicht gesagt!)
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Das ist gelogen. Ich verbitte mir so was. Versuchen Sie, 
wie alle anderen hier, vernünftig und ehrlich mit Ihren 
Argumenten zu überzeugen, und verbreiten Sie keine 
Lügen über Kollegen.

(Beifall bei der AfD – Agnieszka Brugger 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ach, stimmt, 
das war der andere Nazi!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Dann führen wir die Debatte fort. Für 

Die Linke hat das Wort Kathrin Vogler.

(Beifall bei der Linken)

Kathrin Vogler (Die Linke):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wieder einmal will eine ganz große Mehrheit hier im 
Haus zwei Bundeswehreinsätze verlängern, die angeblich 
für Sicherheit sorgen sollen, die aber tatsächlich die Men-
schenrechte mit Füßen treten. Operation Sea Guardian 
und EUNAVFOR MED Irini sind nämlich keine Frie-
densmissionen, sondern sie sind militärische Bausteine 
der brutalen europäischen Abschottungspolitik.

Sea Guardian wird uns als Antiterrormission verkauft, 
doch tatsächlich dient sie der Überwachung des Mittel-
meers und kooperiert mit Frontex und EU-Küsten-
wachen, die für illegale Zurückweisungen und unterlas-
sene Hilfeleistung verantwortlich sind.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)

Auch „Irini“ soll angeblich für Stabilität sorgen und 
zum Beispiel das UN-Waffenembargo gegen Libyen 
überwachen. Aber das geschieht, wenn überhaupt, nur 
sehr einseitig. Während Waffenlieferungen an die inter-
national anerkannte Regierung schon einmal gestoppt 
wurden, bleiben die Lieferungen an den Rebellengeneral 
Haftar aus den Emiraten, aus Saudi-Arabien und aus 
Russland unbehelligt. Und so werden neue Fluchtursa-
chen geschaffen und keine bekämpft.

(Beifall bei der Linken)

„Irini“ kooperiert zudem mit der sogenannten liby-
schen Küstenwache, die Geflüchtete auf dem Mittelmeer 
abfängt und in Lager bringt, in denen versklavt, gefoltert 
und vergewaltigt wird. Schiffbrüchige werden nicht ge-
rettet, sondern sie werden ausgeliefert. Zivile Seenotret-
ter werden blockiert und kriminalisiert. Und, Herr 
Bacherle, wenn Sie das hier anders darstellen, dann sagen 
Sie einfach nicht die Wahrheit.

(Beifall bei der Linken)

Davon berichten UNHCR, Amnesty International, Ärzte 
ohne Grenzen und Sea-Watch. Statt diese Gewalt zu stop-
pen, finanziert die EU sie mit Millionensummen. Also 
wir würden dieses Geld lieber in die Bekämpfung von 
Fluchtursachen und in die Integration von Geflüchteten 
stecken.

Die Linke lehnt diese Politik und diese Mandate ent-
schieden ab.

(Beifall bei der Linken)

Für uns sind Menschenrechte nichts für Sonntagsreden, 
sondern unteilbar. Ich fordere Sie auf: Stimmen Sie mit 
Nein.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die Unionsfraktion hat jetzt das Wort Thomas 

Silberhorn.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Thomas Silberhorn (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn wir heute die Operationen der Europäischen Union 
und der NATO im Mittelmeerraum verlängern, dann 
lohnt ein Blick nach Libyen. Dieses Land steht weiter 
im Mittelpunkt von illegalen Waffenlieferungen, Schleu-
sernetzwerken und geopolitischer Einflussnahme, ins-
besondere durch Russland.

Russland hat seit dem Sturz des Assad-Regimes seine 
militärische Präsenz in Libyen deutlich verstärkt. In den 
letzten Wochen sind mindestens 1 000 russische Söldner 
auf einer Militärbasis in Ostlibyen stationiert worden, 
und Russland transportiert Ausrüstung für Flugabwehr 
von Syrien nach Libyen. Diese Entwicklung unter-
streicht, wie notwendig es ist, dass wir Europäer im Mit-
telmeerraum koordiniert vorgehen, unsere Südflanke der 
NATO verstärken, Libyen stabilisieren und dort, wo wir 
können, russischen Imperialismus eindämmen, liebe Kol-
leginnen und Kollegen.

Bei EUNAVFOR MED Irini beteiligen wir uns daran, 
das UN-Waffenembargo gegen Libyen zu unterstützen, 
den illegalen Erdölexport zu verhindern und generell 
zur Stabilisierung des Landes beizutragen. Die Aufgabe 
der Bundeswehr wird es weiterhin sein, in der Seeraum-
überwachung und Aufklärungsarbeit vor Ort zu unter-
stützen, um Informationen zu gewinnen und illegale Ak-
tivitäten zu verhindern.

Bei Sea Guardian gewährleisten wir nicht nur die See-
raumüberwachung und den Lagebildaustausch, sondern 
wir tragen auch dazu bei, Terrorismus zu bekämpfen und 
den Waffenschmuggel einzudämmen, auch durch die 
schlichte Präsenz, die wir vor Ort zeigen. Meine Damen 
und Herren, dieser Einsatz wird von unseren NATO-Part-
nern geschätzt. Er ist unsere gemeinsame Aufgabe in der 
Europäischen Union. Und es gilt nach der Amtseinfüh-
rung von US-Präsident Donald Trump mehr denn je, 
unsere eigene militärische Handlungsfähigkeit aus-
zubauen und an der Peripherie unseres Kontinents eigen-
ständig agieren zu können.

(Beifall der Abg. Annette Widmann-Mauz 
[CDU/CSU])

Wir werden seitens der CDU/CSU der Verlängerung 
der Mandate zustimmen. Wir schaffen damit Planungs-
sicherheit für unsere Partner in NATO und Europäischer 
Union, aber selbstverständlich auch für die Bundeswehr. 
Unseren Soldaten und Soldatinnen wünsche ich „fair 
winds and following seas“. Danke für Ihren Dienst, und 
kommen Sie gut wieder nach Hause!

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Damit schließe ich die Aussprache.
Wir haben nun – unter Zusatzpunkt 20 – den Bericht 

der Bundesregierung zu einer Evaluierung der laufenden, 
mandatierten Auslandseinsätze der Bundeswehr auf der 
Drucksache 20/12075 zur Kenntnis genommen.

Wir kommen nun zu den Abstimmungen über die Be-
schlussempfehlungen des Auswärtigen Ausschusses zu 
den Anträgen der Bundesregierung zur Fortsetzung der 
Beteiligung bewaffneter deutscher Streitkräfte. Die Frak-
tionen von SPD und Bündnis 90/Die Grünen haben je-
weils namentliche Abstimmungen verlangt, die wir 
wieder hintereinander, während des folgenden Tagesord-
nungspunkts, durchführen werden. Nach Schließung der 
ersten namentlichen Abstimmung wird die zweite na-
mentliche Abstimmung sofort eröffnet.

Zuerst stimmen wir über die Beschlussempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses zum Antrag der Bundesregie-
rung zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deut-
scher Streitkräfte an der durch die NATO geführten Ma-
ritimen Sicherheitsoperation SEA GUARDIAN ab. Der 

Ausschuss empfiehlt hier in seiner Beschlussempfehlung, 
den Antrag der Bundesregierung anzunehmen. Sie haben 
zur Abgabe Ihrer Stimme nach Eröffnung der Abstim-
mung 20 Minuten Zeit.

Die Schriftführerinnen und Schriftführer haben die Ur-
nen bereits besetzt. Dann eröffne ich die erste namentli-
che Abstimmung über die Beschlussempfehlung auf der 
Drucksache 20/14711.

Die Abstimmungsurnen werden um 0 Uhr geschlos-
sen. Ich werde Ihnen kurz davor das bevorstehende Ende 
der Abstimmung bekannt geben.1)

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufrufe, 
möchte ich Ihnen noch das von den Schriftführerinnen 
und Schriftführern ermittelte Ergebnis der letzten na-
mentlichen Abstimmung über den Einsatz in der Repu-
blik Südsudan bekannt geben: 

Abgegebene Stimmkarten 622. Mit Ja haben gestimmt 
585, mit Nein haben gestimmt 34, Enthaltungen gab es 3. 
Die Beschlussempfehlung ist damit angenommen.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            622;
davon

ja:                                      585
nein:                                   34
enthalten:                              3

Ja
SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Alexander Bartz
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Hakan Demir
Dr. Daniela De Ridder
Dr. Karamba Diaby
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Falko Droßmann

Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Dr. Edgar Franke
Fabian Funke
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Kerstin Griese
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Anke Hennig
Nadine Heselhaus
Heike Heubach
Thomas Hitschler
Angela Hohmann
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Gabriele Katzmarek
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank
Lars Klingbeil
Annika Klose

Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Simona Koß
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp
Andreas Larem
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Thomas Lutze
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Holger Mann
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Dirk-Ulrich Mende
Robin Mesarosch
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Claudia Moll
Siemtje Möller
Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)    

Michelle Müntefering
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Dietmar Nietan
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
Christian Petry
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Martin Rabanus
Andreas Rimkus
Daniel Rinkert
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Michael Roth (Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Nadine Ruf
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)    

1) Ergebnis Seite 27413 C
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Rebecca Schamber
Lucia Schanbacher
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Daniel Schneider
Olaf Scholz
Christian Schreider
Michael Schrodi
Svenja Schulze
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Nadja Sthamer
Ruppert Stüwe
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Frank Ullrich
Marja-Liisa Völlers
Emily Vontz
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Carmen Wegge
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz

Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Dr. Yannick Bury
Gitta Connemann
Mario Czaja
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Hansjörg Durz
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber
Enak Ferlemann
Alexander Föhr
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Dr. Ingeborg Gräßle
Hermann Gröhe
Markus Grübel
Monika Grütters
Serap Güler
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Dr. Stefan Heck
Thomas Heilmann
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Hubert Hüppe
Erich Irlstorfer
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Anja Karliczek
Dr. Stefan Kaufmann
Ronja Kemmer

Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Anne König
Markus Koob
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Patricia Lips
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Dr. Astrid Mannes
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen
Moritz Oppelt
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Ingrid Pahlmann
Dr. Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz

Dr. Christiane Schenderlein
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Detlef Seif
Melis Sekmen
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Katrin Staffler
Albert Stegemann
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Stephan Stracke
Christina Stumpp
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Dr. Maria-Lena Weiss
Sabine Weiss (Wesel I)
Ingo Wellenreuther
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
Bettina Margarethe 

Wiesmann
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Andreas Audretsch
Maik Außendorf
Tobias B. Bacherle
Lisa Badum
Annalena Baerbock
Felix Banaszak
Karl Bär
Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Dr. Anna Christmann
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Dr. Janosch Dahmen
Ekin Deligöz
Dr. Sandra Detzer
Katharina Dröge
Harald Ebner
Leon Eckert
Emilia Fester
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Erhard Grundl
Sabine Grützmacher
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Kathrin Henneberger
Bernhard Herrmann
Dr. Bettina Hoffmann
Bruno Hönel
Dieter Janecek
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Uwe Kekeritz
Michael Kellner
Katja Keul
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Laura Kraft
Philip Krämer
Johannes F. Kretschmann
Jürgen Kretz
Dr. Franziska Krumwiede- 

Steiner
Renate Künast
Markus Kurth
Ricarda Lang
Anja Liebert
Helge Limburg
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Dr. Zoe Mayer
Susanne Menge
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatović
Claudia Müller
Sascha Müller
Beate Müller-Gemmeke
Sara Nanni
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Cem Özdemir
Julian Pahlke
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter

Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Corinna Rüffer
Michael Sacher
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Marlene Schönberger
Christina-Johanne Schröder
Kordula Schulz-Asche
Nyke Slawik
Dr. Till Steffen
Dr. Wolfgang Strengmann- 

Kuhn
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Robin Wagener
Stefan Wenzel
Tina Winklmann

FDP
Valentin Abel
Katja Adler
Muhanad Al-Halak
Christine Aschenberg- 

Dugnus
Christian Bartelt
Nicole Bauer
Jens Beeck
Ingo Bodtke
Friedhelm Boginski
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer-Licht
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Dr. Marcus Faber
Otto Fricke
Maximilian Funke-Kaiser
Martin Gassner-Herz
Knut Gerschau
Anikó Glogowski-Merten
Fabian Griewel
Nils Gründer
Julian Grünke
Thomas Hacker
Philipp Hartewig
Ulrike Harzer
Peter Heidt
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Olaf in der Beek

Gyde Jensen
Dr. Ann-Veruschka Jurisch
Karsten Klein
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Dr. Lukas Köhler
Carina Konrad
Michael Kruse
Konstantin Kuhle
Ulrich Lechte
Dr. Thorsten Lieb
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Kristine Lütke
Till Mansmann
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Christian Sauter
Frank Schäffler
Ria Schröder
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Konrad Stockmeier
Benjamin Strasser
Jens Teutrine
Stephan Thomae
Nico Tippelt
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Johannes Vogel
Tim Wagner
Sandra Weeser
Nicole Westig
Katharina Willkomm

AfD
Dr. Bernd Baumann
Roger Beckamp
Barbara Benkstein
Andreas Bleck
René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Jürgen Braun
Dr. Gottfried Curio
Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming

Dr. Alexander Gauland
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Jochen Haug
Martin Hess
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Fabian Jacobi
Dr. Malte Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Enrico Komning
Jörn König
Dr. Rainer Kraft
Rüdiger Lucassen
Volker Münz
Sebastian Münzenmaier
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Stephan Protschka
Dr. Rainer Rothfuß
Manfred Schiller
Eugen Schmidt
Jörg Schneider
Uwe Schulz
Martin Sichert
René Springer
Klaus Stöber
Beatrix von Storch
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak

Fraktionslos
Joana Cotar
Stefan Seidler
Dr. Dirk Spaniel
Dr. Volker Wissing

Nein
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Canan Bayram

AfD
Carolin Bachmann
Dr. Christina Baum
Marc Bernhard
Stephan Brandner
Marcus Bühl
Thomas Dietz
Karsten Hilse
Steffen Janich
Dr. Michael Kaufmann
Edgar Naujok

Deutscher Bundestag – 20. Wahlperiode – 210. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 30. Januar 2025                                                                                                                                                                                             27403 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 



Jürgen Pohl
Bernd Schattner

Die Linke
Matthias W. Birkwald
Clara Bünger
Jörg Cezanne
Anke Domscheit-Berg
Susanne Ferschl
Nicole Gohlke

Christian Görke
Dr. André Hahn
Jan Korte
Ina Latendorf
Ralph Lenkert
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BSW
Alexander Ulrich
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Thomas Seitz

Enthalten
SPD

Jan Dieren

AfD

Mike Moncsek
Ulrike Schielke-Ziesing

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben 
oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der entschuldigten 

Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte gerne 
fortfahren und rufe die Tagesordnungspunkte 7 und 4 auf: 

7 Beratung des Antrags der Fraktion der CDU/CSU 

Unsere Landwirtschaft vielfältig, leistungs-
stark und nachhaltig ausgestalten

Drucksache 20/14435
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft (f) 
Finanzausschuss 
Wirtschaftsausschuss 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Ver-
braucherschutz 
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
Ausschuss für Klimaschutz und Energie

4 Beratung des Antrags der Abgeordneten Carina 
Konrad, Renata Alt, Christine Aschenberg- 
Dugnus, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
der FDP 

Mit neuen Züchtungsmethoden nachhaltigere 
Landwirtschaft ermöglichen

Drucksache 20/14714
Überweisungsvorschlag:  
Ausschuss für Ernährung und Landwirtschaft

39 Minuten sind für die Aussprache vorgesehen. – Ich 
möchte gerne die Aussprache eröffnen und bitte die Kol-
leginnen und Kollegen, die zur Abstimmung gehen, das 
zügig zu tun und die Gespräche bitte außerhalb des Ple-
narsaals fortzusetzen.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort für die 
Unionsfraktion dem Kollegen Hermann Färber.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Hermann Färber (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

In unserem Antrag geht es darum, dass wir Rahmenbe-
dingungen schaffen, damit die Landwirtschaft in 
Deutschland ihren gesellschaftlichen Auftrag, gute und 
bezahlbare Lebensmittel herzustellen und den ländlichen 
Raum als Lebensraum für Menschen und für Natur zu 
erhalten, erfüllen kann.

Ich möchte vorausschicken: Deutschland verfügt über 
hervorragend ausgebildete Landwirte. Sie haben in ihrer 
Ausbildung und in ihren Prüfungen Kenntnisse und Fer-
tigkeiten nachgewiesen, haben dazu in ihrer beruflichen 
Laufbahn viel Berufserfahrung, viel Fachwissen und vor 
allem auch viel Standortwissen erworben. Und niemand 
kennt den Acker besser als der Landwirt, der ihn selber 
über viele Jahre hinweg bewirtschaftet.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Um dieses Wissen zur Anwendung zu bringen, brau-

chen unsere Bauern aber auch ein gewisses Maß an Bein-
freiheit. Momentan ersticken sie eher in Bürokratie. Da 
gibt es neben dem leidigen Thema „Stoffstrombilanz“ 
auch das Thema „Kalender-Landwirtschaft“. Die Bauern 
müssen Entscheidungen treffen, wie sie ihren Acker, wie 
sie ihren Boden bearbeiten. Da geht es um den Boden-
zustand, um die Jahreszeit, ums Wetter, um die Kultur-
folge.

Was nicht geht, ist, dass nach amtlich festgelegten 
Terminen die Aussaat, die Bodenbearbeitung und die 
Ernte stattfinden muss. Das kann nicht funktionieren. 
Allein bei mir zu Hause auf einem sehr kleinen, beschau-
lichen Betrieb haben wir mehrere Stichtage fürs Pflügen 
der Winterfurche. Allein zwischen November und Fe-
bruar gibt es sieben verschiedene Stichtage. Das kann 
so nicht gehen. Die Folge ist das Gegenteil von dem, 
was man möchte, nämlich der Rückgang des Anbaus 
von extensiven Sommerkulturen und Leguminosen und 
die Zunahme des Anbaus von intensivem Wintergetreide 
und Mais.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Bauern brauchen Handlungsspielräume bei ihrer Ar-

beit. Sie brauchen auch Zeit, um sich um Felder und um 
die Tiere zu kümmern. Bauern sind nicht dazu da, um 
sinnfreie, sinnlose Bürokratievorgaben, Berichts- und 
Dokumentationspflichten zu erfüllen.

(Beifall bei der CDU/CSU)
Ich möchte ein paar Worte zum Tierwohl und zum 

Tierschutz sagen. Wenn man Tierwohl fördern will, 
braucht man einen Plan, man braucht eine Vorstellung, 
man braucht aber auch eine gewisse Konsequenz. Ich 
erinnere mich gerne an die Zeit der Diskussion in der 
Großen Koalition über die Beendigung der betäubungs-
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losen Ferkelkastration. Die Vorschläge der Borchert- 
Kommission haben Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen 
von der SPD, abgelehnt, weil noch nicht alles bis ins 
letzte Detail geklärt war. Aber ein Jahr später gab es 
dann dieses Tierhaltungskennzeichnungsgesetz, das ja 
nur einen Bruchteil von dem regelt, was nach Borchert 
geregelt gewesen wäre. Das wurde über den grünen Klee 
gelobt. Man hat alles umgangen, was ein bisschen kom-
pliziert war.

(Zuruf des Abg. Harald Ebner [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Das führt dazu, dass Jungtiere, die aus dem Ausland 
kommen und betäubungslos kastriert wurden, heute in 
Deutschland mit dem höchsten staatlichen Tierwohlorden 
ausgezeichnet werden. Bis zum heutigen Tag wurde das 
leider nicht korrigiert.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. Ina 
Latendorf [Die Linke])

Ich möchte noch ein paar Worte zum Wald sagen. Es ist 
gut, dass die Novelle des Bundeswaldgesetzes nicht 
kommt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
Das Misstrauen und die Sanktionspläne haben aber un-
heimlich viel verbrannte Erde hinterlassen. Das darf sich 
bei der EUDR nicht wiederholen. Die Entwaldung im 
Amazonas kann man nicht dadurch verhindern, dass 
man die Waldbauern in Deutschland mit Bürokratie über-
sät.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
des Abg. Peter Felser [AfD])

Deutschland hatte in den letzten 12, 13 Jahren über 
60 000 Hektar Zuwachs an Waldfläche. Man kann nicht 
verantworten, dass man hier menschliche Arbeitskraft 
zum Verwalten eines Problems einsetzt, das eigentlich 
überhaupt nicht existiert. Wir brauchen für Gesetze und 
Verordnungen künftig wieder eine bessere, eine realisti-
schere Bürokratiefolgenabschätzung.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 

Ingo Bodtke [FDP])

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Bevor ich die nächste Rednerin aufrufe, möchte ich um 

etwas mehr Ruhe im Saal bitten. Ich bitte darum, dass Sie 
hinten die Türen schließen und Ihre Gespräche nach drau-
ßen verlegen.

Die nächste Rednerin ist für die SPD-Fraktion Susanne 
Mittag.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Susanne Mittag (SPD):
Sehr geehrte Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Eigentlich war geplant, dass wir wie im letzten 
Jahr im Zusammenhang mit der Grünen Woche, einer 
der größten Zukunftsmessen, die wir haben, eine Debatte 
über Ernährung und Landwirtschaft führen. Das war eine 

coole Sache, donnerstagmorgens, um 9 Uhr. Eigentlich 
wäre auch dieser Tag ganz gut dafür geeignet gewesen. 
Damit viele, die mit dem Thema zu tun haben, die De-
batte mitbekommen, sollte sie um 11 Uhr stattfinden. Das 
wäre schön gewesen. Aber die CDU/CSU wollte lieber 
ein totes Pferd reiten und über drei Mails zu Cum-ex 
debattieren. Das zeigt, finde ich, die tatsächliche Wertig-
keit des Themas „Ernährung und Landwirtschaft“ auf 
Ihrer Seite.

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Sara 
Nanni [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Aber nun zum Antrag. Ich glaube, den hatten wir schon 
ein paarmal,

(Artur Auernhammer [CDU/CSU]: Nee!)
zumindest den größten Teil der Absätze, die da drin sind. 
Wieder sind da jede Menge Selbstverständlichkeiten drin, 
die keines Antrages bedürfen.

„Bedeutung des Waldes“ steht im Antrag. Es ist be-
kannt: Wir sind vorangekommen bei Agroforstsystemen, 
Waldumbau, Holzbaustrategie.

Der Rest ist einfach von Ihnen nicht definiert. Die 
Umsetzung der Empfehlungen der ZKL, also der Zu-
kunftskommission Landwirtschaft, und der Borchert- 
Kommission wollten wir, bitte schön, schon in der letzten 
Legislatur. Dabei hätten wir ja mal in Gang kommen 
können; aber das hat nicht geklappt.

(Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: An wem ist es 
denn gescheitert?)

Erste Umsetzungen sind in dieser Legislatur passiert. Das 
ist doch schon mal ein Schritt in die richtige Richtung.

(Beifall der Abg. Dr. Daniela De Ridder 
[SPD])

Die Forderung nach einem Austausch mit dem Berufs-
stand steht da allgemein drin; ich zitiere aus Ihrem An-
trag. Der Berufsstand besteht aber nicht nur aus dem 
Bauernverband und der privaten Waldwirtschaft.

(Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Hat doch gar 
keiner behauptet!)

Unterhalten Sie sich doch einfach mal mit den anderen 
Verbänden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ressourceneffiziente Landwirtschaft: Sehr gut, so-
lange man nicht ausschließlich größere Ausbeute meint. 
Davon gibt es schon jede Menge in den laufenden Pro-
grammen; diese bekommen sehr viel Zuspruch von Land-
wirten und werden sehr in Anspruch genommen. Da sind 
wir schon richtig weit, sehr viel weiter, als Sie denken.

(Beifall der Abg. Dr. Daniela De Ridder 
[SPD])

Dann steht da „echte Investitionsimpulse“. Darüber, 
was das ist, gehen die Meinungen ziemlich weit aus-
einander, besonders bei Ihrem neuen Partner. Haben Sie 
schon mal daran gedacht, dass die gar keine Subventio-
nen oder Zufinanzierungen wollen?

(Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Ganz peinlich!)
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Schauen Sie mal, was in diese Bereiche gegangen ist. 
Schauen Sie nur mal in Ihren Wahlkreis.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Aufgeführt sind auch EU-Regelungen, die aber mit den 

Ländern umgesetzt werden müssen – das können wir 
nicht alleine –, und die befinden sich gerne abwechselnd 
in irgendeinem Wahlkampf und sind sehr individuell auf-
gestellt; das sieht man an ihrem Abstimmungsverhalten.

Die Vereinfachung der GAP ist schon beschlossen, 
läuft sogar auf EU-Ebene. Da ist es wichtig, dass wir 
alle zusammen gute Vorschläge für 2026 und besonders 
auch für die nächste Förderperiode machen.

Änderungen bei Dokumentation und Fristen, TA Luft 
und immissionsschutzrechtlichen Genehmigungen – das 
alles geht nur mit den Bundesländern, und die Bundes-
länder haben die gesamten landwirtschaftlichen Daten 
und nicht wir im Bund. Deswegen ist das ein Punkt für 
die Bund-Länder-Arbeitsgruppe.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
des Abg. Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU])

Beim Thema Gentechnik fehlt noch die EU-Vorlage. 
Pflanzenschutz hat auch viel mit EU-Vorgaben zu tun.

Sie führen Dinge auf, die Sie selbst in den letzten 
Jahren verweigert haben. Sie waren ja früher auch im 
Bereich Landwirtschaft unterwegs. Die Förderung von 
Biokraftstoffen, Digitalisierung: Ich erinnere da an 
die Tiergesundheitsdatenbank und die Agrarplattform. 
Nichts ist da gewollt.

Sie erheben auch Forderungen, die sich schön anhören, 
aber an rechtlichen Vorgaben scheitern. Es gibt keine 
Genehmigungsmöglichkeiten mit einer Dauer von 20 Jah-
ren; das ist rechtlich nicht möglich. Das wissen Sie doch 
eigentlich.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Harald 
Ebner [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – 
Steffen Bilger [CDU/CSU]: Alles rechtlich 
nicht möglich!)

Sie machen schöne Vorschläge, für die jegliche Finan-
zierung fehlt, zum Beispiel den Vorschlag zur Wieder-
einführung der Agrardieselrückvergütung. Die Strei-
chung fand ich auch nicht toll. Dafür können Sie sich 
beim ehemaligen Finanzminister bedanken. Den müssen 
Sie eigentlich verstehen; bei anderen Themen verstehen 
Sie sich jetzt doch auch so gut.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ich will mir eine weitere Aufzählung schenken, weil 

Ihre Forderungen durchweg hinreichend unkonkret sind, 
das Geforderte bereits in Arbeit ist oder Sie Allgemein-
plätze bedienen. Nein, Landwirte werden sich damit nicht 
abspeisen lassen. Sie verlangen konkrete Vorschläge, und 
das ist richtig so.

(Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Die haben wir 
von Ihnen nie bekommen!)

Die Vorschläge, die wir gemacht haben, sind konkret.
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Dr. Oliver 

Vogt [CDU/CSU]: Die Belastungen waren 
konkret!)

Ich hätte mir mehr Umsetzung gewünscht. Leider feh-
len uns ein Haushalt und drei Monate. Da hat ein Koali-
tionspartner leider die Nerven verloren und ist lieber ins 
Marketing gegangen. Da haben wir gelernt, was Un-
zuverlässigkeit ist.

(Hermann Färber [CDU/CSU]: Es sind immer 
die anderen schuld!)

Daher ist es umso wichtiger, eigene realistische Vor-
schläge für die Zukunft zu haben, und, wie gesagt, die 
haben wir schon.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber das wird mich nicht mehr betreffen, weil ich für 
die nächste Legislatur nicht mehr antrete.

(Beifall bei Abgeordneten der AfD)
Ich habe beschlossen, dass 50 Jahre Berufstätigkeit aus-
reichen. Es ist hier im Bundestag, muss ich sagen, trotz 
allem, auch wenn wir nicht immer einer Meinung sind, 
ein einzigartiger Arbeitsplatz mit sehr viel Verantwor-
tung, mit demokratischen Möglichkeiten für die Men-
schen im Land und natürlich auch für jeden in seinem 
Wahlkreis, verbunden mit größtem Respekt, der einigen 
allerdings schon ziemlich lange abhandengekommen ist, 
und in der Sache wichtig.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Das alles ist natürlich nur möglich, wenn einen das 

persönliche Umfeld und die Familie stützen – dafür 
sage ich erst mal vielen Dank von Herzen – und wenn 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hier und im Wahlkreis – 
das geht wahrscheinlich jedem so – aufpassen, zuarbei-
ten, organisieren. Da kann ich nur sagen: Danke vielmals!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich sage auch einen Dank an die meisten Kolleginnen 
und Kollegen – nicht an alle –, auch wenn es einige 
menschliche Enttäuschungen gab; damit muss man leben.

Nicht zu vergessen sind die Mitarbeiter und Mitarbei-
terinnen hier überall in der Verwaltung, die Fachleute der 
Organisation, immer zurückhaltend, freundlich, hilfs-
bereit. Ganz, ganz herzlichen Dank! Ansonsten würden 
wir hier nicht klarkommen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Die Verantwortung, die wir hier haben, wird immer 
größer und wichtiger; denn dem Machtanspruch alles 
unterzuordnen, allein das ist schon demokratiefeindlich. 
Ich verlasse mich auf Sie und auf euch.

Herzlichen Dank.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP – Die Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN erheben sich)
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Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Frau Mittag, auch vonseiten des Präsidiums und 

im Namen des gesamten Hauses
(Zuruf von der AfD: Nein! Nein! Nein!)

recht herzlichen Dank für Ihre Arbeit als Abgeordnete. 
Drei Legislaturperioden waren Sie im Deutschen Bun-
destag. Herzlichen Dank für Ihre Arbeit im Bereich der 
Landwirtschaft. Alles Gute für Sie persönlich, für Ihre 
Familie und natürlich persönliches Glück und Gottes Se-
gen!

(Susanne Mittag [SPD]: Danke schön!)
Ich möchte noch mal den Hinweis geben, dass ich in 

fünf Minuten die namentliche Abstimmung schließe. Wer 
seine Stimme noch nicht abgegeben hat, der hat im Laufe 
der nächsten Rede die Möglichkeit dazu.

Die nächste Rednerin ist für die FDP-Fraktion Ulrike 
Harzer. – Ich bitte, dass wir die noch stattfindenden Be-
glückwünschungen für Frau Mittag kurz und knapp hal-
ten und Ulrike Harzer zuhören.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Dr. Oliver 
Vogt [CDU/CSU])

Ulrike Harzer (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Stellen Sie sich nur einen Moment ein 
Deutschland ohne Landwirtschaft vor: keine vollen Re-
gale im Supermarkt, keine frischen Lebensmittel, keine 
sicheren Arbeitsplätze im ländlichen Raum.

Wir finden, es braucht ein Umdenken für unsere Land-
wirtschaft. Statt immer neuer Vorschriften braucht es Ver-
trauen, Innovation und unternehmerische Freiheit, um 
eine starke, nachhaltige und wettbewerbsfähige Land-
wirtschaft zu ermöglichen.

(Beifall bei der FDP)
Wir als Freie Demokraten sehen diese Herausforde-

rung nicht als Bedrohung, sondern als Chance, eine 
Chance, mit moderner Technologie und unternehmeri-
schem Geist eine produktive und nachhaltige Landwirt-
schaft zu gestalten. Statt auf ideologische Verbote setzen 
wir auf wissenschaftsbasierte Lösungen und technologi-
sche Offenheit.

(Beifall bei der FDP – Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Gähn!)

– Ja, „gähn“, genau. – Unser Ansatz ist klar: Wir stehen 
für eine nachhaltige Intensivierung der Landwirtschaft 
durch Innovationen. Grüne Biotechnologie und Digitali-
sierung sind keine Bedrohung, sondern der Schlüssel zu 
Effizienz und Umweltfreundlichkeit. Während andere 
Parteien auf Einschränkungen setzen, sagen wir: Ver-
trauen wir unseren Landwirten und geben ihnen die Frei-
heit, ihre Betriebe mit modernster Technik zu führen.

(Beifall bei der FDP)
Liebe Kolleginnen und Kollegen, unsere Landwirte 

sind keine Problembären, sondern die Innovationskraft 
vom Acker. Sie sichern Arbeitsplätze, treiben Fortschritt 
voran und garantieren hochwertige Lebensmittel. Doch 
was bremst sie? Bürokratie. Wir Freie Demokraten sa-

gen: Schluss damit! Wir fordern ein Moratorium für Bü-
rokratie, damit sich Landwirte auf ihre Arbeit konzen-
trieren können, anstatt Formulare auszufüllen.

(Beifall bei der FDP)
Aber eines ist auch klar: Auch die Verbraucher spielen 

eine entscheidende Rolle. Wer eine nachhaltige, artge-
rechte und qualitativ hochwertige Landwirtschaft will, 
muss bereit sein, einen fairen Preis für die Produkte zu 
zahlen. Wertschätzung für Lebensmittel bedeutet auch 
Wertschätzung für die harte Arbeit unserer Landwirte.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die FDP hat sich 
erfolgreich für die Interessen der Landwirte eingesetzt 
und zum Beispiel folgende Maßnahmen umgesetzt:

(Isabel Mackensen-Geis [SPD]: Oh! Jetzt 
kommt’s!)

Verursacherprinzip bei Düngung. Wir haben dafür ge-
sorgt, dass Landwirte nicht für die Fehler anderer bestraft 
werden.

Planungssicherheit bei Glyphosat, weil wir auf wissen-
schaftliche Fakten setzen.

1 Milliarde Euro für Stallumbauten – wir fördern Tier-
wohl, ohne Betriebe durch überzogene Auflagen in die 
Knie zu zwingen.

Und die Absenkung des Schutzstatus des Wolfs in der 
Berner Konvention im letzten Herbst ist ein großer Erfolg 
für unsere Weidetierhalter und Landwirte, für den die 
FDP lange und vehement gegen Widerstände von Rot 
und Grün gekämpft hat.

(Beifall bei der FDP – Sylvia Lehmann [SPD]: 
Ach Gott!)

Doch damit ist es nicht getan. In einem anderen Antrag 
fordern wir die schnellstmögliche Umstufung des Wolfes 
von Anhang IV in Anhang V der FFH-Richtlinie. Diese 
Änderung gilt es im Anschluss unverzüglich und voll-
umfänglich in nationales Recht umzusetzen. Das bedeu-
tet die Aufnahme des Wolfes in das Bundesjagdgesetz 
und ein regional differenziertes Bestandsmanagement, 
welches seinen Namen verdient.

Liebe Kollegen und Kolleginnen, wir Freie Demokra-
ten stehen für Vertrauen statt Misstrauen, für Innovatio-
nen statt Verbote und für eine Politik, die unseren Land-
wirten etwas zutraut. Die Landwirtschaft der Zukunft 
braucht keine Bremsklötze, sondern einen Turbo. Und 
diesen Turbo liefern wir mit mutigen Ideen,

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)
entschlossenem Handeln und dem klaren Ziel einer 
starken Landwirtschaft, die Umwelt, Wirtschaft und Ge-
sellschaft in Einklang bringt.

Vielen Dank.
(Beifall bei der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Es ist genau 0 Uhr. Damit schließe ich die Abstim-

mung.1)

1) Ergebnis Seite 27413 C
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Tagesordnungspunkt 13 b. Wir kommen nun zur Ab-
stimmung über die Beschlussempfehlung des Auswärti-
gen Ausschusses zu dem Antrag der Bundesregierung zur 
Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter deutscher Streit-
kräfte an der durch die Europäische Union geführten 
Operation European Naval Force Mediterranean IRINI. 
Der Ausschuss empfiehlt, den Antrag anzunehmen.

Die Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen ha-
ben namentliche Abstimmung verlangt. Sie haben zur 
Stimmabgabe 20 Minuten Zeit. – Die Plätze an den Urnen 
sind besetzt. Ich eröffne die zweite namentliche Abstim-
mung, und zwar über die Beschlussempfehlung auf der 
Drucksache 20/14710. Die Abstimmungsurnen werden 
um 0.22 Uhr geschlossen. Ich werde Sie kurz vorher 
noch einmal informieren. – Vielen Dank.1)

Wir fahren in der Debatte fort. Die nächste Rednerin ist 
für Bündnis 90/Die Grünen Christina-Johanne Schröder.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Christina-Johanne Schröder (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Sehr geehrte Gästinnen und Gäste! Wir haben 
gerade von Susanne Mittag ganz viel über Landwirtschaft 
gehört. Sie hat die Anträge der Union und der FDP mal 
so richtig auseinandergenommen, und zwar inhaltlich. 
Susanne, du hast so viel für die Landwirtschaft geleistet, 
deine letzte Rede hättest du auch für deine Leistungen 
verwenden können.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD – Susanne Mittag [SPD]: 
Danke!)

Mir fällt – mit einem gewissen Schmunzeln – immer 
etwas auf. Ja, Bürokratie nervt. Ich komme aus einer 
Handwerkerfamilie. Da wird lieber gearbeitet, geschafft, 
auf dem Bau gestanden. Das ist bei Landwirtinnen und 
Landwirten auch so, sie sind lieber auf dem Feld, auf dem 
Traktor oder auf dem Acker. Es fasziniert mich immer 
wieder: Es ist doch nicht so, dass Cem Özdemir in den 
letzten dreieinhalb Jahren so viel Bürokratie geschaffen 
hätte, all diese Bürokratie kommt immer von der Union, 
meine verehrten Damen und Herren!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: So 
ist es! Die Wahrheit! – Hermann Färber 
[CDU/CSU]: Völlig falscher Eindruck!)

Es ist egal, ob die GAP – für alle erklärt, weil hier ja 
auch viele Nichtfachpolitiker/-innen sind: das ist die Ge-
meinsame Agrarpolitik – oder das Düngerecht betrachtet 
wird. Beim Düngerecht haben wir, hat Cem Özdemir es 
endlich geschafft, dass in Brüssel das Vertragsverlet-
zungsverfahren eingestellt wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ja, das ist gut. Natürlich hat das auch einfach deshalb 
geklappt, weil die Landwirtinnen und Landwirte ein we-
sentlich besseres Düngemanagement gefahren haben.

Oder ich nenne den Tierschutz. Tierschutz ist Staats-
ziel in Deutschland. Es wird immer so getan, als ob es ein 
Bürokratiemonster sondergleichen ist. Wann immer ich 
in den letzten dreieinhalb Jahren Gesetze im Umwelt-
bereich gesehen habe, musste ich feststellen: Sie sind 
kompliziert, sie sind für die Höfe schlecht anzuwenden – 
und ja, sie stammen nicht aus unserer Feder.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir Grüne stehen für ein Wirtschaften in den planeta-
ren Grenzen, und das können Landwirtinnen und Land-
wirte per definitionem. Uns ist es aber auch wichtig, dass 
lokale Lieferketten gestärkt werden, dass die Höfe ge-
stärkt werden. Deswegen haben wir zum Beispiel Agri- 
PV auf den Weg gebracht. Ja, das ist cool.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir haben endlich eine Prämie für den Umbau der 
Tierhaltung auf den Weg gebracht. Sie meckern, dass 
1 Milliarde Euro zu wenig sei. Aber es ist die erste Mil-
liarde Euro, die es dafür gibt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD – Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ge-
nau! Und zwar die grüne Milliarde!)

Ich möchte nicht darüber sprechen, dass es vor dreiein-
halb Jahren nicht möglich war, einen Stall umzubauen, 
aus Emissionsgründen oder eben aus baurechtlichen 
Gründen. Auch das haben wir Grüne gelöst.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
In den letzten paar Sekunden meiner Redezeit möchte 

ich Renate Künast danken, unserer wunderbaren AG-Lei-
terin, einer Frau, die Landwirtschaftspolitik, aber ganz 
besonders Ernährungs- und Verbraucherschutzpolitik ge-
prägt hat wie fast niemand in diesem Land. Danke für 
deine viele Arbeit für Landwirtinnen und Landwirte! 
Ich komme aus einer Grünlandregion, da kennt man dei-
nen Namen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Für die AfD-Fraktion hat das Wort Bernd Schattner.

(Beifall bei der AfD)

Bernd Schattner (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Es ist ja 

schon ein Witz. Die Union ist ein Totalausfall für die 
deutsche Landwirtschaft.

(Beifall bei der AfD)
Wieder einmal erleben wir ein absurdes Schauspiel der 
Scheinheiligkeit, diesmal in der Agrarpolitik. Die Union, 
die sich über Jahre als Totengräber der deutschen Land-
wirtschaft betätigt hat, kommt nun plötzlich mit Forde-1) Ergebnis Seite 27424 D
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rungen um die Ecke, die eins zu eins aus dem Programm 
der AfD stammen. Doch lassen Sie da draußen sich nicht 
täuschen: Die Union ist und bleibt eine Partei der Heuch-
ler, die sich nach Belieben verbiegt – ohne Prinzipien, 
ohne Rückgrat und ohne Ehrlichkeit.

(Beifall bei der AfD)

Beginnen wir mit der Lüge der Agrardieselrückver-
gütung; das ist die größte. Jetzt fordert die Union plötz-
lich die Wiedereinführung der Agrardieselrückver-
gütung. Was für eine schamlose Heuchelei! Denn am 
20. März 2024 hat die AfD in ihrem Antrag 20/10055 
genau dasselbe gefordert. Votum der CDU/CSU damals: 
Ablehnung. Im Jahr 2022, als die AfD im Rahmen der 
Energiekrise die Verdoppelung der Vergütung gefordert 
hatte: Ablehnung. Die offizielle Begründung damals: Ag-
rardieselsubventionierung sei problematisch, weil es um 
einen umweltschädlichen Stoff gehe. Woher auf einmal 
der Sinneswandel?

(Beifall bei der AfD)

Jetzt, ein Jahr später, tut die Union plötzlich so, als sei 
sie die Retterin der Landwirte. Das ist nicht nur inkon-
sequent – es ist politischer Betrug! Im Bundesrat hätten 
Sie die Abschaffung auch verhindern können. Auch da 
war die CDU für die Streichung. Das scheinen Sie alles 
zu vergessen.

Nächster Punkt. Die Union ist verantwortlich für das 
generelle Agrardesaster. Wer hat den Landwirten mit der 
Düngeverordnung das Genick gebrochen? Es war Julia 
Klöckner von der CDU, die logischerweise heute nicht 
anwesend ist,

(Hermann Färber [CDU/CSU]: Da ist sie 
doch! – Julia Klöckner [CDU/CSU]: Augen 
auf! – Weitere Zurufe von der CDU/CSU)

die mit ihrer Politik Tausende Betriebe in den Ruin ge-
trieben hat. Die Union trägt die volle Verantwortung für 
die Roten Gebiete, die Verschärfung des Düngemittel-
rechts und die Zerstörung der Tierhaltung in Deutsch-
land. 16 Jahre CDU/CSU zeigen ihre Wirkung. Und jetzt, 
wo die Proteste immer lauter werden, will sich die Union 
plötzlich als Retterin der Bauern präsentieren. Nein, 
meine Damen und Herren, die Union ist der Totengräber 
der deutschen Landwirtschaft.

(Beifall bei der AfD)

Nächstes Thema: Entbürokratisierung. Eine weitere 
Heuchelei der Union! Die Union fordert weniger Büro-
kratie in der Landwirtschaft. Einfach nur lächerlich! Die 
AfD hat in der Drucksache 20/11958 vom 25. Juni 2024 
genau das gefordert, und die Union hat den Antrag – 
Überraschung – einstimmig abgelehnt. Die Union ist 
nicht an einer echten Entlastung der Bauern interessiert. 
Sie kopiert AfD-Forderungen nur dann, wenn sie poli-
tisch unter Druck gerät – ohne jemals ernsthaft etwas 
für die Landwirte zu tun.

Kommen wir zum Verrat am deutschen Bauernstand 
durch das Mercosur-Abkommen.

(Hermann Färber [CDU/CSU]: Ihr versteht 
doch gar nichts von Landwirtschaft!)

– Seien Sie entweder ruhig, oder stellen Sie eine Zwi-
schenfrage, ganz einfach. – Während sich die Landwirte 
gegen Billigimporte aus Südamerika wehren, will die 
Union das Mercosur-Abkommen unbedingt ratifizieren. 
Das ist der nächste Betrug an den Bauern. Das ist ein 
direkter Angriff auf unsere Landwirte. Doch die CDU 
kümmert sich nicht um die Landwirte – sie wirft sie den 
globalen Märkten zum Fraß vor.

Und wer trägt generell die Verantwortung für diesen 
agrarpolitischen Wahnsinn in der EU? Wer hat den 
Green Deal, die ordnungspolitische Regulierung der 
GAP und die soziale Konditionalität eingeführt? Es war 
die Union unter Ursula von der Leyen und – wieder – 
Julia Klöckner.

Meine Damen und Herren, wenn Sie wirklich eine 
Agrarpolitik wollen, die diesen Namen verdient, dann 
gibt es nur eine Lösung: Die Union muss weg – und die 
AfD muss die Agrarpolitik übernehmen!

(Beifall bei der AfD – Hermann Färber [CDU/ 
CSU]: Mein Gott!)

Nur mit Alice Weidel und der AfD können Landwirte 
wieder von ihrer Hände Arbeit leben und nach guter 
fachlicher Praxis wirtschaften. Deshalb am 23. Februar: 
Alice für Deutschland, alle Stimmen für die AfD!

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Sylvia Lehmann [SPD]: 
Oh nein! Um Gottes willen! Träumt weiter! – 
Artur Auernhammer [CDU/CSU]: Peinlich, 
peinlich!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Zu seiner ersten Rede erteile ich das Wort für Bünd-

nis 90/Die Grünen Johannes F. Kretschmann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Johannes F. Kretschmann (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren Abgeordnete! Liebe Zuschauer auf den Tribünen und 
vor den Bildschirmen! Guten Morgen! Seien Sie mir ganz 
herzlich gegrüßt! Es ist mir eine beispiellose Ehre, noch 
zu Ihnen sprechen zu dürfen in meiner kurzen Gesandt-
schaft als Nachrücker für Ihre verstorbene Kollegin 
Stephanie Aeffner, deren Platz verwaist ist und über 
den Tag Ihres Gedenkens hinaus leer bleibt; denn diese 
Lücke vermag kein anderer zu schließen. Ade, liebe Ste-
phi!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU und der Linken 
sowie bei Abgeordneten der FDP und der AfD)

Ich spreche zu Ihnen im politischen Heiligtum der 
Republik. Diese Trutzburg der Demokratie hat freilich 
am gestrigen Tage tiefe Risse bekommen. Risse schließen 
sich nicht von allein, im Gegenteil, sie ziehen Fäulnis ins 
Mauerwerk und führen am Ende zum Einsturz. In meinen 
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Augen stehen Sie in der Verantwortung, die Sanierung in 
Angriff zu nehmen, werte Christdemokraten und Libera-
le. Deutschland und Europa werden es Ihnen danken.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Was hat das nun mit Landwirtschaft zu tun? Risse 

kennzeichnen im besten Falle Scheunen und alte Bauern-
häuser in meiner Heimat im Oberen Donautal. Zuneh-
mend sind sie bereits ganz verschwunden. Der Schwund 
zeugt vom gravierenden Strukturwandel in der Landwirt-
schaft, konkret vom Höfesterben – ein Thema, das im 
Antrag der CDU/CSU nicht auftaucht, das die Menschen 
im ländlichen Raum aber umtreibt, nicht nur die betrof-
fenen Bauern.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Ebenso finden Arten- und Klimaschutz keine Erwäh-
nung, obwohl es sich um unaufschiebbare Jahrhundert-
aufgaben handelt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Das zeigt, dass Sie darin Hemmschuhe für eine, wie 

Sie schreiben, vielfältige, leistungsstarke und nachhaltige 
Landwirtschaft sehen – Hemmschuhe und eben nicht die 
Rettung. Denn genau das bedeutet Transformation der 
Wirtschaft: ökologischen und ökonomischen Fortschritt 
amalgamieren. Das ist keine ferne Verheißung, sondern 
in erfolgreichen mittelständischen Unternehmen längst 
Realität.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Warum ist die bäuerliche Landwirtschaft in weiten 
Teilen seit Langem abgekoppelt von der Preis- und Lohn-
entwicklung? Weil ein breites politisches Bündnis fehlt, 
tiefliegende Systemdefizite wie zum Beispiel das Markt-
machtgefälle zu überwinden.

Und damit bin ich wieder bei den Rissen. Gerade bei 
schwierigen und komplexen Herausforderungen müssen 
die demokratischen Kräfte zuerst das Einende suchen und 
dann das Trennende und nicht umgekehrt, ob beim 
Thema Migration oder bei der Landwirtschaft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Liebe Abgeordnete aufrechter Gesinnung, möge in die-
sem Sinne Ihr gemeinsames Streben nach Freiheit, Zu-
sammenhalt und Wohlstand fortan unter einem guten 
Stern stehen!

Vielen Dank.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Herzlichen Dank, Herr Kretschmann. – Für die Uni-

onsfraktion hat jetzt das Wort Astrid Damerow.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Astrid Damerow (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Mein Kollege Hermann Färber hat in seiner Rede zu 

unserem Antrag vorhin schon die wirklich wesentlichen 
Punkte hier erläutert. Ich habe dem, was diesen Teil des 
Antrages betrifft, nichts mehr hinzuzufügen. Allerdings – 
Sie kennen es von mir wahrscheinlich schon, dass ich das 
anspreche – ist es so, dass zur Landwirtschaft immer auch 
die Fischerei gehört, die ebenfalls in der Zuständigkeit 
des Landwirtschaftsministeriums liegt. Nun sehe ich es 
meinem baden-württembergischen Kollegen durchaus 
nach, dass er das nicht so ganz auf dem Zettel hatte. Des-
halb erwähne ich das jetzt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vergessen Sie unsere 
Fischerinnen und Fischer nicht, und zwar weder die in 
Nord- und Ostsee noch unsere Binnenfischer! Auch sie 
treibt die Sorge um ihre Zukunft um. Sie brauchen Per-
spektiven, sie brauchen Planungssicherheit. Dafür zu 
sorgen, wird eine der großen Aufgaben in der kommen-
den Legislaturperiode sein,

(Beifall bei der CDU/CSU)

in der ich allerdings nicht mehr hier sein werde.

(Dieter Stier [CDU/CSU]: Schade!)

– Danke.
Nach einigen Jahren Kommunalpolitik durfte ich zwei 

Legislaturperioden im Schleswig-Holsteinischen Land-
tag und ab 2017 zwei Legislaturperioden im Deutschen 
Bundestag für die Menschen unseres Landes arbeiten. 
Das war nur möglich durch das Vertrauen der Wählerin-
nen und Wähler in meinem Wahlkreis Nordfriesland – 
Dithmarschen Nord. Dafür bedanke ich mich von Her-
zen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich danke aber ebenso herzlich selbstverständlich mei-
ner Familie und unseren Freunden, die diese Jahre mit 
mir gemeinsam durchgestanden haben, die mich getragen 
haben, die auch heute immer noch bei mir sind und auf 
die ich mich jetzt sehr freue. Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP und der Abg. Ina 
Latendorf [Die Linke])

Ich danke selbstverständlich auch den Kolleginnen und 
Kollegen meiner Fraktion, meiner Landesgruppe und 
meiner AG. Es war toll mit euch. Ihr wart von Anfang 
an offen, habt die Neulinge aufgenommen, und die Arbeit 
mit euch gemeinsam hat ungeheuer viel Spaß gemacht. 
Vielen lieben Dank!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ohne die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter im Bundestag, in den Fraktionen 
und Ausschüssen ginge hier gar nichts; das wissen wir. 
Ich danke meinem Team sowohl hier in Berlin als auch in 
meinen Wahlkreisbüros in Heide und in Husum. Vielen 
Dank, ihr Lieben! Ohne euch wäre ich hier wirklich ver-
loren gewesen.
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(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der Abg. Tina Rudolph [SPD])

Kolleginnen und Kollegen, in den Jahren meiner par-
lamentarischen Arbeit habe ich das Miteinander über 
Fraktionsgrenzen hinweg außerhalb der parlamentari-
schen Debatte immer sehr geschätzt. Ich spreche jetzt 
hier explizit zu den Kolleginnen und Kollegen ab da.

(Die Rednerin zeigt auf die CDU/CSU-Frak-
tion und anschließend auf die linke Seite des 
Hauses – Heiterkeit der Abg. Christina- 
Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN] – Beifall der Abg. Artur Auernhammer 
[CDU/CSU] und Erhard Grundl [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich habe viele, viele schöne Gespräche gehabt. Bekannt-
schaften sind entstanden, manchmal auch Freundschaf-
ten. Das möchte ich nicht missen. In den letzten Tagen 
und Stunden ist das erkennbar schwierig geworden. Ich 
wünsche Ihnen sehr, dass Sie alle miteinander wieder 
einen Weg finden, hier in der Mitte des Parlamentes zu-
sammenzuarbeiten, bei aller Unterschiedlichkeit in der 
politischen Haltung.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN – Anke Hennig [SPD]: 
Sprechen Sie da mal mit Ihrer Fraktion, Frau 
Damerow!)

Das, denke ich, braucht unser Land. Ohne das werden wir 
keine gedeihliche demokratische Arbeit hier in der Bun-
desrepublik Deutschland haben. Das ist meine Bitte an 
Sie für die Zukunft. Vielen Dank!

Ich bin dankbar, dass ich hier sein durfte. Es war mir 
eine Ehre.

Danke. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN und der Abg. Ina 
Latendorf [Die Linke] und von der Regie-
rungsbank – Die Abgeordneten der CDU/ 
CSU erheben sich)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Astrid Damerow, auch vom Präsidium einen 

herzlichen Dank für deine parlamentarische Arbeit in 
den letzten zwei Legislaturperioden! Liebe Astrid, du 
bist ein Küstenkind – das haben wir jetzt auch noch mal 
in deiner Rede gehört –, eine Kämpferin, die sich für den 
Tourismus und für die Fischereiwirtschaft einsetzt. Du 
hast auf allen politischen Ebenen ein Stück weit mit-
gemacht. Du bist aus der Kommunalpolitik über die Lan-
despolitik in die Bundespolitik gekommen und zwei Le-
gislaturperioden Abgeordnete im Deutschen Bundestag 
gewesen. Wir wünschen dir von Herzen alles Gute für 
deine Zeit nach dem Deutschen Bundestag und viel freie 
Zeit mit der Familie. Alles, alles erdenklich Gute, Ge-
sundheit und Gottes Segen dir!

(Beifall – Astrid Damerow [CDU/CSU]: Dan-
ke, Frau Präsidentin!)

Noch der Hinweis: Nach der nächsten Rednerin 
schließe ich die namentliche Abstimmung.

Ina Latendorf ist für die Gruppe Die Linke die nächste 
Rednerin.

(Beifall bei der Linken)

Ina Latendorf (Die Linke):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kolleginnen und 

Kollegen! Alles, was die Union in den letzten drei Jahren 
schon mal vergeblich beantragt hat, wurde hier kompri-
miert und als Gemischtwarenangebot in einem Antrag 
vereint, darin viel „Weiter so!“ und „Zurück in die Zu-
kunft“. Der dazugelegte Antrag der FDP ist auch alt-
bekannt: pro Gentechnik,

(Dr. Oliver Vogt [CDU/CSU]: Neue Genom-
ische Techniken!)

ohne Antwort auf die Frage nach Kennzeichnung und 
Patentierung von Leben.

Im Gegensatz zu einem lobbybehafteten Weiter-so in 
der Agrarpolitik geht es für Die Linke um eine echte 
soziale und ökologische Agrarwende.

(Beifall bei der Linken)
Wir wollen faire Bedingungen für alle Landwirtinnen und 
Landwirte. Regionale Wirtschaftskreisläufe müssen Nor-
malität werden.

(Beifall bei der Linken)
Ökosystemleistungen müssen adäquat entlohnt werden. 
Eine gerechte Verteilung von Grund und Boden ist dafür 
die Voraussetzung, und zwar ohne Spekulanten.

(Beifall bei der Linken)
Dafür muss unter anderem die Marktmacht von Kon-

zernen gebrochen werden. Die Produzenten von Lebens-
mitteln dürfen nicht mehr von den Big Four des Einzel-
handels am Gängelband vor sich hergetrieben werden.

(Beifall bei der Linken)
Auch die soziale Absicherung für Landwirtinnen und 

Landwirte ist zu verbessern. An dieser Stelle möchte ich 
ausdrücklich noch einmal auf die Frauen in der Landwirt-
schaft hinweisen, die oft ohne Absicherung mitarbeiten, 
mit zum Teil fatalen Folgen für die Altersvorsorge.

(Beifall bei der Linken sowie der Abg. 
Dr. Daniela De Ridder [SPD] – Heidi 
Reichinnek [Die Linke]: Sehr wichtiger 
Punkt!)

Meine Damen und Herren, ohne den Schutz der Natur, 
des Bodens, der biologischen Vielfalt und ohne echten 
Tierschutz wird von Landwirtschaft und Landleben bald 
nicht mehr viel übrig sein. Ja, da hat die Union recht: 
Viele Dinge sind anzupacken; Stichworte „Bürokratie-
abbau“, „Digitalisierung“ und „Umbau der Tierhaltung“.

(Sylvia Lehmann [SPD]: Hätte sie aber auch 
schon machen können!)

Nötig sind die langfristige, rechtssichere Förderung und 
ein Bestandsschutz, aber nach Tierschutzstandards.

(Beifall bei der Linken)
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Ganz wichtig ist für uns Linke, dass es bezahlbares und 
gesundes Essen für alle gibt. Auch hier stehen die Le-
bensmitteleinzelhandelsketten auf der Bremse und trei-
ben Verbraucherpreise nach oben.

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

Ina Latendorf (Die Linke):
Das kann man im jüngsten Bericht der Monopolkom-

mission nachlesen und auch, dass bei den Produzenten zu 
wenig ankommt, und zwar egal, ob in Mecklenburg-Vor-
pommern oder der Pfalz.

(Beifall bei Abgeordneten der Linken)
Ich werde für die Verbesserung der Situation in der 

Landwirtschaft auch im nächsten Bundestag kämpfen.
(Beifall bei der Linken sowie der Abg. Sylvia 
Lehmann [SPD] – Sylvia Lehmann [SPD]: 
Sehr gut! – Zuruf von der CDU/CSU: Wird 
schwierig!)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Sylvia Lehmann gibt für die SPD-Fraktion ihre Rede 

zu Protokoll.1)

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Bevor ich den letzten Redner in dieser Debatte aufrufe, 
schließe ich die namentliche Abstimmung und bitte die 
Schriftführerinnen und Schriftführer, auszuzählen.2)

Der letzte Redner in der Debatte ist für die Unions-
fraktion Artur Auernhammer.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Artur Auernhammer (CDU/CSU):
Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Auch ich will in meiner letzten Rede zur Agrar-
politik in dieser Wahlperiode

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU)
den Kolleginnen und Kollegen danken, die aktiv mitgear-
beitet haben im Agrarausschuss, in dem wichtigsten Aus-
schuss des Deutschen Bundestages; denn dort geht es um 
das, was wir täglich auf unseren Tellern haben, um das, 
was wir täglich genießen. Herzlichen Dank für Ihre Ar-
beit!

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, es ist jetzt aber auch Zeit, 
mal zurückzublicken und zu schauen, was diese „Fort-
schrittskoalition“ für die deutsche Landwirtschaft ge-
bracht hat. Gestartet ist man mit einem intensiven Wahl-
kampf, gerade die FDP. Wenn man bedenkt, was sie den 
Bauern alles versprochen hat und jetzt geliefert hat, muss 
man sagen: Das ist verbesserungswürdig.

Diese „Fortschrittskoalition“ hat dazu geführt, dass wir 
die größten Bauernproteste in der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland erlebt haben.

(Widerspruch bei Abgeordneten der SPD – 
Christina-Johanne Schröder [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das war 2019!)

– Ja, das hören Sie nicht gern; das ist mir schon klar. – 
Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist wichtig, 
dass wir unseren Bauernfamilien Zukunftsperspektiven 
geben und dass wir unseren Bauernfamilien vor allem 
wieder Respekt entgegenbringen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie hätten in den letzten Jahren viel liefern können. Sie 
loben sich jetzt dafür, dass Sie beim Wolf oder bei der 
Düngeverordnung etwas gemacht haben. Das Gegenteil 
ist der Fall. Das Thema Wolf ist nicht geklärt;

(Zuruf der Abg. Peggy Schierenbeck [SPD])

unsere Weidetierhalter haben nach wie vor größte Beden-
ken beim Wolf. Beim Vermittlungsverfahren zum Dün-
gegesetz haben Sie unsere Landwirte auch im Stich ge-
lassen.

(Sylvia Lehmann [SPD]: Das wart ihr! Das 
wart ihr gewesen!)

Es wird Zeit, dass sich was ändert in Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unsere Bau-
ernfamilien haben – das muss ich in aller Deutlichkeit 
sagen – gerade seit dem Ukrainekrieg eine ganz neue 
Rolle. Wir müssen für die Ernährungssicherung sorgen. 
Es ist wichtiger denn je, dass ein Land wie Deutschland 
seine Lebensmittel selbst produzieren kann, dass unser 
Land also Ernährungssouveränität erreicht. Deshalb gilt 
es, unsere heimische Landwirtschaft zu unterstützen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe der Abg. 
Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] 
und Peggy Schierenbeck [SPD] – Gegenruf der 
Abg. Nina Warken [CDU/CSU]: Einfach mal 
ruhig sein!)

Landwirtschaft ist das eine. Aber Landwirtschaft ist 
auch die wichtigste Säule des ländlichen Raumes. Wenn 
es eine Aufgabe für die nächste Legislaturperiode gibt, 
dann die, dass wir alle daran arbeiten müssen, dass der 
ländliche Raum wieder gestärkt wird,

(Anke Hennig [SPD]: Den habt ihr doch die 
letzten 30 Jahre heruntergewirtschaftet!)

und zwar in der gesamten politischen Arbeit, auch im 
Landwirtschaftsministerium; denn das Landwirtschafts-
ministerium muss zum Wirtschaftsministerium des länd-
lichen Raumes werden.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nicht alles war ganz schlecht in dieser Legislaturpe-
riode. Darum möchte ich noch ein Wort des Dankes sa-
gen. Denn in Krisensituationen hat sich gezeigt, dass man 
auch sachlich zusammenarbeiten kann, gerade in Bezug 
auf die Maul- und Klauenseuche. Vielen Dank an den 

1) Anlage 7
2) Ergebnis Seite 27424 D
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Herrn Bundesminister und vielen Dank an die Koalition, 
dass wir hier zuverlässig gearbeitet und Lösungen ge-
sucht haben!

(Beifall bei der CDU/CSU und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeord-
neten der SPD und der FDP)

Wenn sich jemand in diesem Parlament als großer 
Kämpfer für die Landwirtschaft darstellt und meint, Zu-
kunftsperspektiven geben zu können, dann muss man 
auch sagen: Im entsprechenden Wahlprogramm steht 
drin, dass man aus der Europäischen Union aussteigen 
will. Dass wir jetzt einen erheblichen Preisverfall bei 
Fleischprodukten haben, haben wir der Situation zu ver-
danken, dass Großbritannien mit dem Brexit aus der 
Europäischen Union ausgestiegen ist. Wer also die euro-
päische Gemeinschaft verlassen will, der hat kein Herz 
für die Landwirtschaft.

Vielen Dank.
(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Damit schließe ich die Aussprache.

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlagen auf 
den Drucksachen 20/14435 und 20/14714 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. – 
Weitere Überweisungsvorschläge sehe ich nicht. Dann 
verfahren wir so.

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt aufrufe, 
möchte ich Ihnen noch das von den Schriftführerinnen 
und Schriftführern ermittelte Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung über die Beschlussempfehlung des 
Auswärtigen Ausschusses zu dem Antrag der Bundes-
regierung zur Fortsetzung der Beteiligung bewaffneter 
deutscher Streitkräfte an SEA GUARDIAN bekannt ge-
ben: 

Abgegebene Stimmkarten 617. Mit Ja haben gestimmt 
522, mit Nein haben gestimmt 94, Enthaltungen gab es 
eine. Die Beschlussempfehlung ist damit angenommen.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            611;
davon

ja:                                      516
nein:                                   94
enthalten:                              1

Ja
SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Alexander Bartz
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Hakan Demir
Dr. Daniela De Ridder
Dr. Karamba Diaby
Esther Dilcher

Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Fabian Funke
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Kerstin Griese
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Anke Hennig
Nadine Heselhaus
Heike Heubach
Thomas Hitschler
Angela Hohmann
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper

Anna Kassautzki
Gabriele Katzmarek
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Simona Koß
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp
Andreas Larem
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Holger Mann
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Dirk-Ulrich Mende
Robin Mesarosch
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag

Claudia Moll
Siemtje Möller
Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Dietmar Nietan
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
Christian Petry
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Martin Rabanus
Andreas Rimkus
Daniel Rinkert
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Michael Roth (Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Nadine Ruf
Bernd Rützel
Johann Saathoff
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Ingo Schäfer
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Johannes Schätzl
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Marianne Schieder
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Uwe Schmidt
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Dr. Carolin Wagner
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Hannes Walter
Carmen Wegge
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
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Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger

Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
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Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Dr. Yannick Bury
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Mario Czaja
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Alexander Dobrindt
Michael Donth
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Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
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Enak Ferlemann
Alexander Föhr
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Dr. Ingeborg Gräßle
Hermann Gröhe
Markus Grübel
Oliver Grundmann
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Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
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Dr. Stefan Heck
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Alexander Hoffmann
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Hubert Hüppe
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Anne Janssen
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Dr. Stefan Kaufmann
Ronja Kemmer
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Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
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Axel Knoerig
Anne König
Markus Koob
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Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Andrea Lindholz
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Dr. Astrid Mannes
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Ingrid Pahlmann
Dr. Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
Dr. Christiane Schenderlein
Patrick Schnieder
Felix Schreiner

Detlef Seif
Melis Sekmen
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Katrin Staffler
Albert Stegemann
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Stephan Stracke
Christina Stumpp
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Dr. Maria-Lena Weiss
Sabine Weiss (Wesel I)
Ingo Wellenreuther
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Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
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Leon Eckert
Emilia Fester
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Sabine Grützmacher
Dr. Robert Habeck
Britta Haßelmann
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Bernhard Herrmann
Dr. Bettina Hoffmann
Bruno Hönel
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Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 
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Michael Kellner
Katja Keul
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Laura Kraft
Philip Krämer
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Dr. Franziska Krumwiede- 

Steiner
Renate Künast
Markus Kurth
Anja Liebert
Helge Limburg
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Dr. Zoe Mayer
Susanne Menge
Swantje Henrike 

Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatović
Claudia Müller
Sascha Müller
Beate Müller-Gemmeke
Sara Nanni
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Cem Özdemir
Julian Pahlke
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Michael Sacher
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Marlene Schönberger
Christina-Johanne Schröder
Kordula Schulz-Asche
Nyke Slawik
Dr. Till Steffen

Dr. Wolfgang Strengmann- 
Kuhn

Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Robin Wagener
Stefan Wenzel
Tina Winklmann

FDP
Valentin Abel
Katja Adler
Muhanad Al-Halak
Christine Aschenberg- 

Dugnus
Christian Bartelt
Nicole Bauer
Jens Beeck
Ingo Bodtke
Friedhelm Boginski
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer-Licht
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Christian Dürr
Dr. Marcus Faber
Otto Fricke
Maximilian Funke-Kaiser
Martin Gassner-Herz
Anikó Glogowski-Merten
Fabian Griewel
Nils Gründer
Julian Grünke
Thomas Hacker
Philipp Hartewig
Ulrike Harzer
Peter Heidt
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Olaf in der Beek
Gyde Jensen
Dr. Ann-Veruschka Jurisch
Karsten Klein
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Dr. Lukas Köhler
Carina Konrad
Michael Kruse
Konstantin Kuhle
Ulrich Lechte
Dr. Thorsten Lieb
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Kristine Lütke

Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Christian Sauter
Frank Schäffler
Ria Schröder
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Konrad Stockmeier
Benjamin Strasser
Jens Teutrine
Stephan Thomae
Nico Tippelt
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Johannes Vogel
Tim Wagner
Sandra Weeser
Nicole Westig
Katharina Willkomm

Fraktionslos
Stefan Seidler

Nein
SPD
Jan Dieren
Ruppert Stüwe
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Frank Bsirske
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Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
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Barbara Benkstein
Marc Bernhard
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René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Dr. Gottfried Curio
Thomas Dietz

Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Jochen Haug
Martin Hess
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Enrico Komning
Jörn König
Dr. Rainer Kraft
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Mike Moncsek
Volker Münz
Sebastian Münzenmaier
Edgar Naujok
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
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Jürgen Pohl
Stephan Protschka
Dr. Rainer Rothfuß
Bernd Schattner
Ulrike Schielke-Ziesing
Manfred Schiller
Eugen Schmidt
Jörg Schneider
Uwe Schulz
René Springer
Klaus Stöber
Beatrix von Storch
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

Die Linke
Matthias W. Birkwald
Jörg Cezanne
Anke Domscheit-Berg
Susanne Ferschl
Christian Görke
Dr. André Hahn
Jan Korte
Ina Latendorf
Ralph Lenkert
Petra Pau
Sören Pellmann
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Victor Perli

Heidi Reichinnek

Bernd Riexinger

Dr. Petra Sitte

Kathrin Vogler

Janine Wissler

BSW
Andrej Hunko
Alexander Ulrich

Fraktionslos
Joana Cotar
Thomas Seitz

Dr. Dirk Spaniel

Enthalten

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Kathrin Henneberger

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben 
oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der entschuldigten 

Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Ich rufe nun auf die Zusatzpunkte 21 und 22: 
ZP 21 – Zweite und dritte Beratung des von der Bun-

desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Stärkung der Gesundheits-
versorgung in der Kommune (Gesund-
heitsversorgungsstärkungsgesetz – GVSG) 
Drucksache 20/11853
Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Gesundheit (14. Ausschuss)
Drucksache 20/14771

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
Drucksache 20/14793

ZP 22 Beratung des Berichts des Ausschusses für Ge-
sundheit (14. Ausschuss) gemäß § 62 Absatz 2 
der Geschäftsordnung zu dem Antrag der Abge-
ordneten Kathrin Vogler, Susanne Ferschl, Heidi 
Reichinnek, weiterer Abgeordneter und der 
Gruppe Die Linke 
Gesundheit für alle – Modern, gemeinwohlori-
entiert und solidarisch
Drucksachen 20/11427, 20/14741

Zu dem Gesetzentwurf liegen je ein Änderungsantrag 
der Fraktion der AfD und der Gruppe Die Linke sowie ein 
Entschließungsantrag der Gruppe Die Linke vor.

39 Minuten sind für die Aussprache vorgesehen. – Ich 
bitte, dass die Gespräche außerhalb des Plenarsaals fort-
gesetzt werden, damit wir jetzt zügig in die Beratung 
einsteigen können.

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort für die 
SPD-Fraktion Heike Baehrens.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Kristine Lütke [FDP])

Heike Baehrens (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Dass ich gerade zu diesem Gesetz heute zum 
letzten Mal hier im Deutschen Bundestag rede, freut mich 
sehr. Denn es ist uns als SPD sehr wichtig, die ambulante 
medizinische Versorgung in unseren Gemeinden zu stär-
ken. Hausärztinnen und Hausärzte sind die wichtigsten 

Ansprechpartner im Krankheitsfall. Sie haben eine 
Schlüsselrolle in unserem Gesundheitssystem. Darum 
sorgen wir dafür, dass ihre Arbeit ordentlich entlohnt 
wird.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Christine 
Aschenberg-Dugnus [FDP])

Herzlich danken möchte ich heute allen, die mit mir 
gemeinsam konstruktiv und kooperativ daran gearbeitet 
haben, gute Entscheidungen für das Gemeinwohl in un-
serem Land, aber ganz besonders in der Pflege- und Ge-
sundheitspolitik zu treffen.

Außerordentlich dankbar bin ich, dass ich über zwölf 
Jahre sowohl in Göppingen als auch hier in Berlin ein 
sehr engagiertes Team an meiner Seite hatte. Meinen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern war es ebenso wichtig wie 
mir, mit Bürgerinnen und Bürgern im persönlichen Aus-
tausch zu sein, ihre Anliegen aufzunehmen, politische 
Entscheidungen und Prozesse zu erklären. Ich danke mei-
nem starken Team für alle Unterstützung, für solidarische 
und kritische Begleitung und auch für euren Ansporn.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Heute verbessern wir mit diesem Gesetz die ambulante 
Gesundheitsversorgung; das dürfte wenig umstritten sein. 
Als Abgeordnete stehen wir aber auch dann in der Ver-
antwortung, wenn ein Ja oder Nein sehr viel weitreichen-
dere Auswirkungen hat.

Die erste innere Zerreißprobe habe ich erlebt, als wir 
entschieden haben, Waffen an die Peschmerga im Nord-
irak zu liefern, um das an der jesidischen Bevölkerung 
verübte Morden und Vergewaltigen zu stoppen. Ja, es war 
richtig, das zu beschließen. Und doch wussten wir, dass 
die Waffen nicht nur zur Bedrohung, sondern auch zum 
Töten verwendet werden und später wohl auch in andere 
Hände gerieten – eine große Bürde.

Und wie hat uns die Pandemie herausgefordert! Ent-
scheidungen mussten getroffen werden, trotz bruchstück-
haften Wissens. Intensiv haben wir uns von Experten 
beraten lassen. Doch selbst renommierteste Virologen 
endeten mit der Aussage: Das ist der aktuelle Stand un-
seres Wissens. Was zu tun ist, muss die Politik entschei-
den. – Ja, da war bestimmt nicht alles richtig, was wir 
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beschlossen haben. Aber ich kann mit Überzeugung sa-
gen: Wir haben nach bestem Wissen und Gewissen um 
den richtigen Weg gerungen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ja, auch in der Klimapolitik wird es weiter ein Ringen 
um den richtigen Weg bleiben. Denn der menschen-
gemachte Klimawandel muss von Menschen gestoppt 
werden, wenn wir eine gute Zukunft für unsere Kinder 
und Enkelkinder wollen. Und da braucht es Mut und 
Standfestigkeit, über Legislaturperioden hinaus kon-
sequent die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen und 
umzusetzen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Einen langen Atem braucht es weiter auch für mein 
Herzensthema: die Pflegepolitik. Denn es gibt da nicht 
das eine Gesetz, das alles entscheidet. Wir haben über die 
Jahre wichtige Weichenstellungen vorgenommen, damit 
gute Pflege in unserer alternden Gesellschaft gelingen 
kann. Dennoch bleibt die Herausforderung bestehen. 
Und es reicht nicht, diese zentrale Aufgabe der öffent-
lichen Daseinsvorsorge allein der Pflegeversicherung zu-
zuschieben. Vielmehr braucht es einen politikfeldüber-
greifenden Masterplan Pflege und ein kooperatives 
Zusammenwirken aller Verantwortungsebenen in unse-
rem Land.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Mit unserem Grundgesetz haben wir ein solides Fun-
dament für unsere Demokratie. Mit den Grundwerten 
meiner Partei, die auf Solidarität und Gerechtigkeit zie-
len, hatte ich für meine parlamentarische Arbeit ein gutes 
Gerüst, gerade auch für die nicht einfachen Entscheidun-
gen. Und doch spüre ich, wie wichtig eine ethische 
Grundhaltung ist, die stets in einem umfassenden Sinne 
das Wohl der Menschen, den Erhalt unserer Lebens-
grundlagen auf diesem Planeten und ein friedliches Zu-
sammenleben im Blick hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Da ist mir ein Satz wichtig geworden, den Albert 
Schweitzer in seiner Rede aus Anlass der Verleihung 
des Friedensnobelpreises 1954 gesagt hat: „Ich bin Le-
ben, das leben will, inmitten von Leben, das leben will.“ 
Wer sich dies klarmache, so Schweitzer, könne nicht 
anders, als anderes Leben zu respektieren und ihm mit 
Ehrfurcht zu begegnen.

Genau darum geht es in der Politik und bei allen Be-
mühungen um Frieden in der Welt: zuallererst um den 
Respekt vor dem Leben jedes einzelnen Menschen. Die 
furchtbaren Kriege und Anschläge, überschießende Re-
aktionen auf schreckliche Ereignisse, zunehmende Aus-
länderfeindlichkeit, Populismus und Rechtsruck –

(Dr. Christina Baum [AfD]: Deutschenfeind-
lichkeit!)

sie dürfen nicht unseren Alltag bestimmen. Sie dürfen 
nicht dazu verleiten, das übergreifende ethische Gebot 
der Förderung des Gemeinwohls und der Achtung der 
Natur aus dem Blick zu verlieren.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Ich wünsche unserem Land und diesem Haus, dass der 
Respekt vor dem Leben jedes einzelnen Menschen stets 
und immer eine Mehrheit haben möge. Auf eine gute 
Zukunft!

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der CDU/CSU und der FDP – Die Abge-
ordneten der SPD sowie Abgeordnete des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN erheben 
sich)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Heike Baehrens, auch im Namen des Präsidiums 

herzlichen Dank für Ihre Arbeit als Abgeordnete in den 
letzten drei Legislaturperioden, vor allen Dingen im 
Sinne der Gesundheits- und Pflegepolitik! Alles Gute 
für Sie persönlich! Ich glaube, Ihr Herz haben Sie auch 
ein bisschen in Korea. Ich habe gelesen, Sie sind die 
Vorsitzende unserer Deutsch-Koreanischen Parlamenta-
riergruppe. Vielleicht ist dafür jetzt ein bisschen mehr 
Zeit. Alles, alles Gute für Sie persönlich, für Ihre Familie 
und Gottes Segen!

(Beifall – Heike Baehrens [SPD]: Danke 
schön!)

Ich habe die Bitte an alle Kolleginnen und Kollegen, 
die ihre letzte Rede heute halten – ich sehe, dass es noch 
einige sind –, dass sie die Dankesworte in die Redezeit 
mit einbeziehen;

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
AfD und der Abg. Simone Borchardt [CDU/ 
CSU])

sonst wird es noch später heute in der Tagesordnung.
Die Rede von Simone Borchardt wird zu Protokoll 

gegeben.1)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Saskia Weishaupt für Bündnis 90/Die Grünen ist die 
nächste Rednerin.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Saskia Weishaupt (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen der demokratischen Fraktionen! Wenn man 
krank ist, ist der erste Gang zur Hausärztin; das ist doch 
klar. Doch in vielen Gebieten in Deutschland ist das gar 
nicht mal so einfach. Es gibt keine Termine, man muss 
ewig im Wartezimmer warten, und manchmal gibt es gar 

1) Anlage 8
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keine Praxis mehr in der Nähe. Mit diesem Gesetz schaf-
fen wir hier konkrete Verbesserungen. Mit einer Versor-
gungspauschale sorgen wir dafür, dass Menschen nur 
noch dann wirklich zum Arzt müssen, wenn es auch 
medizinisch notwendig ist. Das entlastet nicht nur die 
Praxen, sondern auch die Patientinnen und Patienten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
Abg. Christian Bartelt [FDP])

Mit der Entbudgetierung schaffen wir mehr Verläss-
lichkeit bei der Vergütung und sorgen für eine bessere 
Versorgung auch zum Ende eines Quartals. Hausärztin-
nen und Hausärzte sind das Rückgrat einer ambulanten 
Versorgung. Mit dieser Reform stärken wir diese medizi-
nische Grundversorgung und machen damit den Haus-
arztberuf endlich wieder attraktiver.

Eine weitere wichtige Verbesserung in diesem Gesetz 
ist die Versorgung von Kindern, Jugendlichen und Men-
schen mit Behinderungen mit Hilfsmitteln. Wir verein-
fachen die Bewilligungsverfahren und erhöhen damit 
nicht nur die Teilhabemöglichkeit der Betroffenen, son-
dern reduzieren auch den bürokratischen Aufwand bei 
den Krankenkassen. Hier möchte ich zwei Kolleginnen 
besonders danken: Maria Klein-Schmeink und unserer 
kürzlich verstorbene Kollegin Stephanie Aeffner. Es ist 
euer Verdienst, dass diese Regelung Einzug in das Gesetz 
gefunden hat. Vielen Dank euch!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Zu guter Letzt eine weitere wesentliche Verbesserung, 
die mir persönlich besonders wichtig ist: die Versorgung 
von Frauen, die Opfer einer sexuellen Gewalttat gewor-
den sind. Aktuell müssen Betroffene die Notfallver-
hütung nach einem Sexualverbrechen aus eigener Tasche 
zahlen. Das hat mit diesem Gesetz endlich ein Ende. Wir 
heben in diesem Fall die Altersgrenze auf und sorgen so 
für unbürokratische Hilfe. Das ist längst überfällig.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ich will aber auch sagen: Die Versorgung nach Sexual-
verbrechen muss besser werden. Es braucht eine kosten-
deckende Pauschale, damit Betroffene im Krankenhaus 
vollständig versorgt werden können. Es geht auch um den 
Anspruch auf vertrauliche Spurensicherung. Dieser muss 
bei Hinweisen auf körperliche und sexuelle Gewalt end-
lich in jedem Bundesland gelten, und die Spurensiche-
rung muss auch durchgeführt werden. Betroffene sexua-
lisierter Gewalt dürfen niemals alleine gelassen werden.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Da das jetzt meine letzte Rede hier im Deutschen Bun-
destag ist, möchte ich einigen Personen danken, und zwar 
stellvertretend für meine Fraktion der SPD- und FDP- 
Fraktion für die gute Zusammenarbeit und auch den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern dieser Fraktionen. Wir 
haben mit kleinen und großen Gesetzen immer wieder 

versucht, das Leben der Menschen draußen besser zu 
machen, und an der einen oder anderen Stelle ist es uns 
sicherlich auch gelungen.

Natürlich gilt mein Dank auch dem Bundesgesund-
heitsministerium, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
dort, dem Minister selbst und auch der Parlamentarischen 
Staatssekretärin Sabine Dittmar und dem Parlamentari-
schen Staatssekretär Edgar Franke. Es war stets eine 
gute Zusammenarbeit auf Augenhöhe.

Mein größter Dank gilt aber natürlich meiner Fraktion 
und besonders meiner Arbeitsgruppe „Gesundheit und 
Pflege“. Die Zusammenarbeit mit euch war stets wert-
schätzend und bereichernd. Besonders dir, Janosch, bin 
ich sehr dankbar für das Vertrauen und für die gemein-
same AG-Leitung, bei der ich sehr viel lernen durfte.

Ich danke aber natürlich auch meinem Büro – Jonas, 
Eliza, Katha, Malou und Marleen – für die Begleitung auf 
diesem sehr besonderen Weg.

Es ist jetzt meine letzte Rede, und deswegen möchte 
ich Ihnen auch noch einen sehr persönlichen Punkt mit-
geben, der nicht unbedingt viele hier im Hause betrifft. 
Sich als junge Frau politisch zu engagieren, braucht sehr 
viel Mut und sehr viel Kraft. Die Arbeit von Frauen in 
der politischen Sphäre ist oft von einem ständigen Grund-
rauschen an erhöhten Erwartungen, Doppelstandards und 
völlig unangemessenen Bewertungen geprägt. Denn 
nichts, rein gar nichts, was man macht, ist oftmals gut 
genug. Sie ist zu versessen, sie ist zu nachgiebig. Sie ist 
zu nett, sie ist zu eingebildet. Dann ist sie zu laut, zu leise, 
zu dick, zu dünn. Sie hat zu viel Schminke, zu wenig 
Schminke. Sie ist stur, sie ist kompromissbereit. Dann 
ist sie zu hübsch, und dann ist sie zu hässlich.

Liebe Frauen in der politischen Sphäre, lasst euch nicht 
kleinmachen! Ihr seid genug. Ihr seid so gut, wie ihr 
gerade seid.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Eure Anliegen sind wichtig. Eure Anliegen gehören hier 
auf die politische Tagesordnung. Mischt euch ein, und 
bildet Banden! Das stärkt, und das hat mich hier in den 
letzten dreieinhalb Jahren besonders gestärkt. Deswegen 
danke ich auch Milla und Marlene. Ohne euch wäre die 
Reise eine sehr andere gewesen.

Danke schön.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP – Die Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN erheben 
sich)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Frau Weishaupt, im Namen des gesamten Hau-

ses bedanken wir uns für Ihre Arbeit in den letzten vier 
Jahren als Parlamentarierin Ihrer Fraktion und für das 
Haus. Vielen herzlichen Dank! Alles, alles Gute für Sie 
persönlich! Und persönlich auch noch mal danke schön 
für Ihre letzten Worte! Gerade als Frauenpolitikerin kann 
ich da einiges ein bisschen nachempfinden. Alles Gute 
Ihnen!
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(Beifall – Saskia Weishaupt [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Danke schön!)

Für die FDP-Fraktion hat jetzt das Wort Christine 
Aschenberg-Dugnus.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Christine Aschenberg-Dugnus (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Budgetierung, Honorardeckel – das klingt ir-
gendwie harmlos. Aber lassen Sie mich hier heute fest-
stellen: Die Budgetierung ist eines der leistungsfeind-
lichsten Instrumente, das unser Gesundheitssystem je 
erlebt hat. Deswegen bin ich wahnsinnig froh, dass wir 
heute den Wegfall auf den Weg bringen, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der FDP)

Wissen Sie eigentlich, warum es die Budgetierung 
überhaupt gibt? Sie wurde vor über 30 Jahren eingeführt; 
denn wir hatten damals eine sogenannte Ärzteschwem-
me. Kann man sich heute überhaupt nicht mehr vorstel-
len. Und heute? Heute kämpfen wir darum, dass sich 
überhaupt noch Ärztinnen und Ärzte niederlassen, und 
besonders auf dem Land haben wir zu wenig niederlas-
sungswillige Ärztinnen und Ärzte.

Die Zahlen sprechen für sich. Ein Beispiel aus meiner 
Heimat Schleswig-Holstein: In einigen Regionen ver-
sorgt ein Hausarzt über 1 000 Patienten. Und für einen 
Hausbesuch, der eigentlich mit 25 Euro vergütet wird, 
bekommt er nach Ausschöpfung des Budgets nur noch 
lächerliche 53 Cent. Für jeden weiteren Hausbesuch! 
Meine Damen und Herren, das ist mangelnde Wertschät-
zung und eine Unverschämtheit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Kein Wunder, dass zum Quartalsende weniger Termine 
für Routineuntersuchungen vergeben und weniger Ver-
ordnungen ausgestellt werden. Dieses System der Bud-
getierung ist eine Zumutung für Ärzte und für Patienten, 
meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP)

Unsere Reform hat ein klares Ziel: Jede medizinisch 
notwendige Leistung in der hausärztlichen Versorgung 
wird künftig vollständig vergütet. Damit wird der Beruf 
des Hausarztes endlich wieder attraktiver. Das ist eine 
entscheidende Maßnahme, um das Rückgrat unseres Ge-
sundheitssystems zu stärken, nämlich die ambulante Ver-
sorgung. Denn ohne Hausärztinnen und Hausärzte bricht 
unsere Versorgung zusammen. Gleiches gilt selbstver-
ständlich für unsere niedergelassenen Fachärzte und die 
Zahnärzte.

Mit der Entbudgetierung sorgen wir dafür, dass sich 
Ärztinnen und Ärzte wieder auf das konzentrieren kön-
nen, was wirklich zählt, nämlich die Patienten.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Und wir machen die Niederlassung für junge Ärzte at-
traktiver, weil Mehrarbeit sich endlich wieder bezahlt 
macht.

Übrigens, meine Damen und Herren – kleiner Hin-
weis –: Im ursprünglichen Entwurf des vorliegenden Ge-
setzes war die Entbudgetierung überhaupt nicht vorgese-
hen. Die Entbudgetierung hat unser Berichterstatter 
Christian Bartelt hineinverhandelt. Da kann ich nur sa-
gen: Gut gemacht, Christian!

(Beifall bei der FDP – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Das ist doch Unsinn! Das machen wir 
schon zusammen!)

Noch mal zur Erinnerung: Bereits im Dezember haben 
wir als FDP-Bundestagsfraktion einen Antrag zur Ent-
budgetierung hausärztlicher Leistungen sowie zur Ent-
bürokratisierung des Gesundheitswesens eingebracht; 
denn die Budgetierung ist leider nicht das einzige Pro-
blem. 54 Millionen Stunden jährlich verbringen unsere 
Ärztinnen und Ärzte mit Bürokratie. Das sind 54 Millio-
nen Stunden, die sie nicht für Patientinnen und Patienten 
nutzen können. Eine Entbürokratisierung ist deshalb ge-
nauso wichtig wie die Entbudgetierung.

(Beifall bei der FDP)

In der kommenden Legislatur wird das von der nächs-
ten FDP-Bundestagsfraktion umgesetzt werden. Aller-
dings müssen das dann meine Nachfolger machen. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, im Dezember 2009 habe ich 
hier meine erste Rede im Deutschen Bundestag gehalten, 
und zwar auch zu einem gesundheitlichen Thema. Heute 
ist nun meine letzte Rede, und ich freue mich wirklich 
sehr, dass unser langjähriger Wunsch nach Entbudgetie-
rung jetzt noch umgesetzt wird.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe bereits vor 
drei Jahren entschieden, nicht erneut für den Deutschen 
Bundestag zu kandidieren. Denn ich bin überzeugt: Par-
lamentarische Demokratie lebt auch vom Wechsel. Ich 
möchte die Gelegenheit nutzen, um einmal Danke zu 
sagen – Danke natürlich zuerst an mein wunderbares 
Team! Denn was wären wir hier alle ohne unsere Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter? Herzlichen Dank für eure 
tolle Arbeit und eure Unterstützung!

(Beifall bei der FDP und der Linken sowie bei 
Abgeordneten der SPD, der CDU/CSU und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dank auch an die vielen Mitarbeiter der Verwaltung, 
die hier einen reibungslosen Betrieb garantieren. Exem-
plarisch nenne ich jetzt mal unsere Saaldienerinnen und 
Saaldiener. Sie sind die Ersten, die morgens hier sind, und 
sie sind die Letzten, die abends gehen, und immer haben 
sie ein freundliches Wort für uns. Sie sind meine wahren 
Helden des Deutschen Bundestages. Herzlichen Dank für 
Ihre tolle Arbeit!

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU, 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der AfD 
und der Linken sowie der Parlamentarischen 
Staatssekretärin Kerstin Griese)
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Mein Dank gilt natürlich auch den Kolleginnen und 
Kollegen meiner Fraktion, die heute trotz der späten 
Zeit so zahlreich jetzt hier erschienen sind. Viele Freund-
schaften sind in der ganzen Zeit entstanden. Das hat mein 
Leben sehr geprägt. Auch dafür danke ich.

Aber ich muss sagen: Auch fraktionsübergreifend habe 
ich wirklich tolle Kolleginnen und Kollegen kennenge-
lernt. Und auch wenn wir uns hier inhaltlich immer hart 
auseinandergesetzt haben: Ich glaube, der menschliche 
Umgang hat immer gestimmt. So sollte es sein. Ich wün-
sche Ihnen allen, dass es so weitergeht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Es war mir eine große Ehre, all die Jahre Mitglied des 
Deutschen Bundestags zu sein und meinen Wahlkreis 
Rendsburg-Eckernförde zu vertreten. Ich sehe mit großer 
Dankbarkeit auf die vergangenen Jahre seit 2009 zurück. 
Aber die Kunst des Lebens ist für mich eben auch, Ab-
schied zu nehmen und Platz für Neues zu schaffen. Als 
stellvertretendes Mitglied im Verteidigungsausschuss 
und als marineaffine Schleswig-Holsteinerin sage ich 
jetzt ganz standesgemäß: Melde mich ab, ich gehe jetzt 
von Bord.

Vielen Dank. Machen Sie es gut!
(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zu-
rufe von der FDP: Woohoo! – Die Abgeord-
neten der FDP erheben sich)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Liebe Frau Aschenberg-Dugnus, auch von uns einen 

herzlichen Dank für die parlamentarische Arbeit seit 
2009 in verschiedenen Funktionen, jetzt als Parlamenta-
rische Geschäftsführerin Ihrer Fraktion, aber auch im 
Kunstbeirat des Deutschen Bundestages und, soweit ich 
weiß, in der Inneren Kommission des Deutschen Bundes-
tages sowie inhaltlich natürlich in der Gesundheitspolitik. 
Herzlichen Dank dafür! Alles, alles Gute für Sie, alles 
Gute für Ihre Familie! Viel Freude wieder in Strande, 
einem schönen kleinen Ort an der Küste!

(Christine Aschenberg-Dugnus [FDP]: 
Stimmt!)

Genießen Sie die Zeit an der Küste. Alles Gute für Sie 
persönlich und Gottes Segen!

(Beifall – Christine Aschenberg-Dugnus 
[FDP]: Herzlichen Dank!)

Die nächste Rednerin ist für die AfD-Fraktion 
Dr. Christina Baum.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Christina Baum (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Mit dem 

vorliegenden Gesetzentwurf werden tatsächlich einige 
wichtige Schritte in die richtige Richtung unternommen, 
um die ambulante Versorgung zu verbessern. Mit dem 
Aufgreifen von Argumenten aus unseren AfD-Anträgen 
hat die Bundesregierung endlich die Wichtigkeit unserer 

Initiativen erkannt. Damit ist jetzt eine entscheidende 
Weichenstellung im deutschen Gesundheitssystem mög-
lich.

Die Gesundheitsversorgung der Menschen gehört zur 
Daseinsvorsorge und ist leider aktuell nicht mehr auf 
einem gewohnt hohen Niveau gewährleistet. Deshalb 
brauchen wir dringend Verbesserungen.

(Beifall bei der AfD)

Ein zentraler Schritt ist die Abschaffung der Budgetie-
rung der Hausärzte. Unsere Hausärzte sind die ersten 
Ansprechpartner für Millionen von Menschen. Eine an-
gemessene Vergütung ist längst überfällig und wird dazu 
beitragen, die Attraktivität des Hausarztberufes wieder zu 
steigern.

Gleichzeitig müssen wir junge Mediziner ermutigen, 
sich niederzulassen, insbesondere im ländlichen Raum. 
Finanzielle und organisatorische Niederlassungshilfen 
sowie bereitgestellte günstige Studiendarlehen können 
hier entscheidend sein.

Doch was nützt eine verbesserte ambulante Ver- 
sorgung, wenn die Krankenhausreform gleichzeitig die 
stationäre Versorgung verschlechtert? Wir dürfen nicht 
zulassen, dass kleinere Kliniken schließen und Patien- 
ten und Angehörige weite Wege auf sich nehmen müssen. 
Die wohnortnahe und flächendeckende Versorgung muss 
auch für Krankenhausaufenthalte gewährleistet sein.

(Beifall bei der AfD)

Deshalb brauchen wir ein einheitliches Abrechnungssys-
tem für ambulante Leistungen in Krankenhäusern und 
eine beschleunigte Aufhebung der Sektorengrenzen.

Ein weiteres Problem ist die ungleiche Verteilung von 
Fachärzten. Es kann nicht sein, dass sich Spezialisten fast 
ausschließlich in Ballungszentren niederlassen. Deshalb 
sind dringend Anreize zur Ansiedlung von Fachärzten in 
unterversorgten ländlichen Gebieten zu schaffen, um 
auch dort eine flächendeckende medizinische Betreuung 
sicherzustellen.

(Beifall bei der AfD)

Zudem müssen wir die Arzneimittelregresse abschaf-
fen, die Ärzte unverhältnismäßig belasten. Kein Arzt 
sollte für die Verordnung notwendiger Medikamente 
finanziell haften müssen. Was für ein Unsinn! Eben- 
so wichtig ist die erleichterte Gründung kommunaler 
Medizinischer Versorgungszentren, um die lokale Ge-
sundheitsversorgung zu stärken. Physiotherapeuten, die 
täglich mit Patienten arbeiten, sollten in die Hilfsmittel-
versorgung einbezogen werden. Diese Maßnahmen hel-
fen nicht nur den Patienten, sondern auch den Therapeu-
ten.

Schließlich müssen wir unbedingt die Bürokratie im 
medizinischen Bereich drastisch reduzieren. Ärzte, Pfle-
gekräfte und Therapeuten brauchen Zeit für ihre Patien-
ten und nicht für unsinnige Dokumentationen, die ir-
gendwo in einem Regal verstauben.

(Beifall bei der AfD)
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Zu guter Letzt müssen wir die Zahl der Studienplätze 
für Mediziner dringend erhöhen. Ohne genügend Nach-
wuchsmediziner werden all unsere Bemühungen ins 
Leere laufen.

Die Zeit für mutige Reformen ist genau jetzt. Mit einer 
Überarbeitung des Gesetzes kann die Gesundheitsversor-
gung nachhaltig verbessert werden – für Ärzte, Therapeu-
ten und vor allem für die Menschen, die auf eine gute 
medizinische Versorgung angewiesen sind.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Dirk-Ulrich Mende für die SPD-Fraktion ist der 

nächste Redner.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dirk-Ulrich Mende (SPD):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen der 

demokratischen Fraktionen!

(Lachen des Abg. Karsten Hilse [AfD] – Zuruf 
von der AfD: Oh nee! – Weitere Zurufe von der 
AfD)

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich freue mich, dass wir 
heute, fast auf den Tag genau zwei Jahre nachdem ich in 
den Bundestag nachgerückt bin, das Gesundheitsversor-
gungsstärkungsgesetz abschließend beraten und ver-
abschieden. Wir regeln hier und heute ganz zentrale In-
halte, mit denen die gesundheitliche Versorgung der 
Menschen verbessert wird.

Bei der Entbudgetierung für Hausärzte sind wir nicht 
Ihnen allein, Frau Aschenberg-Dugnus, zum Dank ver-
pflichtet; denn das ist ein Vorschlag, der schon im ur-
sprünglichen Gesetzentwurf des Ministers enthalten war.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das musste nicht hineinverhandelt werden. Von daher: 
Darauf waren wir nicht angewiesen, genauso wenig wie 
auf Vorschläge der AfD, Frau Baum.

(Otto Fricke [FDP]: Was heißt denn hier „ge-
nauso“?)

Meine Damen und Herren, wir regeln hier und heute, 
wie gesagt, ganz zentrale Inhalte. Die Entbudgetierung 
der Hausärzte, die Einführung der Versorgungspauschale 
für chronisch Kranke und die Einführung der Vorhalte-
pauschale für hausärztliche Leistungen gehören mit dazu; 
denn nur im Zusammenwirken dieser drei Aspekte kom-
men wir tatsächlich dahin, die Wartezimmer zu entlasten 
und eine bessere Versorgung der Menschen insgesamt zu 
ermöglichen.

Wir werden mit dem Gesetz auch die Altersgrenze für 
Notfallkontrazeptiva für Opfer von sexualisierter Gewalt 
streichen. Das halte ich für wichtig und notwendig. Es ist 
mir unverständlich, weshalb es überhaupt jemals eine 
solche Altersbegrenzung gegeben hat.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Kathrin Vogler [Die Linke])

Erfreulich ist aber auch die Regelung zur Stärkung der 
Hilfsmittelversorgung für Menschen mit Behinderung, 
die in den SPZs und in den MZEBs betreut werden – 
eine ganz wichtige Regelung, weil in der Vergangenheit 
immer wieder Prüfungen durch die Medizinischen 
Dienste dazu geführt haben, dass die Hilfsmittel nicht 
rechtzeitig, nicht schnell genug bei den Menschen ange-
kommen sind. Das ändert sich jetzt, und ich bin heilfroh 
darüber.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich will an dieser Stelle ganz deutlich sagen: Wir haben 
Gäste hier, und das zu dieser späten bzw. sehr frühen 
Stunde. Ich freue mich, dass die Petentin Frau Lechleuth-
ner heute hier ist, die mit ihrer Petition angestoßen hat, 
dass wir diese Regelung auf den Weg bringen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Linken sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Schön, dass das geklappt hat! Vielen Dank für Ihre An-
regung! Damit haben Sie wirklich einen Meilenstein für 
viele, viele Menschen auf den Weg gebracht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es ist für mich nach 
zwei Jahren die letzte Rede im Bundestag. Es war, jeden-
falls gefühlt, zu wenig Zeit, um hier im Bundestag die 
Ideen, die ich für das Gesundheitswesen noch hätte – im 
Bereich der Prävention, um ein Beispiel zu nennen –, 
weiter voranzutreiben. Aber ich will mich an dieser Stelle 
bedanken bei all denen, die es mir vor zwei Jahren sehr 
leicht gemacht haben, hier anzukommen. Das gilt ins-
besondere für meine Fraktion und für die beiden Arbeits-
gruppen, denen ich im Wesentlichen mit verpflichtet ge-
wesen bin, nämlich der AG Gesundheit und der AG 
Wohnen, Stadtentwicklung, Bauwesen und Kommunen. 
Das gilt aber auch für alle anderen Kolleginnen und Kol-
legen, die mich hier aufgenommen haben, mit denen ich 
zusammenarbeiten konnte, die mich unterstützt haben, 
die gemeinsam mit mir Dinge auf den Weg gebracht 
haben. Ganz, ganz herzlichen Dank dafür!

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
Abg. Christine Aschenberg-Dugnus [FDP])

Mein Dank gilt auch all den anderen – die Saaldiener 
sind schon angesprochen worden –, die dafür sorgen, dass 
wir in diesem Haus überhaupt auf den Weg kommen. – 
Jetzt kriege ich das Zeichen, dass ich hier gleich aufhören 
muss. Das mache ich auch gleich; aber ich wollte mich 
vorher bedanken.

Ich will ganz am Ende noch eines sagen, was mich 
bestürzt. Ich habe in diesem Haus zwei unglaublich span-
nende Jahre hinter mich gebracht. Aber ich habe die letzte 
Woche, die letzten Tage in diesem Haus auch erlebt, und 
dazu kann ich nicht schweigen. Wir haben hier die Situa-
tion erlebt, dass im Bundestag mit einer rechtsextremen 
Partei Mehrheiten gesucht werden.
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(Ingo Bodtke [FDP]: Das stimmt doch gar 
nicht! – Gegenrufe von der SPD: Natürlich 
stimmt das! – Stimmt wohl! – Gegenruf des 
Abg. Ingo Bodtke [FDP]: Wenn ihr zu-
gestimmt hättet, wäre das ja gar nicht pas-
siert! – Lachen bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Gegenrufe von der 
SPD: Genau! – Weitere Gegenrufe vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das erschüttert mich. Es kann für mich kein Zweifel 
bestehen, dass nur, wenn die demokratische Mitte, 
wenn die Demokratinnen und Demokraten –

(Unruhe)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Wir hören dem Redner zu, bitte.

Dirk-Ulrich Mende (SPD):
– in diesem Land zusammenhalten, wir unser Land gut 

weiterentwickeln. Wir haben 75 Jahre dieses Land her-
vorragend mit Demokraten und Demokratinnen auf-
gebaut und entwickelt. Dabei sollte es doch, bitte schön, 
bleiben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Sie, meine Damen und Herren von der CDU/CSU, bitte 
ich eindringlich: Kehren Sie um! Lassen Sie sich nicht 
weiter auf den Flirt mit den Rechtsextremen in diesem 
Hause ein!

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Lieber Herr Mende!

Dirk-Ulrich Mende (SPD):
Es gibt nichts Richtiges mit den Falschen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Jetzt muss ich mal dazwischengehen wegen der Zeit.

Dirk-Ulrich Mende (SPD):
In dem Sinne, meine Damen und Herren: Vielen Dank, 

dass Sie mir zugehört haben, vielen Dank, dass ich dabei 
sein durfte! Es war mir eine Ehre, hier im Bundestag zu 
arbeiten und zu wirken.

(Zuruf von der AfD: Abtreten! – Weitere Zu-
rufe von der AfD)

Es war der Höhepunkt meiner beruflichen Karriere.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN – Die Abgeordneten der SPD 
erheben sich)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Wir, lieber Herr Mende, danken Ihnen recht herzlich 

für Ihre Zeit hier im Parlament, für Ihre fachliche Arbeit. 

Vielen herzlichen Dank! Wir wünschen Ihnen alles er-
denklich Gute und Gottes Segen für Sie und Ihre Familie.

(Dirk-Ulrich Mende [SPD]: Vielen Dank!)

Der Kollege Erwin Rüddel gibt seine Rede zu Proto-
koll.1)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die nächste Rednerin – –

(Zuruf der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN], an den Abg. Ingo 
Bodtke [FDP] gewandt – Gegenruf des Abg. 
Ingo Bodtke [FDP])

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir führen jetzt die 
Debatte zum Gesetz zur Stärkung der Gesundheitsversor-
gung in der Kommune fort und sollten das auch konzen-
triert tun.

Die nächste Rednerin ist für die Gruppe Die Linke 
Kathrin Vogler.

(Beifall bei der Linken)

Kathrin Vogler (Die Linke):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Für mich ist das nicht die letzte Rede, aber die letzte 
gesundheitspolitische Rede.

(Zuruf des Abg. Karsten Hilse [AfD])

In 15 Jahren mit Gesundheitsministern von CDU, FDP 
und SPD habe ich so manche Reform erlebt – 39 waren es 
insgesamt –, nur hat keine wirklich dazu geführt, dass 
sich das Gesundheitswesen für die Menschen verbessert 
hat. Inzwischen haben 60 Prozent kein Vertrauen mehr 
darin, dass die Politik wirklich ihre Probleme lösen kann. 
Das sollte uns zu denken geben, und das sollte uns an-
spornen, hier auf jeden Fall mehr zu tun. Wartezeiten, 
Arzneimittelengpässe, schließende Krankenhäuser, Arzt-
praxen, Apotheken – all diese Symptome deuten auf 
chronische Probleme hin, die man nicht durch Drehen 
an kleinen Stellschrauben erledigt bekommt.

Leider versucht jetzt die Ex-Ampel, diese Probleme 
mit der Gießkanne zu lösen. 440 Millionen Euro wird 
die Entbudgetierung für Hausarztpraxen wahrscheinlich 
kosten. Aber bei den Kinderarztpraxen haben wir schon 
gesehen, dass das Geld gar nicht da ankommt, wo es 
hinmuss. Es wäre doch viel sinnvoller, das Geld dahin 
zu steuern, wo es auch wirklich gebraucht wird, statt es 
an alle Praxen zu verteilen.

(Beifall bei der Linken – Christine 
Aschenberg-Dugnus [FDP]: Das wird nicht 
verteilt! Das sind erbrachte Leistungen, die 
vorher nicht bezahlt wurden!)

Wir brauchen grundlegende Reformen, um die Versor-
gung sicherzustellen und den Menschen, den Versicher-
ten eine bezahlbare, aber eben auch wohnortnahe und 
flächendeckende Gesundheitsversorgung in bester Quali-
tät zu bieten. Dafür hat die Linke Ihnen einen umfang-

1) Anlage 8
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reichen Antrag vorgelegt, der leider aufgrund des Wider-
stands der Union seit dem Ampel-Aus im Ausschuss 
hängen bleibt und nicht abgeschlossen werden darf.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, wenn Sie 
schon nicht wollen, dass Sie sich zu unserem sehr guten 
Antrag positionieren müssen, dann nehmen Sie doch we-
nigstens unsere Ideen in Ihre Vorhaben auf. Dann könnten 
wir vielleicht auch zustimmen.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Kommen Sie bitte zum Schluss.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Sehr guter Hinweis, 
Frau Präsidentin!)

Kathrin Vogler (Die Linke):
Okay, Frau Präsidentin, einen Satz noch. – Jedenfalls 

sind wir der Ansicht, dass dieses Gesetz den Namen nicht 
verdient. Es verbessert die Gesundheitsversorgung nur an 
einzelnen Stellschrauben und nicht ausreichend.

(Beifall bei der Linken)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank, liebe Frau Vogler. – Für die Bundesregie-

rung hat das Wort Dr. Karl Lauterbach.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Dr. Karl Lauterbach, Bundesminister für Gesundheit:
Frau Präsidentin! Meine lieben Kolleginnen und Kol-

legen! Das ist das letzte Gesetz der geplatzten Ampel.

(Saskia Weishaupt [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nee, es kommen noch zwei! – Dr. Irene 
Mihalic [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Mor-
gen auch noch mal!)

Es ist ein gutes und ein wichtiges Gesetz. Ich will kurz 
auf den Inhalt des Gesetzes zu sprechen kommen und 
dann ein paar allgemeine Worte sagen.

Bei dem Gesetz geht es um eine Honorarreform. Die 
Hausarztpraxen sind derzeit sehr häufig überfüllt mit Pa-
tienten, die dort eigentlich gar nicht sitzen müssten; aber 
das Honorarsystem macht es notwendig, dass auch Pa-
tienten mit leichten Erkrankungen immer wieder in die 
Praxis kommen, sodass das Honorar voll ausgezahlt wer-
den kann. Das ist ein unwürdiger Zustand, den wir seit 
vielen Jahren tolerieren. Den heben wir jetzt auf.

Für Patienten mit leichten oder auch leichten chro-
nischen Erkrankungen bekommt der Hausarzt künftig 
eine Jahrespauschale. Dann kann der Arzt selbst bestim-
men, wie häufig der Patient kommt. Das wird dazu füh-
ren, dass viel weniger Patienten in der Praxis sitzen, die 
dort eigentlich gar nicht sitzen müssten. Dann gibt es 
mehr Zeit für Patienten, die man neu aufnimmt oder 
tatsächlich schwerere Fälle sind. Und für diese Fälle 
gibt es keine begrenzten Budgets mehr, sondern diese 
Fälle können extrabudgetär aufgenommen werden.

Was wird also passieren? Wir werden einfach eine 
bessere Hausarztmedizin haben, weniger Bürokratie, 
mehr Zeit für neue und für schwere Fälle und weniger 
Routinearbeit, die nur veranlasst wird, um das Honorar-
system zu bedienen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das Problem ist: Diese Reform hätten wir schon vor 
zehn Jahren machen können. Wir haben im Prinzip zehn 
Jahre verloren; denn die Reform war nötig und war ei-
gentlich nicht strittig. Wir haben es aber nicht gemacht. 
Auch in vielen anderen Bereichen unseres Gesundheits-
systems haben wir nötige Reformen nicht gemacht. Wir 
holen jetzt viele Reformen nach.

Ich möchte damit schließen, dass ich sage: Die Ampel 
hat tatsächlich in der Gesundheitspolitik sehr wichtige 
Reformen, die schon lange Zeit notwendig waren, auf 
den Weg gebracht, zum Beispiel im Bereich Digitalisie-
rung: E-Rezept, elektronische Patientenakte, digitales 
Organspende-Register. Wir sind diese Punkte angegan-
gen. Wir haben das Lieferkettengesetz auf den Weg ge-
bracht, sodass in Zukunft ausreichend Arzneimittel vor-
handen sein werden.

Die Ampel hat hier auf eine Art und Weise funktio-
niert, bei der man sagen kann: Wenn wir das in anderen 
Bereichen hinbekommen hätten, dann stünden wir jetzt 
ganz anders da.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte mich bei allen ganz herzlich bedanken, die 
dazu beigetragen haben, ausdrücklich auch bei den Kol-
leginnen und Kollegen von der FDP. Ich danke allen, die 
ausscheiden oder nicht ausscheiden. In ganz besonderer 
Art und Weise möchte ich mich aber bei einer Person 
bedanken: Ich möchte Heike Baehrens ganz herzlich dan-
ken. Wir haben insgesamt 20 Gesetze – das ist heute das 
20. Gesetz – und 95 Rechtsverordnungen auf den Weg 
gebracht, und wir werden noch 4 auf den Weg bringen. 
Das hätten wir niemals geschafft ohne diese gute Zusam-
menarbeit. Dafür herzlichen Dank! Mein Dank gilt auch 
allen Kolleginnen und Kollegen, die heute nicht da sind.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Vizepräsidentin Yvonne Magwas:
Vielen Dank. – Der letzte Redner in der Debatte ist 

jetzt für die Unionsfraktion Dr. Stephan Pilsinger.
(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Stephan Pilsinger (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich glau-

be, es gehört zum guten Ton im Deutschen Bundestag, 
dass wir als Unionsfraktion Ihnen, Herr Bundesgesund-
heitsminister Lauterbach, nach Ihrer vermutlich letzten 
Rede als Bundesgesundheitsminister

(Lachen des Abg. Dr. Johannes Fechner 
[SPD])
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– zumindest in dieser Wahlperiode – herzlich für Ihre 
Arbeit danken. Sie haben es wahrlich nicht leicht gehabt. 
Ich glaube, es gehört einfach zum guten Ton, auch in 
dieser aufgeheizten Atmosphäre zu sagen: Danke, dass 
Sie sich nach bestem Wissen und Gewissen für unser 
Gesundheitssystem und die Bundesrepublik Deutschland 
eingesetzt haben.

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

Meine Damen und Herren, ein bekannter Parteivorsit-
zender hat mal gesagt: „Opposition ist Mist.“ Und natür-
lich ist es so: Man würde sich als Opposition wünschen, 
dass manche der eigenen Vorhaben mehr umgesetzt wer-
den. Deswegen freut es mich persönlich und uns als Frak-
tion, wenn unsere Vorhaben mit umgesetzt werden oder 
die Regierungsfraktionen sich zumindest durch unsere 
Anträge inspirieren lassen. Deswegen möchte an dieser 
Stelle explizit dafür danken, dass von Ihnen die Verbes-
serung beim Anspruch auf Notfallkontrazeptiva für Ver-
gewaltigungsopfer umgesetzt worden ist. Wir haben ei-
nen entsprechenden Antrag im Oktober in den Deutschen 
Bundestag eingebracht. Ich finde, es gehört an der Stelle 
auch erwähnt: Sie hätten unser Anliegen nicht umsetzen 
müssen, aber ich finde, diese Sache ist überfällig gewe-
sen. Es kann doch nicht sein, dass Vergewaltigungsopfer 
über 21 Jahre die Kosten für eine solche Therapie selber 
zahlen müssen. Deswegen: Danke an alle, die das heute 
möglich gemacht haben.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Meine Damen und Herren, die Entbudgetierung für 
Hausärzte ist eine wichtige Sache. Ich arbeite ja selber 
noch als Hausarzt. Auch wenn ich als bayerischer Haus-
arzt nicht betroffen gewesen bin: Ich finde es wichtig, 
dass man für die Leistungen, die man erbracht hat, am 
Ende ordentlich entlohnt wird. Deswegen ist es ein rich-
tiger Schritt in die richtige Richtung, dass wir die Ent-
budgetierung heute hier beschließen können.

Aber ich hätte mir natürlich mehr gewünscht. Ich glau-
be, wir brauchen im deutschen Gesundheitssystem mehr 
Steuerung. Diese Steuerung erlaubt uns am Ende dann 
auch, die Entbudgetierung für alle Facharztgruppen um-
zusetzen, damit das, was für die Hausärzte gilt, auch für 
die anderen Facharztgruppen gilt. Es darf nicht sein, dass 
Leistungen, die notwendig und sinnvoll und medizinisch 
indiziert sind, am Ende nicht bezahlt werden. Wir brau-
chen mehr Steuerung. Wir brauchen eine Entbudgetie-
rung für alle Facharztrichtungen. Das muss unser Ziel 
sein. Daran werden wir auch in der nächsten Wahlperiode 
arbeiten.

Vielen Dank für die Zusammenarbeit. Ich wünsche 
Ihnen allen noch einen schönen Abend!

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD, des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Guten Morgen, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wie 

Sie sehen, hat das Präsidium gewechselt zur sicherlich 
letzten Schicht, bevor wir nachher um 9 Uhr gleich die 
nächste Sitzung eröffnen.

Ich schließe die Debatte.
Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-

desregierung eingebrachten Gesetzentwurf zur Stärkung 
der Gesundheitsversorgung in der Kommune. Der Aus-
schuss für Gesundheit empfiehlt in seiner Beschlussemp-
fehlung auf Drucksache 20/14771, den Gesetzentwurf 
der Bundesregierung auf Drucksache 20/11853 in der 
Ausschussfassung anzunehmen. Hierzu liegt je ein Än-
derungsantrag der Fraktion der AfD sowie der Gruppe 
Die Linke vor.

Wir kommen zur Abstimmung über den Änderungs-
antrag der Fraktion der AfD auf Drucksache 20/14779. 
Wer stimmt für diesen Änderungsantrag? – Das ist die 
AfD-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – CDU/CSU-Frak-
tion, FDP-Fraktion, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, 
SPD-Fraktion, die Gruppe Die Linke. BSW ist nicht an-
wesend. Wer enthält sich? – Niemand. Der Änderungs-
antrag ist abgelehnt.

Wir kommen zum Änderungsantrag der Gruppe Die 
Linke auf Drucksache 20/14780. Wer stimmt für diesen 
Änderungsantrag? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Der Änderungsantrag ist mit den Stimmen der 
CDU/CSU-Fraktion, der FDP-Fraktion, der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, der SPD-Fraktion gegen die 
Stimmen der AfD-Fraktion und der Gruppe Die Linke 
abgelehnt. BSW ist wiederum nicht anwesend.

Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf der 
Bundesregierung auf Drucksache 20/11853 in der Aus-
schussfassung zustimmen wollen, um das Handzeichen. – 
Das sind die SPD-Fraktion, die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen und die FDP-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – 
Die Gruppe Die Linke. Wer enthält sich? – Die CDU/ 
CSU-Fraktion und die AfD-Fraktion. Der Gesetzentwurf 
ist damit in zweiter Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Das sind die SPD-Fraktion, Bündnis 90/Die Grünen 
und die FDP-Fraktion. Wer stimmt dagegen? – Die 
Gruppe Die Linke. Wer enthält sich? – Die CDU/CSU- 
Fraktion und die AfD-Fraktion. Der Gesetzentwurf ist 
angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Gruppe Die Linke auf Drucksache 20/ 
14781. Wer stimmt für diesen Entschließungsantrag? – 
Die Gruppe Die Linke. Wer stimmt dagegen? – Die üb-
rigen Fraktionen des Hauses. Wer enthält sich? – 
Niemand. Der Entschließungsantrag ist abgelehnt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir weiterma-
chen, komme ich zu dem von den Schriftführerinnen und 
Schriftführern ermittelten Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung zu den Drucksachen 20/14047 und 20/ 
14710: 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 
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Abgegebene Stimmkarten 613. Mit Ja stimmten 519 
Abgeordnete, 93 stimmten mit Nein, und einer hat sich 
enthalten. Die Beschlussempfehlung ist angenommen.

Endgültiges Ergebnis
Abgegebene Stimmen:            613;
davon

ja:                                      519
nein:                                   93
enthalten:                              1

Ja
SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Johannes Arlt
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Alexander Bartz
Bärbel Bas
Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Hakan Demir
Dr. Daniela De Ridder
Dr. Karamba Diaby
Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Fabian Funke
Michael Gerdes
Martin Gerster
Angelika Glöckner
Kerstin Griese
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Anke Hennig
Nadine Heselhaus

Thomas Hitschler
Angela Hohmann
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Gabriele Katzmarek
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Simona Koß
Dunja Kreiser
Martin Kröber
Kevin Kühnert
Sarah Lahrkamp
Andreas Larem
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Thomas Lutze
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Holger Mann
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Dirk-Ulrich Mende
Robin Mesarosch
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Claudia Moll
Siemtje Möller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Dietmar Nietan
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Josephine Ortleb

Mahmut Özdemir 
(Duisburg)

Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Mathias Papendieck
Natalie Pawlik
Jens Peick
Christian Petry
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Martin Rabanus
Andreas Rimkus
Daniel Rinkert
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Michael Roth (Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Nadine Ruf
Bernd Rützel
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Rebecca Schamber
Lucia Schanbacher
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Daniel Schneider
Christian Schreider
Michael Schrodi
Svenja Schulze
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Frank Ullrich
Marja-Liisa Völlers
Emily Vontz
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner

Hannes Walter
Carmen Wegge
Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Dr. Herbert Wollmann
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Dr. Yannick Bury
Gitta Connemann
Mario Czaja
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Hansjörg Durz
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber
Enak Ferlemann
Alexander Föhr
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Dr. Ingeborg Gräßle

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 
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Hermann Gröhe
Markus Grübel
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Serap Güler
Fritz Güntzler
Olav Gutting
Christian Haase
Florian Hahn
Jürgen Hardt
Matthias Hauer
Dr. Stefan Heck
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Hubert Hüppe
Erich Irlstorfer
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Anja Karliczek
Dr. Stefan Kaufmann
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Anne König
Markus Koob
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Dr. Carsten Linnemann
Bernhard Loos
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Dr. Astrid Mannes
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller

Florian Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen
Moritz Oppelt
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Ingrid Pahlmann
Dr. Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Henning Rehbaum
Dr. Markus Reichel
Josef Rief
Lars Rohwer
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
Dr. Christiane Schenderlein
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Detlef Seif
Melis Sekmen
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Katrin Staffler
Albert Stegemann
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Stephan Stracke
Christina Stumpp
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Dr. Johann David Wadephul
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Dr. Maria-Lena Weiss
Sabine Weiss (Wesel I)
Ingo Wellenreuther
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener

Bettina Margarethe 
Wiesmann

Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Andreas Audretsch
Maik Außendorf
Tobias B. Bacherle
Lisa Badum
Annalena Baerbock
Felix Banaszak
Karl Bär
Katharina Beck
Lukas Benner
Dr. Franziska Brantner
Agnieszka Brugger
Frank Bsirske
Dr. Anna Christmann
Dr. Janosch Dahmen
Ekin Deligöz
Dr. Sandra Detzer
Harald Ebner
Leon Eckert
Emilia Fester
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Erhard Grundl
Sabine Grützmacher
Dr. Robert Habeck
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Bernhard Herrmann
Dr. Bettina Hoffmann
Bruno Hönel
Dieter Janecek
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Uwe Kekeritz
Michael Kellner
Katja Keul
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Laura Kraft
Philip Krämer
Johannes F. Kretschmann
Jürgen Kretz
Dr. Franziska Krumwiede- 

Steiner
Renate Künast
Markus Kurth

Anja Liebert
Helge Limburg
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Dr. Zoe Mayer
Susanne Menge
Swantje Henrike Michaelsen
Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatović
Claudia Müller
Sascha Müller
Beate Müller-Gemmeke
Sara Nanni
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Cem Özdemir
Julian Pahlke
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Tabea Rößner
Claudia Roth (Augsburg)
Corinna Rüffer
Michael Sacher
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Marlene Schönberger
Christina-Johanne Schröder
Kordula Schulz-Asche
Nyke Slawik
Dr. Till Steffen
Dr. Wolfgang Strengmann- 

Kuhn
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Robin Wagener
Stefan Wenzel
Tina Winklmann

FDP
Valentin Abel
Katja Adler
Muhanad Al-Halak
Christine Aschenberg- 

Dugnus
Christian Bartelt
Nicole Bauer
Jens Beeck
Ingo Bodtke
Friedhelm Boginski
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer-Licht
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Christian Dürr
Dr. Marcus Faber

(A) 

(B) 

(C) 
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Otto Fricke
Maximilian Funke-Kaiser
Martin Gassner-Herz
Anikó Glogowski-Merten
Fabian Griewel
Nils Gründer
Julian Grünke
Thomas Hacker
Philipp Hartewig
Ulrike Harzer
Peter Heidt
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Manuel Höferlin
Reinhard Houben
Olaf in der Beek
Gyde Jensen
Dr. Ann-Veruschka Jurisch
Karsten Klein
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Dr. Lukas Köhler
Carina Konrad
Michael Kruse
Konstantin Kuhle
Ulrich Lechte
Dr. Thorsten Lieb
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Kristine Lütke
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Christian Sauter
Frank Schäffler
Ria Schröder
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Konrad Stockmeier
Benjamin Strasser

Jens Teutrine
Stephan Thomae
Nico Tippelt
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Johannes Vogel
Tim Wagner
Sandra Weeser
Nicole Westig
Katharina Willkomm

Fraktionslos
Stefan Seidler

Nein
SPD
Jan Dieren
Nadja Sthamer
Ruppert Stüwe
Maja Wallstein

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Canan Bayram

AfD
Carolin Bachmann
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Roger Beckamp
Barbara Benkstein
Marc Bernhard
Andreas Bleck
René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Dr. Gottfried Curio

Thomas Dietz
Thomas Ehrhorn
Dr. Michael Espendiller
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Markus Frohnmaier
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Jochen Haug
Martin Hess
Karsten Hilse
Nicole Höchst
Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Enrico Komning
Jörn König
Dr. Rainer Kraft
Rüdiger Lucassen
Mike Moncsek
Volker Münz
Sebastian Münzenmaier
Edgar Naujok
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Jürgen Pohl
Stephan Protschka
Dr. Rainer Rothfuß
Bernd Schattner
Ulrike Schielke-Ziesing
Manfred Schiller
Eugen Schmidt
Jörg Schneider
Uwe Schulz
René Springer
Klaus Stöber
Beatrix von Storch

Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

Die Linke

Matthias W. Birkwald
Jörg Cezanne
Anke Domscheit-Berg
Susanne Ferschl
Christian Görke
Dr. André Hahn
Jan Korte
Ina Latendorf
Ralph Lenkert
Petra Pau
Sören Pellmann
Victor Perli
Heidi Reichinnek
Bernd Riexinger
Dr. Petra Sitte
Kathrin Vogler
Janine Wissler

BSW

Andrej Hunko
Alexander Ulrich

Fraktionslos

Joana Cotar
Thomas Seitz
Dr. Dirk Spaniel

Enthalten
BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Kathrin Henneberger

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben 
oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der entschuldigten 

Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 23: 
Beratung der Antwort der Bundesregierung auf 
die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
Stabilität und Nachhaltigkeit der Finanzie-
rung der Sozialversicherung

Drucksachen 20/11131, 20/14319

Für die Aussprache ist eine Dauer von 39 Minuten 
beschlossen. – Ich bitte, jetzt Platz zu nehmen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 
Alexander Föhr für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Alexander Föhr (CDU/CSU):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In diesem 
Jahr wird der Gesamtbeitragssatz zur Sozialversicherung 
41,9 Prozent betragen. Allein für die GKV werden die 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 
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Ausgaben auf 345 Milliarden Euro steigen. Bei Amts-
antritt der Ampel lagen wir bei 285 Milliarden Euro. 
Bei der Pflegeversicherung erfolgte eine Beitragssatz-
erhöhung zum 1. Januar. Und schon jetzt sagen Experten, 
dass das nicht ausreichen wird.

Die rote Linie von 40 Prozent an Abgaben, jenseits 
derer sich Arbeit immer weniger lohnt, weder für Be-
triebe noch für Beschäftigte, ist überschritten. Oder las-
sen Sie es mich ganz einfach sagen: Die Menschen haben 
durch Ihre Politik immer weniger Netto vom Brutto.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Zahlt es sich wenigstens qualitativ aus? Gefragt nach 
der Zufriedenheit mit der Qualität der Gesundheitsver-
sorgung, geben gerade einmal 10 Prozent der Befragten 
an, sehr zufrieden zu sein. Mehr als jedem zweiten Be-
fragten machen die steigenden Beiträge zu den Sozial-
versicherungen große Sorgen. 80 Prozent der Deutschen 
glauben nicht, dass sie durch die gesetzliche Pflegever-
sicherung im Bedarfsfall ausreichend finanziell abge-
sichert sind.

Doch für den angekündigten grundlegenden Wandel in 
der Gesundheitspolitik fehlte der rot-grün-gelben Koali-
tion die nötige Entschlossenheit. Für die ausbleibenden 
Erfolge wurde die Politik der Vorgänger verantwortlich 
gemacht, wobei sich die Sozialdemokraten gern freiwil-
lig verzwergten, wenn nicht gar ganz aus der Verantwor-
tung flüchteten.

Sehr geehrte Damen und Herren, wenn ich so etwas 
hörte, habe ich mich oft gefragt, warum Sie überhaupt 
Regierungsverantwortung übernehmen wollten. Wirklich 
dramatisch ist die Situation jedoch deshalb, weil zu dem 
gesundheits- und finanzpolitisch planlosen Vorgehen 
wirtschaftspolitisches Versagen hinzukam. Denn neben 
strukturellen Reformen bedarf es vor allem eines, damit 
unser Sozialversicherungssystem funktioniert: einer ge-
sunden Wirtschaft. Doch während sich die Arbeitspro-
duktivität global erhöht, sinkt sie in Deutschland. Wäh-
rend die Wirtschaft global wächst, schrumpft sie in 
Deutschland. Unternehmen wandern ins Ausland ab, In-
vestitionen bleiben aus, bei Forschung und Entwicklung 
fallen wir im europäischen Wettbewerb zurück.

Die Konsequenzen, die daraus gezogen werden, sind 
bemerkenswert: Karl Lauterbach – wir haben ja eben 
seine Bilanz gehört – verkündet nach dem Scheitern als 
Gesundheitsminister, er hätte noch viel vor. Olaf Scholz 
verkündet nach seinem Scheitern als Kanzler, er wäre der 
Richtige für eine zweite Amtszeit. Und Robert Habeck 
verkündet nach seinem Scheitern als Wirtschaftsminister 
seine Kanzlerkandidatur. Meine Herren, Sie hatten Ihre 
Chance, und Sie haben sie leider nicht genutzt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dafür haben Sie nach drei Jahren Führungsmangel, 
Dauerstreit und verfassungswidrigen Beschlüssen von 
SPD, Grünen und FDP die Umfragewerte der AfD ver-
doppelt. Es wird die dringende Aufgabe einer neuen Re-
gierung sein, das Vertrauen der Bevölkerung zurückzuge-
winnen und dadurch dieser autoritären, spalterischen und 
ewiggestrigen AfD den Nährboden zu entziehen. Die fi-

nanzielle Nachhaltigkeit in der Kranken- und Pflegever-
sicherung sicherzustellen, wird elementarer Bestandteil 
dieser Politik sein.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die SPD-Fraktion hat nun die Kollegin Tina 

Rudolph das Wort.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. 
Dr. Janosch Dahmen [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN])

Tina Rudolph (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Zu dieser späten Stunde und nach dieser Rede muss ich 
doch erst mal grundsätzlich festhalten, dass es gerade in 
diesen turbulenten Zeiten für die Menschen wichtig ist, 
dass bestimmte Dinge sicher sind, dass es Dinge gibt, auf 
die sie sich verlassen können.

Ich war immer sehr stolz, in einem Land zu leben, das 
eine starke Sozialversicherung hat – unter anderem eine 
starke Krankenversicherung, die sich seit 1883, als sie 
eingeführt wurde, natürlich weiterentwickelt hat, aber 
immer noch einer der Grundpfeiler unserer Gesellschaft 
ist. Ich würde mir sehr wünschen, dass Sie, statt die 
Sozialversicherung hier schlechtzureden und ihren Un-
tergang zu prophezeien,

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Entschuldigung, 
dann müsst ihr strukturelle Reformen machen!)

den Menschen eher Vertrauen in die Sozialversicherungs-
systeme geben, also nicht durch die Hintertür Deregulie-
rung und mehr Privatisierung fordern, wovon wir wissen, 
dass uns das nicht zum Ziel führen wird, wenn es um eine 
gute Versorgung geht.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sehr geehrte Damen und Herren, besonders von der 
Unionsfraktion, nach der gerade gehörten Rede muss 
ich sagen: Wenn Sie befürchten, dass die Beiträge zur 
Sozialversicherung zu hoch sind,

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Das sagen die Bei-
tragszahler! Das sagt der Bürger!)

dann sollten Sie – das hätte ich mir gewünscht – Ihre 
Oppositionszeit ein bisschen anders nutzen und selbst 
Vorschläge machen.

In einem vorherigen Debattenbeitrag war zum Beispiel 
die Frage zu hören, warum wir nicht auch die Fachärzte 
entbudgetiert haben. Dann müsste man natürlich der Ehr-
lichkeit halber dazusagen, dass das zum Beispiel 3 Milli-
arden Euro im Jahr kosten würde und allein schon 0,2 Bei-
tragspunkte ausmachen würde, ohne dass wir wissen, ob 
es einen entsprechenden Steuerungseffekt hätte und zu 
einer besseren Versorgung führen würde, dann müsste 
man hier also auch die finanziellen Fragen ehrlich behan-
deln.

(A) 

(B) 

(C) 
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(Beifall bei der SPD)

Aber im Grundsatz möchte ich meine Rede nutzen, um 
Ihnen, wenn Sie sich Sorgen um die Sozialversicherung 
machen, zwei Tipps zu geben:

Erstens. Um die Sozialversicherung zu stärken: Sorgen 
Sie für eine stabile Beitragsfinanzierung und für Bei-
tragsgerechtigkeit in der Sozialversicherung. Sorgen Sie 
dafür und sprechen Sie sich dafür aus, dass wir die Bei-
tragsgrundlage der Sozialversicherung auf solide Füße 
stellen, dass mehr Menschen in die Sozialversicherung 
einzahlen und sich nicht – wie jetzt viele Menschen – 
davon ausnehmen können.

Ich mache das mal konkret: In der sozialen Pflegever-
sicherung und der privaten Pflegeversicherung

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Wer war an der Re-
gierung?)

hat man sogar gleiche Beitragssätze, gleiche Leistungen, 
die ausgezahlt werden,

(Nina Warken [CDU/CSU]: Wären wir an der 
Regierung, könnten wir es ändern!)

aber zwei verschiedene Töpfe, die sich im Risikoprofil 
unterscheiden, was zu einer Mehrbelastung für die ge-
setzliche Pflegeversicherung führt – so, wie es auch in 
der gesetzlichen Krankenversicherung der Fall ist. Hier 
wäre es viel fairer, wirkliche Solidarität zu leben und 
entsprechend zu fordern.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Da könnte ich jetzt viele einzelne Beispiele aufzählen; da 
gibt es auch genügend Vorschläge, zum Beispiel, die 
private Krankenversicherung in den morbiditätsorientier-
ten Risikostrukturausgleich – gut, dass ich das um halb 
zwei nachts noch aussprechen kann –

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

einzubeziehen und damit dafür zu sorgen, dass es mehr 
Gerechtigkeit gibt und nicht diejenigen, die in der gesetz-
lichen Krankenversicherung versichert sind, anteilig viel 
mehr zahlen müssen als diejenigen in der privaten Ver-
sicherung, weil sie zum Beispiel allein für die versiche-
rungsfremden Leistungen aufkommen müssen. Da gibt es 
einiges, was man machen könnte, um die Sozialversiche-
rung zu stärken.

(Beifall bei der SPD)

Gerade nach gestern möchte ich den zweiten Tipp, den 
ich Ihnen geben möchte, besonders betonen: Wenn Sie 
die Sozialversicherung stärken möchten, dann sorgen Sie 
dafür, dass das Umlageprinzip trotz des demografischen 
Wandels weiter funktioniert. Sorgen Sie dafür, dass das 
weitergeht, was wir in dieser Koalition geschafft haben, 
nämlich dass wir so viele sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte haben wie noch nie in diesem Land, dass 
es gute Löhne gibt, dass es eine gute Kinderbetreuung 
gibt, damit viele erwerbstätig sein können,

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Sagen Sie das mal 
Robert Habeck!)

dass es also ökonomisch gut läuft und gute Löhne gezahlt 
werden können, von denen Sozialversicherungsbeiträge 
abgeführt werden können, damit die Sozialversicherung 
auch für kommende Generationen noch da ist. Und dazu, 
liebe Union, passt, ehrlich gesagt, nicht, was gestern hier 
passiert ist.

(Zuruf des Abg. Jens Teutrine [FDP])
Es steht im Gegensatz zu dem, was diese Koalition ge-
macht hat, nämlich auch dafür zu sorgen, dass Deutsch-
land attraktiv für Fachkräfte, für Arbeitskräfte ist. 
Deutschland muss es auch in der Zukunft sein, wenn 
wir dem demografischen Wandel etwas entgegensetzen 
möchten. Wir dürfen nicht morgen mit dem Finger 
schnipsen und sagen, dass wir 25 Prozent derjenigen, 
die im Gesundheitsbereich arbeiten, hier nicht haben wol-
len. Wenn wir ein solches Zeichen nicht senden wollen, 
dann müssen wir das deutlich machen, und dann darf so 
etwas wie gestern hier in diesem Haus nicht passieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Tino 
Sorge [CDU/CSU]: Völlig daneben!)

Seien Sie also so ehrlich und sagen Sie, wie man die 
Sozialversicherung wirklich stärken kann, anstatt einfach 
nur die Sozialversicherung schlechtzureden und hinten-
rum am besten mit irgendwelchen Privatisierungsideen 
um die Ecke zu kommen.

Ganz am Ende möchte ich, auch mit Blick auf gestern, 
damit schließen: Wir merken natürlich, dass es in diesem 
Land gerade eine große Verunsicherung gibt und dass 
Zeiten wie diese leider auch geneigt sind, das Schlechte 
im Menschen hervorzubringen. Aber sie können gleich-
zeitig immer auch das Gute hervorbringen. Und das ha-
ben wir in der Hand. Wir können uns jeden Tag dafür 
entscheiden.

(Tino Sorge [CDU/CSU]: Dann stimmt mor-
gen zu!)

Wenn ich mich in diesem Land umsehe, dann habe ich 
Hoffnung, weil ich immer noch mehr Menschen sehe, 
die an das Gute glauben, an die Menschlichkeit, daran, 
dass ein friedliches Zusammenleben möglich ist. Daran 
möchte ich glauben. Dafür lohnt es sich, weiter hier hart 
in der Sache politisch um die Inhalte zu kämpfen. Und 
dafür lohnt es sich, weiter um die Menschlichkeit, weiter 
um den Mut, weiter um unsere Demokratie zu kämpfen. 
Ich wünsche uns dabei auch weiterhin viel Erfolg.

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die FDP-Fraktion hat nun der Kollege Carl-Julius 

Cronenberg das Wort.
(Beifall bei der FDP)

Carl-Julius Cronenberg (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Zukunftsfähige Sozialversicherungen sind Vorausset-
zung für sozialen Frieden in Deutschland. Von daher 

(A) 
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kommt dieser Debatte eine ungleich höhere Relevanz zu, 
als es die Uhrzeit vermuten lässt.

Die Union hat die Große Anfrage initiiert. Das entbehrt 
nicht einer gewissen Portion Mut; denn sie selbst hat 
durch ihre Regierungsbeteiligungen maßgeblich mit zu 
verantworten, wenn heute Zweifel an der Stabilität und 
Nachhaltigkeit der Sozialversicherungen aufkommen. 
Allein die Ausweitungen von Rentenleistungen durch 
die Große Koalition zwischen 2013 und 2021 belasten 
den Bundeshaushalt in diesem Jahr mit 24 Milliarden 
Euro, Tendenz steigend. Gründen Leistungsausweitun-
gen jedoch nicht auf gestiegene Bedürftigkeit, sondern 
auf anstehende Wahlen, dann gerät die Zukunft der Sozi-
alversicherung ernsthaft in Gefahr.

Die Tatsache, dass die Antwort der Bundesregierung 
auffallend vage bleibt, wenn es um Ausblick und Zukunft 
geht, beruhigt nicht, sondern bestätigt die Sorgen. Wenn 
ein Grundversprechen der sozialen Marktwirtschaft ge-
fährdet ist, dann müssen geeignete Maßnahmen oberste 
Priorität bekommen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 
Was tun? Höhere Bundeszuschüsse oder höhere Schul-
den? Beides schränkt die Freiheit zukünftiger Generatio-
nen empfindlich ein. Beides lehnt die FDP ab.

(Beifall bei der FDP)

Also doch die Sozialversicherungsbeiträge erhöhen? 
Steigende Lohnzusatzkosten verschlechtern unsere Wett-
bewerbsfähigkeit und gefährden Investitionen und Ar-
beitsplätze. Das untergräbt die Stabilität des Sozialstaats 
zusätzlich.

Aber es gibt einen besseren Weg. Dieser Weg führt 
dazu, dass mehr Menschen arbeiten, dass Menschen 
aus Teilzeit in Vollzeit wechseln, dass Menschen wieder 
Lust auf Leistung haben – ein Weg, der auf weniger Büro-
kratie und Steuern und mehr Digitalisierung und Innova-
tion setzt, ein Weg, der private Investitionen anreizt. 
Dann steigen Löhne und Gehälter und verbreitern die 
Grundlage für die sozialen Sicherungssysteme. Wir brau-
chen steigende Produktivität und endlich wieder Wachs-
tum. Das ist der Weg, der die Stabilität der Sozialver-
sicherung nachhaltig sichert, liebe Kolleginnen und 
Kollegen.

(Beifall bei der FDP)

Ohne Wirtschaftswende drohen immer höhere Beiträ-
ge. Bis zu 46 Prozent könnten es bis 2029 werden – ein 
historisches Allzeithoch. Das trifft besonders den stand-
orttreuen Mittelstand mit seinen über 21 Millionen Be-
schäftigten. Oft höre ich den Satz: Der Mittelstand ist das 
Rückgrat der deutschen Wirtschaft. – Das stimmt. Aber 
das Bekenntnis zum Mittelstand ersetzt nicht die Verbes-
serung der Rahmenbedingungen für den Mittelstand, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. Warme Worte reichen 
nicht.

(Beifall bei der FDP)

Denn der deutsche Mittelstand ist auch das Rückgrat der 
Demokratie. Bei uns im Sauerland steht der Mittelstand 
mit seinen Beschäftigten für ehrenamtliches Engage-
ment – bei der Feuerwehr, im Schützenverein, Sportver-
ein oder Musikverein. Der Mittelstand stellt 90 Prozent 
der Ausbildungsplätze in diesem Land.

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Gut so!)

Mittelständische Unternehmer zahlen überproportional 
viel Steuern, übernehmen Verantwortung, haften oft per-
sönlich, und ihr Vermögen unterliegt im Unterschied zu 
dem von Managern, Ministerialbeamten oder Abgeord-
neten der Sozialpflichtigkeit des Eigentums.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Solche Menschen verdienen nicht mehr Dokumentations-
pflichten, sondern mehr Respekt, Anerkennung und Frei-
heitsvertrauen.

(Beifall bei der FDP)

All diejenigen unter Ihnen, die dem nächsten Bundes-
tag angehören werden, mögen diesen Appell berücksich-
tigen. Das ist meine herzliche Bitte heute Abend; denn 
ich werde wohl dann nicht mehr dabei sein.

Ich danke Claudia Roth, die mich als Präsidentin bei 
meiner ersten Rede so nett aufgenommen hat, und den 
Kollegen und Kolleginnen Berichterstattern Jan Dieren, 
Beate Müller-Gemmeke, Markus Töns, Maik Außendorf 
für die konstruktive Zusammenarbeit während der Am-
pelzeit. Und ich danke allen anderen Kolleginnen und 
Kollegen von der Union und natürlich auch Matthias W. 
Birkwald von der Linken für den stets fairen und respekt-
vollen Umgang.

(Abg. Matthias W. Birkwald [Die Linke] steht 
auf und verneigt sich)

Wir haben uns in der Sache gestritten, aber uns immer 
respektiert.

Ich halte fairen und respektvollen Umgang miteinan-
der übrigens für sehr wichtig, weil wir alle – alle aus-
nahmslos – mit der gleichen Legitimation unserer Arbeit 
hier nachgehen.

(Beifall des Abg. Matthias W. Birkwald [Die 
Linke])

Ich halte ihn auch für wichtig, weil sonst gegenseitige 
Anschuldigungen und Herabwürdigungen die Kraft der 
Argumente in der Sache verdrängen. Verunglimpfung 
schafft kein Vertrauen. Politischer Streit gehört ins Par-
lament. Auf der Straße haben Toleranz und Rechtsstaat 
auf Dauer keine Chance.

(Beifall des Abg. Manfred Todtenhausen 
[FDP])

Bei aller berechtigten Kritik vergessen wir nie: Noch nie 
hat es in Deutschland mehr Freiheit in Frieden gegeben, 
und das muss so bleiben.

Ich danke all denjenigen, die es mir ermöglicht haben, 
in diesem Hohen Hause dafür einen kleinen Beitrag zu 
leisten, und ganz besonders meiner Frau Anja für ihre 
unendliche Geduld.

Es war mir eine Ehre.

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abge-
ordneten der SPD und der AfD und des Abg. 
Matthias W. Birkwald [Die Linke])
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Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege Cronenberg, Sie haben zwei Legislaturperio-

den hier in diesem Hohen Hause gewirkt. Ihre Ansprüche 
haben Sie gerade selbst dargestellt, wie Sie sie ja auch 
gelebt haben. Wir wünschen Ihnen auch für den neuen 
Lebensabschnitt alles Gute.

(Beifall)
Die Kollegin Maria Klein-Schmeink hat ihre Rede für 

die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu Protokoll gege-
ben.1)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das Wort hat die Abgeordnete Gerrit Huy für die AfD- 
Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Gerrit Huy (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werte Kollegen! Die 

stark steigenden Sozialversicherungsbeiträge in Deutsch-
land verringern das Nettoeinkommen der arbeitenden 
Bürger und beeinträchtigen die Wettbewerbsfähigkeit 
unserer Unternehmen. Da verwundert es schon, dass 
sich die Ampel mit der Beantwortung dieser Anfrage 
acht Monate Zeit gelassen hat. Offenbar war ihr die Da-
seinsvorsorge für die eigenen Bürger kein dringendes 
Anliegen. Stattdessen hat sie ihre Zeit bei der Cannabis-
freigabe, dem Selbstbestimmungsgesetz, der Schnellein-
bürgerung, der Energiewende versenkt – alles nichts Gu-
tes für unsere Bürger. Ihre Antworten zur Zukunft der 
Sozialversicherung lassen sich dann auch in einem ein-
zigen Satz zusammenfassen: Wir wissen es nicht, wir 
haben keine Ideen. – Die Bürger werden der Ampel dafür 
in drei Wochen die Rote Karte zeigen.

Die AfD hingegen hat klare Vorstellungen für die Zu-
kunft unserer Sozialversicherung, und wir kennen auch 
die Zahlen:

Das Rentenniveau zum Beispiel ist viel zu niedrig. Die 
Rente nach 45 Arbeitsjahren mit Durchschnittsverdienst 
lässt in Großstädten bestenfalls ein Leben auf Bürger-
geldniveau zu. Das ist ein unerträglicher Zustand, den 
wir ändern wollen.

(Beifall bei der AfD)
Umgekehrt sind unsere Krankenversicherungsbeiträge 

mit aktuell 17,5 Prozent circa doppelt so hoch wie die in 
Österreich oder der Schweiz, wo es eine vergleichbar 
gute Gesundheitsversorgung gibt. Diese Länder brauchen 
auch keine separate Pflegeversicherung, die bei uns noch 
einmal extra kostet. Insgesamt belaufen sich jetzt die 
Pflichtversicherungsbeiträge für Krankheit und Pflege 
auf über 20 Prozent. Das ist weltweit einmalig. Wir wol-
len diese Kosten senken, indem wir Doppelstrukturen 
abschaffen, Verwaltungskosten reduzieren und Doku-
mentationspflichten auf das Notwendige reduzieren.

Ein weiterer kostentreibender Faktor ist auch hier der 
Zuzug von Ausländern. Sie stellen 50 Prozent der Bürger-
geldempfänger und zahlen als solche selbst keine Kran-

kenversicherungsbeiträge. Anders als vorgesehen, über-
nimmt der Bund aber nur ein Drittel ihrer Kosten. Den 
Rest zahlen die gesetzlich Versicherten in Form höherer 
Beiträge. Das wollen wir selbstverständlich ändern. Der 
Bund hat es gewollt, der Bund muss es zahlen.

(Beifall bei der AfD)
Auch unter den Arbeitslosengeldbeziehern sind Aus-

länder stark überrepräsentiert. Die Kosten hier werden in 
den nächsten Jahren auch durch Kurzarbeit und Arbeits-
platzabbau weiter steigen. Wir planen deshalb in der Ar-
beitslosenversicherung keine Kürzungen, werden aber 
die langjährig Versicherten durch längere Auszahlungs-
zeiten besserstellen und die Zahlungen für kurzzeitig Ver-
sicherte etwas beschneiden.

Der millionenfache Zuzug hat auch die Mieten stark 
erhöht. Der Staat treibt diese zusätzlich an, indem er 
direkt für die Unterbringung der Einwanderer mitbietet. 
Es fehlen heute eine Dreiviertelmillion Wohnungen in 
Großstädten. Leider gibt es auch kaum Sozialwohnun-
gen. Während Deutsche im Schnitt sieben Jahre auf 
eine Sozialwohnung warten müssen, werden sie ohne 
Wartezeit in der Regel an Flüchtlinge vergeben.

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Das ist eine Lüge! – Beifall bei Abgeordneten 
der SPD)

– Doch, für sie wurden sogar ganze Neubausiedlungen 
geschaffen. Aber haben Sie mal gehört, dass für Rentner 
neue Wohnungen gebaut worden sind? Im Gegenteil, 
Rentner mussten sogar an mehreren Orten ihre ange-
stammten Heime verlassen, damit diese in Flüchtlings-
unterkünfte umgewidmet werden konnten.

(Beifall bei der AfD)
Es ist diese offensichtliche Hintanstellung der eigenen 

Bürger, die einen Spaltpilz in unsere Gesellschaft getrie-
ben hat – unnötigerweise; denn deutsche Bürger geben 
gerne etwas an Notleidende, gerade auch diejenigen, die 
es selbst nicht so üppig haben.

(Stephan Thomae [FDP]: Das stimmt alles 
nicht, was Sie sagen! Es lohnt sich kaum, zu-
zuhören!)

Viele von ihnen haben ein besonders großes Herz. Umso 
mehr dürfen sie erwarten, dass deutsche Politiker auch 
ihre Interessen nachdrücklich vertreten. Stattdessen wur-
den Wohnraum, Lebensmittel, Heizung, Sprit durch eine 
sinnlose Energiewende künstlich verteuert.

(Beifall bei der AfD)
Und das versprochene Klimageld? Das Klimageld wurde 
vergessen.

Meine Damen und Herren, für die AfD stehen immer 
die eigenen Bürger an erster Stelle.

(Stephan Thomae [FDP]: Und Russland!)
Erst die damit verbundene innere Einigkeit gibt unserem 
Land die Kraft, auch Dritten sinnvoll zu helfen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD – Stephan Thomae [FDP]: 

Gut, dass es vorbei ist!)1) Anlage 9
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Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Kollegin Dr. Tanja Machalet hat für die SPD-Frak-

tion ihre Rede zu Protokoll gegeben.1)

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Matthias 
W. Birkwald [Die Linke])

Auch der Kollege Matthias W. Birkwald hat seine al-
lerletzte Rede im Deutschen Bundestag, dem er seit dem 
Jahr 2009 angehört, zu Protokoll gegeben.2)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Auch Ihnen alles Gute für diesen neuen Lebensabschnitt! 
Es klang eben schon an: Ich glaube, viele können sich gar 
nicht vorstellen, dass zu diesen Themen Matthias W. 
Birkwald hier im Haus nicht das Wort ergreift und er 
heute auch nicht mit Zwischenfragen oder Kurzinterven-
tionen noch einmal etwas richtiggestellt hat.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der SPD, der 
CDU/CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN und der FDP – Ulrich Lechte [FDP]: Ver-
meintlich!)

Die Kollegin Emmi Zeulner und der Kollegen Tino 
Sorge haben für die CDU/CSU-Fraktion ebenfalls ihre 
Reden zu Protokoll gegeben. Auch ihnen gebührt An-
erkennung.3)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Somit kann ich die Aussprache schließen.
Ich habe mich gerade noch mal vergewissert: Da es ja 

um die Antwort auf eine Große Anfrage geht, müssen wir 
hier über nichts abstimmen.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 24: 

– Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über die Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz (StiftPKG) 

Drucksache 20/13952

Beschlussempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Kultur und Medien (22. Aus-
schuss)

Drucksache 20/14772

– Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuss) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

Drucksache 20/14794

Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der AfD 
vor.

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 
Erhard Grundl für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Anikó Glogowski-Merten 
[FDP])

Erhard Grundl (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr verehrte Frau Präsidentin! Sehr verehrte Damen 

und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es freut 
mich, dass ich als Niederbayer meine letzte Rede hier im 
Deutschen Bundestag ausgerechnet zur Reform der Stif-
tung Preußischer Kulturbesitz halten darf.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP – Stephan Thomae [FDP]: Bitte auf Nie-
derbayerisch!)

„Braucht’s des?“, um noch mal Gerhard Polt zu zitie-
ren. Ja, es braucht’s, natürlich. Die Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz stand bei ihrer Gründung 1957 vor schier 
unlösbaren Aufgaben, Sammlungen in Ost und West zu-
sammenzuführen, zu forschen, Kulturgut zu bewahren 
und Gebäude und Ausstellungsflächen zu restaurieren 
und zu modernisieren – und das unter guten Bedingungen 
für die Menschen, die bei der SPK arbeiteten und arbei-
ten. Mit Archiv, Bibliothek und Forschungseinrichtungen 
ist die SPK der größte Kulturverbund in Deutschland 
und zählt damit zu den Großen in der Welt, dem Smith-
sonian, Louvre und anderen. Diesen Verbund zusammen-
zuhalten und mit einer überfälligen Reform für Gegen-
wart und Zukunft gut aufzustellen, das war das Ziel – das 
gemeinsame Ziel von Grünen, SPD, FDP und Union im 
Kulturausschuss, das Ziel unserer Kulturstaatsministerin 
Claudia Roth. Und wir haben es jetzt, nach zum Teil sehr 
turbulenten Tagen, Nächten und Stunden, hinbekommen. 
Dafür herzlichen Dank an alle Kolleginnen und Kollegen 
im Ausschuss und ihre Teams!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und 
der FDP)

Aber wie jede politische Entscheidung ist auch das 
kein Grund, die Arme zu verschränken. Es geht immer 
um die Zukunft. Unser Fokus muss sein, dass sich die 
SPK mehr öffnet, dass sie mehr tut für kulturelle Teilha-
be, damit die SPK stärker als gemeinsamer gesellschaft-
licher und kultureller Schatz wahrgenommen wird.

Sehr verehrte Damen und Herren, als ich vor sieben-
einhalb Jahren im forschen Alter von 54 Jahren nach 
27 Jahren in der sogenannten freien Wirtschaft hier in 
den Bundestag gewählt wurde, war das keine Selbstver-
ständlichkeit. Als Arbeiterkind von Häuselleut aus der 
bayerischen Provinz war und ist es für mich etwas Be-
sonderes, hier unter dem Bundesadler, dem Symbol un-
serer freien Demokratie, sprechen und arbeiten zu kön-
nen.

1) Anlage 9
2) Anlage 9
3) Anlage 9
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Ich möchte mich bei den Wählerinnen und Wählern 
bedanken, bei den bayerischen Grünen und bei meiner 
Fraktion, die mich vor sieben Jahren ohne zu zögern 
auf die Kulturpolitik und die Auswärtige Kulturpolitik 
losgelassen hat. Ich danke meinem ganzen fantastischen 
Team, von dem mir einige sogar siebeneinhalb Jahre die 
Treue gehalten haben. Ich danke den Abgeordneten der 
anderen Fraktionen, die ich kennen- und schätzen gelernt 
habe, die guten Willens sind; davon gibt es hier und heute 
Gott sei Dank noch sehr viele. Mein Dank gilt den Men-
schen, die hier im Bundestag und seinen Liegenschaften 
arbeiten, denjenigen, die jeden Morgen unsere Büros sau-
bermachen, den Leuten im Fahrdienst, denjenigen an den 
Pforten. Ihre Zugewandtheit hat mir natürlich immer 
auch ein Gefühl der Heimat in meiner Zeit im Bundestag 
vermittelt. Dafür meinen ganz herzlichen Dank!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU und der FDP)

Ich möchte mich mit einer kleinen Anekdote vom ers-
ten Tag meines Lebens als Abgeordneter in Berlin von 
Ihnen verabschieden. An dem Tag hatte ich schon mein 
Büro im Gebäude UdL 50 bezogen, und die Fraktion 
hatte eine Sitzung im JKH anberaumt. Ich hatte noch 
keine Ahnung, wo welcher Raum ist. Ich bin also zur 
Pforte im JKH gegangen, bin eingetreten, habe wahr-
scheinlich ein bisschen orientierungslos herumgeguckt 
und habe, glaube ich, nichts gesagt. Aber die nette 
Dame an der Pforte hat durch die halbgeöffnete Tür ge-
sagt: Zweiter Stock. – Ich war nicht sicher, wo ich hin-
musste, aber irgendwie wusste ich: Zweiter Stock, das 
stimmt nicht. – Dann hat sie zu mir gesagt: Doch, doch, 
CSU, zweiter Stock!

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP)

Auch wenn Sie niemals die vollständige Kontrolle da-
rüber haben, welcher Heimat Sie zugeordnet werden, 
meine sehr verehrten Damen und Herren: Behalten Sie 
Zuversicht! Passen Sie auf unsere Demokratie auf! Wie 
ein bekannter Europäer so treffend formulierte: Ich habe 
fertig.

Vielen Dank und auf Wiedersehen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU und der FDP – 
Die Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN sowie Abgeordnete der SPD erheben 
sich)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Lieber Kollege Grundl, auch Ihnen alles Gute und 

danke für die kollegiale und respektvolle Zusammen-
arbeit, die ich auch persönlich beispielsweise im Gre-
mium der Stiftung Mahnmal erleben konnte. Alles Gute!

(Beifall)

Die Kollegin Annette Widmann-Mauz hat für die Frak-
tion der CDU/CSU ihre Rede zu Protokoll gegeben,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

ebenso der Kollege Helge Lindh für die SPD-Fraktion.1)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/ 
CSU, des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der FDP)

Das Wort hat die Kollegin Anikó Glogowski-Merten 
für die FDP-Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Anikó Glogowski-Merten (FDP):
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Die Stiftung Preußischer Kulturbesitz ist eine Kulturinsti-
tution von Weltrang mit herausragenden Sammlungen, 
bedeutenden Archiven und internationaler Strahlkraft. 
Ihre Reform war eine zentrale Aufgabe dieser Wahlperio-
de. Und jetzt, heute hier können wir sagen: Es ist uns 
gelungen. Als Fraktionen von SPD, Bündnisgrünen, 
FDP und der Union haben wir es gemeinsam geschafft, 
eine Einigung zu erzielen, die diesen Reformprozess vo-
ranbringt.

Die bisherigen Strukturen der Stiftung waren oft zu 
bürokratisch, zu unflexibel. Unser Ziel war es, eine mo-
derne und handlungsfähige SPK zu schaffen, in der die 
einzelnen Einrichtungen eigenverantwortlich und publi-
kumsorientiert agieren können, und das haben wir er-
reicht.

Der Stiftungsrat wird von 20 auf 9 Mitglieder verklei-
nert; damit wird die Steuerung der Stiftung effizienter. 
Gleichzeitig bleibt die parlamentarische Anbindung er-
halten: Vier Mitglieder des Bundestages nehmen künftig 
beratend an den Sitzungen teil – ein Zeichen für Trans-
parenz und Verlässlichkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die SPK bleibt als starke Marke bestehen. Der Name 
„Stiftung Preußischer Kulturbesitz“ verweist auf die his-
torischen Ursprünge der Sammlung und verdeutlicht un-
sere Verantwortung, diese Kulturgüter für die Öffentlich-
keit zu bewahren.

Künftig wird die Stiftung von einem kollegialen Vor-
stand aus bis zu sieben Personen geleitet. Damit rücken 
die einzelnen Einrichtungen der Stiftung stärker in die 
Entscheidungsprozesse hinein, wodurch ihre Eigenstän-
digkeit und Handlungsfähigkeit weiter gestärkt werden.

Auch im Personalbereich setzen wir klare Leitlinien. 
Künftige Führungspositionen werden befristet besetzt, 
um mehr Dynamik in die Leitung zu bringen. Verbeam-
tungen sind nur noch in den Bereichen Archiv und Biblio-
thekswesen möglich, um politischen Einfluss zu begren-
zen und Fachkompetenz zu stärken.
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Mein herzlicher Dank gilt hier allen Fraktionen, die 
diese Einbringung möglich gemacht haben. Besonders 
aber danke ich meiner Fraktion und ganz besonders 
Otto Fricke für die Mitverhandlungen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Da dies meine letzte Rede in dieser Legislaturperiode 
ist, möchte ich auch meinem wunderbaren, großartigen 
und stets vor Heiterkeit funkelnden Team danken, das 
mich in den letzten Jahren tatkräftig unterstützt hat. Mit 
euch haben wir immer zusammen gefunkelt, und ich bin 
superstolz auf euch.

Vielen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Wir waren uns jetzt nicht ganz einig, ob das jetzt nur 

die Ankündigung für diese Legislatur war.

(Anikó Glogowski-Merten [FDP]: Schauen 
wir mal!)

– Gut, dann schauen wir auch, haben wir gerade beschlos-
sen.

Das Wort hat für die AfD-Fraktion der Abgeordnete 
Dr. Götz Frömming.

(Beifall bei der AfD)

Dr. Götz Frömming (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der 

Frontalangriff auf das preußische Erbe Deutschlands 
durch eine Namensänderung der Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz

(Zuruf von der SPD: Jetzt kommt’s!)

ist vorerst abgewendet. Das immerhin begrüßen wir. 
Union und FDP hatten Presseberichten zufolge ihre Zu-
stimmung zum Gesetz zwischenzeitlich zurückgezogen. 
Unsere Stellungnahme vom Dezember 2024 und unser 
Änderungsantrag haben hier wohl eine Wirkung erzielt. 
Nun ist der Passus mit dem möglichen neuen Stiftungs-
namen aus dem Gesetzentwurf gestrichen.

(Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wie so oft: Sie überschätzen sich!)

Das verzeichnen wir als Erfolg der AfD, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der AfD)

Es drohte ein Szenario wie schon beim Bundesinstitut 
für Kultur und Geschichte der Deutschen im östlichen 
Europa, das im September 2023 bekanntlich in Bundes-
institut für Kultur und Geschichte des östlichen Europa, 
also ohne das Wort „Deutschen“, umbenannt wurde. 
Auf einmal waren die Deutschen und mit ihnen fast 
1 000 Jahre deutsche Geschichte in Osteuropa aus dem 
Namen getilgt.

Wenn es nach Frau Roth und den Grünen gegangen 
wäre, dann hätten sie dasselbe auch mit dem Begriff 
„preußisch“ getan. Ganz abgewandt ist diese Gefahr ja 
noch nicht, meine Damen und Herren. Sie wollen es ja 
jetzt der Stiftung selbst überlassen, den Namen zu tilgen, 
damit Sie sich nicht mehr die Finger schmutzig machen 
müssen.

(Zuruf der Abg. Annette Widmann-Mauz 
[CDU/CSU])

Die Grünen halten Ambivalenz eben nicht aus. In ihrem 
kindlichen Welt- und Geschichtsbild ist eine Sache ent-
weder gut oder böse. Preußen fällt offenkundig unter 
böse. Wie sehr unser heutiger Staat gerade in puncto 
Rechtsstaatlichkeit, Verwaltung, Schulwesen und, ja, 
auch religiöser Toleranz vom preußischen Erbe zehrt, 
das wollen Sie nicht wissen.

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren, wir werden genau beobach-
ten, auf welcher Seite die CDU in diesem Kulturkampf 
steht.

Die Gefahr eines Beutezugs gegen die Museen, Biblio-
theken und Archive bleibt allerdings auch mit diesem 
Gesetz bestehen. Die Stiftung soll dem Entwurf zufolge 
vor allem Provenienzforschung betreiben und so die 
Rückgabe von vermeintlich geraubten Kulturgütern vor-
bereiten. Warum eigentlich?

(Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja, weil sie geraubt sind!)

Das Beispiel der Benin-Bronzen hat doch gezeigt, was 
dann geschieht. Wollen Sie allen Ernstes die Plünderung 
deutscher Kultursammlungen legalisieren? Die meisten 
Gegenstände in den Sammlungen sind doch nur deshalb 
erhalten, weil es die Sammler gab. Ein Auseinanderrei-
ßen der Sammlungen dient niemandem außer den Resti-
tutionspolitikern, die ihren moralischen Heiligenschein 
polieren können,

(Annette Widmann-Mauz [CDU/CSU]: Dass 
Sie mit Verantwortung aus der Geschichte 
nichts zu tun haben, das wissen wir jetzt!)

und den neuen Besitzern, die die Stücke in irgendwelchen 
Privatsammlungen verschwinden lassen oder sie 
schlichtweg wieder verscherbeln.

Begrüßenswert ist die Straffung der Verwaltung. Aber 
im Gesetzentwurf fehlt unseres Erachtens ein Kuratori-
um, in dem auch sämtliche Fraktionen des Bundestages 
vertreten sind. Sie haben sich hier ja nur selbst vorgese-
hen, vier Fraktionen.

(Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das müssen Sie mal lesen!)

Es wäre angemessen, alle Fraktionen einzubeziehen. Es 
handelt sich hier um eine wichtige Stiftung, die wichtigs-
te, die vom Bund finanziert wird.

(Erhard Grundl [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das ist unfassbar! Grober Unfug! – 
Annette Widmann-Mauz [CDU/CSU]: Grober 
Unfug! Ja!)
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Meine Damen und Herren, vielen hier im Hause 
scheint das Erbe Preußens ein Ärgernis zu sein. Uns ist 
es eine Verpflichtung. Wir lehnen den Gesetzentwurf 
auch mit Hinweis auf unseren Änderungsantrag ab.

Vielen Dank.
(Beifall bei der AfD)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Für die FDP-Fraktion hat nun Otto Fricke das Wort.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – 
Stephan Thomae [FDP]: Shakespeare oder 
Schiller? Was wird es sein?)

Otto Fricke (FDP):
Geschätzte Frau Vizepräsidentin! Das ist meine erste 

Rede am heutigen Tag. Die nächste wird in wahrschein-
lich sieben Stunden stattfinden.

(Heiterkeit)
Dies ist eine Rede über eine Perle, von der die Bundes-

republik Deutschland, von der Europa, von der die Welt 
viel zu wenig weiß. Man muss sich einmal ansehen, was 
wir da an Kunst, an Kultur haben. Ich vermute, selbst wir, 
die wir hier sind, besuchen die Institute in Berlin, die 
ganz leicht zu erreichen sind, eher selten. Nur mal als 
Hinweis: Das Archiv der Familie Mendelssohn, 80 Pro-
zent der Autografen von Johann Sebastian Bach, die 
weltweit größte Autografensammlung von Mozart und 
von Beethoven, ein zeitgenössischer Druck der 95 The-
sen von Martin Luther, der Pergamonaltar, das Ischtar- 
Tor, ja, soweit noch bekannt, aber auch 16 Rembrandts 
und – das sage ich als Niederlande-Freund – zwei von nur 
35 Vermeers, bedeutende Gemälde von Caspar David 
Friedrich, Barnett Newmans „Who’s Afraid of Red, Yel-
low and Blue“ und natürlich viel Kunst von meinem 
ebenfalls in Krefeld geborenen Mitniederrheiner Joseph 
Beuys – all das bietet diese Stiftung.

Wir mussten – und das haben wir auch getan, weil Ihre 
Vorgängerin, Frau Kulturstaatsministerin, die Reform be-
reits angestoßen hatte – es auf moderne neue Füße stellen. 
Das haben wir dann in einem Kompromiss auch noch 
geschafft. Dafür danke ich. Und so funktioniert Demo-
kratie: Man muss in der Lage sein, an einer bestimmten 
Stelle mit den richtigen Mitarbeitern und natürlich dann 
auch mit der Ministerin eine Lösung zu finden.

(Beifall des Abg. Erhard Grundl [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich will jetzt noch schnell die wichtigsten Punkte auf-
zählen. Ja, beim Namen haben wir gesagt, es ist eine 
wesentliche Entscheidung, dafür muss es Mehrheiten ge-
ben. Die gibt es nicht. Das bleibt späteren Gesetzgebern 
überlassen, wenn sie das denn wollen. Das ist eine Frage 
von demokratischen Mehrheiten hier.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Nein! Die Stiftung 
selbst!)

– Nein, eben nicht, Herr Kollege. Das ist genau das, was 
Sie nicht verstanden haben, woran ich auch merke, wie 
Sie das Gesetz gelesen haben. Das haben wir eben nicht.

(Zuruf von der FDP: Dann hätte er ja lesen 
müssen!)

Der Gesetzgeber macht es, weil es eine wesentliche Ent-
scheidung ist. Da kann man unterschiedlicher Meinung 
sein. Aber das wird dann hier entschieden, und das ist 
auch gut so.

Das Zweite ist: Wir haben vier Mitglieder aus dem 
Bundestag mit beratender Stimme im Stiftungsrat vor-
gesehen. Dafür, wie diese vier Mitglieder gewählt wer-
den, gibt es Verfahren, Herr Kollege.

(Dr. Götz Frömming [AfD]: Warum nur vier? 
Vier Antragsteller!)

– Es gibt vier, weil wir an der Stelle sagen: Vier Stück, 
und dann ist auch gut. Wir wollen keine Überpolitisie-
rung des Entscheidungsgremiums. Das eine ist Verwal-
tung, das andere ist Politik. Die kann hier zuhören.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Dann, Herr Kollege, weil Sie das ja anscheinend nicht 
verstanden haben, weise ich noch ganz schnell auf Fol-
gendes hin: Die Einrichtungsleitung wird an der Stelle 
ganz klar und neu definiert. Wir sorgen außerdem dafür, 
dass es in personalrechtlichen und besonderen Fällen die 
Möglichkeit gibt, dass die Führung alleine entscheidet. 
Wir haben den Haushaltsplan zum 1. Oktober, damit 
der Kulturausschuss und der Haushaltsausschuss vorab 
sehen, wo die Reise hingeht. Wir haben die Selbstbewirt-
schaftungsmittel –

Vizepräsidentin Petra Pau:
Kollege.

Otto Fricke (FDP):
– auf Investitionen usw. konzentriert. Ich könnte noch 

vieles andere mehr sagen.
(Zuruf des Abg. Erhard Grundl [BÜND-

NIS 90/DIE GRÜNEN])
Aber am wichtigsten ist mir: Wir sorgen dafür, dass diese 
Perle weiterhin glänzen und scheinen kann. Dafür, dass 
wir das trotz der manchmal hektischen und unangeneh-
men Zeit gemeinsam hinbekommen haben, danke ich 
ganz herzlich.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der SPD – Stephan Thomae 
[FDP]: Was ist mit Schiller?)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Vielen Dank. – Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zur Abstimmung über den von der Bun-

desregierung eingebrachten Gesetzentwurf über die Stif-
tung Preußischer Kulturbesitz. Der Ausschuss für Kultur 
und Medien empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf 
Drucksache 20/14772, den Gesetzentwurf der Bundes-
regierung auf Drucksache 20/13952 in der Ausschuss-
fassung anzunehmen.
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Hierzu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der AfD 
auf Drucksache 20/14782 vor. Wer stimmt für diesen 
Änderungsantrag? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält 
sich? – Niemand. Der Änderungsantrag ist mit den Stim-
men der CDU/CSU-Fraktion, der FDP-Fraktion, der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der SPD-Fraktion und 
der Gruppe BSW gegen die Stimmen der AfD-Fraktion 
abgelehnt. In diesem Fall ist jetzt die Gruppe Die Linke 
nicht da.

Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf der 
Bundesregierung auf Drucksache 20/13952 in der Aus-
schussfassung zustimmen wollen, um das Handzeichen. – 
Das sind die CDU/CSU-Fraktion, die FDP-Fraktion, die 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, die SPD-Fraktion. Wer 
stimmt dagegen? – Die AfD-Fraktion. Wer enthält sich? – 
Die Gruppe BSW. Der Gesetzentwurf ist damit in zweiter 
Beratung angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Der Gesetz-
entwurf ist mit den Stimmen der CDU/CSU-Fraktion, der 
FDP-Fraktion, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und 
der SPD-Fraktion gegen die Stimmen der AfD-Fraktion 
bei Enthaltung der Gruppe BSW angenommen.

Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 16: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Sevim 
Dağdelen, Dr. Sahra Wagenknecht, Ali Al- 
Dailami, weiterer Abgeordneter und der Gruppe 
BSW 

Keine Lieferung der Taurus-Marschflugkör-
per – Diplomatie zur Beendigung des Ukrai-
ne-Krieges unterstützen

Drucksache 20/14295
Überweisung/Beschlussfassung 
Auswärtiger Ausschuss

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Kollegin 
Sevim Dağdelen.

(Beifall beim BSW)

Sevim Dağdelen (BSW):
Frau Präsidentin! In Deutschland scheinen die Politi-

ker immer als Letzte die Zeichen der Zeit zu erkennen. 
Während in den USA bereits vehement über Eckpunkte 
einer Friedenslösung in der Ukraine beraten wird – dabei 
geht es zum Beispiel um die Aussetzung eines Beitritts 
zur NATO, ein Einfrieren der Frontlinien wie auch eine 
Öffnung der Nord-Stream-Pipeline –, wird in Deutsch-
land offenbar auf eine Fortsetzung oder – schlimmer – 
gar eine Eskalation des Krieges gesetzt.

So sind die kommenden Bundestagswahlen auch eine 
Abstimmung über Krieg und Frieden. Union, Grüne, 
FDP, Teile der SPD und etwa die EU-Spitzenkraft Ra-
ckete von der Linkspartei sind dafür, alles zu riskieren 
und der Ukraine Taurus-Marschflugkörper zu liefern.

(Thomas Erndl [CDU/CSU]: Für den Frieden!)
Nachdem Merz’ Sicherheitspolitiker Kiesewetter gern 

die Ministerien in Moskau beschießen will, erklärt nun 
sein Vertrauter Johann Wadephul, Russland sei der Feind 
und eine Merz-Regierung würde auf jeden Fall Taurus an 
die Ukraine liefern. Wer aber meint, den Krieg so nach 
Russland tragen zu müssen, der trägt am Ende den Krieg 
nach Deutschland.

(Beifall beim BSW)
Als fanatische Transatlantiker, so sage ich Ihnen, könn-

ten Sie doch jetzt einmal tatsächlich in Richtung USA 
schauen. Ihre Sorge, wie Sie erneut 3 Milliarden Euro 
an die Ukraine für frische Waffen überweisen können, 
während in Deutschland die Brücken einstürzen und die 
Schulen zerfallen, ist wirklich skandalös.

(Beifall beim BSW – Ulrich Lechte [FDP]: 
Und billiger Populismus von Ihnen, Frau 
Dağdelen!)

Deshalb sagen wir: Dieser Wahnsinn muss verhindert 
werden. Wir vom BSW fordern Diplomatie und eine Ent-
spannungspolitik und keinen Kriegseintritt nach dem 
23. Februar.

Vielen Dank.
(Beifall beim BSW)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Der Kollege Dr. Ralf Stegner hat seine Rede für die 

SPD zu Protokoll gegeben,
(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN und der FDP)
ebenso der Kollege Knut Abraham für die CDU/CSU- 
Fraktion

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP)

und der Kollege Robin Wagener für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen.1)

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der FDP)

Und so hat nun der Kollege Ulrich Lechte für die FDP- 
Fraktion das Wort.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Thomas 
Erndl [CDU/CSU])

Ulrich Lechte (FDP):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ich gönne mir diese Rede, da es voraussicht-
lich meine letzte ist. Dementsprechend habe ich um diese 
Uhrzeit auch nicht zu Protokoll gegeben.
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Der uns hier und heute vorgelegte Antrag des BSW 
strotzt nur so vor Unwahrheiten, Verdrehungen und irre-
führenden Diplomatiebemühungen. Nach fast drei Jahren 
russischem Angriffskrieg gegen die Ukraine fürchtet sich 
das BSW noch immer vor einer Eskalation Putins. Lassen 
Sie mich eines ganz deutlich sagen: Putin eskaliert bereits 
seit über 1 000 Tagen. Er sabotiert jeden ernsthaften Frie-
densprozess und wird nur dann aufhören, wenn wir ihm 
mit Stärke begegnen.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Doch statt parlamentarische Einigkeit und Entschlos-
senheit zu zeigen, unterstützen die politischen Ränder 
immer wieder dieselben Ängste. Putins tägliche Drohun-
gen, sein Verweis auf eine angeblich neue Nukleardok-
trin, all das sind perfide Einschüchterungsversuche. Doch 
Angst vor Putin, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
darf nicht unser Handeln bestimmen. Eines ist doch auch 
klar: Echten Frieden in Europa wird es nur geben, wenn 
Putins Aggression keinen Erfolg hat.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Russland führt diesen Krieg mit Drohnen, Gleitbom-
ben, Marschflugkörpern und Hyperschallraketen – ich 
habe das zerstörte Krankenhaus in Kiew besichtigt –, 
während wir uns in endlosen Debatten verzetteln, be-
stimmte Waffensysteme kategorisch ausschließen und 
erst liefern, wenn die strategische Wirkung verpufft ist. 
Statt also ständig rote Linien zu ziehen, hätten wir – und 
da spreche ich als FDPler hoffentlich sowohl für die 
Grünen als auch für die Union – mehr Souveränität zei-
gen und strategische Ambiguität wagen müssen.

Wir Freie Demokraten fordern daher nach wie vor die 
unverzügliche Lieferung von Taurus-Marschflugkörpern 
in die Ukraine – ohne weitere Verzögerung und ohne 
Reichweitenbeschränkung und vor allem ohne weiteres 
Zaudern.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN)

Denn eines ist klar: Die Ukraine kämpft für unsere Frei-
heit und das Tag für Tag.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD und der CDU/CSU)

Wir haben in den vergangenen Monaten hier in diesem 
Hohen Haus viel über unsere Verantwortung in Europa 
gesprochen. Doch Verantwortung bedeutet unter anderem 
auch, dass wir der Ukraine die Mittel geben, um diesen 
Krieg zu gewinnen, nicht nur, um sich zu verteidigen, 
sondern auch, um russische Nachschublinien und Ab-
schussbasen zu treffen.

Warum hinkt Deutschland erneut hinterher? Ja, ich 
weiß natürlich, dass wir in Europa in absoluten Zahlen 
der größte Unterstützer der Ukraine sind. Wir als Freie 
Demokraten erwarten, dass sich in der nächsten Legisla-

tur die nächste Regierung genauso stark dazu bekennt wie 
die ehemalige und dass der Kanzler dann vielleicht ein 
wenig mehr Chuzpe zeigt und kräftiger voranschreitet.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die Verteidigung der Ukraine darf auch nicht am Geld 
scheitern. Das würde mit uns, der FDP, im Übrigen auch 
nie passieren; denn wir sind uns im Gegensatz zum jetzi-
gen Kanzler bewusst, dass ein russischer Sieg für Europa 
weitaus teurer wäre.

Wenn wir nicht handeln, riskieren wir, dass Putins 
Expansion nicht in der Ukraine endet. Es geht um unsere 
Werte, um unsere Zukunft und um eine klare Botschaft 
gegenüber Russland: Wer internationale Regeln bricht, 
darf nicht belohnt werden.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU)

Ich möchte an dieser Stelle ein paar persönliche Worte 
sagen. Ich danke selbstverständlich meiner Partei, den 
Freien Demokraten, dafür, dass sie mich hierher entsen-
det hat, dass sie mich aufgestellt hat. Es war mir eine 
große Ehre, mit meinen Kolleginnen und Kollegen der 
FDP, aber auch mit unseren Partnern aus der Union, 
von den Grünen und der SPD zusammenarbeiten zu dür-
fen: sieben Jahre im Auswärtigen Ausschuss mit vielen 
zielgerichteten Debatten – erst in der Opposition, dann in 
der Regierung –, als Vorsitzender des Unterausschusses 
Vereinte Nationen in meiner ersten Legislaturperiode, 
heute als Sprecher meiner Fraktion, früher für die Süd-
halbkugel, jetzt für die ganze Welt. Es war mir ein großes 
Vergnügen.

Mein besonderer Dank gilt den Referentinnen und Re-
ferenten der Fraktion für ihren unermüdlichen Einsatz, 
meiner Familie für ihren Rückhalt und insbesondere mei-
nem Team. Christiane, Alex, Christopher und Thomas, 
ihr habt meine Arbeit erst möglich gemacht, mich unter-
stützt und mir den Rücken gestärkt, selbst in schwierigen 
Zeiten. Unzähligen Praktikanten konnte ich Einblick in 
die Arbeit hier geben. Dieses Engagement, die Loyalität 
und der Einsatz haben mir sehr viel bedeutet. Danke für 
alles!

Ein großer Dank auch an alle, die hier im Hintergrund 
wirken: Verwaltung, Sekretariat, Westtours, Fahrdienst, 
Pförtner, Frackträger, Raumpfleger, Etagendienst, den 
Restaurants, die uns verköstigen – um diese Uhrzeit lei-
der nicht mehr; ich könnte mir vorstellen, jetzt noch et-
was zu essen –,

(Heiterkeit des Abg. Erhard Grundl [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

und vor allem auch der PG, die hier jeden Tag Großes für 
uns leistet. Das ist einfach toll.

Verteidigt weiterhin Freiheit und Demokratie, bleibt 
standhaft und lasst euch von den Rändern nichts, aber 
auch gar nichts wegnehmen! Wir haben über 75 Jahre 
in diesem Land genügend aufgebaut. Das gilt es gemein-
sam zu verteidigen, auch mit den Unterschieden, die wir 
bisweilen haben.
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Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der SPD, der CDU/CSU 
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Auch Ihnen, Kollege Lechte, alles Gute für den neuen 

Lebensabschnitt. Wir wollen nicht vergessen, dass Sie 
auch als Schriftführer den jeweiligen Präsidentinnen 
und Präsidenten zur Seite gestanden haben, auch in man-
cher komplizierten Situation.

(Beifall)

Das Wort hat der Abgeordnete Markus Frohnmaier für 
die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Markus Frohnmaier (AfD):
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die AfD 

im Deutschen Bundestag entscheidet stets zum Wohl des 
deutschen Volkes.

(Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Brandmauern sind uns fremd. Wir denken selbst über 
Anträge und Ideen von BSW-Sozialisten nach, solange 
sie Deutschland nützen.

(Beifall bei der AfD)

Mit diesem Antrag will Frau Wagenknecht ihre neue 
Partei als Anwalt des Friedens inszenieren. Die erste 
Forderung, dass kein Taurus, keine Lenkwaffen an die 
Ukraine geliefert werden, unterstützen wir natürlich; die 
hat Frau Wagenknecht von der AfD abgeschrieben.

(Beifall bei der AfD)

Zwei wichtige Argumente sprechen gegen Taurus-Lie-
ferungen. Der Einsatz von Taurus würde diesen entsetz-
lichen Abnutzungskrieg, dem bereits Hundertausende 
junge Männer zum Opfer gefallen sind, eher noch ver-
längern. Dabei müssen wir alles dafür tun, um diesen 
Krieg zu beenden.

(Beifall bei der AfD)

Wunderwaffen existieren nicht. Kiew hätte noch weniger 
Anreiz, in einem Friedensschluss Zugeständnisse an 
Russland zu machen. Dass Zugeständnisse von beiden 
Seiten für einen Frieden erforderlich sind, liegt auf der 
Hand.

Ein weiteres Argument ist aus unserer Sicht das eigene 
nationale Interesse, das von Frau Wagenknecht als Post-
kommunistin völlig ausgeblendet wird. Die Bundeswehr 
befindet sich in einem desolaten Zustand. Die Fall-
schirme unserer Fallschirmjäger kommen zum Teil 
noch aus den 50er-Jahren. Allein im Jahr 2023 ist es zu 
53 Unfällen bei Fallschirmsprüngen gekommen. Wie 
kann also ein Friedrich Merz, ein sogenannter konser- 
vativer Politiker, hier die Forderung aufstellen, unsere 
Truppe noch weiter blank zu machen, meine Damen 
und Herren?

(Beifall bei der AfD)

Wir können doch nicht unsere letzten funktionierenden 
Waffensysteme an einen korrupten Staat verschenken. 
Das ist falsch und unverantwortlich.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Deshalb wollen wir die ja auch nicht 
Russland schenken!)

Leider sind die anderen Punkte von Frau Wagenknecht 
bedenklich. Laut BSW darf man beispielsweise in der 
Außenpolitik niemals ein Ultimatum stellen. Das ist Un-
sinn! Gerade Donald Trump zeigt doch gerade, wie es 
geht, dass man diplomatischen Druck beispielsweise bei 
der Rücknahme illegaler Migranten ausüben kann. Ein 
starkes Deutschland muss einen Instrumentenkasten ha-
ben, um deutsche Interessen durchzusetzen. Ansonsten 
wird man zum Spielball fremder Mächte.

(Beifall bei der AfD)
Meine Damen und Herren, zur Wahrheit gehört, dass 

dieser Antrag ein naiver Friedensappell ohne Blick auf 
deutsche Interessen ist. Ich will in aller Deutlichkeit heute 
Abend sagen: Nur die AfD kämpft für beides, für den 
Frieden und für Deutschland.

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: So ein Quatsch! – Ulrich Lechte [FDP]: 
So ein Müll am Schluss!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Der Kollege Dietmar Nietan hat für die SPD-Fraktion 

seine Rede zu Protokoll gegeben.1)

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Ich schließe die Aussprache.
Wir kommen zum Antrag der Gruppe BSW auf Druck-

sache 20/14295 mit dem Titel „Keine Lieferung der Tau-
rus-Marschflugkörper – Diplomatie zur Beendigung des 
Ukraine-Krieges unterstützen“. Die Gruppe BSW 
wünscht Abstimmung in der Sache. Die Fraktionen 
SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP wün-
schen Überweisung an den Auswärtigen Ausschuss.

Wir stimmen nach ständiger Übung zuerst über den 
Antrag auf Ausschussüberweisung ab. Ich frage deshalb: 
Wer stimmt für die beantragte Überweisung? – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Dann ist die Über-
weisung mit den Stimmen der Fraktionen des Hauses 
gegen die Stimmen der Gruppe BSW so beschlossen, 
und wir stimmen heute nicht in der Sache über den An-
trag auf Drucksache 20/14295 ab.

Ich rufe auf den Zusatzpunkt 25: 

Zweite und dritte Beratung des von den Frak-
tionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes für 
dringliche Änderungen im Finanzmarkt- und 
Steuerbereich 

Drucksache 20/14240

1) Anlage 11
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Beschlussempfehlung und Bericht des Finanz-
ausschusses (7. Ausschuss)

Drucksache 20/14769

Für die Aussprache ist eine Dauer von 26 Minuten 
beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Kollege 
Lennard Oehl für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Lennard Oehl (SPD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Ja, es ist schön, dass es uns im Finanzaus-
schuss mit offenen Mehrheiten gelungen ist, uns auf ei-
nen Gesetzentwurf zu einigen. Mit dem Gesetz für dring-
liche Änderungen im Finanzmarkt- und Steuerbereich 
setzen wir einzelne EU-Vorgaben in nationales Recht 
um, sorgen für mehr Steuerfairness und bauen zudem 
noch Bürokratie ab.

(Zuruf von der SPD: Perfekt!)
Ich möchte drei Punkte aus dem Gesetzentwurf nen-

nen, zum Beispiel die Auflösung der Bundesanstalt für 
Finanzmarktstabilisierung. Was ist der Hintergrund? Im 
Zuge der Finanzkrise 2008 wurde als Gegenmaßnahme 
2012 der Finanzmarktstabilisierungsfonds mit einem Vo-
lumen von 480 Milliarden Euro vorübergehend ein-
gerichtet. Dieser Fonds hat notleidende Banken und Fi-
nanzinstitute unterstützt, die infolge der Finanzkrise in 
Schieflage geraten sind. Für die Überwachung und Ver-
waltung dieses Fonds wurde die Bundesanstalt für Fi-
nanzmarktstabilisierung eingerichtet. Im Jahr 2017 war 
die Stabilisierung der Finanzmärkte quasi abgeschlossen. 
Nachdem die Tätigkeit der zuständigen Behörde erfolg-
reich erledigt worden war, begann man mit deren Auf-
lösung. Man hat die Behörde schrittweise abgebaut, und 
mit diesem Gesetz kann die Abwicklung der Behörde nun 
erfolgreich vollzogen werden. Die verbliebenen sieben 
Mitarbeitenden werden von der Finanzagentur übernom-
men, das heißt, wir bauen Bürokratie ab, und das ohne 
den Verlust von Arbeitsplätzen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf 
von der AfD: Das glauben Sie selber!)

Ein zweiter Punkt ist die Unterstützung der Entwick-
lungsarbeit. Mit dem Gesetz befreien wir die Deutsche 
Investitions- und Entwicklungsgesellschaft, eine 100- 
prozentige Tochtergesellschaft der Kreditanstalt für Wie-
deraufbau, von der Körperschaftsteuer. Die Gesellschaft 
unterstützt mit Krediten, Garantien und Bürgschaften 
Entwicklungsprojekte in Schwellenländern im Interesse 
der UN-Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung. So 
hat die Entwicklungsbank beispielsweise den Ausbau 
von Windkraftanlagen in Indien gefördert, die Gesund-
heitsversorgung in Kenia verbessert und den Ausbau der 
Wasserversorgung in Tunesien finanziell unterstützt. Und 
bevor Sie von der AfD Schnappatmung bekommen: Die 
Kredite wurden immer zurückgezahlt.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Förderbanken, die öffentliche Mittel für gezielte För-
derprogramme ausgeben, werden wir von den höheren 
Kapitalanforderungen gemäß der CRR, also der EU-Ver-
ordnung über Eigenkapitalanforderungen, befreien; denn 
Förderbanken sind dem Staat unterstellt, befinden sich 
meistens im Staatseigentum und zeichnen sich durch 
eine hohe Stabilität aus, sodass höhere Eigenkapitalanfor-
derungen nicht nötig sind.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Eine weitere Hürde für große Unternehmen in Europa 
ist die Mobilisierung von privatem Kapital für dringend 
benötigte Investitionen; das war in den letzten drei, vier 
Jahren immer wieder Thema im Finanzausschuss. Die 
dringend notwendige Kapitalmarktunion auf europäi-
scher Ebene ist der Schlüssel zu diesem Ziel. Es mangelt 
in Europa nicht an Investoren und schon gar nicht am 
vorhandenen Kapital.

In seinem letzten Bericht hat der ehemalige italie-
nische Ministerpräsident Enrico Letta das vorhandene 
Sparvermögen in Europa auf circa 10 Billionen Euro 
beziffert, Vermögen, das in Europas Wirtschaft investiert 
werden könnte. Jedoch gelten unsere privaten Sparer und 
Anleger als relativ kapitalmarktscheu, und die Groß-
investoren in Europa bevorzugen eher Investitionen in 
Drittstaaten wie den USA oder Zentralasien. Es braucht 
also eine einheitliche europäische Regulierung, und ich 
begrüße es, dass Bundeskanzler Olaf Scholz und auch 
Finanzminister Jörg Kukies regelmäßig für die Finanz-
markt- bzw. Kapitalmarktunion auf europäischer Ebene 
geworben haben und wir in diesem Zusammenhang zahl-
reiche gute Fortschritte erzielt haben.

(Beifall bei der SPD)

Der vorliegende Gesetzentwurf bringt uns unserem 
Ziel einige Schritte näher. Mit dem gemeinsamen Zu-
gangspunkt für Unternehmensdaten, dem sogenannten 
European Single Access Point, führen wir deutlich mehr 
Transparenz auf europäischer Ebene ein. Internationale 
Investoren können hier zum Beispiel Jahresabschlüsse, 
Lageberichte und Wertpapierprospekte der Unternehmen 
einsehen, vergleichen und anhand dieser Daten ihre In-
vestitionsentscheidungen treffen. Wir nutzen hierfür das 
bereits vorhandene Unternehmensregister und vereinheit-
lichen es auf europäischer Ebene. Das Portal wird wirk-
lich bahnbrechende Leistungen bei der transparenten 
Darstellung von Daten liefern.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es wird zukünftig von der Europäischen Wertpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde, der ESMA, betrieben.

(Beifall bei der SPD)

Zum Abschluss möchte ich vor allem den Kolleginnen 
und Kollegen im Finanzausschuss danken: den Grünen, 
der FDP, aber auch der CDU/CSU-Fraktion. Es war nicht 
immer einfach, aber man kann feststellen: Gerade im 
Finanzmarktbereich sind uns große Fortschritte gelun-
gen, und ganz viele Gesetze, zum Beispiel das Zukunfts-
finanzierungsgesetz oder auch das Finanzmarktdigitali-
sierungsgesetz, sind mit großer Einigkeit verabschiedet 
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worden. Ich finde, das ist ein tolles Zeichen, das man in 
Zeiten von großer Uneinigkeit von hier aus auch mal 
senden kann.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
Ich bitte um Zustimmung zu diesem Gesetzentwurf. 

Ich danke Ihnen allen für die Aufmerksamkeit und wün-
sche Ihnen noch eine gute Nacht.

Danke schön.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Herzlichen Dank auch für das Zeitgeschenk. – Der 

Kollege Dr. Michael Meister hat für die CDU/CSU-Frak-
tion seine Rede zu Protokoll gegeben, ebenso Sascha 
Müller für Bündnis 90/Die Grünen und der Kollege Frank 
Müller-Rosentritt für die FDP.1)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der 
FDP)

Das Wort hat der Abgeordnete Jörn König für die AfD- 
Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Jörn König (AfD):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegen! 

Liebe Steuerzahler! Irgendjemand in den Restregierungs-
fraktionen von Rot und Grün hat seinen Arbeitsplatz auf-
geräumt, wahrscheinlich im Hinblick auf einen mögli-
chen Mandatsverlust, und in der Ablage fanden sich ein 
paar Wiedervorlagen, die noch dringend abgearbeitet 
werden mussten.

(Anke Hennig [SPD]: Alte Leier!)
Also werden hier kurz vor knapp verschiedenste Themen 
in ein „Gesetz für dringliche Änderungen im Finanz-
markt- und Steuerbereich“ gepackt, und dieses wird 
dann in der allerletzten Sitzungswoche tief in der Nacht 
in den Deutschen Bundestag eingebracht.

Mit dabei sind auch EU-Richtlinien. Die EU gibt also 
etwas vor, und der Bundestag soll es wieder mit deut-
schen Worten einfach abnicken. Wir von der Alternative 
für Deutschland haben dabei mehr als nur ein Störgefühl; 
denn es fehlt ein Stück weit die demokratische Legitima-
tion.

(Beifall bei der AfD – Dagmar Andres [SPD]: 
Wir haben das Störgefühl bei Ihnen! – Helge 
Limburg [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wir 
haben bei Ihnen ein Störgefühl!)

Die EU-Kommission ist nämlich nicht gewählt.
Kommen wir zu den Inhalten. Da gibt es Licht und 

Schatten:
Erstens. Die Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisie-

rung wird aufgelöst. Das ist ein Pluspunkt.

Zweitens. Die DEG, die Deutsche Investitions- und 
Entwicklungsgesellschaft, wird in den Katalog steuer-
befreiter Kreditinstitute aufgenommen. Das sehen wir 
eher kritisch. An diesem Punkt sind wir nicht allein: 
Auch einige Kollegen aus den zustimmenden Fraktionen 
haben hierzu Protokollerklärungen verfasst.

Drittens. Die Einführung und Umsetzung von Echt-
zeitüberweisungen ist natürlich zu begrüßen.

Entscheidend ist aber, was fehlt. Die DEG und andere 
Institutionen erhalten steuerliche Begünstigungen. Wo 
bleiben denn eigentlich die Steuerentlastungen für private 
Haushalte? Und was ist mit der Inflation, den steigenden 
Mieten und den explodierenden Energiepreisen? Kein 
Wort dazu im Gesetz. Die Menschen dürfen also weiter-
zahlen, während halbstaatliche Konzerne profitieren. Sie 
haben hier eine Chance verpasst, die Kaufkraft der Bür-
ger zu stärken. Dabei hätten Sie das Erfolgsrezept der 
Union doch einfach übernehmen können, nämlich bei 
uns, bei der AfD, abschreiben.

(Beifall bei der AfD – Anke Hennig [SPD]: 
Genau!)

Wir haben nämlich mit unserer Steuerreform 25 ein 
solides Steuersystem mit drastischen Vereinfachungen 
und deutlichen Steuerentlastungen für jeden, aber auch 
wirklich für jeden vorgelegt. Auch die Gegenfinanzie-
rung ist ganz einfach und seriös: Mit der AfD sparen 
wir als Erstes 80 Milliarden Euro jährlich an Migrations-
kosten.

(Anke Hennig [SPD]: Genau! – Dr. Johannes 
Fechner [SPD]: Ach, so ein Quatsch! Kriegst 
du niemals!)

Weitere 54 Milliarden Euro für kalte Luft – Sie nennen 
das „Klimaschutz“ –

(Dr. Johannes Fechner [SPD]: Na klar!)
sind auch völlig unnötig.

(Zuruf von der FDP: Märchenstunde! – 
Dagmar Andres [SPD]: Das ist Menschen-
schutz!)

Wir haben also 134 Milliarden Euro, um die Steuerzahler 
zu entlasten, und dann ist immer noch genug Geld übrig, 
um unser Deutschland wieder auf Vordermann zu brin-
gen.

Wir werden uns bei dem Gesetz enthalten.
Vielen Dank und gute Nacht!

(Beifall bei der AfD – Dr. Johannes Fechner 
[SPD]: Tosender Applaus!)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Der Kollege Sebastian Brehm hat für die CDU/CSU- 

Fraktion seine Rede zu Protokoll gegeben.2)

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Nina Warken [CDU/CSU]: Guter 
Mann!)

Ich schließe die Aussprache.

1) Anlage 12 2) Anlage 12
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Wir kommen zur Abstimmung über den von den Frak-
tionen der SPD und des Bündnisses 90/Die Grünen ein-
gebrachten Gesetzentwurf für dringliche Änderungen im 
Finanzmarkt- und Steuerbereich. Der Finanzausschuss 
empfiehlt in seiner Beschlussempfehlung auf Drucksache 
20/14769, den Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD 
und des Bündnisses 90/Die Grünen auf Drucksache 20/ 
14240 in der Ausschussfassung anzunehmen. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschussfas-
sung zustimmen wollen, um das Handzeichen. – Wer 
stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Der Gesetzent-
wurf ist damit in zweiter Beratung mit den Stimmen der 
SPD-Fraktion, der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der 
FDP-Fraktion und der Fraktion der CDU/CSU bei Ent-
haltung der AfD-Fraktion angenommen.

Dritte Beratung
und Schlussabstimmung. Ich bitte diejenigen, die dem 
Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erheben. – 
Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – Der Gesetz-
entwurf ist mit den Stimmen der SPD-Fraktion, der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen, der FDP-Fraktion und der 
CDU/CSU-Fraktion bei Enthaltung der AfD-Fraktion an-
genommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir sind damit am 
Schluss unserer heutigen Tagesordnung.

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bundes-
tages ein auf heute, Freitag, den 31. Januar 2025, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. Ich wünsche Ihnen gute 
Erholung. Wie gesagt, um 9 Uhr machen wir weiter.

(Schluss: 2.19 Uhr)

Vizepräsidentin Petra Pau 
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Anlagen zum Stenografischen Bericht

Anlage 1 
Entschuldigte Abgeordnete

Abgeordnete(r)

Akbulut, Gökay Die Linke

Al-Dailami, Ali BSW

Alt, Renata FDP

Amtsberg, Luise BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Chrupalla, Tino AfD

Dağdelen, Sevim BSW

Diedenhofen, Martin SPD

Düring, Deborah BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Emmerich, Marcel BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Fäscher, Ariane SPD

Ganserer, Tessa BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Gürpinar, Ates Die Linke

Helling-Plahr, Katrin 
(gesetzlicher Mutterschutz)

FDP

Kaufmann, Dr. Malte 
(Teilnahme an einer  
Parl. Versammlung)

AfD

Khan, Misbah BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Konrad, Carina FDP

Lindner, Christian FDP

Michel, Kathrin SPD

Nastic, Zaklin BSW

Pantazis, Dr. Christos SPD

Reichardt, Martin AfD

Reichinnek, Heidi Die Linke

Rinck, Frank AfD

Schraps, Johannes SPD

Spallek, Dr. Anne Monika BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Steinmüller, Hanna 
(gesetzlicher Mutterschutz)

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Abgeordnete(r)

Tausend, Claudia SPD

Timmermann-Fechter, 
Astrid

CDU/CSU

Wagner, Johannes BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Walter-Rosenheimer, Beate BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN

Wellenreuther, Ingo CDU/CSU

Weyel, Dr. Harald 
(Teilnahme an einer  
Parl. Versammlung)

AfD

Witt, Uwe fraktionslos

Anlage 2 

Erklärung nach § 31 GO 
des Abgeordneten Tim Wagner (FDP) zu der na-
mentlichen Abstimmung über den Entschließungs-
antrag der Fraktion CDU/CSU zu der Abgabe einer 
Regierungserklärung durch den Bundeskanzler zu 
aktuellen innenpolitischen Themen (Drucksache 
20/14699) 
(209. Sitzung, 29.01.2025, Tagesordnungspunkt 1) 
Ich habe versehentlich mit Ja gestimmt. Mein Votum 

lautet Nein.

Anlage 3 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zur Beratung 
– des Antrags der Abgeordneten Carmen Wegge, 

Marco Wanderwitz, Dr. Till Steffen, Martina 
Renner, Stefan Seidler und weiterer Abgeord-
neter: Antrag auf Entscheidung des Deutschen 
Bundestages über die Einleitung eines Verfah-
rens zur Feststellung der Verfassungswidrigkeit 
der „Alternative für Deutschland“ gemäß Arti-

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 
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kel 21 Absatz 2, 3 und 4 des Grundgesetzes i. V. m. 
§ 13 Nummer 2 und 2a, §§ 43 ff. des Bundesver-
fassungsgerichtsgesetzes 

– des Antrags der Abgeordneten Renate Künast, 
Lukas Benner, Dr. Irene Mihalic und weiterer 
Abgeordneter: Feststellung der Verfassungswid-
rigkeit der „Alternative für Deutschland“ 

(Zusatzpunkte 8 und 9) 

Dagmar Andres (SPD):
Ich stimme dem Antrag der Kollegin Künast und an-

deren zu und würde für diesen abstimmen, wenn es denn 
eine Abstimmung geben würde.

Ja, ich möchte, dass die AfD verboten wird, will das 
Verfahren aber unter allen Umständen so sicher wie mög-
lich machen. Ich selbst kann nicht garantieren, dass keine 
V-Leute innerhalb der AfD sind. Dies würde den Verbots-
antrag aber sofort zum Scheitern bringen, und die Demo-
kratie hätte nichts gewonnen, aber viel verloren.

Des Weiteren hat die AfD inzwischen ihre Jugendorga-
nisation Junge Alternative abgespalten, was juristisch – 
insbesondere bei einem Verbotsverfahren – differenziert 
zu betrachten ist. Das könnte den Wanderwitz-Antrag 
zusätzlich schwächen.

Der Künast-Antrag hingegen gibt Gutachten in Auf-
trag, die ein anschließendes Verbotsverfahren deutlich 
sicherer machen würden und gleichzeitig rechtssichere 
Begründungen – durch die Gutachten – mitliefert. Diese 
„Beweissammlung“, die beim Wanderwitz-Antrag vor-
gelegt werden müsste, was zeitlich gar nicht mehr mög-
lich wäre, wird beim Künast-Antrag durch die in Auftrag 
gegebenen Gutachten quasi mitgeliefert. Damit würde 
das Verfahren als solches zwar länger dauern, würde 
aber eine höhere Rechtssicherheit bieten. Das ist mir 
wichtiger, als die Gefahr des Scheiterns aufgrund von 
Schnelligkeit zu riskieren.

Ich bin keine Juristin und nutze deshalb hier mögli-
cherweise nicht die richtigen Fachbegriffe. Aber ich den-
ke, es ist zu verstehen, was ich meine.

Anders als meine Wahlkreiskollegen Seif und Kippels 
halte ich die AfD für die größte Gefahr der deutschen 
Nachkriegsgeschichte, und sie gehört meiner Meinung 
nach verboten. Aber ich will nicht riskieren, dass diese 
undemokratischen, menschenverachtenden Antidemo-
kraten ein „Gütesiegel“ feiern, wenn ein Verbotsverfah-
ren scheitert.

Was ich mir selbst vorwerfe, ist, dass ich zu lange für 
die Entscheidung gebraucht habe, welchem der Anträge 
ich zustimme. Als Nichtjuristin musste ich mich diesbe-
züglich erst in verschiedene Bereiche einlesen. Außer-
dem wollte ich bis zu meiner Entscheidung den Bericht 
des Verfassungsschutzes abwarten, der aber noch nicht 
veröffentlicht wurde. Dies sind die Gründe, warum ich 
nicht mit als Antragstellerin auf dem Antrag stehe.

Fest steht für mich allerdings: Ich habe nie und ich 
werde nie mit den Antidemokraten der AfD zusammen-
arbeiten.

Anke Domscheit-Berg (Die Linke):
Die Mütter und Väter des Grundgesetzes waren noch 

unter dem Eindruck des Hitler-Regimes, als sie unsere 
Verfassung so schrieben, dass sie unsere Demokratie 
vor einer Wiederholung des Faschismus schützt, denn 
überall in Deutschland erinnerten noch Kriegsruinen an 
die Schrecken der Naziherrschaft. Das ist lange her, aber 
noch leben Menschen, die davon erzählen können, wie 
Roman Schwarzman in der Auschwitz-Gedenkstunde an 
diesem Mittwoch. Nach seiner Rede bekam er Standing 
Ovations im Bundestag. Aber was hat er wohl empfun-
den, als nur ein paar Stunden später die Brandmauer der 
Demokratie durch Union und FDP mit Beihilfe des BSW 
gestürzt wurde und erstmalig seit Kriegsende eine Mehr-
heit unter Beteiligung einer mutmaßlich rechtsextremen 
Partei herbeigeführt wurde, um migrationsfeindliche und 
zum Teil rechtswidrige Forderungen zu verabschieden?

Wie fühlen sich Nachkommen von Überlebenden oder 
von Opfern jetzt? Oder Menschen mit Migrationshinter-
grund, jüdischem oder muslimischem Glauben, queere 
Menschen oder Menschen, die sich für Antifaschismus 
oder Feminismus engagieren? Wie fühlen sich ihre An-
gehörigen und Freunde? Die Brandmauer war nicht nur 
eine theoretische Schutzmauer, sie hatte eine reale 
Schutzfunktion, sie war ein wichtiges Signal an alle von 
Ausgrenzung, Diskriminierung und Gewalt bedrohten 
Menschen, dass man sie nicht im Stich lassen wird und 
verhindert, dass sich rechtsextreme Fantasien durchset-
zen können.

Der Fall der Brandmauer und die Übernahme wesent-
licher politischer Forderungen der AfD zeigt, dass sie das 
Potenzial hat, unsere Demokratie mit den Mitteln der 
Demokratie zu zerstören. Und für solche Fälle gibt es 
das Sicherheitsnetz in unserem Grundgesetz, das bei mut-
maßlich verfassungswidrigen Parteien ein Verbotsverfah-
ren vorsieht, über das das Bundesverfassungsgericht ent-
scheidet.

Dass die AfD verfassungswidrig ist, belegen 
Tausende Beweise, die unter anderem zeigen, dass sie 
Menschen nach Herkunft und Religion unterschiedlich 
behandeln und zum Beispiel muslimische Menschen, 
Menschen mit dunkler Hautfarbe und Menschen mit be-
stimmten Migrationshintergründen diskriminieren und 
aus Deutschland verdrängen oder gar nicht erst herein-
lassen möchte. Die AfD ist der parlamentarische Arm der 
extremen Rechten, in ihren Reihen finden sich diverse 
einschlägig verurteilte Straftäter, sie ist eng vernetzt mit 
gewalttätigen Gruppierungen und hat das Potenzial, 
unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung ab-
zuschaffen. Deshalb ist es unsere ausdrückliche Pflicht 
als Abgeordnete des Deutschen Bundestages, das Bun-
desverfassungsgericht mit der Prüfung der Verfassungs-
widrigkeit der AfD zu beauftragen, weil erst danach ihr 
Verbot möglich ist.

Natürlich reicht ein Verbot nicht aus, wir werden auf 
vielen Wegen um alle AfD-Wählerinnen und -Wähler 
kämpfen müssen, die das Vertrauen in die Demokratie 
verloren haben. Aber ein Verbot entzieht der AfD wesent-
liche Einflussmöglichkeiten und Finanzierungsmittel, es 
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macht klar, dass die AfD keine normale Partei ist, und es 
schützt vor der Umsetzung ihrer verfassungswidrigen 
Ziele.

Ich wohne im Norden von Brandenburg, in einer 
kleinen Stadt mit knapp 6 000 Einwohnenden, mindes-
tens 200 davon sind Geflüchtete. Bei uns leben mehr 
als 50 Nationen. Mir ist kein einziger Fall bekannt, wo 
ein Migrant eine Straftat verübte. Auch bei uns haben seit 
einiger Zeit Menschen Angst, allein unterwegs zu sein, 
denn allein in den letzten Monaten passierten mehrere 
Gewalttaten. Menschen wurden bedroht und verletzt. 
Wir haben ein akutes Sicherheitsproblem, aber die Täter 
kommen aus dem rechten Spektrum, und sie berufen sich 
auf die Parolen der AfD.

Mir sind drei syrische Mädchen sehr ans Herz gewach-
sen, sie wurden Teil unserer Familie, wir feiern Weih-
nachten zusammen, und am liebsten essen sie die Schnit-
zel, die mein Mann kocht. Je stärker die AfD wird, umso 
mehr habe ich Angst um ihre Sicherheit, um ihre Chance 
auf eine gute Zukunft in unserem Land, das seit neun 
Jahren ihr Zuhause geworden ist. Ich liege nachts wach, 
weil ich fürchte, dass der Faschismus wiederkehrt und ich 
Riim, Rana und Riham nicht vor Hass und Gewalt schüt-
zen kann. Ich überlege, wohin man fliehen könnte, wenn 
es so weit kommt – aber schon diesen Gedanken finde ich 
falsch, denn man sollte nicht fliehen, solange man kämp-
fen kann. Und deshalb bin ich Mitunterzeichnerin dieses 
Antrags auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit der 
AfD. Das Sicherheitsnetz in unserer Verfassung kann ja 
nur dann Wirkung entfalten, wenn man es einsetzt, und 
dafür ist es höchste Zeit.

Deshalb hoffe ich auf eine demokratische Mehrheit, 
damit wir uns erfolgreich wehren können, solange das 
überhaupt noch geht. Denn mindestens das sollten wir 
alle aus der Geschichte gelernt haben: dass der Weg, 
auf den die AfD Deutschland bringen will, unser Land 
ins Verderben stürzt und dass wir das gemeinsam ver-
hindern müssen.

Sebastian Fiedler (SPD):
Ich habe in vielen öffentlichen Redebeiträgen deutlich 

gemacht, dass ich die Partei Alternative für Deutschland 
(AfD) für eine rechtsextreme, verfassungsfeindliche Par-
tei halte, die richtigerweise vom Verfassungsschutz be-
obachtet wird. Die Zeit ist reif, den Weg zu einem Verbot 
der AfD nach Artikel 21 Absatz 2 des Grundgesetzes zu 
beschreiten. Hierzu kenne ich auch in meiner Fraktion 
keine andere Meinung.

Im Einzelnen:

Die sich immer schneller drehende Radikalisierungs-
spirale bei der AfD ist besorgniserregend. Dies wird an 
einer Vielzahl von Äußerungen, auch von höchsten Ver-
treterinnen und Vertretern der Partei, deutlich.

Gegen Verfassungsfeinde stellt das Grundgesetz mit 
dem Parteiverbotsverfahren nach Artikel 21 Absatz 2 
das schärfste Schwert unserer wehrhaften Demokratie 
bereit. Danach sind Parteien, die nach ihren Zielen oder 
nach dem Verhalten ihrer Anhänger darauf ausgehen, die 

freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträch-
tigen oder zu beseitigen oder den Bestand der Bundes-
republik Deutschland zu gefährden, verfassungswidrig.

Die Folgen sind drastisch: Stellt das Bundesverfas-
sungsgericht die Verfassungswidrigkeit einer Partei fest, 
ordnet es deren Auflösung an, verbietet die Gründung 
einer Ersatzorganisation und kann die Einziehung des 
Parteivermögens zu gemeinnützigen Zwecken ausspre-
chen (§ 46 Absatz 3 Bundesverfassungsgerichtsgesetz). 
Weiterhin verlieren Mitglieder des Deutschen Bundes-
tages, die dieser Partei angehören, nach § 46 Absatz 1 
Nummer 5 des Bundeswahlgesetzes ihr Mandat.

Im Falle der AfD würde das im Ergebnis dazu führen, 
dass unsere bedrohte Demokratie eine Atempause erhiel-
te. Sie ginge gestärkt aus diesem Verfahren heraus.

Aufgrund der vorgenannten Konsequenzen sind die 
Anforderungen an das Verbot einer Partei in einer Demo-
kratie, die maßgeblich durch den parteipolitischen Dis-
kurs lebt, hoch. Eine Haltung, durch die oberste Verfas-
sungswerte in der politischen Meinungsäußerung in 
Zweifel gezogen, nicht anerkannt, abgelehnt oder ihnen 
andere entgegengesetzt werden, genügt nicht den hohen 
Anforderungen an ein mögliches Parteiverbot. Eine Par-
tei kann durch das Bundesverfassungsgericht nur dann 
verboten werden, wenn sie vielmehr planvoll das Funk-
tionieren der freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung beseitigen will. Dies setzt voraus, dass konkrete, 
gewichtige Anhaltspunkte vorliegen, die es zumindest 
möglich erscheinen lassen, dass das Handeln der Partei 
erfolgreich sein kann. Dies muss in einem ordnungs-
gemäßen Verfahren festgestellt werden, das nach bishe-
rigen Erfahrungen mindestens eineinhalb Jahre, wenn 
nicht länger, in Anspruch nehmen wird.

In einem Parteiverbotsverfahren müssen eindeutige 
Beweise vorgebracht werden. Die hohen Voraussetzun-
gen für ein Parteiverbot stellen auch an diese Beweisfüh-
rung erhebliche Ansprüche.

Skandale, wie beispielsweise das bekannt gewordene 
konspirative Treffen unter Beteiligung von AfD-Mitglie-
dern in Potsdam, bei dem rassistische „Remigrationsplä-
ne“ geschmiedet wurden, oder die Spionagevorwürfe ge-
gen AfD-Politiker schockieren und offenbaren abermals 
die verfassungsfeindliche Haltung der AfD. Dennoch ha-
ben die vergangenen Parteiverbotsverfahren gezeigt, dass 
das Bundesverfassungsgericht strengste Maßstäbe bei der 
Bewertung der Verfassungswidrigkeit einer Partei anlegt.

Deshalb sind viele Expertinnen und Experten skep-
tisch, ob die vorliegenden öffentlich zugänglichen Infor-
mationen bereits für ein Verbot der AfD ausreichen wür-
den. Anträge auf Prüfung eines Verbotes gibt es dabei 
nicht. Der Antrag darf sich nicht ergebnisoffen auf eine 
Prüfung richten, sondern richtet sich ausdrücklich auf ein 
Verbot der Partei. Deshalb muss ein entsprechender An-
trag umfassend begründet sein und bereits mit den erfor-
derlichen Beweismitteln vorgelegt werden (§ 23 Absatz 1 
Bundesverfassungsgerichtsgesetz). Für eine umfassende 
Beweissammlung sind die Antragsberechtigten auch auf 
die Ermittlungen hierzu berufener staatlicher Institutio-
nen angewiesen. Seinem gesetzlichen Auftrag entspre-
chend sammelt das Bundesamt für Verfassungsschutz In-
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formationen über Bestrebungen, die gegen unsere frei-
heitliche demokratische Grundordnung gerichtet sind. 
Aufgrund ihrer immer deutlicher zutage tretenden Hal-
tung wird auch die AfD als Gesamtpartei in diesem Sinne 
als Verdachtsfall geführt.

Dass die AfD rechtmäßig durch das Bundesamt für 
Verfassungsschutz als Verdachtsfall beobachtet wird, 
hat nach dem Verwaltungsgericht Köln nun auch das 
Oberverwaltungsgericht Münster als Berufungsinstanz 
bestätigt. Das Bundesamt darf damit Erkenntnisse über 
die Handlungen der AfD auch mit nachrichtendienst-
lichen Mitteln sammeln. Die Auswertung dieser Erkennt-
nisse durch den Verfassungsschutz spielt auch für uns als 
Fraktion eine Rolle, wenn wir gemeinsam darüber ent-
scheiden, ob wir uns für die Beantragung eines Verbots 
der AfD einsetzen. Es handelt sich um eine politische 
Entscheidung mit großer Tragweite, die wir uns als Teil 
des Verfassungsorgans Bundestag nicht leicht machen. 
Deshalb müssen wir jede Möglichkeit zur Beweissamm-
lung nutzen, um schließlich darüber entscheiden zu kön-
nen, ob wir den Weg nach Karlsruhe beschreiten.

Ich unterstütze daher den Gruppenantrag auf Druck-
sache 20/14105 des Deutschen Bundestages, der eine 
Beweissammlung und Prüfung der Erfolgsaussichten ei-
nes Parteiverbotsantrags durch eine von der Bundestags-
präsidentin beauftragten Gutachterin oder einem Gutach-
ter beauftragen will. Dieser/Diesem sind sodann über die 
Bundesregierung und die ihr nachgelagerten (Sicher-
heits-)Behörden alle sachdienlichen Materialien zur Ver-
fügung zu stellen. Die Länder werden hierbei um Unter-
stützung ersucht.

Wenn das Ergebnis so ausfällt, wie ich erwarte, ist das 
aus meiner Sicht der zielführendste, methodisch klare 
Weg, um ein Verbot auch tatsächlich zu erreichen.

Für einen Beschlussantrag, mit dem sofort über einen 
Verbotsantrag des Deutschen Bundestages entschieden 
werden soll, ist nach heutigem Stand eine Mehrheit im 
Plenum absolut nicht zu erwarten, da die Fraktionen von 
CDU/CSU und FDP jegliche Unterstützung dieses Vor-
habens zum jetzigen Zeitpunkt mit wenigen Ausnahmen 
ausgeschlossen haben.

Sarah Lahrkamp (SPD):
Unser Grundgesetz ermöglicht es, die Verfassungs-

mäßigkeit von Parteien zu überprüfen – und das aus gu-
tem Grund. Es ist bewusst so geregelt, dass ein solches 
Verfahren nur durch den Bundestag, die Bundesregierung 
oder den Bundesrat angestoßen werden kann und dass die 
Entscheidung letztlich beim Bundesverfassungsgericht 
liegt. Die Voraussetzungen dafür sind zu Recht hoch. 
Diese hohen Anforderungen sind wichtig, um sicher-
zustellen, dass solche Verfahren mit Bedacht und in Über-
einstimmung mit den Prinzipien unserer Verfassung 
durchgeführt werden.

Und gerade aufgrund dieser hohen Hürden ist der rich-
tige Zeitpunkt, um so eine Prüfung einzuleiten, maßgeb-
lich und mitbestimmend für ein Gelingen. Fehler, die in 
der Vergangenheit bei ähnlichen Bemühungen gemacht 

wurden, sollten wir nicht wiederholen. Daher habe ich 
mir die Frage, wann der beste Zeitpunkt für die Einbrin-
gung eines solchen Antrags ist, nicht einfach gemacht.

Doch die Zeit drängt. Denn unser politisches System, 
unsere staatlichen Institutionen und die freie Presse ste-
hen unter Druck. Desinformation und Verschwörungs-
theorien sind auf dem Vormarsch. Und es scheint immer 
schwieriger zu werden, einen breiten demokratischen 
Konsens in der Mitte zu finden.

Die AfD stellt die größte Gefahr für unsere Demokratie 
dar. Schon einmal hat in Deutschland eine demokratisch 
gewählte Partei die Demokratie abgeschafft.

Die AfD steht in vielerlei Hinsicht im Widerspruch zu 
den Werten, die unsere Demokratie ausmachen. Ihr po-
litisches Programm setzt auf eine Weltanschauung, die 
Minderheiten abwertet. Besonders betroffen sind hierbei 
Menschen mit Migrationshintergrund, Menschen mit Be-
hinderungen und Menschen, die nicht in traditionellen 
Familienbildern leben.

Außerdem gibt es genug Anhaltspunkte für die Bestre-
bungen der AfD gegen das Demokratieprinzip. Diese er-
geben sich aus dem Verächtlichmachen staatlicher Insti-
tutionen und Amtstragender sowie aus Äußerungen, in 
welchen die Demokratie und das parlamentarische Sys-
tem abgelehnt werden.

Es ist unerträglich, mitzubekommen, wie diese Partei 
im Plenum des Deutschen Bundestages ihren Hass und 
ihre Hetze verbreiten darf. Dort, wo sie Einflussmöglich-
keiten erhält, nutzt sie diese, um parlamentarische Pro-
zesse zu blockieren oder verächtlich zu machen. Sehr 
eindrücklich konnten wir das erst vor Kurzem im Thürin-
ger Landtag beobachten.

Ich setze mich für eine juristische Prüfung der Ver-
fassungskonformität der AfD und eine politische Aus-
einandersetzung mit ihr ein. Wir sollten das eine tun, 
ohne das andere zu lassen. Eine juristische Überprüfung 
allein, ohne inhaltliche Auseinandersetzung wird nicht 
zielführend sein.

Wir müssen Haltung zeigen, immer wieder ins Ge-
spräch kommen und gemeinsam für eine offene, gerechte 
und solidarische Gesellschaft kämpfen.

Ina Latendorf (Die Linke):
Ich unterstütze den fraktionsübergreifenden Gruppen-

antrag zur Anstrengung eines AfD-Verbotsverfahrens. 
Für einen solchen Antrag, der den Weg zu einem Prüf-
verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht eröffnet, 
spricht aus meiner Sicht viel:

Teile der AfD sind rechtsextrem. Das erleben wir, und 
das ist mehrfach durch einzelne Landesämter für Verfas-
sungsschutz und Gerichte bestätigt. Damit ist für mich 
die grundsätzliche Anforderung an ein AfD-Verbotsver-
fahren gegeben. Es gilt: Schimmelt das Brot an einer 
Stelle, ist das ganze Brot schlecht. Wenn mithilfe einer 
dann „in Teilen“ nicht rechtsextremen Partei Steuergelder 
und hauptamtliche Strukturen dafür genutzt werden, auch 
die rechtsextremen Teile der Partei mit Geldern, Informa-
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tionen und Personal zu versorgen, zeigt das die umfas-
sende Gefahr auch einer „nur“ in Teilen rechtsextremen 
Partei!

Diesen Geld- und Informationsfluss auszutrocknen, 
kann nur ein Parteiverbotsverfahren erreichen. Dieses 
stellt im Nachhinein einen schon davor vorhandenen Zu-
stand fest.

An diese Erkenntnis schließt sich meine Forderung an, 
dass ein Verbotsverfahren nicht das einzige Mittel blei-
ben darf. Jeder Versuch, ein Verbotsverfahren gegen das 
alltägliche Verteidigen demokratischer und rechtsstaatli-
cher Grundwerte auszuspielen, verbietet sich. Wo das 
Verbotsverfahren das institutionelle Instrument der wehr-
haften Demokratie dieses Landes ist, müssen auch alle 
Demokratinnen und Demokraten dieses Landes dauerhaft 
wehrhaft gegen rechtsextreme Versuche vorgehen, demo-
kratische und rechtsstaatliche Grundsätze zu unter-
minieren. Allen Demokratinnen und Demokraten im 
Deutschen Bundestag und allen Demokratinnen und De-
mokraten im Land ist daher weiterhin die Aufgabe ge-
stellt, gegen rechtsextreme Argumentationen, Fake News 
und Verächtlichmachung demokratischer Grundprinzi-
pien zu kämpfen. Die Auseinandersetzung mit AfD- 
Wählenden oder -Sympathisantinnen und -Sympathisan-
ten wird durch die Einleitung eines Verbotsverfahrens in 
keinster Weise überflüssig. – So weit zu meiner Rechts-
ansicht.

Ich darf noch ein zweites und eher politisches Argu-
ment vorbringen. Schaue ich auf die vergangenen zehn 
Jahre und die Wirkung der AfD in dieser Zeit zurück, 
erschrecke ich vor dem Einfluss auf den politischen Dis-
kurs, den diese Partei hatte, und zwar ohne über irgend-
eine staatliche oder institutionelle mediale Macht zu ver-
fügen. Jeder Gedanke daran, durch ein Auslassen oder 
verspätetes Einleiten eines AfD-Verbotsverfahrens Mög-
lichkeiten auch nur der geringsten Wahrscheinlichkeit 
offenzulassen, dass die AfD durch eine wie auch immer 
geartete Regierungsbeteiligung oder -tolerierung staatli-
che und/oder institutionell-mediale Macht erhält, sorgt 
mich zutiefst. Denn dies vervielfachte ihren Einfluss auf 
den Diskurs exorbitant, und das, obgleich ihr Einfluss auf 
die öffentliche Meinung in den letzten zehn Jahren schon 
ohne diese institutionelle Diskursmacht durchaus erheb-
lich ist. Weil niemand die dann einsetzende Dynamik 
abschätzen kann, falls die AfD institutionelle Diskurs-
macht erhielte, muss diese Option so schnell wie möglich 
vom Tisch genommen werden.

In dieser Woche gedachten wir der Befreiung des für 
die industrielle Vernichtung von Menschen stehenden 
Vernichtungslagers Auschwitz-Birkenau. Die historische 
Lehre aus dieser ideologischen Überhebung und Ent-
menschlichung war für Deutschland und die Welt: Nie 
wieder! „Nie wieder“ mahnt uns. „Nie wieder“ verpflich-
tet uns. „Nie wieder“ ist die Kurzidentität der wehrhaften 
Demokratie. „Nie wieder“ ist jetzt!

Mit einem Verbot der AfD kann erreicht werden, dass 
diese Organisation keine Möglichkeit mehr bekommt, 
ihre faschistischen Einstellungen parteimäßig (und durch 
Steuergelder finanziert) zu kommunizieren. Der An-
strich, den sich diese Partei gern selbst gibt und als Le-
gende vor sich herträgt, demokratisch zu sein, muss auf-

gelöst werden. Denn ihre Ziele und Forderungen sind 
undemokratisch. Sie stellen Grundrechte unserer Verfas-
sung grundsätzlich infrage und untergraben damit den 
Rechtsstaat, der auf dem Grundgesetz beruht. Nicht 
selten verwechseln auch Bürgerinnen und Bürger den 
Unterschied, demokratisch gewählt worden zu sein und 
demokratisch zu sein. Die AfD konnte bisher in demo-
kratischen Wahlen gewählt werden, auch wenn diese Par-
tei nicht demokratisch ist. Auch das ist ein Zeichen dafür, 
dass wir in einem Rechtsstaat leben. Eine rechtsstaatliche 
Entscheidung des Verfassungsgerichtes über diese Partei 
ist notwendig. Aus meiner Sicht kann ein solches Ver-
fahren nur mit einem Verbot enden, aber diese Prüfung 
obliegt eben dem Verfassungsgericht und nicht einem 
Parlament.

Natürlich wird die politische Auseinandersetzung mit 
den von der AfD vertretenen Grundsätzen und Ideen da-
von unberührt bleiben, und unser Einsatz gegen Nazis 
muss weitergeführt werden.

Dr. Paula Piechotta (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Ein Parteiverbotsverfahren ist immer eines der schärfs-

ten Schwerter unserer wehrhaften Demokratie und dient 
vor allem der Feststellung der Verfassungswidrigkeit. Als 
Mensch aus Ostdeutschland kann ich Ihnen sagen: Ge-
rade bei uns sehen wir, wie die AfD gezielt daran arbeitet, 
demokratische Normen zu schleifen. Im Sächsischen 
Landtag darf nun ein AfD-Abgeordneter in der Parlamen-
tarischen Kontrollkommission den sächsischen Landes-
verfassungsschutz kontrollieren. Damit haben Mitglieder 
eines Landesverbands der AfD, der als gesichert rechts-
extrem eingestuft ist, Zugang zu Ermittlungsergebnissen, 
die sie selbst betreffen. Das ist nur eines von vielen Bei-
spielen, an denen man sieht, wie die wehrhafte Demokra-
tie ihre eigene Wehrhaftigkeit untergräbt.

Für mich als Ostdeutsche, die mit den Baseballschlä-
gerjahren in Ostdeutschland aufgewachsen ist, ist es 
wichtig, dass die Lehren aus der NS-Diktatur in Deutsch-
land, wie sie sich im Grundgesetz auch mit dem Artikel 21 
finden, auch angewandt werden. Geschichte wiederholt 
sich nicht – weil wir heute schlauer sind als 1933.

Jan Plobner (SPD):
Wir stehen heute vor einer der schwierigsten, aber zu-

gleich notwendigsten Entscheidungen unserer Demokra-
tie: der Einleitung eines Parteiverbotsverfahrens gegen 
die AfD. Ich unterstütze diesen Antrag ausdrücklich – 
nicht aus parteipolitischem Kalkül, sondern aus tiefer 
Überzeugung und in Verantwortung für unser Grund-
gesetz und unsere freiheitlich-demokratische Grundord-
nung.

Unser Grundgesetz kennt das Instrument des Parteiver-
bots nicht ohne Grund. Es schützt den politischen Wett-
bewerb zwischen demokratischen Kräften – den tragen 
wir jeden Tag in diesem Haus aus. Es schützt unsere 
Demokratie vor jenen, die sie von innen heraus zerstören 
wollen. Die Hürden für ein Verbot sind hoch – das ist 
richtig so. Aber sie sind nicht unüberwindbar, wenn 
eine Partei in organisierter Weise gegen die Grundprinzi-
pien unserer Verfassung verstößt.
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Die Zeit drängt. Unsere Demokratie ist unter Beschuss. 
Desinformation, Hetze und die gezielte Delegitimierung 
unserer staatlichen Institutionen haben zugenommen. 
Wir erleben eine besorgniserregende Radikalisierung. 
Das ist keine abstrakte Gefahr – sie ist längst in unserer 
Gesellschaft angekommen. Die Bedrohung durch Rechts-
extremismus war noch nie so groß wie heute. Die Gewalt-
bereitschaft steigt. Politikerinnen und Politiker werden 
bedroht. Bürgermeisterinnen und Bürgermeister treten 
zurück, weil sie Anfeindungen nicht mehr ertragen. Über-
all im Land nimmt die Zahl der Übergriffe zu – auf 
Menschen mit Migrationsgeschichte, auf Engagierte in 
der Zivilgesellschaft, auf Journalistinnen und Journalis-
ten.

Und wer befeuert diese Entwicklung? Die AfD.
Diese Partei stellt eine existenzielle Gefahr für unsere 

Demokratie dar. Ihr politisches Programm verstößt gegen 
zentrale Grundprinzipien unserer Verfassung. Sie vertritt 
einen national-völkischen Volksbegriff, der Menschen 
nach Herkunft und Abstammung bewertet. Sie will ele-
mentare Grundrechte beschneiden – von Menschen mit 
Migrationshintergrund, von Menschen mit Behinderun-
gen, von queeren Menschen. Sie macht sich gemein mit 
Antidemokraten und rechtsextremen Netzwerken. Und 
sie greift unsere staatlichen Institutionen und unser par-
lamentarisches System gezielt an.

Wir alle kennen die Worte aus Potsdam: „Remigrati-
on“ – ein Begriff, der nicht weniger als die Vertreibung 
von Millionen Menschen bedeutet. Wir kennen die Stra-
tegiepapiere, die eine gezielte Aushöhlung des Rechts-
staats vorsehen. Wir kennen die Pläne, die Pressefreiheit 
einzuschränken, die Justiz umzubauen, die Demokratie 
Schritt für Schritt abzuschaffen.

Und genau deshalb ist dieser Schritt notwendig.
Eine politische Auseinandersetzung mit der AfD und 

eine juristische Prüfung ihrer Verfassungskonformität 
sind kein Widerspruch. Die politische Auseinanderset-
zung führen wir täglich – hier im Bundestag, in den Land-
tagen, in den Kommunalparlamenten. Doch das reicht 
nicht mehr aus. Die Wahlergebnisse der AfD zeigen: Ihr 
Einfluss wächst. Der politische Diskurs verschiebt sich. 
Die Brandmauer bröckelt nicht nur, sie ist gestern gefal-
len! Und wenn wir nicht jetzt handeln, laufen wir Gefahr, 
dass es bald zu spät ist.

Die Entscheidung über ein Verbot trifft nicht der Bun-
destag, nicht die Bundesregierung und nicht der Bundes-
rat – sie liegt allein beim Bundesverfassungsgericht. Und 
das ist auch gut so! Aber wir haben die Verantwortung, 
diesen Weg nach Karlsruhe frei zu machen.

Wir dürfen nicht zulassen, dass sich die Geschichte 
wiederholt.

Unsere Demokratie verteidigt sich nicht von selbst. Sie 
braucht Demokratinnen und Demokraten, die für sie ein-
stehen. Heute ist so ein Tag.

Martin Rabanus (SPD):
Unser Grundgesetz wurde vor dem Hintergrund des 

Schreckens von Auschwitz geschaffen – mit der klaren 
Lehre: Nie wieder dürfen Rechtsextreme an die Macht 

kommen. Dieser Grundkonsens unserer Republik steht 
nicht zur Debatte. Doch genau diesen Konsens hat aus-
gerechnet die Partei Adenauers, nur zwei Stunden nach 
dem Gedenken an 80 Jahre Befreiung des Konzentrati-
onslagers, aufgekündigt. Das ist eine Schande.

Ich schließe mich der Kritik der Katholischen Deut-
schen Bischofskonferenz und von Bundeskanzlerin a. D. 
Angela Merkel an: Diese Grenzüberschreitung ist nicht 
akzeptabel. Sie verschiebt die Koordinaten unserer Repu-
blik in eine Richtung, die uns alle alarmieren muss. In 
meine Empörung und Enttäuschung mischt sich tiefe 
Sorge um die Zukunft unserer Demokratie. Denn wenn 
ein solcher Wortbruch und eine gemeinsame Abstim-
mung mit der AfD jetzt möglich sind, was kommt dann 
als Nächstes?

Die AfD ist eine Gefahr für unsere Demokratie. Ihre 
völkisch-nationalistische Ideologie stellt Menschen-
rechte infrage, ihre Vertreter verachten das Parlament 
und untergraben unsere Institutionen. Sie hetzen, sie spal-
ten, sie dulden Gewalt. Wer glaubt, man könne sie allein 
mit politischer Auseinandersetzung stoppen, ignoriert die 
Realität. Deshalb müssen wir den Weg nach Karlsruhe 
frei machen. Das Bundesverfassungsgericht muss prüfen, 
ob die AfD mit der Verfassung vereinbar ist. Ein Partei-
verbot ist kein politisches Instrument, sondern ein 
Schutzmechanismus für unsere Demokratie.

Und es ist höchste Zeit, diesen Schutz zu nutzen!

Tina Rudolph (SPD):
Die Schwelle, eine Partei zu verbieten, ist in einer 

Demokratie zu Recht hoch und ein Verbotsverfahren ei-
nes der schärfsten Schwerter in unserer Demokratie. Aus 
gutem Grund bietet unser Grundgesetz die Möglichkeit, 
eine Verfassungswidrigkeit von Parteien prüfen zu las-
sen. Es sieht bewusst vor, dass Bundestag, Bundesregie-
rung oder Bundesrat ein solches Verfahren initiieren 
müssen. Ich bin aber überzeugt: Es wäre fatal, aus Hoch-
achtung vor diesem Instrument den Zeitpunkt zu verpas-
sen, an dem sich die Demokratie auch mit diesem schar-
fen Schwert verteidigen muss.

In dieser Woche gedenken wir zum 80. Mal der Befrei-
ung von Auschwitz. Es erinnert uns an das dunkelste 
Kapitel der deutschen Geschichte. Es erinnert uns an 
unsere historische Verantwortung, so etwas nie wieder 
zuzulassen, ein Nazideutschland nie wieder zuzulassen.

Gerade in dieser Woche werden wir aber auch im his-
torischen Vergleich daran erinnert, wie gefährlich eine 
Partei heranwachsen kann und wie sehr sie es schaffen 
kann, unser politisches System, unsere staatlichen Insti-
tutionen und die freie Presse unter massiven Druck zu 
stellen. Desinformation und Verschwörungstheorien 
sind auf dem Vormarsch. Es scheint immer schwieriger 
zu werden, einen breiten demokratischen Konsens zu 
finden. Debatten verrohen, Menschenrechte werden in-
frage gestellt, die Gewalt und die Hetze steigen auch in 
meinem Wahlkreis, Politiker/-innen werden bedroht und 
angegangen. Das alles passiert, befeuert immer wieder 
durch Äußerungen und das bewusste Schüren von Angst 
und Wut und Verachtung durch die AfD. Ich bin voller 
Überzeugung: Die Zeit drängt. Wir müssen handeln.
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Gestern haben wir im Bundestag ein gefährliches Zu-
sammenspiel erlebt: Aus parteitaktischem Kalkül hat die 
CDU/CSU die größte Zäsur im politischen Nachkriegs-
deutschland begangen und bewusst Stimmen der in wei-
ten Teilen rechtsextremen Partei für die Unterstützung 
eines Antrages in Kauf genommen. Die AfD hat den 
Antrag der CDU/CSU-Bundestagsfraktion unter 
Friedrich Merz unterstützt, obwohl sich die Union in 
der Vergangenheit stets davon distanziert hat, sich von 
dieser Partei politisch instrumentalisieren zu lassen. 
Dies ist kein Zufall. Die AfD bewegt sich strategisch 
immer näher an die etablierten Strukturen heran, um un-
sere Demokratie von innen auszuhöhlen. Das war auch 
gestern deutlich zu erkennen: Wo sie Macht wittern, nut-
zen sie jede Lücke. Das ist eine Lektion, die wir aus der 
Geschichte kennen und die wir nicht ignorieren dürfen.

Wir erinnern uns an die Worte von Otto Wels, der 1933 
im Angesicht des Ermächtigungsgesetzes die Stimme er-
hob: „Freiheit und Leben kann man uns nehmen, die Ehre 
nicht.“ Damals standen Sozialdemokratinnen und Sozial-
demokraten allein gegen die heraufziehende Diktatur, 
während viele andere entweder mitliefen oder zu lange 
zögerten. Wir wissen, was dieses Zögern gekostet hat. 
Wels’ Mut bleibt uns ein Vorbild, aber noch mehr lehrt 
er uns: Wir dürfen nicht warten, bis es zu spät ist.

Die SPD hat in ihrer Geschichte oft erleben müssen, 
was es bedeutet, verboten zu werden: unter Bismarck mit 
den Sozialistengesetzen und während der nationalsozia-
listischen Terrorherrschaft, als unsere Partei ins Exil oder 
in den Widerstand gezwungen wurde.

Niemand von uns nimmt ein Parteiverbot leichtfertig 
in den Mund. Aber genau diese Erfahrung gibt uns die 
Pflicht, heute auf der Seite der Demokratie zu stehen – 
auch dann, wenn es bedeutet, eine Partei wie die AfD zu 
verbieten.

Denn die AfD ist keine Partei wie jede andere. Sie 
verbreitet Hass, Hetze und schürt systematisch Miss-
trauen gegen unsere Institutionen. Sie attackiert die Pres-
sefreiheit, sie diskreditiert politische Gegnerinnen und 
Gegner, und ja, sie arbeitet darauf hin, diese Republik 
zu destabilisieren. Das Ziel ist eine andere Republik – 
eine, die mit unserer freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung nicht mehr viel zu tun hätte.

Wenn wir heute sagen, dass die AfD nicht nur eine 
Herausforderung, sondern eine Gefahr für unsere Demo-
kratie darstellt, dann beruht diese Feststellung darauf, 
dass sie anhand vieler Äußerungen (die Liste der Zitate 
ist mittlerweile sehr lang) und der durch sie motivierten 
Handlungen unsere Grundwerte und unsere Demokratie 
angreift.

Deshalb befürworte ich den Antrag der Abgeordneten 
Wegge, Wanderwitz et al. zur Feststellung der Verfas-
sungswidrigkeit der AfD und hoffe, dass wir nach Be-
handlung in den Ausschüssen darüber abstimmen wer-
den. Es ist nicht nur ein juristischer Schritt, sondern ein 
Akt der politischen Verantwortung. Wir handeln im Sinne 
unserer Verfassung, aber auch im Gedenken an jene, die 
wie Otto Wels einst für die Demokratie gekämpft haben.

Die AfD wird nicht einfach verschwinden. Aber ihre 
Überprüfung ist ein starkes Signal: dass wir Demokratin-
nen und Demokraten aus der Geschichte gelernt haben, 
dass wir wachsam sind und dass wir bereit sind, unsere 
Demokratie zu verteidigen – notfalls auch mit den Mit-
teln, die unser Rechtsstaat vorsieht.

Johann Saathoff (SPD):
Eins möchte ich vorausschicken: Heute wird im Deut-

schen Bundestag über zwei Gruppenanträge für ein AfD- 
Verbotsverfahren debattiert, aber nicht abgestimmt.

Wie alle meine Kolleginnen und Kollegen in der SPD- 
Bundestagsfraktion teile ich die Sorge vieler Menschen 
über die zunehmende Radikalisierung der AfD. Auch ich 
bin der Meinung, dass die AfD in vielen Äußerungen und 
Positionen eine verfassungsfeindliche Haltung einnimmt.

Für ein Verbotsverfahren gilt der Leitsatz aus der Burg 
zu Pewsum: Quidquid agis, prudenter agas et respice 
finem – oder wie man Platt sagt: Wenn du wat maakst, 
denn maak dat recht un denk bit to een.

Unser Grundgesetz stellt mit Artikel 21 Absatz 2 das 
Parteiverbotsverfahren als Instrument der wehrhaften 
Demokratie bereit. Es ermöglicht das Verbot von Partei-
en, deren Ziele und Verhalten darauf abzielen, die frei-
heitlich-demokratische Grundordnung zu beseitigen. In 
der Geschichte der Bundesrepublik wurden bislang 
zwei Parteien verboten. Aufgrund der weitreichenden 
Konsequenzen eines Parteiverbots – wie der Auflösung 
der Partei und des Verlusts von Mandaten – hat das Ver-
fahren jedoch hohe rechtliche Hürden. Nicht bloß ver-
fassungswidrige Äußerungen, sondern ein planvolles 
Vorgehen mit Erfolgsaussichten, die freiheitlich-demo-
kratische Grundordnung zu beseitigen, müssen nach-
gewiesen werden.

Diese hohen Anforderungen setzen eine umfassende 
und detaillierte Beweissammlung voraus. Diese Beweise 
müssen durch die zuständigen Behörden – insbesondere 
das Bundesamt für Verfassungsschutz – erhoben und aus-
gewertet werden. Dieser Prozess findet gerade statt, ist 
aber noch nicht abgeschlossen. Das Bundesamt für Ver-
fassungsschutz beobachtet die AfD als Verdachtsfall und 
nutzt hierzu auch nachrichtendienstliche Mittel. Diese 
Beobachtungen sind entscheidend, um ein fundiertes Ver-
fahren zu ermöglichen.

Eine Antragsschrift, die den hohen Anforderungen an 
Begründung und Beweisführung gerecht wird, braucht 
ebenfalls Zeit. Das Verfahren vor dem Bundesverfas-
sungsgericht selbst würde nach bisherigen Erfahrungen 
mindestens eineinhalb Jahre dauern.

Die Verfahrensdauer gebietet es also, einen Beschluss 
für ein AfD-Verbotsverfahren zu einem frühen Zeitpunkt 
einer Legislaturperiode zu stellen. Diese Aufgabe wird 
dem 21. Deutschen Bundestag zufallen, der am 23. Fe-
bruar gewählt wird.

Für einen solchen Beschluss braucht es natürlich die 
entsprechende Mehrheit. Aktuell gibt es diese im Deut-
schen Bundestag nicht. Die Fraktionen von CDU/CSU 
und FDP haben ihre Ablehnung eines solchen Vorhabens 
klar signalisiert, und nachdem CDU/CSU und FDP am 
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29. Januar gemeinsam mit der AfD einen Antrag be-
schlossen haben, ist eine Zustimmung von CDU/CDU 
und FDP zu einem AfD-Verbotsantrag im Deutschen 
Bundestag ungewisser denn je.

Es bleibt unser aller Aufgabe, am 23. Februar für eine 
demokratische Mehrheit im Deutschen Bundestag zu 
sorgen, die dann auch ein Verbotsverfahren gegen die 
verfassungsfeindliche AfD einleiten kann und wird.

Anlage 4 

Ergebnisse und Namensverzeichnis 

der Mitglieder des Deutschen Bundestages, die an der Wahl eines Stellvertreters der Präsidentin des Deut-
schen Bundestages (1. Wahlgang) sowie an der Wahl eines Mitglieds des Parlamentarischen Kontrollgremi-
ums gemäß Artikel 45d des Grundgesetzes teilgenommen haben 
(Zusatzpunkte 12 und 13) 

Ergebnis der Wahl eines Stellvertreters der Präsidentin (1. Wahlgang) 
(Zusatzpunkt 12)

Abgegebene Stimmkarten: 639 
Für die Wahl sind mindestens 367 Jastimmen erforderlich.

Abgeordneter Jastimmen Neinstimmen Enthaltungen Ungültige Stimmen

Thomas Dietz 77 553 8 1

Ergebnis der Wahl eines Mitglieds des Parlamentarischen Kontrollgremiums gemäß Artikel 45d des Grund-
gesetzes  
(Zusatzpunkt 13)

Abgegebene Stimmkarten: 639 
Für die Wahl sind mindestens 367 Jastimmen erforderlich.
Abgeordnete Jastimmen Neinstimmen Enthaltungen Ungültige Stimmen

Beatrix von Storch 69 567 3 0

Namensverzeichnis 
(Zusatzpunkte 12 und 13)

SPD
Sanae Abdi
Adis Ahmetovic
Reem Alabali-Radovan
Dagmar Andres
Niels Annen
Heike Baehrens
Ulrike Bahr
Daniel Baldy
Nezahat Baradari
Sören Bartol
Alexander Bartz
Bärbel Bas

Dr. Holger Becker
Jürgen Berghahn
Bengt Bergt
Jakob Blankenburg
Leni Breymaier
Katrin Budde
Isabel Cademartori Dujisin
Dr. Lars Castellucci
Jürgen Coße
Bernhard Daldrup
Hakan Demir
Dr. Daniela De Ridder
Dr. Karamba Diaby
Jan Dieren

Esther Dilcher
Sabine Dittmar
Felix Döring
Falko Droßmann
Axel Echeverria
Sonja Eichwede
Heike Engelhardt
Dr. Wiebke Esdar
Dr. Johannes Fechner
Sebastian Fiedler
Dr. Edgar Franke
Fabian Funke
Michael Gerdes
Martin Gerster

Angelika Glöckner
Kerstin Griese
Bettina Hagedorn
Rita Hagl-Kehl
Metin Hakverdi
Sebastian Hartmann
Dirk Heidenblut
Hubertus Heil (Peine)
Frauke Heiligenstadt
Gabriela Heinrich
Wolfgang Hellmich
Anke Hennig
Nadine Heselhaus
Heike Heubach
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Thomas Hitschler
Angela Hohmann
Jasmina Hostert
Verena Hubertz
Markus Hümpfer
Frank Junge
Josip Juratovic
Oliver Kaczmarek
Elisabeth Kaiser
Macit Karaahmetoğlu
Carlos Kasper
Anna Kassautzki
Gabriele Katzmarek
Dr. Franziska Kersten
Helmut Kleebank
Lars Klingbeil
Annika Klose
Tim Klüssendorf
Dr. Bärbel Kofler
Simona Koß
Anette Kramme
Martin Kröber
Sarah Lahrkamp
Andreas Larem
Dr. Karl Lauterbach
Sylvia Lehmann
Kevin Leiser
Luiza Licina-Bode
Esra Limbacher
Helge Lindh
Bettina Lugk
Thomas Lutze
Dr. Tanja Machalet
Isabel Mackensen-Geis
Erik von Malottki
Holger Mann
Dr. Zanda Martens
Dorothee Martin
Parsa Marvi
Franziska Mascheck
Katja Mast
Andreas Mehltretter
Dirk-Ulrich Mende
Robin Mesarosch
Dr. Matthias Miersch
Matthias David Mieves
Susanne Mittag
Claudia Moll
Siemtje Möller
Michael Müller
Detlef Müller (Chemnitz)
Michelle Müntefering
Rasha Nasr
Brian Nickholz
Dietmar Nietan
Jörg Nürnberger
Lennard Oehl
Josephine Ortleb
Mahmut Özdemir 

(Duisburg)
Aydan Özoğuz
Dr. Christos Pantazis
Wiebke Papenbrock
Mathias Papendieck

Natalie Pawlik
Jens Peick
Christian Petry
Jan Plobner
Sabine Poschmann
Achim Post (Minden)
Martin Rabanus
Ye-One Rhie
Andreas Rimkus
Daniel Rinkert
Sönke Rix
Dennis Rohde
Sebastian Roloff
Dr. Martin Rosemann
Jessica Rosenthal
Michael Roth (Heringen)
Dr. Thorsten Rudolph
Tina Rudolph
Nadine Ruf
Bernd Rützel
Sarah Ryglewski
Johann Saathoff
Ingo Schäfer
Axel Schäfer (Bochum)
Rebecca Schamber
Lucia Schanbacher
Johannes Schätzl
Dr. Nina Scheer
Marianne Schieder
Udo Schiefner
Peggy Schierenbeck
Timo Schisanowski
Christoph Schmid
Dr. Nils Schmid
Uwe Schmidt
Dagmar Schmidt (Wetzlar)
Daniel Schneider
Olaf Scholz
Christian Schreider
Michael Schrodi
Stefan Schwartze
Andreas Schwarz
Rita Schwarzelühr-Sutter
Dr. Lina Seitzl
Svenja Stadler
Martina Stamm-Fibich
Dr. Ralf Stegner
Mathias Stein
Nadja Sthamer
Ruppert Stüwe
Michael Thews
Markus Töns
Carsten Träger
Anja Troff-Schaffarzyk
Derya Türk-Nachbaur
Frank Ullrich
Marja-Liisa Völlers
Emily Vontz
Dirk Vöpel
Dr. Carolin Wagner
Maja Wallstein
Hannes Walter
Carmen Wegge
Melanie Wegling

Dr. Joe Weingarten
Lena Werner
Bernd Westphal
Dirk Wiese
Gülistan Yüksel
Stefan Zierke
Dr. Jens Zimmermann
Armand Zorn
Katrin Zschau

CDU/CSU
Knut Abraham
Stephan Albani
Norbert Maria Altenkamp
Philipp Amthor
Artur Auernhammer
Peter Aumer
Dorothee Bär
Thomas Bareiß
Melanie Bernstein
Peter Beyer
Marc Biadacz
Steffen Bilger
Simone Borchardt
Michael Brand (Fulda)
Dr. Reinhard Brandl
Dr. Helge Braun
Silvia Breher
Sebastian Brehm
Heike Brehmer
Michael Breilmann
Ralph Brinkhaus
Dr. Carsten Brodesser
Dr. Marlon Bröhr
Dr. Yannick Bury
Gitta Connemann
Mario Czaja
Astrid Damerow
Alexander Dobrindt
Michael Donth
Hansjörg Durz
Ralph Edelhäußer
Alexander Engelhard
Martina Englhardt-Kopf
Thomas Erndl
Hermann Färber
Enak Ferlemann
Thorsten Frei
Dr. Hans-Peter Friedrich 

(Hof)
Ingo Gädechens
Dr. Thomas Gebhart
Dr. Jonas Geissler
Fabian Gramling
Dr. Ingeborg Gräßle
Hermann Gröhe
Oliver Grundmann
Monika Grütters
Serap Güler
Olav Gutting
Christian Haase
Jürgen Hardt
Matthias Hauer

Dr. Stefan Heck
Mechthild Heil
Thomas Heilmann
Mark Helfrich
Marc Henrichmann
Ansgar Heveling
Susanne Hierl
Christian Hirte
Alexander Hoffmann
Dr. Hendrik Hoppenstedt
Franziska Hoppermann
Hubert Hüppe
Erich Irlstorfer
Anne Janssen
Thomas Jarzombek
Andreas Jung
Anja Karliczek
Dr. Stefan Kaufmann
Ronja Kemmer
Roderich Kiesewetter
Michael Kießling
Dr. Georg Kippels
Dr. Ottilie Klein
Volkmar Klein
Julia Klöckner
Axel Knoerig
Anne König
Markus Koob
Gunther Krichbaum
Dr. Günter Krings
Tilman Kuban
Ulrich Lange
Armin Laschet
Dr. Silke Launert
Jens Lehmann
Paul Lehrieder
Dr. Katja Leikert
Dr. Andreas Lenz
Andrea Lindholz
Patricia Lips
Dr. Jan-Marco Luczak
Daniela Ludwig
Klaus Mack
Yvonne Magwas
Dr. Astrid Mannes
Andreas Mattfeldt
Stephan Mayer (Altötting)
Volker Mayer-Lay
Dr. Michael Meister
Jan Metzler
Dr. Mathias Middelberg
Dietrich Monstadt
Maximilian Mörseburg
Axel Müller
Florian Müller
Carsten Müller 

(Braunschweig)
Dr. Stefan Nacke
Petra Nicolaisen
Moritz Oppelt
Florian Oßner
Josef Oster
Henning Otte
Ingrid Pahlmann
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Dr. Stephan Pilsinger
Dr. Christoph Ploß
Dr. Martin Plum
Thomas Rachel
Kerstin Radomski
Alexander Radwan
Alois Rainer
Henning Rehbaum
Josef Rief
Dr. Norbert Röttgen
Stefan Rouenhoff
Thomas Röwekamp
Erwin Rüddel
Albert Rupprecht
Catarina dos Santos-Wintz
Dr. Christiane Schenderlein
Patrick Schnieder
Nadine Schön
Felix Schreiner
Detlef Seif
Melis Sekmen
Thomas Silberhorn
Björn Simon
Tino Sorge
Jens Spahn
Katrin Staffler
Albert Stegemann
Johannes Steiniger
Christian Freiherr von 

Stetten
Dieter Stier
Stephan Stracke
Christina Stumpp
Dr. Hermann-Josef Tebroke
Hans-Jürgen Thies
Alexander Throm
Antje Tillmann
Markus Uhl
Dr. Volker Ullrich
Kerstin Vieregge
Dr. Oliver Vogt
Christoph de Vries
Marco Wanderwitz
Nina Warken
Dr. Anja Weisgerber
Sabine Weiss (Wesel I)
Ingo Wellenreuther
Kai Whittaker
Annette Widmann-Mauz
Dr. Klaus Wiener
Bettina Margarethe 

Wiesmann
Klaus-Peter Willsch
Elisabeth Winkelmeier- 

Becker
Tobias Winkler
Mechthilde Wittmann
Mareike Wulf
Emmi Zeulner
Paul Ziemiak
Nicolas Zippelius

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN
Andreas Audretsch
Maik Außendorf
Tobias B. Bacherle
Lisa Badum
Annalena Baerbock
Felix Banaszak
Karl Bär
Canan Bayram
Katharina Beck
Lukas Benner
Agnieszka Brugger
Dr. Anna Christmann
Dr. Janosch Dahmen
Ekin Deligöz
Dr. Sandra Detzer
Katharina Dröge
Harald Ebner
Leon Eckert
Emilia Fester
Schahina Gambir
Matthias Gastel
Kai Gehring
Stefan Gelbhaar
Dr. Jan-Niclas Gesenhues
Katrin Göring-Eckardt
Dr. Armin Grau
Erhard Grundl
Sabine Grützmacher
Dr. Robert Habeck
Britta Haßelmann
Linda Heitmann
Kathrin Henneberger
Bernhard Herrmann
Dr. Bettina Hoffmann
Bruno Hönel
Dieter Janecek
Lamya Kaddor
Dr. Kirsten Kappert- 

Gonther
Uwe Kekeritz
Michael Kellner
Katja Keul
Sven-Christian Kindler
Maria Klein-Schmeink
Laura Kraft
Philip Krämer
Johannes F. Kretschmann
Jürgen Kretz
Dr. Franziska Krumwiede- 

Steiner
Renate Künast
Markus Kurth
Ricarda Lang
Sven Lehmann
Steffi Lemke
Anja Liebert
Helge Limburg
Dr. Tobias Lindner
Max Lucks
Dr. Anna Lührmann
Dr. Zoe Mayer
Susanne Menge

Swantje Henrike 
Michaelsen

Dr. Irene Mihalic
Boris Mijatović
Claudia Müller
Sascha Müller
Beate Müller-Gemmeke
Sara Nanni
Dr. Ingrid Nestle
Dr. Ophelia Nick
Dr. Konstantin von Notz
Omid Nouripour
Julian Pahlke
Lisa Paus
Dr. Paula Piechotta
Filiz Polat
Dr. Anja Reinalter
Tabea Rößner
Corinna Rüffer
Michael Sacher
Jamila Schäfer
Dr. Sebastian Schäfer
Ulle Schauws
Stefan Schmidt
Marlene Schönberger
Christina-Johanne Schröder
Kordula Schulz-Asche
Nyke Slawik
Dr. Till Steffen
Dr. Wolfgang Strengmann- 

Kuhn
Kassem Taher Saleh
Awet Tesfaiesus
Katrin Uhlig
Dr. Julia Verlinden
Niklas Wagener
Robin Wagener
Stefan Wenzel
Tina Winklmann

FDP
Valentin Abel
Katja Adler
Muhanad Al-Halak
Christine Aschenberg- 

Dugnus
Christian Bartelt
Nicole Bauer
Jens Beeck
Ingo Bodtke
Friedhelm Boginski
Dr. Jens Brandenburg 

(Rhein-Neckar)
Mario Brandenburg 

(Südpfalz)
Sandra Bubendorfer-Licht
Dr. Marco Buschmann
Karlheinz Busen
Carl-Julius Cronenberg
Bijan Djir-Sarai
Christian Dürr
Daniel Föst
Otto Fricke
Maximilian Funke-Kaiser

Martin Gassner-Herz
Knut Gerschau
Anikó Glogowski-Merten
Fabian Griewel
Nils Gründer
Julian Grünke
Thomas Hacker
Philipp Hartewig
Ulrike Harzer
Peter Heidt
Markus Herbrand
Torsten Herbst
Katja Hessel
Manuel Höferlin
Dr. Christoph Hoffmann
Reinhard Houben
Olaf in der Beek
Gyde Jensen
Dr. Ann-Veruschka Jurisch
Karsten Klein
Daniela Kluckert
Pascal Kober
Dr. Lukas Köhler
Carina Konrad
Michael Kruse
Wolfgang Kubicki
Konstantin Kuhle
Ulrich Lechte
Dr. Thorsten Lieb
Michael Georg Link 

(Heilbronn)
Oliver Luksic
Kristine Lütke
Till Mansmann
Christoph Meyer
Maximilian Mordhorst
Alexander Müller
Frank Müller-Rosentritt
Claudia Raffelhüschen
Dr. Volker Redder
Frank Schäffler
Ria Schröder
Anja Schulz
Matthias Seestern-Pauly
Dr. Stephan Seiter
Rainer Semet
Judith Skudelny
Bettina Stark-Watzinger
Konrad Stockmeier
Benjamin Strasser
Linda Teuteberg
Jens Teutrine
Stephan Thomae
Nico Tippelt
Manfred Todtenhausen
Dr. Florian Toncar
Dr. Andrew Ullmann
Gerald Ullrich
Johannes Vogel
Tim Wagner
Sandra Weeser
Nicole Westig
Katharina Willkomm
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AfD
Carolin Bachmann
Dr. Christina Baum
Dr. Bernd Baumann
Roger Beckamp
Marc Bernhard
Andreas Bleck
René Bochmann
Peter Boehringer
Gereon Bollmann
Dirk Brandes
Stephan Brandner
Jürgen Braun
Marcus Bühl
Tino Chrupalla
Dr. Gottfried Curio
Thomas Dietz
Dr. Michael Espendiller
Peter Felser
Dietmar Friedhoff
Dr. Götz Frömming
Dr. Alexander Gauland
Albrecht Glaser
Hannes Gnauck
Kay Gottschalk
Jochen Haug
Martin Hess
Nicole Höchst

Leif-Erik Holm
Gerrit Huy
Fabian Jacobi
Steffen Janich
Dr. Malte Kaufmann
Dr. Michael Kaufmann
Stefan Keuter
Norbert Kleinwächter
Enrico Komning
Jörn König
Dr. Rainer Kraft
Rüdiger Lucassen
Mike Moncsek
Volker Münz
Edgar Naujok
Jan Ralf Nolte
Gerold Otten
Tobias Matthias Peterka
Jürgen Pohl
Stephan Protschka
Martin Erwin Renner
Dr. Rainer Rothfuß
Bernd Schattner
Ulrike Schielke-Ziesing
Manfred Schiller
Eugen Schmidt
Jan Wenzel Schmidt
Jörg Schneider

Uwe Schulz
Martin Sichert
René Springer
Klaus Stöber
Beatrix von Storch
Dr. Harald Weyel
Wolfgang Wiehle
Dr. Christian Wirth
Joachim Wundrak
Kay-Uwe Ziegler

Die Linke
Matthias W. Birkwald
Clara Bünger
Jörg Cezanne
Anke Domscheit-Berg
Susanne Ferschl
Nicole Gohlke
Christian Görke
Dr. André Hahn
Jan Korte
Ina Latendorf
Caren Lay
Ralph Lenkert
Cornelia Möhring
Petra Pau
Sören Pellmann

Victor Perli
Heidi Reichinnek
Martina Renner
Bernd Riexinger
Dr. Petra Sitte
Kathrin Vogler
Janine Wissler

BSW

Klaus Ernst
Andrej Hunko
Christian Leye
Amira Mohamed Ali
Jessica Tatti
Alexander Ulrich

Fraktionslos

Matthias Helferich
Stefan Seidler
Thomas Seitz
Dr. Dirk Spaniel
Dr. Volker Wissing

Abgeordnete, die sich wegen gesetzlichen Mutterschutzes für ihre Abwesenheit entschuldigt haben 
oder an einer Parlamentarischen Versammlung teilnehmen, sind in der Liste der entschuldigten 

Abgeordneten (Anlage 1) aufgeführt.

Anlage 5 

Erklärung nach § 31 GO
des Abgeordneten Christian Görke (Die Linke) zu 
der Abstimmung über den Antrag der Fraktionen 
SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
FDP: Die Geschädigten des staatlich organisierten 
Dopingsystems der ehemaligen DDR als Opfer-
gruppe anerkennen und besser unterstützen
(Zusatzpunkt 15)

Ich werde gegen den Antrag der Fraktionen SPD, 
CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP mit dem 
Titel „Die Geschädigten des staatlich organisierten Do-
pingsystems der ehemaligen DDR als Opfergruppe an-
erkennen und besser unterstützen“ stimmen.

Dieses Nein richtet sich ausdrücklich nicht gegen die 
Sportlerinnen und Sportler, die als Minderjährige oder 
ohne ihr Wissen in der DDR gedopt wurden und dadurch 
dauerhafte Schädigungen erlitten.

Dieses Nein richtet sich gegen die Verlogenheit, die 
hinter dem Antrag steckt. Dieser kurzfristig erstellte An-
trag wurde dem Tagesordnungspunkt hinzugefügt, in 
dem ein Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 9. Sep-
tember 2024 zur Abstimmung steht, in dem die Doping-
opfer nicht als Opfergruppe aufgenommen wurden. Die 
abschließende Beratung des Gesetzentwurfes erfolgte 

erst gestern im federführenden Rechtsausschuss. SPD, 
CDU/CSU, Grüne und FDP hatten also die Möglichkeit, 
diese Opfergruppe noch in das Gesetz zu integrieren, 
wenn sie es denn gewollt hätten. Stattdessen nun ein 
Antrag, der den berechtigten Anliegen der Dopingopfer 
nicht helfen wird.

Die Verlogenheit wird auch deutlich, schaut man sich 
an, was der Sportausschuss hierzu getan hat. Für die Sit-
zung am 18. Dezember 2024 setzten die Fraktionen die 
Jahresberichte der Bundesbeauftragten für die Opfer der 
SED-Diktatur aus den Jahren 2022, 2023 und 2024 auf 
die Tagesordnung und wollten die Berichte ohne Debatte 
durchwinken. Auf Antrag meines Kollegen Dr. André 
Hahn wurde dann doch eine Debatte eingeplant und die 
Opferbeauftragte, Frau Evelyn Zupke, zur Sitzung ein-
geladen. Und SPD, CDU/CSU, Grüne und FDP hätten 
die Möglichkeit gehabt, den Antrag bereits in dieser Sit-
zung zur Debatte auf die Tagesordnung zu setzen, statt 
ihn nun im Schnellschuss zu produzieren. Leider konnte 
André Hahn krankheitsbedingt nicht an der Sitzung teil-
nehmen. Daraufhin wurde Frau Zupke vom Sportaus-
schuss wieder ausgeladen und die drei Berichte ohne 
Debatte zur Kenntnis genommen, obwohl die Opfer-
beauftragte in ihren Berichten mehrfach um Unterstüt-
zung bei der Bundesregierung hinsichtlich der Rechtslage 
und konkreter Hilfen für Dopingopfer sowie von An-
schlussförderungen für Forschungen warb. Nichts der-
gleichen hat die Ampel trotz ihrer Versprechen im Koa-
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litionsvertrag in den drei Jahren getan, und man wollte 
darüber auch nicht mehr reden. Auch nach dem 18. De-
zember ist nichts mehr passiert, Sitzungswochen wurden 
bekanntlich gestrichen, und selbst gestern ließ der Sport-
ausschuss im Unterschied zu den anderen Fachausschüs-
sen die Möglichkeit, noch einmal zu einer Sitzung zu-
sammenzukommen, verstreichen.

Die hinter diesem Antrag stehenden Fraktionen und 
auch die derzeitige Bundesregierung betonen immer wie-
der, dass die Athletinnen und Athleten im Mittelpunkt 
ihrer Sportpolitik stehen. Diesem Anspruch werden sie 
in keiner Weise gerecht. Das betrifft auch ihren Umgang 
mit den Dopingopfern aus der DDR und ebenso den 
Dopingopfern aus der früheren und seit 1990 vereinten 
Bundesrepublik Deutschland. In beiden deutschen Staa-
ten standen der Gewinn von möglichst vielen Medaillen 
und die Steigerung des internationalen Ansehens im Mit-
telpunkt der Sportförderung, und auch heute ist das die 
Begründung für die Spitzensportförderung durch den 
Bund. Und alle Aktivitäten der bisherigen und der jetzi-
gen Bundesregierung im Zusammenhang mit dem Do-
ping in der DDR hatten das Ziel, den durchaus erfolg-
reichen Sport in der DDR und die DDR in Gänze zu 
delegitimieren. Ohne diese ideologische Brille und statt-
dessen mit sachlich fundierter Forschung und Aufklärung 
könnten wir deutlich mehr für den heutigen Kampf gegen 
Doping im Sport tun.

Der vorliegende Antrag enthält zahlreiche Halbwahr-
heiten sowie falsche Behauptungen und negiert den der-
zeitigen Wissensstand zum Doping im Sport in beiden 
deutschen Staaten. Durch die Sofortabstimmung wird 
eine sachgerechte Debatte über die Feststellungen und 
Forderungen in den zuständigen Ausschüssen des Bun-
destages verhindert. Auch deshalb werde ich gemeinsam 
mit den anderen Abgeordneten der Linken gegen den 
Antrag stimmen.

Anlage 6 

Erklärung nach § 31 GO
des Abgeordneten Stefan Seidler (fraktionslos) zu 
der Abstimmung über den von der Fraktion der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Anpassung des Mutterschutzgesetzes und wei-
terer Gesetze – Anspruch auf Mutterschutzfristen 
nach einer Fehlgeburt (Mutterschutzanpassungs-
gesetz)
(Zusatzpunkt 19)
Der Gesetzentwurf trägt mit der vorgesehenen Neu-

regelung der besonderen Belastungssituation von Frauen 
nach einer Fehlgeburt Rechnung. Meine Partei, der SSW, 
setzt sich ebenfalls für eine Ausweitung des Mutterschut-
zes nach Fehlgeburten ein, um Frauen bereits ab der 
13. Schwangerschaftswoche besser gesetzlich zu schüt-
zen.

Ich stimme dem Gesetzentwurf zu.

Anlage 7 

Zu Protokoll gegebene Rede
zur Beratung
– des Antrags der Fraktion der CDU/CSU: Unsere 

Landwirtschaft vielfältig, leistungsstark und 
nachhaltig ausgestalten

– des Antrags der Abgeordneten Carina Konrad, 
Renata Alt, Christine Aschenberg-Dugnus, wei-
terer Abgeordneter und der Fraktion der FDP: 
Mit neuen Züchtungsmethoden nachhaltigere 
Landwirtschaft ermöglichen

(Tagesordnungspunkte 7 und 4)

Sylvia Lehmann (SPD):
Heute diskutieren wir den Antrag der CDU/CSU zur 

Ausgestaltung einer leistungsstarken und nachhaltigen 
Landwirtschaft. Auf den ersten Blick klingt dieser Titel 
vielversprechend, und der Antrag enthält sogar konkrete 
Maßnahmen. So weit, so gut. Umso mehr muss man sich 
fragen, warum all diese Maßnahmen nicht schon in den 
16 Jahren eines CDU- und CSU-geführten Hauses umge-
setzt wurden und wir und vor allem die Landwirtinnen 
und Landwirte heute noch mit diesen Herausforderungen 
konfrontiert sind.

In den vergangenen drei Jahren haben wir als Koalition 
den engen Kontakt zu den Landwirtinnen und Landwir-
ten gesucht. Viele gute und vertrauensvolle Gespräche 
wurden geführt; denn uns war und ist politische Wert-
schätzung der Ernährungs- und Landwirtschaft ein gro-
ßes Anliegen.

Gleichzeitig müssen wir selbstkritisch feststellen: 
Nicht alles ist gelungen. Die Entscheidung der Koaliti-
onsspitze zur Reform von Agrardiesel und Kfz-Steuer hat 
sicherlich dazu beigetragen, dass sich die Branche eben 
nicht ausreichend wertgeschätzt fühlte. Diese Entschei-
dung war jedoch nur ein Tropfen, der das Fass nach 
16 Jahren der Versäumnisse unter der CDU/CSU-Politik 
zum Überlaufen brachte.

Ja, in der Landwirtschaft hat sich über Jahre ein enor-
mer bürokratischer Aufwand angestaut. Genau deshalb 
haben wir uns auf den Weg gemacht, diese Last zu re-
duzieren. Mit ersten Maßnahmen zur Entrümpelung ha-
ben wir begonnen. Dafür haben wir GAP-Regelungen für 
Blühstreifen und Brachen vereinfacht, digitale Lösungen 
und einheitliche Stichtage von Meldepflichten in der 
Tierhaltung eingeführt, und Förderungen bleiben trotz 
verlorener Ohrmarken bestehen. Hier muss und wird es 
weitergehen.

Und wenn sich die CDU/CSU-geführten Länder im 
Vermittlungsausschuss zum Düngegesetz kompromiss-
bereit gezeigt hätten, wäre die bestehende Stoffstrom-
bilanzverordnung aufgehoben worden. Das hätte Land-
wirtinnen und Landwirte von Aufzeichnungspflichten 
wenigstens für das Wirtschaftsjahr 2025 befreit. Unser 
Ziel war es, in den mit Nitrat belasteten Gebieten einzel-
betriebliche Ausnahmen von den Vorgaben der 2020 
durch Bundesministerin a. D. Julia Klöckner erlassenen 
Düngeverordnung zu ermöglichen. Auch das ist jetzt lei-
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der nicht möglich. Das ist bedauerlich, weil es auch Ihrem 
Anliegen einer nachhaltigen Landwirtschaft nicht gerecht 
wird und uns auf europäischer Ebene erneut vor Heraus-
forderungen stellt, indem das EU-Vertragsverletzungs-
verfahren wieder auflebt, das das grüngeführte BMEL 
bereits geräuschlos abgeräumt hatte.

Lassen Sie mich zum Abschluss meiner politischen 
Karriere und in meiner letzten Rede im Deutschen Bun-
destag einen Appell an die demokratischen Parteien und 
Verbände richten. Die Landwirtschaft in Deutschland ist 
vielfältig und regional geprägt. Ob Familienbetriebe oder 
Großbetriebe, konventionelle oder ökologische Land-
wirtschaft – jede Struktur hat ihre Berechtigung und 
muss ihren Platz in der Agrarpolitik finden. Unsere Auf-
gabe als Politik ist es, Rahmenbedingungen zu schaffen, 
die Rücksicht auf diese Vielfalt nehmen und alle Betriebe 
einbinden. Gleichzeitig appelliere ich an die Verbände, 
insbesondere den Bauernverband, in der politischen De-
batte ehrlich und lösungsorientiert zu bleiben. Denn nur 
gemeinsam können wir die Herausforderungen angehen 
und eine Landwirtschaft gestalten, die zukunftsfähig, kli-
mafreundlich und wirtschaftlich stabil ist.

Erfahrungen in der Politik zeigen uns immer wieder: 
Demokratie bedeutet Kompromiss – und den müssen wir 
auch in der Agrarpolitik gemeinsam suchen und leben. Es 
ist notwendig, dass demokratische Parteien zusammen-
arbeiten. Ich bitte alle Kolleginnen und Kollegen, die in 
den nächsten Jahren die Verantwortung tragen, konstruk-
tiv, ehrlich, respektvoll und kompromissbereit zusam-
menzuarbeiten, um nicht nur die Landwirtschaft, sondern 
unsere Gesellschaft voranzubringen und sie vor rechtem 
Gehetze zu schützen. Ich bitte Sie von Herzen: Arbeiten 
Sie gemeinsam daran, echten Wandel zu gestalten.

Anlage 8 

Zu Protokoll gegebene Reden
zur Beratung
– des von der Bundesregierung eingebrachten Ent-

wurfs eines Gesetzes zur Stärkung der Gesund-
heitsversorgung in der Kommune (Gesundheits-
versorgungsstärkungsgesetz – GVSG)

– des Berichts des Ausschusses für Gesundheit ge-
mäß § 62 Absatz 2 der Geschäftsordnung zu dem 
Antrag der Abgeordneten Kathrin Vogler, 
Susanne Ferschl, Heidi Reichinnek, weiterer Ab-
geordneter und der Gruppe Die Linke: Gesund-
heit für alle – Modern, gemeinwohlorientiert und 
solidarisch

(Zusatzpunkte 21 und 22)

Erwin Rüddel (CDU/CSU):
Meine Fraktion hätte der Entbudgetierung der Haus-

ärzte gern zugestimmt, da sie nach unserer Überzeugung 
vor allem die ländliche Versorgung wirksam stärken soll. 
Da die zerbrochene Ampel den vorliegenden Entwurf 
jedoch mit Dingen befrachtet hat, die wir für falsch hal-
ten, werden wir nicht zustimmen und stattdessen eine 

weiter reichende Abschaffung der Honorargrenzen für 
niedergelassene Ärzte in der kommenden Wahlperiode 
zügig auf die Tagesordnung setzen.

Das Thema einer guten, flächendeckenden gesundheit-
lichen Versorgung wird schon deshalb auch künftig ein 
großes Thema sein, weil sie aufs Engste mit der notwen-
digen Neuordnung unserer Krankenhauslandschaft zu-
sammenhängt. Die Krankenhausreform fordert förmlich 
eine Stärkung des ambulanten Bereiches heraus.

Ebenfalls zu den zentralen Aufgaben des neuen Par-
laments gehört die digitale Transformation des Gesund-
heitssystems und der Pflege. Um trotz Demografie und 
Fachkräftemangel zukunftsfest zu werden, benötigen wir 
dringend digitale Lösungen, durch die alle Gesundheits-
berufe miteinander kommunizieren und auf wichtige Pa-
tientendaten zugreifen können.

Unser Gesundheitswesen galt international lange als 
vorbildlich. Das ist es auch heute noch. Aber Bürokratie 
und Dokumentationspflichten sind ausgeufert, und die 
Belastungen von Beitragszahlern und Pflegebedürftigen 
drohen weiter aus dem Ruder zu laufen. Zwingend sollte 
deshalb als erster Schritt sein, versicherungsfremde Leis-
tungen nicht mehr aus Kassenbeiträgen, sondern in voller 
Höhe aus Steuermitteln zu begleichen.

Last, not least erhoffe ich mir vom künftigen Bundes-
tag endlich eine Aufarbeitung der Coronapandemie und 
ihrer Folgen. Dabei sollten nicht Schuldzuweisungen im 
Fokus stehen, sondern Lernprozesse und handlungslei-
tende Empfehlungen für denkbare neue Pandemien.

Diesem künftigen Deutschen Bundestag werde ich 
nicht mehr angehören. Das ist heute meine letzte Rede 
von diesem Pult.

Ich war mehr als 15 Jahre Mitglied im Gesundheits-
ausschuss und durfte ihm in der 19. Legislaturperiode 
vorsitzen. Mein herzlicher Dank gilt allen unter Ihnen, 
mit denen ich im Ausschuss oder in anderen Sachfragen 
gut und konstruktiv zusammengearbeitet habe. Und das 
war fraktionsübergreifend ein sehr kollektiver, angeneh-
mer Austausch.

Ich habe die Menschen meiner Heimat als direkt ge-
wählter Abgeordneter gerne mit Leidenschaft vertreten. 
Mein Dank gilt den Bürgerinnen und Bürgern, die mir 
über die vielen Jahre ihr Vertrauen geschenkt haben.

Danke aber auch allen, die mich mit viel Engagement 
dabei unterstützt haben, besonders meinem Team in Ber-
lin und im Wahlkreis.

Und gerade in einer Zeit, in der sich die Politik ins-
gesamt teils heftigen Vorwürfen ausgesetzt sieht, die 
nicht selten sogar die Legitimität unserer zentralen Insti-
tutionen infrage stellen, möchte ich mit der Feststellung 
schließen: Es war mir eine Ehre, diesem Haus angehört 
zu haben! Ich wünsche allen gute Gesundheit!

Simone Borchardt (CDU/CSU):
Das Gesundheitssystem ist am Limit. Das ist keine 

neue Erkenntnis, das ist bittere Realität. Sie legen nun 
ein Gesetz vor, das wie Sie selbst sagen, der kleinste 
gemeinsame Nenner ist. „Warum?“ frage ich Sie? In 
drei Wochen sind Bundestagswahlen und dann ist es 
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wichtig, die Dinge und Prozesse richtig anzugehen. Und 
nun kommt die gute Nachricht. Wir als CDU/ CSU sagen, 
es gibt Lösungen, um unser Gesundheitssystem effekti-
ver zu gestalten und vor allem alle Ressourcen sinnvoll zu 
heben. Dann aber bitte richtig.

Und wenn wir nun in das Gesetz schauen, gibt es gute 
Ansätze. Die Endbudgetierung der Hausärzte ist hierbei 
der erste Schritt, den wir als Union bereits in unserem 
Antrag „Gesundheitsversorgung im ländlichen Raum 
stärken“ gefordert haben.

Wir dürfen und werden hier nicht aufhören. Für uns 
geht es auch um eine Entbudgetierung der Fachärzte. 
Das Thema Budgetierung ist generell nicht mehr zeitge-
mäß.

Wir sehen, dass uns gerade im ländlichen Bereich die 
hausärztliche und fachärztliche Grundversorgung kom-
plett wegbricht. Hier spreche ich von HNO-Ärzten, Der-
matologen, Urologen, um nur einige beispielhaft zu nen-
nen. Auch die Freiberuflichkeit eines Arztes muss sich 
wieder lohnen. Dazu gehört auch, dass wir das Thema 
„Regress für Ärzte“ wieder aufgreifen, welches leider in 
Ihrem Gesetz gestrichen wurde.

Aber Sie haben die erleichterte Abgabe von Hilfsmit-
teln in Sozialpädiatrischen Zentren (SPZ) im Gesetz, und 
das ist eine echte Entlastung für die Betroffenen und 
deren Angehörigen. Aber auch generell müssen wir die 
Hilfsmittelversorgung besser und unkomplizierter aus-
gestalten. Nur wenn Betroffenen frühzeitig, das richtige 
Hilfsmittel erhalten, können Sie schneller genesen, am 
Leben teilhaben. Vor allem verhindern wir Pflege und 
stationäre Aufenthalte.

Das GVSG hat für uns Nachholbedarf.
Wir geben uns nicht mit dem kleinsten gemeinsamen 

Nenner zufrieden, nur um irgendetwas zu machen. Wir 
brauchen eine durchdachte gute Gesundheitspolitik für 
alle Akteure im System. Wir brauchen wieder eine Kultur 
des Miteinanders und vor allem müssen wir wieder den 
Schwerpunkt auf die Primärversorgung legen und damit 
die Salutogenese in den Mittelpunkt rücken. Die Versor-
gungspauschalen in Ihrem Gesetz sind in der Theorie 
zwar nett gedacht sind, aber täuschen nicht über die ex-
treme Gefährdung der Versorgung von Diabetespatienten 
hinweg.

Viele Akteure im Gesundheitswesen und auch Kolle-
gen des Gesundheitsausschusses fragen sich: Wo soll das 
Geld herkommen? Die Lösung liegt auf der Hand: Das 
System hat genug Geld. Wir müssen endlich mehr Effi-
zienz reinbringen und die Ressourcen heben, finanziell 
und personell. Drei Punkte sind entscheidend: sektoren-
übergreifende Versorgung.

Wir machen immer noch zu viel stationär. In anderen 
Ländern werden Behandlungen, die bei uns immer noch 
stationär gemacht werden, zu 90 Prozent ambulant ge-
macht. Das kostet Geld und Personal. Wir brauchen ein 
Case-Management. Wir müssen die Menschen durch das 
Gesundheitssystem steuern. Das findet bei uns nicht statt. 
Es kann jeder machen, was er will, so oft er will und das 
völlig unkoordiniert. Dabei haben wir nicht mal eine bes-
sere Versorgungsqualität. Hier könnten wir jede Menge 
Ressourcen sparen. Wir brauchen ein Hausarztmodell 

und ein Hausapothekenmodell, damit wir auch die aus-
schweifenden Möglichkeiten zur Krankschreibung ein-
dämmen und eine unkontrollierte Einnahme von Medika-
menten verhindern.

Wir haben 250 000 stationäre Aufenthalte wegen 
Vergiftung durch unkontrollierte Medikamentengabe. 
Einsparungen gibt es nicht nur bei den stationären Auf-
enthalten, sondern auch bei den Medikamenten. Digitali-
sierung/Kl: Der Weg ist der richtige, aber hier müssen wir 
noch besser und schneller werden, um Doppelunter-
suchungen zu vermeiden, damit wir schneller werden, 
damit den Menschen auch schneller geholfen wird; Stich-
wort Telemedizin.

Bürgergeldempfänger sind in der Krankenversiche-
rung weit unterfinanziert und werden durch die anderen 
Beitragszahler mitfinanziert. Das Bürgergeld wird es mit 
uns nicht mehr geben, sondern eine Grundsicherung. Da-
mit sparen wir nicht nur Geld, sondern wir fördern die 
Arbeit und damit die Einzahlung in die Sozialsysteme. 
Ähnlich wird es mit dem Thema Migration sein.

Wichtig sind Prävention in den Kommunen und Stär-
kung der Gesundheitskompetenz, damit wir Krankheiten 
und Pflege vermeiden.

Falls Sie noch mehr Vorschläge brauchen, stehe ich 
gern zur Verfügung. Was wir brauchen, sind nun mutige 
Entscheidungsträger. Ein Weiter-so kann und wird es mit 
uns nicht geben.

Anlage 9 

Zu Protokoll gegebene Reden
zur Beratung der Antwort der Bundesregierung 
auf die Große Anfrage der Fraktion der CDU/ 
CSU: Stabilität und Nachhaltigkeit der Finanzie-
rung der Sozialversicherung
(Zusatzpunkt 23)

Dr. Tanja Machalet (SPD):
Heute geht es um die Finanzierung unserer Sozialver-

sicherungssysteme – ein Thema, das uns alle betrifft und 
für den Zusammenhalt unserer Gesellschaft von zentraler 
Bedeutung ist. Unser Sozialstaat ist eine große Errungen-
schaft, die es zu verteidigen gilt. Gerade jetzt.

Zwei zentrale Versprechen des Sozialstaats sind: gute 
Versorgung im Alter und bei Krankheit. Das funktioniert 
ohne gut ausfinanzierte Sozialversicherungen aber nicht. 
Eine solide Finanzierung bedarf eines stabilen Arbeits-
marktes. Wir brauchen eine hohe Erwerbsquote, und da-
für müssen wir sowohl das inländische als auch das aus-
ländische Fachkräftepotenzial aktivieren.

In den letzten Jahren haben wir schon einiges getan:
Wir haben weitere Anreize für längeres Arbeiten ge-

setzt. So ist es jetzt möglich, unbegrenzt auch schon 
während der vorgezogenen Altersgrenze hinzuzuverdie-
nen. Darüber hinaus haben wir die Hinzuverdienstgren-
zen für Erwerbsminderungsrentnerinnen und -rentner 
deutlich angehoben.
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Wir haben das Fachkräfteeinwanderungsgesetz moder-
nisiert und mit dem Qualifizierungschancengesetz die 
Weiterbildung von Beschäftigten deutlich erleichtert 
und zusätzliche Anreize geschaffen.

Es stimmt, in den kommenden Jahren steht Deutsch-
land vor einer großen Herausforderung: Die sogenannten 
Babyboomer-Jahrgänge gehen in Rente. Damit verlieren 
wir nicht nur viele Fachkräfte und wichtiges Experten-
wissen, es erhöht sich auch die Anzahl der Rentnerinnen 
und Rentner, während die Zahl der Versicherten vermut-
lich nicht wesentlich steigen wird.

Wir müssen gegensteuern und dafür sorgen, dass der 
Arbeitsmarkt auch weiterhin stabil bleibt. Mehr sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung ist die sinnvollste 
Lösung hier. Dazu gehört auch, dass wir die Anreize für 
vollzeitnahe Beschäftigungen für Eltern und pflegende 
Angehörige erhöhen und ihnen die Vereinbarkeit einer 
umfassenden Erwerbstätigkeit mit der Familie erleich-
tern.

Außerdem müssen wir jene erreichen, die sich in die 
Richtung einer Erwerbsminderungsrente bewegen. Nur 
mit gesunden Bürgerinnen und Bürgern, die das Renten-
eintrittsalter wohlbehalten erreichen, können wir unser 
inländisches Fachkräftepotenzial wirklich ausreizen und 
für eine Steigerung ihrer Lebensqualität sorgen. Rehabi-
litation und Prävention müssen konsequenter mitgedacht 
und umgesetzt werden. „Prävention vor Reha vor Rente“ 
gilt heute mehr denn je.

Eine neue Studie des Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW) zeigt, dass zwischen 2025 und 
2029 vermutlich etwa 300 000 Personen pro Jahr am 
deutschen Arbeitsmarkt fehlen werden. Laut DIW brau-
chen wir eine Nettozuwanderung von 1,5 Millionen Er-
werbstätigen, um unser Potenzialwachstum bis 2029 wie-
der auf den langjährigen Durchschnitt von 1,1 Prozent 
anzuheben. Hierauf komme ich gleich zurück.

Zunächst ist auch noch wichtig zu sagen, dass es nicht 
reicht, nur auf den Arbeitsmarkt zu hoffen. Wir müssen 
auch darüber sprechen, was durch Steuern finanziert wer-
den muss und was nicht. Hier würde ich zum Beispiel die 
gesetzlichen Krankenkassen stärker in den Blick nehmen 
und mehr Steuermittel für die solidarische Gesundheits-
versorgung in die Hand nehmen.

Das bedeutet aber auch, dass wir mehr Steuereinnah-
men brauchen. Die SPD will genau an der Stelle ansetzen, 
an der es sich lohnt: Starke Schultern müssen mehr tra-
gen. Wir wollen 95 Prozent der Einkommensteuerpflich-
tigen entlasten und dafür Spitzeneinkommen höher be-
steuern. Außerdem wollen wir den Solidaritätszuschlag 
(Soli) für die Steuerpflichtigen mit den höchsten Einkom-
men – zehn Prozent – beibehalten. Er soll der Finanzie-
rung der Transformation dienen und damit seine entlas-
tende Wirkung entfalten können.

So etwas braucht seine Zeit. Genauso wie unser refor-
miertes Fachkräfteeinwanderungsgesetz. Es ist ein guter, 
erster Schritt. Wir müssen aber noch mehr tun. Wir 
brauchen: schnellere Visaverfahren, Vereinfachung der 
Anerkennung ausländischer Abschlüsse, verstärkte Un-
terstützung beim Spracherwerb. Außerdem bedarf es ei-
ner Willkommenskultur, die ihren Namen wert ist. Ein 

Grund, weshalb sich Fachkräfte immer wieder gegen 
Deutschland entscheiden, ist, dass sie sich vor Menschen-
feindlichkeit und Fremdenhass sorgen. Das gestrige Ein-
reißen der Brandmauer gegen rechten Faschismus erweist 
der Bundesrepublik einen Bärendienst. Friedrich Merz 
sollte es besser wissen, als mit den Stimmen der Rechts-
extremen seine Friss-oder-Stirb-Politik durchzusetzen.

Der deutsche Arbeitsmarkt kommt ohne ausländische 
Arbeits- und Fachkräfte nicht aus. Das sind die, die un-
sere Kinder und unsere Alten pflegen, unsere verdreckten 
Räume und Toiletten putzen und allgemein alle Arbeiten 
erledigen, die wir nicht mehr selbst erledigen wollen. 
Ohne unsere ausländischen Mitmenschen würde auch 
die Restaurantkultur in Deutschland wegbrechen. Es 
geht nicht immer nur um die Tätigkeiten, für die wir 
uns zu gut sind.

Machen wir uns stark gegen Faschismus. Für den So-
zialstaat. Für unsere Bürgerinnen und Bürger. Für unsere 
Demokratie. Für Zusammenhalt, Solidarität und Respekt.

Tino Sorge (CDU/CSU):
„Stabilität und Nachhaltigkeit der Finanzierung der 

Sozialversicherung“ – das war im April letzten Jahres 
der Titel unserer Großen Anfrage. Und nun, seitdem die 
Antworten vorliegen, zeigt sich: Weder bei der Stabilität 
noch bei der Nachhaltigkeit hat die Ampel für sichere 
Verhältnisse sorgen können. Und so ist es geradezu sinn-
bildlich, dass genau diese Regierungskoalition noch wäh-
rend der Beantwortung unserer Großen Anfrage schließ-
lich auch zerbrach.

Das tut weh, weil es sich ausgerechnet im Wahlkampf 
in Form steigender Kassenbeiträge ausdrückt. Aber man 
kann es nicht anders sagen: Die Ampel hat die Sozial-
versicherung in den letzten drei Jahren heruntergewirt-
schaftet und mit Ansage gegen die Wand gefahren.

Dass die Bundesregierung nie so recht mit Geld umge-
hen konnte, hat schon das Bundesverfassungsgericht fest-
gestellt. Auch der Umstand, dass es aktuell keinen Bun-
deshaushalt gibt, ist symptomatisch.

Doch auch bei der Sicherung unserer Sozialversiche-
rungssysteme hat das Scheitern der Ampel viele Facetten. 
Ich will Ihnen nur einige davon nennen:

Gesamtbelastung an Sozialbeiträgen: gestiegen auf 
weit über 40 Prozent. Zusatzbeiträge: bei vielen Kran- 
kenkassen in kürzester Zeit verdoppelt. Finanzreserven: 
auf einem historischen Tiefstand. Ausgaben: auf einem 
historischen Höchststand. GKV-Finanzstabilisierungs-
gesetz: verpufft. Pflegekassen: in letzter Minute haar-
scharf an der Insolvenz vorbeigeschlittert. Pflegevor- 
sorgefonds: trockengelegt, statt für die Babyboomer vor-
zusorgen.

All das hat unsere Große Anfrage offengelegt und be-
stätigt. Das zeigt: Opposition wirkt.

Schlimmer aber ist: Viele dieser Entwicklungen hätten 
abgebremst oder verhindert werden können, hätte die 
Ampel frühzeitig gegengesteuert – so, wie sie es sich ja 
selbst vorgenommen hatte.
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Daraus folgt: Es wird an der neuen Bundesregierung 
liegen, unsere Sozialsysteme zu stabilisieren. Neue 
Wachstumsimpulse für die Wirtschaft, die Hebung von 
Effizienzreserven, mehr Wettbewerb und mehr Eigenver-
antwortung werden entscheidend dafür sein. Wir brau-
chen nach dem 23. Februar einen Politik- und Stilwech-
sel – nicht nur, aber besonders in der Gesundheitspolitik: 
weniger Misstrauen, mehr Dialog mit den Akteuren, und 
zwar auch im Dissens. Wir brauchen wieder einen Ge-
sundheitsminister, der gute Gesetze produziert anstelle 
schlechter Tweets.

In diesem Sinne: Wenn wir dem Scheitern der letzten 
Regierung ein wenig Aufatmen und Optimismus für die 
kommenden Jahre entnehmen können, dann wird es uns 
auch gelingen, unsere Sozialsysteme zu stabilisieren.

Heute führen wir aller Voraussicht nach die letzte Ge-
sundheitsdebatte in dieser Legislaturperiode. Hinter uns 
liegen drei Jahre der vielfach scharfen Debatten und 
Wortwechsel. Die gehören zu unserer Arbeit dazu. Ich 
danke den Kolleginnen und Kollegen aus dem Gesund-
heitsausschuss für das faire Miteinander.

Gerade in der Gesundheitspolitik gibt es einige Brü-
cken zwischen unseren Fraktionen. Die wird es in der 
nächsten Legislatur brauchen, wenn wir unser Gesund-
heitswesen für die Zukunft aufstellen wollen. Ich bin 
guter Dinge, dass wir in der kommenden Legislatur daran 
anknüpfen können.

Emmi Zeulner (CDU/CSU):
Realitätsverweigerung – das ist das, was mir einfällt, 

wenn ich mir die Bilanz der Ampelregierung zu den 
Sozialversicherungssystemen in unserem Land anschaue. 
Die Beitragszahlerinnen und -zahler müssen nun die Ze-
che für Ihr Nichthandeln zahlen. Denn die Krankenkas-
sen müssen ihre Finanzpolster nun durch erhöhte Zusatz-
beiträge wieder auffüllen. Es greifen nämlich wieder die 
gesetzlichen Mindestanforderungen, was die Rücklagen 
angeht.

Sie von der Ampel haben zwar mit dem GKV-Finanz-
stabilisierungsgesetz ein Gesetz eingebracht, was das 
Ziel beschreibt, welches wünschenswert wäre. Aber im 
Konkreten ist dann genau das Gegenteil passiert. So in-
stabil waren die Finanzen unserer Krankenkassen noch 
nie. Und es liegt auch daran, dass Sie sich reichlich daran 
bedient haben, ohne die nötigen Strukturreformen auf den 
Weg zu bringen.

Stattdessen verlieren sie sich im Klein-Klein. Das neu-
este Lieblingsprojekt von Minister Lauterbach ist der 
Grouper in der Krankenhausreform. Dieser ordnet, wel-
che Krankheit welcher Leistungsgruppe zugeteilt wird. 
Aber statt der versprochenen Entbürokratisierung soll 
nun ein 12 000-Seiten-Handbuch erklären, wie dieser 
eigentlich funktioniert. Na, dann gute Nacht!

Dabei gibt es tatsächlich Möglichkeiten, zu entbüro-
kratisieren und dabei noch Einsparpotenziale zu heben:

Mehr als 3,6 Milliarden Euro könnten jährlich in der 
GKV eingespart werden, wenn Drehtüreffekte von Pfle-
gebedürftigen in die Krankenhäuser vermieden würden. 
Hierfür müssten wir es endlich schaffen, die Pflegesitua-

tionen in der eigenen Häuslichkeit zu stabilisieren. Damit 
hätten wir einen Teil der Defizite unserer rund 94 gesetz-
lichen Krankenkassen schon einmal gegenfinanziert. 
Diese hatten in den ersten neun Monaten 2024 nämlich 
ein Defizit in Höhe von 3,7 Milliarden Euro.

Auch in der sozialen Pflegeversicherung lassen Sie die 
Menschen allein mit immer größeren Eigenanteilen; im-
mer mehr sehen sich gezwungen, auf Hilfe zur Pflege 
zurückzugreifen. Bundesgesundheitsminister Lauterbach 
verspricht weiterhin tapfer keine Leistungskürzungen. 
Doch wenn vor Ort der Kurzzeitpflegeplatz nicht vor-
handen ist, obwohl im Gesetz ein Anspruch darauf be-
steht, dann ist das bereits eine Leistungskürzung. Und auf 
ebendiese Pflege hat diese Bundesregierung in den letz-
ten Jahren überhaupt kein Augenmerk gelegt. Dabei ist 
die Pflege das Topthema der kommenden Jahre.

Strukturreformen sind nötig, und zwar sektorübergrei-
fend.

Gleichzeitig müssen endlich Kostenklarheit und Kos-
tenwahrheit in der Debatte wichtig werden. Versiche-
rungsfremde Leistungen wie die GKV-Beiträge für Bür-
gergeldempfänger, Coronagelder oder die 
Rentenversicherungsbeiträge für pflegende Angehörige 
müssen endlich steuerfinanziert werden.

Unsere Sozialversicherung ist ein enormer Schatz. Zu 
Recht sind die Bürgerinnen und Bürger deshalb besorgt: 
Hält das sozialstaatliche Versprechen, dass sie mit den 
Leistungen rechnen können? Wir werden uns dieses The-
mas annehmen, um auch hier für Sicherheit zu sorgen mit 
Strukturreformen, die diesen Namen verdienen.

Maria Klein-Schmeink (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Die Finanzierung unserer sozialen Sicherungssysteme 
gehört zu den Themen, für die ich mir deutlich mehr 
Aufmerksamkeit wünsche. Sonntagsreden, allgemeine 
Bekenntnisse zur Bedeutung der Sozialversicherungen 
gibt es genug. Jetzt muss es darum gehen, wie wir ange-
sichts der Herausforderungen des demografischen Wan-
dels und der oft kostenintensiven Möglichkeiten moder-
ner Medizin gute Gesundheitsversorgung und gute Pflege 
für alle sicherstellen.

Bereits die aktuellen Zahlen zur Beitragsentwicklung 
in den Sozialversicherungen und besonders in der Kran-
ken- und Pflegeversicherung sind dramatisch. Mit Be-
ginn des Jahres 2025 haben wir insgesamt einen Beitrags-
satz von im Durchschnitt fast 42 Prozent erreicht – weit 
über den 40 Prozent, die eigentlich angestrebt waren und 
die manche in diesem Hause sogar in ihre Wahlpro-
gramme geschrieben haben. Konkrete Antworten, wie 
das umgesetzt werden soll, werden dort leider nicht ge-
geben. Politik muss sich aber diesen unbequemen Fragen 
stellen, um unsere soziale Sicherung zukunftsfest zu ma-
chen.

Was sind die Ursachen für diese Entwicklung?
Erstens. Der Staat hat sich auf Kosten der Sozialver-

sicherungen saniert. Immer mehr gesamtgesellschaftlich 
zu tragende Aufgaben wurden in die Sozialversicherung 
verschoben und damit den Beitragszahlenden überge-
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wälzt. Dazu gehören in der Kranken- und Pflegeversiche-
rung beispielsweise die Gesundheitsversorgung der Bür-
gergeldbeziehenden oder die Rentenbeiträge für pfle-
gende Angehörige.

Zweitens. Der Stellenwert von Löhnen und Gehältern 
für das Volkseinkommen sinkt. Das führt zu einer immer 
stärkeren Belastung von Einkommen aus Beschäftigung 
und Selbstständigkeit; denn die Lücke zwischen den Ein-
nahmen und Ausgaben in der Sozialversicherung wächst 
stetig.

Drittens. Jahrelang wurden grundlegende Reformen 
verschlafen, die insbesondere in der Krankenversiche-
rung zu mehr Effizienz geführt hätten. Das Ergebnis: 
Deutschland hat eines der teuersten Gesundheitssysteme 
der Welt. Bei den Überlebensraten bei Erkrankungen wie 
Krebs oder Schlaganfall oder generell bei der Lebens-
erwartung liegen wir aber nur im Mittelfeld.

Auch die Prognosen für die Zukunft der Sozialver-
sicherungsbeiträge geben Anlass zur Sorge. Eine Studie 
für die Krankenkasse DAK hat das kürzlich eindrucks-
voll belegt. Danach könnte der Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrag bis 2035 auf bis zu 53 Prozent ansteigen. 
Die Versicherten müssten einen immer größer werdenden 
Anteil ihres Einkommens aus Beschäftigung oder Selbst-
ständigkeit für die Sozialversicherung aufwenden. Das 
trifft vor allem Menschen mit kleinen bis mittleren Ein-
kommen. Es trifft aber auch die Arbeitgeber, mit der 
Folge, dass Arbeit in diesem Land immer teurer wird.

Wie können wir dieses Problem lösen?
Kurzfristig müssen wir dafür sorgen, dass gesamt-

gesellschaftliche Aufgaben stärker durch den Staat finan-
ziert werden. So können wir die Beitragszahlenden er-
heblich entlasten. Würde beispielsweise die Pauschale 
des Bundes für die Bürgergeldbeziehenden an die GKV 
angemessen erhöht, hätte die Krankenversicherung etwa 
9 Milliarden Euro zusätzliche Einnahmen. Der Beitrags-
satz könnte um 0,5 Beitragssatzpunkte sinken. Auch die 
Rentenversicherungsbeiträge für pflegende Angehörige 
sollten durch Steuermittel und nicht nur durch die Bei-
tragszahlenden getragen werden. Das brächte zusätzlich 
eine Entlastung von 3,6 Milliarden Euro für die Pflege-
versicherung. In diesen Punkten muss unter den demo-
kratischen Gesundheitspolitikerinnen und Gesundheits-
politikern kurzfristig ein Konsens erzielt werden.

Ebenso kurzfristig brauchen wir Strukturreformen, um 
die Über- und Fehlversorgung im Gesundheitswesen zu 
reduzieren. Mit der Krankenhausreform haben wir hier 
einen wichtigen Schritt gemacht. Ich würde mir wün-
schen, dass die CDU/CSU diese Reform unterstützt, statt 
sich aus parteipolitischen Gründen in die Büsche zu 
schlagen. Weitere Schritte wie etwa die Reform der Not-
fallversorgung sowie auch eine stärkere Steuerung der 
Patientinnen und Patienten müssen folgen.

Auf längere Sicht müssen wir das finanzielle Fun-
dament unserer Sozialversicherung stärken und verbrei-
tern. Robert Habeck hat zum Beispiel vorgeschlagen, 
auch Kapitalerträge bei der Finanzierung der Kranken-
versicherung einzubeziehen. Das ist ein richtiger Vor-
schlag; denn wenn wir das nicht tun, wird Arbeit immer 
teurer und den Beschäftigten bleibt immer weniger von 

ihrem Lohn. Solche Vorschläge gibt es auch aus anderen 
Teilen dieses Hauses, auch von denen, die besonders 
stark gegen Habecks Vorschlag polemisiert haben. So 
gibt es zum Beispiel aus dem Umfeld der CDA Vorschlä-
ge, die in die gleiche Richtung zielen. Ich sehe hier zu-
mindest Brücken, um gemeinsam an Lösungen zu arbei-
ten.

Unser Anspruch muss es doch sein, dass alle in diesem 
Land gut und verlässlich abgesichert sind, dass sie eine 
bedarfsgerechte Pflege erhalten und im Falle einer Er-
krankung die Behandlung bekommen, die sie benötigen. 
Das gilt besonders in Zeiten wachsender gesellschaftli-
cher Verunsicherung.

Matthias W. Birkwald (Die Linke):
Die Sozialversicherungen sind bedeutsame Errungen-

schaften und der Kern unseres Sozialstaates. Die gesetz-
liche Renten-, Kranken- und Pflegeversicherung sichern 
Leistungen, die über private Versicherungen kaum finan-
zierbar wären.

Aber alle vergangenen Bundesregierungen – egal ob 
mit Beteiligung von Union, SPD, FDP und Grünen – 
haben die Schutzfunktion unserer Sozialversicherungen 
torpediert, indem sie Leistungen oder die Finanzierung 
gekürzt haben. Dies hatte und hat immer noch weitrei-
chende Folgen:

Die Absicherung von Arbeitslosigkeit ist durch 
Hartz IV bzw. Bürgergeld nicht armutsfest; zahlreiche 
Zusatzleistungen werden von der Krankenversicherung 
nicht mehr übernommen, wie zum Beispiel Zahnersatz 
oder Brillen; und durch die Absenkung des Renten-
niveaus ist in der Rente für viele nur eines sicher: Alters-
armut!

Das ist eine Schande für ein so reiches Land wie 
Deutschland! Aber Union und FDP reicht das offensicht-
lich immer noch nicht – sie schwingen weiter die Abriss-
birne. Das ist Klientelpolitik für die Arbeitgeber, nicht für 
die Menschen – das lehnen wir ab!

Diese Gesinnung zeigen auch die Fragen der Großen 
Anfrage der Union. Mal abgesehen davon, dass sie sich 
viele der Fragen mit einem Blick auf die Website der 
jeweiligen Versicherung selbst beantworten könnten: 
Wer behauptet, die Sozialversicherungen seien nicht 
mehr finanzierbar, der verunsichert nicht nur die Men-
schen, sondern der lügt.

Wir Linken haben zahlreiche Konzepte vorgelegt, mit 
denen nicht nur die Finanzierung der Sozialversicherun-
gen verbessert werden würde, sondern durch die es für 
alle auch mehr Leistungen gäbe. Schon drei einfache 
Maßnahmen würden die Sozialversicherungen stabilisie-
ren:

Erstens müssen mehr Menschen einbezogen werden, 
also auch Selbständige, Politiker und Beamte! Das ist 
machbar, zeigt ein Blick nach Österreich.

Zweitens wollen wir hohe Einkommen stärker an der 
Finanzierung beteiligen und die Beitragsbemessungs-
grenzen aufheben bzw. bei der Rente verdoppeln. Es läuft 
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doch was schief, wenn die Kassiererin im Supermarkt auf 
ihr komplettes Einkommen Sozialabgaben bezahlt, der 
Manager aber nur auf einen Teil – Schluss damit!

Drittens – und man kann es nicht oft genug sagen –: 
Die Löhne müssen rauf – das bedeutete auch mehr Geld 
in den Sozialversicherungen. Dazu muss der gesetzliche 
Mindestlohn, aber vor allem die Tarifbindung steigen.

Die Linke sagt Nein zu Sozialkürzungen – der Sozial-
staat ist und bleibt unverhandelbar!

Dies war meine voraussichtlich letzte Rede im Deut-
schen Bundestag. Darum sage ich Danke.

Ich danke insbesondere meinem Team in Berlin, in 
Köln und in Erftstadt-Liblar und allen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern, die mich in den vergangenen fünfzehn-
einhalb Jahren unterstützt haben. Ohne sie wäre meine 
Arbeit völlig unmöglich gewesen. Danke schön!

Mein Dank gilt allen Wählerinnen und Wählern, mei-
ner Partei und vielen Kolleginnen und Kollegen in der 
Bundestagsverwaltung und in den unterschiedlichsten 
Fraktionen und Gruppen dieses Hauses. Dass mir auch 
freundschaftliche Verbindungen über die Parteigrenzen 
hinweg von der Linken bis zur CSU vergönnt waren, ist 
mir eine demokratische Freude.

Ich danke auch meiner Freundin Ruth, meiner Familie 
und meinem Freundeskreis für jahrelange Nachsicht und 
viel Verständnis.

Für den 21. Deutschen Bundestag habe ich nicht wie-
der kandidiert.

Seit 2009 war ich der renten- und alterssicherungspoli-
tische Sprecher der Linken, fast so lange, wie Norbert 
Blüm Rentenminister war, 15 Jahre Mitarbeiter der Ab-
geordneten Heidi Knake-Werner, Wolfgang Bierstedt, 
Lothar Bisky und Steffen Hultsch, 15 ½ Jahre Mitglied 
des Bundestages. Gut 25 Jahre Pendeln zwischen Köln 
und Berlin, überwiegend mit der Deutschen Bahn. Fast 
35 Jahre hauptamtlich in der Politik und fast 45 Jahre 
ehrenamtliches politisches Engagement waren das.

Als jemand, der immer gegen die Rente erst ab 67 
gekämpft hat, ist es nun Zeit für mich.

Ich hoffe, meinen bescheidenen Beitrag dazu geleistet 
zu haben, den Sinkflug des Rentenniveaus gestoppt und 
den gesetzlichen Mindestlohn auf den Weg gebracht zu 
haben.

„Birkwald geht in Rente“, lautete eine Zeitungsmel-
dung. Ich gehe mit den Worten Lothar Biskys; er sagt 
immer wieder zweierlei: Erstens: „Habe die Ehre!“ Und 
zweitens: „Ich habe mir Mühe gegeben. Teilweise hat es 
auch viel Freude gemacht.“

Anlage 10 

Zu Protokoll gegebene Reden
zur Beratung des von der Bundesregierung ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes über die Stif-
tung Preußischer Kulturbesitz (StiftPKG)
(Zusatzpunkt 24)

Helge Lindh (SPD):
Heute verabschieden wir eine Reform, die nicht nur 

eine der zentralen kulturpolitischen Maßnahmen dieser 
Legislaturperiode darstellt, sondern auch eine von großer 
symbolischer Tragweite ist. Mit der Neuausrichtung der 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz (SPK) stellen wir die 
Weichen für eine moderne, effiziente und zukunftsfähige 
Kulturinstitution.

Diese Reform ist weit mehr als eine reine Verwaltungs-
anpassung – sie markiert einen kulturpolitischen Paradig-
menwechsel. Die SPK vereint mit ihren 25 Museen, Bi-
bliotheken, Archiven und Forschungsinstituten einige der 
bedeutendsten Kunst- und Kulturschätze der Welt. Doch 
bislang schöpft sie ihr Potenzial nicht vollständig aus. 
Trotz der Strahlkraft ihrer Sammlungen ist ihr Bekannt-
heitsgrad zu gering, und ihre internen Strukturen sind oft 
komplex und ineffizient.

Das 1957 geschaffene Stiftungsgesetz war eine histori-
sche Notwendigkeit der Nachkriegszeit – doch um den 
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts gerecht zu wer-
den, braucht es nun eine zeitgemäße Grundlage.

Lassen Sie mich klarstellen: Die Stiftung ist nicht ge-
scheitert, aber sie war in ihrer bisherigen Form nicht 
zukunftsfähig. Bereits 2020 hat der Wissenschaftsrat in 
seinem Gutachten auf massive strukturelle Defizite hin-
gewiesen: zu lange Entscheidungswege, unklare Verant-
wortlichkeiten und mangelnde Flexibilität in der finan-
ziellen sowie organisatorischen Steuerung.

Gleichzeitig stehen kulturelle Institutionen vor ver-
änderten Anforderungen: Digitalisierung, Internationali-
sierung, neue Vermittlungsformate und eine wachsende 
gesellschaftliche Verantwortung machen eine institutio-
nelle Neuausrichtung unumgänglich. Museen, Archive 
und Bibliotheken sind längst nicht mehr nur Bewahrer 
der Vergangenheit – sie sind Foren der Gegenwart, Orte 
der Bildung und Plattformen für den internationalen Aus-
tausch.

Was verändert sich konkret?
Die Leitung der SPK wird künftig von einem kollegia-

len Vorstand mit bis zu sieben Mitgliedern übernommen – 
anstelle einer einzelnen Präsidentin oder eines Präsiden-
ten. Dies stärkt die fachliche Expertise in der Führungs-
ebene und sorgt für eine engere Verzahnung der einzelnen 
Einrichtungen.

Der Stiftungsrat wird von 20 auf 9 Mitglieder ver- 
kleinert, um Entscheidungsprozesse zu beschleunigen. 
Bundestagsabgeordnete können künftig beratend an den 
Sitzungen teilnehmen, um Transparenz und parlamenta-
rische Anbindung sicherzustellen.

Die SPK erhält mehr finanzielle Eigenverantwortung 
und Flexibilität, um bürokratische Hürden abzubauen 
und eine effizientere Mittelverwendung zu ermöglichen.

Die Stiftung bleibt eine rechtsfähige Stiftung des öf-
fentlichen Rechts mit Sitz in Berlin, ihr Zweck wurde 
jedoch modernisiert. Dieser umfasst nun ausdrücklich 
die Bewahrung, Erforschung und Vermittlung der Kultur-
güter im gesamtstaatlichen Interesse, den internationalen 
Wissensaustausch sowie die Förderung des kulturellen 
Dialogs auf globaler Ebene.
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Der Name „Stiftung Preußischer Kulturbesitz“ bleibt 
als internationales Markenzeichen erhalten, und künftig 
können weitere Zustiftungen in die SPK aufgenommen 
werden.

Diese Reform ist mehr als eine Verwaltungsmoder-
nisierung. Sie ist ein klares Bekenntnis zur Kulturpolitik 
als zentrale Aufgabe unserer Demokratie – und sie zeigt, 
dass parteienübergreifende Kulturpolitik möglich ist.

Doch damit ist unsere Arbeit nicht beendet. Diese Re-
form ist nicht das Ende, sondern der Beginn eines kon-
tinuierlichen Entwicklungsprozesses. Es liegt in unserer 
Verantwortung als Parlamentarierinnen und Parlamenta-
rier, den Reformprozess zu begleiten, seine Umsetzung 
kritisch zu evaluieren und bei Bedarf nachzusteuern – 
insbesondere im Hinblick auf die Wirksamkeit der neuen 
Strukturen und die Verbesserung der Arbeitsabläufe.

Die Stiftung Preußischer Kulturbesitz ist eine Institu-
tion von enormem Potenzial. Mit dieser Reform geben 
wir ihr die Chance, dieses Potenzial endlich voll zu ent-
falten. Wir machen die SPK moderner, agiler und zu-
kunftsfähiger.

SPD, CDU/CSU, Bündnis 90/Die Grünen und FDP 
haben gemeinsam Verantwortung übernommen – für 
eine der bedeutendsten Kulturinstitutionen Deutschlands 
und ihre Zukunft.

Lassen Sie uns heute gemeinsam diesen Schritt gehen 
und die SPK in eine neue Ära führen – für unser kul-
turelles Erbe, für die Wissenschaft, für unsere Gesell-
schaft.

Annette Widmann-Mauz (CDU/CSU):
1957, zehn Jahre nach der Auflösung des Staates Preu-

ßen, gegründet, ist die Stiftung Preußischer Kulturbesitz 
weit mehr als eine Sammlung jahrhundertealter kulturel-
ler Schätze. Sie ist Deutschlands größte und bedeutendste 
Kulturinstitution, Herzstück und Symbol des kulturellen 
Reichtums, Wissens und der Verantwortung im Umgang 
mit Artefakten und ihrer Geschichte.

Die SPK ist mit ihren fünf Einrichtungen ein unver-
zichtbarer Akteur der deutschen und internationalen Kul-
turlandschaft. Jedes ihrer Museen, Bibliotheken, Archive 
und Forschungsinstitute ist für sich ein Leuchtturm, aber 
erst die historisch gewachsene Verbindung unter einem 
Dach macht die SPK einzigartig und zu einer wertvollen 
Schnittstelle zwischen Wissenschaft, Forschung, Kunst 
und Kultur. Ihre Museen wie das Pergamonmuseum, die 
Neue Nationalgalerie mit erfolgreichen Ausstellungen 
wie „Minimal / Maximal“ mit Werken von Alexander 
Calder oder Artefakte wie die Nofretete im Neuen Mu-
seum ziehen jährlich Millionen Besucherinnen und Be-
sucher an.

Seit der Unterzeichnung des Washingtoner Abkom-
mens 1998 nimmt die Stiftung auch bei der Provenienz-
forschung, der Rückgabe von NS-verfolgungsbedingt 
entzogenem Kulturgut oder Sammlungsgut aus kolonia-
len Kontexten eine Vorreiterrolle ein und setzt damit in-
ternational Maßstäbe. Erst kürzlich wurden fünf Werke, 
die zu den NS-verfolgungsbedingt entzogenen Kultur-
gütern zählen, aus der Gemäldegalerie der Staatlichen 

Museen zu Berlin an die Nachfahren des Eigentümers 
der Galerie Matthiesen zurückgegeben. In der National 
Art Gallery of Namibia in Windhoek wurde im April 
letzten Jahres eine Ausstellung mit 23 von der SPK re-
stituierten Objekten – darunter Alltagsgegenstände, 
Schmuck und Kleidung – eröffnet. Diese Arbeit ist nicht 
nur ein Brückenschlag zwischen Bewahrung und Auf-
arbeitung des kulturellen Erbes, sondern auch ein klares 
Bekenntnis zur Verantwortung, die aus unserer Ge-
schichte erwächst.

Von der Museumsinsel bis zur Staatsbibliothek – die 
Bedeutung der SPK ist unbestritten. Im internationalen 
Vergleich drohen die Einrichtungen der SPK jedoch 
ohne Reform ins Hintertreffen zu geraten. 2018 beauf-
tragte die damalige Kulturstaatsministerin Professor 
Monika Grütters den Wissenschaftsrat mit einer Struktu-
revaluation der SPK. In seinem Gutachten stellte er zwei 
Jahre später dringenden Handlungsbedarf fest, um die 
Potenziale der Stiftung auch in Zukunft zu nutzen, weiter 
auszuschöpfen und zu entfalten.

Die Notwendigkeit ist unstrittig, ebenso wie die Tatsa-
che, dass die Reform einer Institution dieser Größenord-
nung sich nicht dazu eignet, in Legislaturperioden und 
parteipolitischen (Bilanzierungs-)Interessen zu denken. 
Wir stehen in der Verantwortung, die SPK so zu stärken, 
dass sie den vor ihr liegenden Aufgaben des 21. Jahrhun-
derts gerecht werden und im Vergleich mit anderen in-
ternationalen Einrichtungen wie dem British Museum in 
Großbritannien oder dem Louvre in Frankreich mithalten 
kann.

Der jetzt vorliegende Gesetzentwurf enthält dazu 
wichtige Grundlagen wie die Modernisierung der Lei-
tungs- und Personalstruktur, die größere Autonomie der 
Einrichtungen, insbesondere in Haushaltsfragen oder bei 
der Organisation. In den Berichterstattergesprächen 
konnten weitere wichtige Fragen diskutiert und mit den 
gemeinsamen Anträgen gute Lösungen gefunden und 
notwendige Änderungen vorgenommen werden.

So bleibt es zum Beispiel beim bekannten Stiftungs-
namen, auch wenn der in der Übersetzung ins Englische 
sperrig oder für Jüngere altmodisch klingen mag. Doch er 
steht nicht nur für das kulturelle Erbe eines historischen 
Staates, sondern symbolisiert auch unser Bestreben, die 
Kulturgüter Preußens im föderalen Deutschland zu be-
wahren. Eine Namensänderung darf auch nicht hinter 
verschlossenen Türen im stillen Kämmerlein des Stif-
tungsrates verhandelt und beschlossen werden, sondern 
müsste, wenn überhaupt, in einer offenen, inklusiven De-
batte erfolgen und im Parlament per Gesetz beschlossen 
werden.

Wir begrüßen auch das Engagement der Länder, den 
Reformprozess strukturell voranzutreiben und finanziell 
zu unterstützen. Insbesondere vor dem Hintergrund, dass 
nicht alle Bundesländer eine preußische Historie haben.

Nicht nur bürokratische Hürden erschweren immer 
wieder die Zusammenarbeit zwischen der privatrechtlich 
organisierten Stiftung Humboldt Forum im Berliner 
Schloss und der auf Bundesgesetz basierenden SPK. 
Das Humboldt Forum – Schaufenster des Ethnologischen 
Museums und des Museums für Asiatische Kunst – ist 
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weit mehr als ein Museum. Es ist auch ein Ort der Be-
gegnung, des Lernens und des Dialogs. Es bietet vielfäl-
tige Spielräume für eine effizientere Zusammenarbeit, die 
Ausweitung von Synergien und eine zukunftsweisende 
Nutzung. Der vorliegende Gesetzentwurf schafft nun 
die Möglichkeit, privatrechtliche Stiftungen in die SPK 
zu integrieren. Damit wird jedoch noch keine Vorfest-
legung für eine strukturelle Entscheidung zum Humboldt 
Forum getroffen, sondern lediglich die rechtlichen Vo-
raussetzungen für die Möglichkeit einer Zulegung für 
diese oder andere Optionen geschaffen.

Ein wichtiges Ergebnis unserer gemeinsamen Ver-
handlungen ist auch die Aufnahme von vier beratenden 
Mitgliedern des Bundestages in den Stiftungsrat der SPK, 
so wie in anderen Bundesstiftungen wie zum Beispiel die 
„Stiftung Denkmal für die ermordeten Juden Europas“. 
Dies begrüßen wir ausdrücklich; denn deren Mitwirkung 
ermöglicht ein notwendiges Mehr an Transparenz gegen-
über dem Parlament und die Beteiligung bei strategischen 
Weichenstellungen. Wir stärken damit das Identifikati-
onspotenzial der SPK und erweitern den Diskurs über 
ihre Zukunftschancen im Einklang mit den kulturpoliti-
schen Zielen unseres Landes.

Die Reform ist damit aber noch lange nicht abge-
schlossen. Um die Stiftung nachhaltig zukunftsfest zu 
machen, liegen noch viele weitere wichtige Entscheidun-
gen vor uns.

Mit diesem Gesetz machen wir die wichtigste Kultur-
institution Deutschlands jetzt startklar auch für einen rei-
bungslosen Übergang des bisherigen Präsidenten Profes-
sor Parzinger zur seiner Nachfolgerin Professor 
Ackermann, die im Juni dieses Jahres ihr Amt antreten 
und den Reformprozess fortan steuern wird. Wir danken 
Herrmann Parzinger für seine langjährige wertvolle Ar-
beit und wünschen Marion Ackermann für die Zukunft 
alles Gute und viel Erfolg!

Anlage 11 

Zu Protokoll gegebene Reden
zur Beratung des Antrags der Abgeordneten Sevim 
Dağdelen, Dr. Sahra Wagenknecht, Ali Al-Dailami, 
weiterer Abgeordneter und der Gruppe BSW: 
Keine Lieferung der Taurus-Marschflugkörper – 
Diplomatie zur Beendigung des Ukraine-Krieges 
unterstützen
(Tagesordnungspunkt 16)

Dr. Ralf Stegner (SPD):
Die Gruppe BSW hat heute einen Antrag vorgelegt, 

mit dem sie uns erklären will, was Friedenspolitik ist. 
Ausgerechnet diejenigen, die bis heute nicht eindeutig 
den russischen Angriffskrieg verurteilen, die sich immer 
noch nicht ganz und vollständig vom Kriegsverbrecher 
Putin abwenden können, wollen uns Ratschläge in Fragen 
der Friedens- und Sicherheitspolitik geben. Das ist – mit 
Verlaub – schon ein bemerkenswerter Vorgang.

Der Bundeskanzler hat in dieser Frage eine klare und 
unmissverständliche Position bezogen: Deutschland wird 
keine Taurus-Marschflugkörper an die Ukraine liefern. 
Diese Entscheidung ist wohlüberlegt und folgt der Ver-
antwortung, die Deutschland als führende europäische 
Nation für den Frieden auf unserem Kontinent trägt.

Wer wie der Oppositionsführer Friedrich Merz mit 
markigen Sprüchen und unseriösen Ultimaten gegenüber 
einer Atommacht hantiert, der spielt mit dem Feuer. Das 
ist keine verantwortungsvolle Politik, das ist gefährlicher 
Aktionismus. Und auch an die Freunde der unbeschränk-
ten Aufrüstung, die zurzeit Oberwasser verspüren, sei 
gesagt: Die Ereignisse der vergangenen Tage, der große 
Wortbruch des Friedrich Merz, was die Zusammenarbeit 
mit der rechtsextremen AfD angeht, strahlt auch auf an-
dere Politikfelder aus. Was ist das Wort eines Mannes 
wert, den auch in so grundsätzlichen Fragen seine eige-
nen Versprechen von vor ein paar Monaten nicht mehr zu 
interessieren scheinen?

Lassen Sie mich eines sehr deutlich sagen: Friedens-
politik ist keine Frage von Schwarz oder Weiß. Wer ernst-
haft Frieden will, der muss auch in der Lage sein, diffe-
renziert zu denken. Der muss der Diplomatie eine Chance 
geben. Der muss auch mit Regierungen sprechen, die 
nicht unsere Werte teilen. Willy Brandt hat es einmal so 
formuliert: „Der Frieden ist nicht alles, aber alles ist ohne 
den Frieden nichts.“

Aber diese Erkenntnis bedeutet gerade nicht, dass wir 
uns der Gewalt beugen. Im Gegenteil: Die Unterstützung 
der Ukraine in ihrem Recht auf Selbstverteidigung ist 
richtig und notwendig. Deutschland ist nach den USA 
der größte Unterstützer der Ukraine. Aber diese Unter-
stützung muss mit Augenmaß erfolgen. Die Lieferung 
von Taurus-Marschflugkörpern mit ihrer Reichweite 
von 500 Kilometern würde eine neue Qualität der deut-
schen Beteiligung bedeuten. Sie würde das Risiko einer 
direkten Konfrontation zwischen der NATO und Russ-
land erhöhen. Dieses Risiko einzugehen wäre unverant-
wortlich.

Die Verfechter einer Taurus-Lieferung müssen sich 
fragen lassen: Wo soll das enden? Welche rote Linie 
wollen sie noch überschreiten? Ein verantwortungsvoller 
Umgang mit Waffen bedeutet auch, Grenzen zu setzen 
und diese klar zu kommunizieren. Der Bundeskanzler 
hat diese Grenzen klar definiert: Deutschland wird die 
Ukraine weiter unterstützen – politisch, wirtschaftlich 
und auch militärisch. Aber wir werden nicht zulassen, 
dass Deutschland zur Kriegspartei wird. Diese Position 
ist richtig, und sie verdient unsere volle Unterstützung.

An die Adresse der BSW-Gruppe sei gesagt: Wer mit 
Putin gemeinsame Sache macht, hat jede Glaubwürdig-
keit in der Friedenspolitik verspielt. Friedenspolitik be-
deutet nicht, dem Aggressor nach dem Mund zu reden. 
Sie bedeutet auch nicht, die Ukraine zur Kapitulation zu 
drängen. Echte Friedenspolitik braucht Prinzipien und 
Haltung. Sie braucht die Bereitschaft zur Verteidigung 
unserer Werte, aber auch das Augenmaß, eine weitere 
Eskalation zu verhindern. Genau diese Balance wahrt 
der Bundeskanzler mit seiner Entscheidung.
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Ihren Antrag werden wir selbstverständlich ablehnen. 
Die Position des Bundeskanzlers bedarf keiner Bestäti-
gung durch die Wagenknecht-Partei – sie ist klar, sie ist 
richtig, und sie wird von einer breiten Mehrheit der Be-
völkerung getragen.

Dietmar Nietan (SPD):
Es ist ein besonderer Moment für mich; denn dies wird 

meine letzte Rede in diesem Hohen Hause sein.

Als ich 1998 zum ersten Mal in den Bundestag einzog, 
war die Welt zweifellos eine andere – nicht unbedingt 
schöner und heller, nicht unbedingt einfacher. Aber da-
mals hätte ich mir nicht vorstellen können, dass die 
Feinde einer demokratischen, offenen, pluralistischen 
Gesellschaft in fast allen demokratischen Gesellschaften 
auf dem Vormarsch sind; dass es eine rechte faschistoide 
Internationale gibt, deren Kitt – bei allen Interessenunter-
schieden untereinander – der gemeinsame Hass auf die 
Errungenschaften der Aufklärung und hier insbesondere 
die Freiheit des Einzelnen ist; dass der alte russische 
Imperialismus unter einem Stalin-Verehrer wieder die 
Freiheit der Völker an den Grenzen Russlands bedroht 
und sich die Ukraine ganz in diesem Sinne eines Ver-
nichtungskrieges gegen das ukrainische Volk und die 
ukrainische Souveränität erwehren muss. All das hätte 
ich mir vor über 26 Jahren so nicht vorstellen können.

Nun debattieren wir zum wiederholten Male über die 
vermeintlich einfachen Lösungen des BSW für die Be-
endigung dieses Krieges. BSW und AfD machen beim 
Ukrainekrieg gemeinsame Sache! Ihre Propaganda ist 
eine zynische Täter-Opfer-Umkehr! Wenn die Ukraine 
doch nicht so störrisch wäre und dem russischen Aggres-
sor doch ein wenig Territorium als Beute abtreten würde. 
Wenn der Westen doch einfach der Ukraine keine Waffen 
mehr liefern würde. Ja, dann … Ja, was dann? Dann gäbe 
es einen Frieden, der diesen Namen nicht verdient. Einen 
erzwungenen Frieden, der den Aggressor belohnt. Einen 
Frieden, der keiner ist, weil er dem Aggressor zeigt, dass 
er am Ende bekommt, was er will. Wenn nicht sofort, 
dann eben scheibchenweise.

Es überrascht mich nicht, dass politische Kräfte wie 
die AfD, das BSW oder auch Teile der Partei Die Linke 
immer wieder versuchen, in diesem Parlament und in der 
Öffentlichkeit die russische Sichtweise auf den völker-
rechtswidrigen Krieg der Russischen Föderation gegen 
die Ukraine zu lancieren. Diese Strategie ist bekannt, 
sie zielt darauf ab, die Realität zu verdrehen und die Ver-
antwortung des Aggressors zu verschleiern.

Mit BSW und AfD hat Wladimir Putin zuverlässige 
Getreue im Deutschen Bundestag. Sie sind „professio-
nelle Bewirtschafter der Angst, die Putin erzeugt“ – so 
hat es der renommierte Osteuropahistoriker Professor 
Karl Schlögel ausgedrückt. Besser könnte man es nicht 
auf den Punkt bringen. Das Mantra von „Frieden“, „di-
plomatischen Lösungen“ und der Verwischung der Gren-
zen zwischen Angreifer und Opfer ist der bewusste Ver-
such von Putins Handlangern in AfD und BSW, die 
öffentliche Meinung zu manipulieren.

Ich erinnere an die Worte Lenins, Ihres geistigen Men-
tors, Frau Dr. Wagenknecht. Sie, Frau Wagenknecht, und 
Ihre handverlesenen Getreuen mit BSW-Parteibuch fun-
gieren als „nützliche Idioten“ eines brutalen Mörders – 
und der heißt Wladimir Putin.

Und Ihre Wahlplakate, Frau Wagenknecht, auf denen 
Sie den Wählerinnen und Wählern vollmundig die Wahl 
zwischen Krieg oder Frieden versprechen, sind eine maß-
lose Selbstüberschätzung, eine blanke Verhöhnung des 
Wahlvolkes und letztlich ein ganz perfides Spiel mit 
den Ängsten der Menschen. Haben Sie Putins Durchwahl 
und können ihn kurzfristig davon überzeugen, die 
Ukraine in Ruhe zu lassen? Dann tun Sie es doch endlich!

Die Mehrheit in unserem Land, Frau Wagenknecht, 
lässt sich nicht täuschen, auch wenn Sie Ihre Propaganda 
hundertmal wiederholen. Frieden und Freiheit sind die 
höchsten Güter, die ein Land besitzen kann. Doch diese 
Werte sind niemals selbstverständlich und auch nicht 
kostenlos zu haben. Unsere Freiheit hat einen Preis. Wir 
hatten das vorübergehend wohl vergessen, während wir 
jahrzehntelang in Sicherheit und Freiheit gelebt haben. 
Deshalb war das Erwachen so böse. Diesen Preis zu zah-
len, ist jetzt unsere Verantwortung, nicht nur um unsere 
Werte zu schützen, sondern am Ende auch, um unsere 
Freiheit zu retten.

Wer ihre Biografie kennt, Frau Wagenknecht, weiß, 
dass es nicht die parlamentarische Demokratie westlicher 
Prägung war, die ihr Herz erwärmt hat. Und auch nicht 
die Sozialdemokratie. Dass nun ausgerechnet Sie sich in 
Ihrem Wahlprogramm in die Tradition von Willy Brandt 
stellen, ist daher blanker Zynismus. Willy Brandt wäre 
heute einer der entschiedensten Unterstützer der Ukraine!

„Noch niemals ist der Friede durch Schwäche gerettet 
worden“, sagte Willy Brandt auf einer Kundgebung ge-
gen den Bau der Berliner Mauer am 16. August 1961. 
Und er stellte klar, „… dass ein Teilerfolg einer Diktatur 
diese Diktatur nur hungriger und hemmungsloser macht“. 
Willy Brandt sagte damals unmissverständlich: „Nach-
geben und Beschwichtigen sind nur die Einladung zu 
neuen Übergriffen.“ Ich bin mir sicher, Brandt wäre heute 
entsetzt über Ihre Putin-Apologetik. Und ich bin mir si-
cher, dass Putin wie andere Diktatoren nur vor Stärke 
Respekt hat.

Glauben Sie mir, gerade weil die SPD – im Gegensatz 
zu Ihnen und den anderen Putin-Verstehern – in der Tra-
dition von Willy Brandt steht, wünschen wir nichts mehr 
als Abrüstung und Verständigung. Aber wir bleiben fest 
an der Seite der überfallenen Ukraine. Wir haben eine 
Verteidigungs- und Sicherheitspolitik ins Rollen ge-
bracht, die endlich mehr Verantwortung beim Schutz Eu-
ropas übernimmt. Denn Diplomatie funktioniert nicht – 
ganz im Sinne dessen, was ich gerade von Willy Brandt 
zitiert habe – aus einer Position der ängstlichen Schwä-
che.

Seit nunmehr fast drei Jahren verteidigen die Ukraine-
rinnen und Ukrainer mit unermüdlichem Einsatz ihre 
Freiheit und ihr Leben. Indem Sie ihnen dieses Recht 
mit Ihrer Lesart der russischen Aggression absprechen, 
zeigen Sie, was Sie von Freiheit und Demokratie halten. 
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Die Ukraine verteidigt nicht nur ihre eigene, sondern 
auch unsere Freiheit vor dem neuen brutalen russischen 
Imperialismus.

Und weil sich die Ukraine dem Freiheitsbegriff west-
licher Prägung und in diesem Sinne im Besonderen der 
EU zugewandt hat, hatte sie von Anfang an jede Chance 
auf Solidarität von Ihnen, Frau Wagenknecht, verspielt. 
Denn westliche freie Gesellschaften und insbesondere die 
EU sind nicht das, was Ihnen vorschwebt. Da sind Sie 
dann in Ihrem Eifer gegen die USA und den Westen lieber 
ein bisschen näher bei dem Autokraten im Kreml. Wie 
heißt es noch so schön: Der Feind meines Feindes …

Erlauben Sie mir bitte, am Ende noch einmal Willy 
Brandt zu zitieren: „Wenn ich sagen soll, was mir neben 
dem Frieden wichtiger sei als alles andere, dann lautet 
meine Antwort ohne Wenn und Aber: Freiheit. Die Frei-
heit für viele, nicht nur für die wenigen. Freiheit des 
Gewissens und der Meinung. Auch Freiheit von Not 
und von Furcht.“ Und genau darum sollten wir Demokra-
tinnen und Demokraten die Ukraine unterstützen. Für 
ihre und für unsere Freiheit!

Knut Abraham (CDU/CSU):
Seit fast drei Jahren führt Russland einen von seinem 

Präsidenten geplanten und gewollten brutalen Angriffs-
krieg gegen sein Nachbarland, die Ukraine – sein Nach-
barland, dessen Existenzberechtigung negiert wird, 
obwohl Russland in mehreren völkerrechtlich verbindli-
chen Abkommen genau die territoriale Integrität der 
Ukraine garantiert hatte. Da ist das Abkommen von Paris 
und vor allem das Budapester Memorandum. Für Russ-
lands Angriff auf dieses Nachbarland gibt es keine, aber 
auch gar keine Rechtfertigung. Am 24. Februar 2022 ist 
die atomare Großmacht Russland mit 170 000 Soldaten in 
die Ukraine eingefallen. Einen solchen Überfall auf das 
Land hat es seit dem Juni 1941 nicht mehr gegeben. Auch 
damals, beim Überfall der Wehrmacht auf die Sowjet-
union, traf es die Ukraine zuerst.

Wenn man nun den Textentwurf einer Gruppe im Bun-
destag, des Bündnisses Sahra Wagenknecht, dessen Ziel, 
so auf den Wahlplakaten zu lesen, angeblich „Frieden“ 
ist, liest, so erstaunt doch – und das ist so verwerflich wie 
schändlich –, dass sich dieser Text mit keinen Worten der 
Tatsache widmet, dass der Krieg von Moskau zu verant-
worten ist und von Moskau geführt wird. Haben Sie ei-
gentlich gar kein Wort übrig für die Verantwortlichkeiten 
in diesem putingemachten scheußlichen Krieg? Wie wol-
len Sie denn von „Diplomatie“ sprechen, wenn Sie nicht 
mal die wenigsten Worte finden für die Verantwortlich-
keiten?

Der vorliegende Text der BSW-Resolution wird viel-
mehr von einer unterschwelligen Sympathie dafür ge-
prägt, dass die Ukraine zunehmend in militärische 
Schwierigkeiten gerät. Doch anstatt die menschlich und 
politisch naheliegende Konsequenz zu ziehen und dem 
überfallenen, vergewaltigten Opfer Hilfe zuzusichern, 
sorgt sich der Text des BSW um die Möglichkeit, dass 
die Ukraine mithilfe westlicher und deutscher Waffen das 
Territorium des Aggressors erreichen könnte. Und anstatt 
den Kriegstreiber Putin und seine Clique in dem Text zu 

kritisieren, fordert das BSW, Deutschland möge keine 
angeblichen Ultimaten stellen. Das ist doch ungemein 
verquer!

Um was es Ihnen in Wahrheit geht, ist nicht Diploma-
tie, sondern die Kapitulation der Ukraine. Nichts anderes 
würde geschehen, wenn man dem überfallenen Opfer 
Waffenlieferungen zu seiner Verteidigung verwehrte. 
Dies zu wissen und dennoch den Lieferstopp zu fordern, 
dient nicht dem Frieden, sondern Moskau. Wo ist denn 
die Logik bei Ihnen? Warum sollte Putin aufhören, die 
Ukraine zu vergewaltigen, wenn diese sich nicht mehr 
wehren kann? Er könnte jederzeit aufhören. Jederzeit. 
In Wahrheit wollen Sie, Sie vom BSW, den Erfolg Putins, 
der sich einstellen würde, wenn die Unterstützung ein-
gestellt würde.

Nehmen Sie eigentlich zur Kenntnis, dass keine, gar 
keine der bisherigen Kontaktversuche in Sachen Diplo-
matie irgendeine Resonanz bei Putin gehabt hätten? Wo 
kann ich Ihre Ausführungen zu diesen Tatsachen lesen? 
Warum beschäftigen Sie sich nicht damit? Ich kann es 
Ihnen sagen: Weil es Ihnen gar nicht um einen echten 
Frieden geht, sondern weil Sie Putins Weltbild teilen.

Der Text ist nicht nur schlecht. Er ist erbärmlich 
schlecht. Ein so mieses Machwerk lehnt meine Fraktion 
natürlich ab!

Robin Wagener (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Yarina, 21 Jahre, eine engagierte Managerin in ihren 

ersten Berufsjahren; Daryna, 18 Jahre, Studentin an der 
Katholische Universität Lwiw; Emilia, gerade 7 Jahre alt 
geworden, liebte Musik und spielte gern Klavier; 
Eugenia, die Mutter dieser drei Mädchen. Eine liebende 
Mutter und Ehefrau, die sich für ihre Familie, ihre 
Freunde und ihre Gemeinde einsetzte.

Das sind die Menschen, die Yaroslaw in der Nacht des 
4. September vergangenen Jahres verlor, als Russland 
wiederholt und heimtückisch Raketen auf zivile Wohn-
gebiete in der Ukraine richtete: seine drei Töchter, seine 
Frau.

Erst vorgestern traf ich Yaroslaw, einen starken, tapfe-
ren Mann, der alles verloren hat. Er fand trotz seines 
Schicksals die Kraft, nach Deutschland zu kommen. Er 
dankte für unsere Unterstützung, auch wenn sie das Le-
ben seiner Familie nicht retten konnte. Er kam aber vor 
allem mit einer Warnung: Wenn Russland in der Ukraine 
nicht gestoppt wird, droht vielen weiteren Menschen das 
Schicksal seiner Familie. Dann drohen Krieg und Terror 
weit über die Ukraine hinaus.

Für uns Grüne besteht kein Zweifel: Die Ukraine 
braucht dringend Luftverteidigung, für die im Übrigen 
auch das notwendige Geld durch den Haushaltsausschuss 
bereitgestellt werden kann – aus den Rücklagen, ohne 
irgendwelche taktischen Manöver im Wahlkampf. Die 
Ukraine braucht die notwendigen Waffen, um sich gegen 
die russischen Angreifer zu verteidigen, Menschen vor 
Besatzung, Folter, Verschleppung, Mord zu schützen.

Vor fast einem Jahr hat der Bundestag klargemacht, 
dass dazu notwendigerweise auch „weitreichende[n] 
Waffensysteme[n]“ gehören, „um die Ukraine … in die 
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Lage zu versetzen, völkerrechtskonforme, gezielte An-
griffe auf strategisch relevante Ziele weit im rückwärti-
gen Bereich des russischen Aggressors zu ermöglichen“. 
Sie kennen doch alle die Positionen und Auseinanderset-
zungen dazu, wie und womit das umgesetzt werden 
müsste und wer blockiert.

Denen, die an echtem Frieden in Freiheit und Sicher-
heit interessiert sind, geht es aber nicht um ständige De-
batten über einzelne Waffensysteme. Es geht darum, das 
strategische Ziel festzulegen und dann die dafür nötige 
Unterstützung zu leisten.

Ich habe den Eindruck, es werden immer wieder ver-
meintliche Gegensätze – wie Diplomatie und militärische 
Unterstützung – behauptet, um von einem völlig inhalts-
leeren Friedensbegriff abzulenken.

Jeder, der einigermaßen bei Trost und moralisch nicht 
komplett verloren ist, will Frieden. Frieden, Freiheit, Si-
cherheit: Elementare menschliche Bedürfnisse, und sie 
gehören zusammen.

Unterwerfung und Fremdbestimmung stiften keinen 
Frieden, sondern stärken Willkür, Chauvinismus und Ge-
walt. Für uns ist Frieden mehr als die Abwesenheit von 
Krieg. Frieden ist das Versprechen von Sicherheit. Frie-
den schafft Raum für Freiheit und Wohlstand, für soziale 
und politische Teilhabe, für Selbstverwirklichung. Frie-
den schafft die Voraussetzungen für die Durchsetzung 
politischer Rechte und rechtsstaatlicher Prinzipien, für 
Demokratie, für Dialog, für soziale Gerechtigkeit, Chan-
cengleichheit und kulturelle Vielfalt. Für diesen Frieden 
kämpft die Ukraine. Kämpfen wir gemeinsam, denn die-
ser Frieden gilt uns allen.

Was Sie machen, ist aber Etikettenschwindel. Sie miss-
brauchen den zutiefst menschlichen Wunsch nach Frie-
den für Ihre Politik im Sinne des einzigen Kriegstreibers. 
Der Einzige, der diesen Krieg will, ihn immer weiter 
eskaliert und der jenseits einer völligen Unterwerfung 
und Kapitulation keine Bereitschaft zu Verhandlungen 
zeigt, ist der russische Diktator Putin.

Sie schwadronieren von russischen Sicherheitsinteres-
sen und meinen damit das Interesse an der Unterwerfung 
der Nachbarn. Sie stehen an der Seite eines Diktators, an 
der Seite desjenigen, der Tschetschenien zerstört hat, der 
Georgien überfallen hat, der syrische Städte zerstört hat 
und die Ukraine unterwerfen will. Das Wort „Frieden“ 
aus Ihrem Mund ist zynische Verachtung für die Opfer. 
Und es ist Missachtung der Menschen in Deutschland, 
die sich nach Frieden, Freiheit und Sicherheit sehnen, 
die Sie mit dem Etikettenschwindel hinters Licht führen, 
weil die Unterwerfung unter die Gewalt des russischen 
Regimes den Frieden in Freiheit in Europa gefährden.

Sie behaupten, über Taurus-Lieferungen diskutieren zu 
wollen – die leider gar nicht anstehen. Der Taurus wird 
gegen unsere schon oft deutlich gemachte klare Haltung 
nicht an die Ukraine geliefert. Und trotzdem wird der 
Taurus als Waffe eingesetzt, als Waffe im russischen In-
formationskrieg, gegen uns und unsere deutschen und 
europäischen Interessen. Und Sie vom BSW machen 
sich dabei, ob freiwillig oder unfreiwillig, zu Werkzeugen 
der russischen Propaganda gegen unser Land.

Statt durch seine Qualitäten gezielt russische Kom-
mandoposten, Versorgungsrouten oder Munitionsdepots 
zu bekämpfen, wurde der Taurus genutzt, um rhetorisch 
die deutsche Debatte zu vernebeln, um Kriegsangst zu 
schüren und Deutschlands Solidarität infrage zu stellen. 
Vielleicht ist es doch eine Wunderwaffe, wenn sie so 
grandios gegen uns selbst wirkt, ohne überhaupt geliefert 
worden zu sein.

Wir gehen auf den dritten Jahrestag der Vollinvasion 
zu. Der Krieg dauert bereits über zehn Jahre. Russland 
allein hat über 700 000 Opfer zu beklagen. Und trotzdem 
hält Putin an seinen Kriegszielen unvermindert fest.

Und auch für uns sollte das Ziel klar sein: Frieden in 
Freiheit – in ganz Europa.

Anlage 12 

Zu Protokoll gegebene Reden
zur Beratung des von den Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes für dringliche Änderungen 
im Finanzmarkt- und Steuerbereich
(Zusatzpunkt 25)

Dr. Michael Meister (CDU/CSU):
Wir beraten heute abschließend einen Gesetzentwurf, 

um einige dringliche Regelungen auf den Weg zu brin-
gen, insbesondere zur Umsetzung von europäischen Vor-
gaben im Finanzmarktbereich.

So sollen unter anderem Regelungen für das Förder- 
und Bürgschaftsgeschäft sowie von zwei Wahlrechten in 
der Überarbeitung der EU-Kapitaladäquanzverordnung 
umgesetzt werden. Ohne die nun vorgesehenen nationa-
len Regelungen wäre wegen der seit 1. Januar 2025 in 
Kraft getretenen verschärften europäischen Regelungen 
der Kapitaladäquanzverordnung mit deutlich erhöhten 
Kapitalanforderungen zu rechnen. Gerade im Förder- 
und Bürgschaftsgeschäft würden Erhöhungen der Kapi-
talanforderungen von teils 50 bis 100 Prozent drohen. 
Dies wäre nicht angemessen, da sich das zugrunde lie-
gende materielle Risiko nicht erhöht. Das Geschäft würde 
also ohne aufsichtlich gebotenen Grund verteuert, was 
ein erheblicher Nachteil für die Wettbewerbssituation 
deutscher Institute und den Standort Deutschland wäre. 
Wir haben es hier also mit einem ebenso wichtigen wie 
dringlichen Punkt zu tun, der unsere Banken adäquat 
entlastet.

Der Gesetzentwurf sieht zudem eine subjektive Steuer-
befreiung der DEG, der Deutschen Investitions- und Ent-
wicklungsgesellschaft mbH, vor, einer hundertprozenti-
gen Tochter der KfW-Bankengruppe. Die DEG, deren 
Aufgabe es ist, private unternehmerische Initiativen in 
Entwicklungs- und Reformländern zu fördern, soll expli-
zit als steuerbefreites Unternehmen im Körperschaftsteu-
ergesetz und Gewerbesteuergesetz aufgeführt werden. 
Mit der gesetzlichen Anpassung soll Rechtssicherheit ge-
schaffen werden und der entwicklungspolitische Spiel-
raum der DEG erhalten bleiben.
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Neben der Dringlichkeit aufgrund der entwicklungs-
politischen Tätigkeit der DEG ist die Steuerbefreiung 
aber auch steuersystematisch richtig, da bereits diverse 
weitere staatliche Banken eine subjektive Steuerbefrei-
ung genießen. Das Bundesministerium der Finanzen 
geht davon aus, dass die subjektive Steuerbefreiung der 
DEG beihilferechtlich unbedenklich sei und es zu keiner 
Verfälschung des Wettbewerbs und zu keiner Beeinträch-
tigung des Handels zwischen den EU-Mitgliedstaaten 
komme. Gleichwohl sollten wir den Punkt, inwieweit es 
vielleicht doch zu Beeinträchtigungen des Wettbewerbs 
kommen könnte, im Auge behalten. Da wir bei diesem 
Gesetzentwurf sehr schnell handeln müssen, blieb nicht 
die Zeit, die beihilferechtliche Frage in allen Verästelun-
gen zu analysieren. Vor diesem Hintergrund wird sich der 
Finanzausschuss Anfang 2026 nochmals mit der Steuer-
befreiung der DEG befassen – insbesondere dahin-
gehend, ob die DEG mit ihrem Kreditgeschäft mit Ge-
schäftsbanken im Wettbewerb steht.

Der heute zu beschließende Gesetzentwurf sieht über-
dies die Umsetzung von Regelungen zur aufsichtlichen 
Durchführung der EU-Verordnung über Echtzeitüberwei-
sungen vor. Die entsprechenden Regelungen müssen bis 
zum 9. April 2025 umgesetzt werden, damit die Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht BaFin eine Auf-
sicht über Zahlungsdienstleister im Zusammenhang mit 
Echtzeitüberweisungen ausüben kann. Diese begleitende 
Gesetzgebung ist zwingend erforderlich, da ansonsten im 
Bereich der Echtzeitüberweisungen, die den Zahlungs-
verkehr modernisieren und für die Verbraucher einen 
echten Mehrwert bieten, ein Aufsichtsdefizit entstehen 
könnte.

Wir als CDU/CSU-Fraktion werden dem Gesetzent-
wurf zustimmen.

Sebastian Brehm (CDU/CSU):
Zum vorzeitigen Ende der Legislaturperiode hat die 

Regierungskoalition noch einige technische Regelungen 
vorgelegt, die insbesondere zur fristgerechten Umsetzung 
europäischer Vorgaben im Finanzmarktbereich erforder-
lich sind.

Unsere Banken und die anderen regulierten Player auf 
den internationalen Kapitalmärkten sind auf die verläss-
liche und sinnvolle Umsetzung europäischer Vorgaben 
angewiesen, um ihre Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten. 
Selbstverständlich verschließen wir von der Union uns 
dabei nicht einer konstruktiven Mitarbeit.

Ein Bestandteil des vorliegenden Gesetzes ist die Um-
setzung eines Teils der ESAP-Omnibus-Richtlinie. ESAP 
steht für European Single Access Point, ein einheitlicher 
Zugangspunkt zu Informationen über EU-Unternehmen 
und Anlageprodukte. Mit dem Gesetz wird klargestellt, 
dass in Deutschland das sogenannte Unternehmensregis-
ter die Richtlinienvorgaben erfüllt.

Darüber hinaus wird geregelt, dass die Bundesanstalt 
für Finanzmarktstabilisierung (FMSA), die den Finanz-
marktstabilisierungsfonds verwaltet und überwacht, bis 
zum Ende des Jahres 2025 aufgelöst werden kann. Mit 
fortschreitender Abwicklung der übernommenen Risiko-
positionen aus der Finanzkrise 2008/2009 und der damit 

einhergehenden Reduktion von Aufgaben und Personal 
ist der Grund für die FSMA als eine eigene Behörde nicht 
mehr gegeben. Die Reste der FSMA sollen zum 1. Januar 
2026 in der Finanzagentur des Bundes aufgehen. Nicht 
zuletzt aufgrund unserer Bemühungen zur Bürokratie-
reduzierung begrüßen wir diese Entwicklung. Dabei ist 
natürlich sicherzustellen, dass die Integration der FSMA- 
Reste in die andere Behörde ohne neuen Personalaufbau 
erfolgt.

Ein weiterer Punkt betrifft die DEG – Deutsche Inves-
titions- und Entwicklungsgesellschaft –, eine Tochterge-
sellschaft der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW). Die 
DEG wird in den Katalog der persönlich steuerbefreiten 
Kreditinstitute im Körperschaftsteuergesetz und im Ge-
werbesteuergesetz aufgenommen, um Steuerbelastungen 
zu vermeiden. Das ist richtig, da diese Gesellschaft im 
öffentlichen Interesse den Aufbau der Wirtschaft in Ent-
wicklungsländern unterstützt. Mit der gesetzlichen An-
passung wird nun Rechtssicherheit geschaffen, und der 
entwicklungspolitische Spielraum der DEG bleibt erhal-
ten. Dabei haben wir uns versichert, dass hier eine bei-
hilferechtliche Relevanz ausgeschlossen werden kann.

Alles in allem enthält das Gesetz sinnvolle Regelun-
gen, die den am Kapitalmarkt tätigen Unternehmen punk-
tuell noch vor Ende der Legislatur zu Planungssicherheit 
verhelfen. Dafür haben Sie auch unsere Zustimmung.

Sascha Müller (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Verlässlichkeit und Planungssicherheit sind ein hohes 

Gut. Und ich bin froh, dass es noch gelungen ist, in 
unserer letzten regulären Sitzungswoche des Bundes-
tages vor der Wahl diesen Beitrag zu Verlässlichkeit 
und Planungssicherheit zu leisten.

Mein Dank gilt all denen, die das möglich gemacht 
haben. Ein besonderer Dank geht an Antje Tillmann für 
ihre Kooperation, aber nicht nur dafür, sondern auch für 
ihre stabile demokratische Haltung, die sie am Mittwoch 
einmal mehr bewiesen hat.

Nun, in dem Gesetz geht es – wie der Name schon 
sagt – um eine Reihe von dringlichen, aber sehr tech-
nischen Änderungen im Finanzmarkt- und Steuerbereich. 
Ich möchte einige wenige Punkte herausgreifen.

Wir schaffen Planungssicherheit für die Deutsche Ent-
wicklungsgesellschaft (DEG), die wir von der Körper-
schaftsteuer befreien. Damit kann die DEG rund 30 Mil-
lionen Euro an zusätzlichen Mitteln einplanen. Mit einer 
Protokollerklärung hat das Bundesfinanzministerium zu-
dem festgestellt, dass die Aufnahme der DEG in den 
Katalog der persönlich steuerbefreiten Kreditinstitute 
nach § 5 Absatz 1 Nummer 2 des Körperschaftsteuer-
gesetzes (KStG) und § 3 Nummer 2 des Gewerbesteuer-
gesetzes (GewStG) keine Maßnahme mit beihilferecht-
licher Relevanz darstelle.

Weiterhin schaffen wir insofern Planungssicherheit für 
die Bürgschafts- und Förderbanken, damit die Basel-III- 
Regelungen in der CRR III, die schon ab diesem Jahr 
gelten, für die Bürgschafts- und Förderbanken keine An-
wendung finden. Damit muss deren Durchleitgeschäft 
nicht mit zusätzlichem Eigenkapital hinterlegt werden.

(A) 

(B) 

(C) 
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Wir schaffen mit dem vorliegenden Gesetzentwurf die 
gesetzlichen Grundlagen, dass sich die zuständigen Be-
hörden für die Umsetzung der EU Instant Payment-VO 
und des European Single Access Points schon frühzeitig 
auf die Umsetzungen vorbereiten können. Schon seit 
9. Januar müssen Zahlungsdienstleister in der Lage sein, 
Echtzeitüberweisungen zu empfangen; bis 9. Oktober 
2025 müssen sie diese auch senden können. So können 
diese wichtigen EU-Vorhaben gut vorbereitet und für eine 
reibungslose Umsetzung gesorgt werden.

Und noch etwas schaffen wir mit dem Gesetz: Wir 
lösen die Bundesanstalt für Finanzmarktstabilisierung 
(FMSA) endgültig auf. Das klingt erst mal komisch, 
aber damit wird ein Prozess vollendet, der 2018 eingelei-
tet wurde. Natürlich bleibt dennoch die Finanzmarktsta-
bilität unendlich wichtig. Deshalb wurden die Aufgaben 
der FMSA als nationale Abwicklungsbehörde in die Ba-
Fin eingegliedert. Die Aufgaben der FMSA im Zusam-
menhang mit der Verwaltung und Abwicklung des Fi-
nanzmarktstabilisierungsfonds FMS wurden an die 
Bundesrepublik Deutschland – Finanzagentur GmbH 
übertragen. Am Ende waren in der verbliebenen Behörde 
nur noch sieben Stellen vorhanden. Nun sollen auch diese 
aufgelöst werden. Durch die Auflösung können wir uns 
auch die anstehende Neubesetzung ersparen.

Gestrichen haben wir aus dem Gesetzentwurf Regelun-
gen im Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG). Hier ging es 
um Anpassungen aufgrund der Vorgaben einer EU-Richt-
linie über den Versicherungsvertrieb. Dies geschah auf 
Wunsch von CDU und CSU, dem wir nachkommen. Die-
ses Thema wird in der kommenden Legislatur also noch 
einmal aufgegriffen werden müssen.

Insgesamt können wir also dieses letzte Gesetz im 
Steuerbereich, eines von zahlreichen Gesetzen dieser Le-
gislatur, mit denen wir das Leben der Menschen leichter 
und erschwinglicher gemacht haben, erfolgreich ab-
schließen.

Und im Übrigen gilt: „Nie wieder!” ist genau jetzt.

Frank Müller-Rosentritt (FDP):
Die Umsetzung der Basel-III-Reformen, insbesondere 

die neuen Eigenmittelanforderungen in der CRR-III-Ver-
ordnung, bringt weitreichende Veränderungen mit sich. 
Diese Reformen sind wichtig, um die Stabilität unseres 
Finanzsystems zu gewährleisten. Doch ebenso entschei-
dend ist es, dass wir dabei unsere Wettbewerbsfähigkeit 
erhalten und gezielt Belastungen vermeiden, die unsere 
Wirtschaft ausbremsen könnten.

Mit der vorgesehenen Anpassung der Kapitalanfor-
derungen zum 1. Januar 2025 greifen die Überarbeitung 
der Eigenmittelanforderungen CRR III und damit auch 
höhere Kapitalanforderungen für Banken. Förderbanken 
und deren Fördertätigkeit sollen ausgenommen werden. 
Für Förder- und auch Bürgschaftsbanken nutzen wir so 
die uns zugestandenen Spielräume auf nationaler Ebene 
effektiv und setzen ein klares Zeichen: Wir sorgen für 
Stabilität, ohne wirtschaftliche Dynamik zu ersticken. 
Die gezielten Erleichterungen für Förderbanken und 
ihre Durchleitungsgeschäfte sind dabei ein besonders 
wichtiger Schritt.

Dieses Gesetz ist richtig. Aber es kann nur der Anfang 
auf dem Weg zu einem nachhaltig wettbewerbsfähigen 
deutschen Bankensektor sein.

Ich möchte diese Gelegenheit nutzen, um allgemein 
auf die Probleme unserer Bankenbranche einzugehen.

Schon seit einiger Zeit stagniert das Wirtschaftswachs-
tum in Deutschland; Bürokratie, hohe Energiekosten und 
gleichzeitig Steuern belasten die Wirtschaft. Wer trotz-
dem an Neues glaubt und beim Finanzieren einsteigen 
will, muss sich erst einmal durch das ESG-Regelwerk 
und den Regulierungswald schlagen. Die Kreditvergabe 
vereinfacht das auf jeden Fall nicht. Ein Blick über den 
Atlantik würde uns hier sicher guttun, zum Beispiel, um 
die deutsche Basel-III-Umsetzung umfangreicher an in-
ternationale Standards anzupassen.

Um gleich in den USA zu bleiben: Unser Verbriefungs-
markt steht weiter hinter dem amerikanischen zurück. Ein 
zentrales Problem des deutschen Verbriefungsmarktes ist 
die geringe Nutzung besonders durch kleinere Banken, 
bedingt durch hohe regulatorische Hürden und komplexe 
Prozesse. Eine standardisierte Verbriefungsplattform 
könnte Kosten senken, Abläufe vereinfachen und das 
Eigenkapital der Banken effizienter nutzbar machen. So 
ließe sich die Kreditvergabe an den Mittelstand stärken 
und der Zugang zu Kapitalmärkten verbessern. Zudem 
könnte ein funktionierender Verbriefungsmarkt die 
Transformation hin zu einer nachhaltigen und digitalen 
Wirtschaft unterstützen und finanzieren. Hier wäre dem-
entsprechend gleich die Möglichkeit für ein neues Ge-
setz, welches endlich einen einheitlichen Rechtsrahmen 
schaffen und somit ein Aufleben des Verbriefungsmark-
tes ermöglichen könnte.

In der aktuellen wirtschaftlichen Lage müssen wir si-
cherstellen, dass Finanzierungen für Unternehmen und 
Haushalte nicht durch überhöhte Kapitalanforderungen 
erschwert werden. Denn gerade jetzt brauchen wir eine 
starke Realwirtschaft, eine florierende Bau- und Woh-
nungswirtschaft und eine funktionierende Kreditvergabe.

Erfreulicherweise beachtet der hier vorliegende Ge-
setzentwurf auch den eben angesprochenen internationa-
len Wettbewerb. Während die Einführung der CRR III in 
der EU bereits zum 1. Januar 2025 greift, sehen wir, dass 
andere große Finanzmärkte, etwa die USA und das Ver-
einigte Königreich, mit der Umsetzung zögern und frü-
hestens Mitte 2025 oder noch später mit der Umsetzung 
und effektiven Anwendung der neuen Regelungen starten 
wollen. Es ist daher richtig und notwendig, Maßnahmen 
zu ergreifen, um Wettbewerbsnachteile für deutsche Ban-
ken zu vermeiden. Denn eines ist klar: Wir dürfen nicht 
zulassen, dass unsere Institute aufgrund strengerer Vor-
gaben ins Hintertreffen geraten, während andere Länder 
davon profitieren.

Bereits unter Christian Lindner hat das Bundesfinanz-
ministerium an einem Entwurf zur Umsetzung des EU- 
Bankenpakets gearbeitet. Wir sind erfreut, dass dieses 
wichtige Vorhaben jetzt seinen erfolgreichen Abschluss 
findet. Nach Streichung unter anderem der geplanten Än-
derung des § 319 VAG und anderen Anpassungen liegt 
uns hier ein ausgewogener Gesetzentwurf vor.

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 
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Finanzaufsicht ist wichtig, aber sie muss mit Finger-
spitzengefühl erfolgen. Wir als FDP-Fraktion wollen 
keine übermäßigen Hürden, sondern eine Finanzbranche, 
die stabil ist und zugleich ihrer Aufgabe als Rückgrat der 
Realwirtschaft gerecht werden kann. Wir unterstützen 
dieses Gesetz, da es einige wichtige Punkte enthält, die 
wir ausdrücklich begrüßen. Das Gesetz nutzt die Spiel-
räume in der CRR III, um gezielt Erleichterungen dort zu 
schaffen, wo sie sinnvoll und notwendig sind. Trotzdem 
gibt es noch viele Baustellen, die ich nur kurz skizzieren 
konnte. Potenziale der privaten Altersvorsorge und Digi-
talisierung warten nur darauf, gehoben zu werden.

Lassen Sie uns gemeinsam daran arbeiten, eine Ba-
lance zwischen Finanzstabilität und Wirtschaftswachs-
tum zu finden. Die Anpassung der Kapitalanforderungen 
für einige Banken aus diesem Gesetzentwurf ist ein 
Schritt in diese Richtung. Lassen Sie uns ihn mit Zuver-
sicht vorwärtsgehen für eine starke Wirtschaft, für funk-
tionierende Finanzierungen und für eine erfolgreiche Zu-
kunft unseres Finanzsektors.

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 
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